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(Wiederaufnahme um 9 Uhr.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geschätzten Damen und Herren! Ich wünsche einen wunderschönen guten Morgen!

Wir nehmen die Sitzung des Gemeinderats wieder auf. Entschuldigt für heute ist GRin Polkorab.

Die Beratung des Voranschlagentwurfs der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2009 und des Gebührenprüfungsantrags wird fortgesetzt.

Wir kommen zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung mit Postnummer 5, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen für das Jahr 2009, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan Stadt Wien – Wiener Wohnen jedoch getrennt vorzunehmen.

Wird dagegen ein Einwand erhoben? Ich sehe diesen nicht.

Ich darf die Damen und Herren des Gemeinderats ersuchen, so wie vorgeschlagen auch vorzugehen.

Zur Beratung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung hat sich Frau GRin Frank zum Wort gemeldet. Ich erteile es ihr. Redezeit ist 25 Minuten.

GRin Henriette Frank (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Es ist leider alle Jahre so, dass das Interesse sowohl am Rechnungsabschluss als auch an der Budgetdebatte relativ gering ist und das zeigen ja auch die noch fast leeren Bänke.

Vieles, was wir hier gestern gehört haben und heute noch hören werden, wurde auch schon in den vergangenen Jahren gesagt. Aber es stimmt mich dann trotzdem zuversichtlich, weil ja damit einiges auch umgesetzt wurde und zwar einiges auch von unseren Forderungen. Wenn wir seinerzeit die Wohnbeihilfe auch für jene Mieter gefordert haben zu gewähren, die in den Privathäusern wohnen, dann hat das zwar zehn Jahre gedauert, aber letztlich wurde es auch von der Stadt Wien übernommen.

Bei den Grundrisslösungen - auf diese komme ich dann noch besonders zu sprechen - hat es sieben Jahren gedauert und trotzdem wird jetzt endlich die Stadt Wien auch in dieser Beziehung tätig. 

Es geht dann noch um die Erhöhung der Heizkostenzuschüsse und so weiter. Das heißt, wir sind auf dem richtigen Weg, wenn wir das alljährlich wiederholen, denn der stete Tropfen höhlt den Stein und letztlich kommen wir doch zum Ziel.

Sie, Herr Stadtrat, haben jetzt kürzlich eine Presseaussendung über die Nachhaltigkeit gemacht, und zwar über die soziale Nachhaltigkeit. Da war es Ihnen besonders wichtig oder es war die Kompaktheit des Baukörpers im Verhältnis Außenfläche zur Kubatur ein wesentlicher Punkt. Jetzt war das zwar nicht ganz in Ihrer Ära, aber ich frage mich dann schon, wie es zu einem Gebäude wie dem von Zaha Hadid kommen konnte, das ja dem völlig widerspricht und wo, und das ist jetzt das Wesentliche, immerhin 10 Millionen EUR in ein Bauwerk geflossen sind, das überhaupt niemand will. Es haben sich jetzt zwar wieder Leute eingemietet, unter anderem auch die SEG. Aber gerade die SEG hat durch das Insolvenzverfahren wirklich viele Leute in eine fast schon finanziell existenzielle Krise gestürzt, weil diese plötzlich alle in einem Vakuum gelandet sind. Sie mussten sich daraus mit erhöhten Mitteln selbst befreien und jetzt ist die SEG wieder da, aber niemand hilft denen, die übriggeblieben sind.

Es war dann ... (GR Siegi Lindenmayr: Das ist ja eine schwarze Firma!) Um das geht es ja nicht, aber es waren auch Bauten der Stadt Wien und um das geht es. Und es waren Bauten, die aus den Wohnbaufördermitteln errichtet wurden. So kann man das nur sehen, weil das waren die Steuerzahler.

Es ist dann noch von angstfreien Räumen, flexiblen Grundrissen und Kommunikationsflächen die Rede. Bei diesen angstfreien Räumen – das muss ich jetzt wiederholen, denn das ist in der Form meines Wissens noch nicht so umgesetzt – ist es nämlich so, und da ist auch im Budget wirklich kein Ansatz zu erkennen, dass wir gefordert haben, man soll die Polizei doch schon während der Planungsphase einladen, um hier spezielle Angsträume von vornherein zu vermeiden. Es geht jetzt nicht darum, dass die große Überwachung stattfindet, doch auch das hat über unsere Initiative mittlerweile auch schon Erfolg gezeitigt, sondern es geht vor allem darum, dass man diese Angsträume gar nicht erst plant.

Die flexiblen Grundrisse, ich habe es vorhin schon angesprochen, fordern wir schon seit sieben Jahre. Wir haben schon Konzepte vorgelegt, die, am Rande bemerkt, damals von einer Architektin ausgearbeitet wurden, aber sie wurden nicht ernst genommen. Und wie so oft gilt es erst dann, wenn mit jahrelanger Verspätung dieselbe Idee, die in ihrer Umsetzung hätte schon längst Normalität werden können, von der SPÖ kommt. Dann werden teure Studien bemüht, nur um nicht auf Anträge der Opposition reagieren zu müssen. Das alles hätte aber zu einem Zeitpunkt geschehen können, wo die Wohnbauförderung noch 734 Millionen EUR betragen hat und nicht, wie jetzt von der Frau StRin Brauner so hoch gelobt, 593 Millionen EUR, also um 141 Millio-
nen EUR weniger als noch vor wenigen Jahren. Und wieder einmal hat Frau StRin Brauner dann erzählt, wie toll sie das Geld verteilt, aber sie vergisst, dass auch heuer die Wohnbauförderung wieder ein Minus im Verhältnis zum Vorjahr ausweist. Das mit der hohen Wohnbauförderung war klar, es war ein Wahljahr, man wollte plötzlich was auf die Beine stellen.

Ich frage mich aber, wo Sie jetzt in der Bundesregierung sind – und diese Aussage zählt ja nun nicht mehr, dass Sie sagen, Sie können da nichts tun –, dass trotzdem die Wohnbauförderung gekürzt wird, denn in Wirklichkeit müssten Sie jetzt alles daran setzen, und Wien hat einen steigenden Wohnbedarf, dass die Wohnbaufördermittel praktisch erhöht werden, so wie das auch von uns gefordert wurde.

Ein zweiter Punkt war dann die Flexibilität der Grundrisse und es wurde auch das immer wieder abgelehnt. Wir werden daher noch einmal mehr einen Antrag einbringen, weil es schon - und zwar mit günstigen Mitteln - im Vorfeld bei der Planung möglich ist, wenn es entsprechend große Wohnungen sind, zumindest einmal Bade- und Küchenanschlüsse vorzusehen, damit man dann durchaus zum gegebenen Zeitpunkt diese Wohnung vielleicht abtreten kann und damit den Jugendlichen die Chance gibt, noch im Nahbereich der Eltern zu wohnen. Das kann aber dann auch ganz anders verlaufen, dass Jugendliche Jungfamilien gegründet haben und dass die Eltern in den kleineren Teil ziehen wollen. Warum das bisher vehement abgelehnt und nicht schon längst umgesetzt wurde, kann ich überhaupt nicht verstehen, weil es ja auch massiv Kosten sparen würde, wenn man dann nicht für jede Gruppe immer eine eigene Wohnung braucht, sondern man sich das hier aufteilen könnte.

Wir haben in diesem Zusammenhang jetzt eine ganze Menge Punkte aufgeführt nach unserem Jungen Wiener Modell, dass eben einmal die Jungfamilien und so weiter bei der Wohnvergabe stärker berücksichtigt werden, dass es nicht so ist, dass Jungfamilien mit zwei Kindern auf 34 m² wohnen müssen und für die Stadt Wien kein Überbelag besteht. Dass vor allem auch Patchwork-Familien die Chance haben und die werden ja von Ihnen auch immer so sehr in den Mittelpunkt gestellt, aber dass auch die Scheidungskinder einmal auf Besuch kommen können. Das alles wäre für junge Menschen sehr, sehr wichtig, aber in der Beziehung ist nicht erkennbar, dass schon so viel passiert.

Es soll auch nicht das Problem sein, dass, wenn Wohnungen zum Beispiel neben der Wohnung der Eltern oft jahrelang leer stehen und die Kinder möchten dort hinziehen, dass es von Seiten der Stadt Wien einfach partout nicht möglich ist, dass man hier die Familie im, wenn auch getrennten, aber doch Verbund lässt, sondern das ist dann immer an ganz einer anderen Stelle. Es ist das alles für uns nicht nachvollziehbar.

So haben wir hier eine Art Forderungskatalog aufgestellt, wo wir in formeller Hinsicht um die Zuweisung dieses Antrags an den amtsführenden Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung geben möchten.

Und welches Konjunkturpaket wird schlagend, wenn das Baunebengewerbe massiv gestärkt werden soll, aber der soziale Wiener Wohnbau keine finanziellen Möglichkeiten hat, eigene Objekte zu errichten? Trotz des prognostizierten Bevölkerungswachstums, und da wird immerhin bis zum Jahr 2030 von 500 000 Menschen mehr gesprochen, aber auch, wenn es nicht 500 000 Menschen mehr sind, das Wohnungsangebot ist nicht vorhanden. Das bedeutet aber, dass dann viele junge Menschen auf sehr teure Wohnungen ausweichen müssen, wo es eben dann Kautionen und so weiter gibt. 

Wenn es um die Unterstützung des Bauneben- und Bauhilfsgewerbes geht, und die Frau StRin Brauner hat dem einen großen Schwerpunkt gewidmet, dann soll vielleicht Wien einmal nicht als der bekannt schlechte Zahler auftreten. Denn nicht wenigen geht dann die finanzielle Luft aus, weil es bis zu einem Jahr dauert, bis Wien die von ihr bestellten Leistungen auch begleicht und es hat gerade der Mittelstand nicht die finanziellen Ressourcen, dass man das so ohne Weiteres überlebt.

Es ist gut, wenn die Sanierungsprojekte vorangetrieben werden, aber oft wäre auch eine Politik der kleinen Schritte sehr zielführend. Sie machen das jetzt immer so, dass, wenn Sanierung, dann soll das gleich blockweise geschehen. Das ist natürlich einzusehen und ist in manchen Bereichen eine Kostenersparnis, aber wenn dann bei Bauten seit 50 Jahren die Fenster nicht erneuert wurden, dann ist das ein massiver Energieverlust und von Nachhaltigkeit kann man da nicht mehr reden. Hier wäre eine Sanierungsoffensive erforderlich, wo das Wohnbauförderungsvolumen um mindestens 150 Millio-
nen aufgestockt werden soll. Wenn man das wieder aufstocken würde, dann entspräche das in etwa wieder der Zahl, wie wir sie eben im Jahr 2000 bei der Wahl hatten. Aber leider wird auch das hier nicht durchgeführt, sondern obwohl Regierungsbeteiligung gibt es massive Kürzungen. 

Ich habe das schon ein bisschen anklingen lassen, dass eben viele Menschen dann auf die teuren Wohnungen mit den Vermietungsprovisionen und der Kaution angewiesen sind, weil da eben nicht genügend Gemeindewohnungen da sind und sie, aus welchen Gründen dann auch immer, nicht in diesen Genuss kommen. Das ist oft schon sehr schade, weil es oft junge Leute sind, die vielleicht unüberlegt einfach einmal aus der elterlichen Wohnung ausziehen und schon sind sie in die Zweijahresfalle gegangen. Da denke ich mir, wenn wir genügend kleinere Wohnungen hätten und gerade für Jungfamilien, dann würde das ganz anders aussehen. Viele sind dann ja auch noch arbeitslos oder haben nur einen Teilzeit-Job und der lässt auf Grund des geringen Einkommens oft kaum Spielräume zu und sie kommen dann auch nicht in den Genuss der Wohnbeihilfe. Das ist auch ein springender Punkt, denn oft sind es Lehrlinge, es sind AlleinerzieherInnen, es sind viele Rentner, es sind Soldaten, Zivildiener und so weiter, also eine sehr große Gruppe, die auf Grund ihres geringen Einkommens einfach nicht in den Genuss der Wohnbeihilfe kommen.

Das ist für uns mit sozial überhaupt nicht in Einklang zu bringen und wir fordern daher, dass zumindest auch die Wohnbeihilfe derart gestaltet wird, dass man ab der Mindesteinkommensgrenze einen Anspruch auf diese Wohnbeihilfe hat, denn das würde wirklich sehr, sehr vielen jungen Menschen, aber wie gesagt auch Rentnern, AlleinerzieherInnen und so weiter zugute kommen. Auch hier wird in formeller Hinsicht die Zuweisung verlangt.

Dann ist es ja so, dass es oft nicht einmal sosehr die Miete ist, sondern die ständig steigenden Betriebskosten belasten die Menschen und zwar um einen nicht unwesentlichen Betrag per Monat. Wenn Frau StRin Brauner meint, die Wiener können sich auf die Stadt verlassen, dann verlasse ich mich nicht so gern auf jemanden, der mir vor der Wahl alles verspricht und nach der Wahl kommt dann der Erhöhungsregen auf mich nieder, fast schon unvorbereitet, weil ja vorher noch genau das Gegenteil versprochen wurde.

Wir Freiheitliche fordern daher die Senkung der Strompreise um 10 Prozent und der Gaspreise um 25 Prozent. Auch wenn Sie sich ob des Heizkostenzuschusses brüsten, der ja jetzt von Ihrer Seite von 100 EUR auf 200 EUR erhöht wird und wir haben 600 EUR gefordert, so ist es doch in Wahrheit so, dass sich die Menschen durch die ständig steigenden Heizkosten diesen Zuschuss in Wahrheit selber zahlen und es keine Leistung der Stadt Wien ist. Mindestens so sinnvoll wäre es aber, auch die Menschen darauf aufmerksam zu machen, welche Auswirkungen es hat, wenn Wohnungen mit 28 Grad Celsius geheizt werden und die Fenster geöffnet sind. Denn diese Broschüren, und es sind oft wirklich Broschüren anderer Art, sehr aufwendig gestaltet, wären zweifelsohne nachhaltiger als jene, wie sie im Budget ausgewiesen sind. Entgelte für laufende Information über geförderten Wohnbau in der Höhe von 3,7 Millionen EUR. Das sind immerhin um 300 000 EUR mehr als im Vorjahr. Parallel dazu senken Sie aber die Wohnbauförderung und das wirklich nachhaltig um 8 Millionen. 

Ich frage mich aber, wenn Sie dann ohnehin immer weniger Geld haben, was wollen Sie dann bauen und wie wollen Sie das, was Sie nicht bauen, vorstellen, um so drastisch diese Informationsbroschüren zu erhöhen? Da braucht auch die Opposition keine Ängste zu schüren, sondern wir Freiheitliche sprechen nur die Ängste der Menschen aus und ich bin überzeugt, dass die Umfrage in den Gemeindebauten sehr viel von dem, was wir schon immer hier klar machen wollten, auch niedergeschrieben hat. Angst haben die Menschen betreffend ihre finanzielle Situation und betreffend ihre Wohnqualität. Denn es ist ja auch so, dass jene, die auf Eigentum oder Genossenschaft sparten, nun feststellen müssen, dass durch das soziale Umfeld eine Entwertung stattfindet und sie gar nicht mehr in der Lage sind, sich jetzt anderswo adäquate Wohnungen zu leisten. Da helfen auch die extrem hohen Aufstockungsbeiträge bei den Gebietsbetreuungen nicht, um erfolglos Mediation zu betreiben. Erfolglos sage ich deshalb, denn wenn Mediationen sieben Jahre dauern, dann der Fall auch noch von einem zum anderen, von der Gebietsbetreuung zur Stadt und zu den Mietern hin und her geschoben wird, dann ist doch dieser Erfolg überhaupt nicht messbar. Es ist dies die falsche Verwendung der Ressourcen und es wäre hier viel wichtiger, die Gebietsbetreuung, so wie es auch früher war, zur Wiederbelebung leerstehender Geschäftsstraßen heranzuziehen und das mit wirklich nachhaltigen Konzepten. Denn bisher war es ja leider auch oft so, dass diese Projekte am Leben erhalten wurden, solange die Gebietsbetreuung Geld in die Projekte gesteckt hat, und sobald sich die Gebietsbetreuung aus diesem Projekt zurückgezogen hat, ist das Projekt zusammengefallen. Vielleicht sollte man sich hier andere Wege überlegen, dann wären wir auch gerne bereit, künftige Erhöhungen, wie es diesmal der Fall war, bei der Gebietsbetreuung mitzutragen. (Beifall bei der FPÖ)

Um hier noch einmal bei der Nachhaltigkeit zu bleiben: Ich bin davon überzeugt, würde man die Einkaufsstraßen beleben, dann wäre die Nachhaltigkeit durch entsprechende Arbeitsplätze gegeben, was bei der Mediation zweifelsohne nicht der Fall ist. Von uns wird sie bei der Möblierung nicht verstanden, auch das war ein Punkt in dem Pressedienst, sondern eben so, dass die Aufstockung der Wohnbauförderung, die ein deutliches Plus an Gemeindewohnungen zulässt, auch Arbeitsplätze schafft und damit Mittel in den Wirtschaftskreislauf fließen können.

Wir fordern von diesem Budget, dass der Senkung der Einkommensgrenze für Wohnbeihilfen zugestimmt wird, dass eine Erhöhung der Wohnbauförderung zumindest auf den Stand von 2000 gebracht wird, dass die Grundrisslösungen den entsprechenden Erfordernissen auch der jungen und alten Generation oder auch gleichwertig Jüngeren, Älteren und so weiter ohne großen finanziellen Aufwand endlich auch so durchgeführt werden, dass hier alle davon profitieren können und wir fordern eine Senkung der Betriebskosten. 

Ich kann das leider alles nicht in dieser Form aus dem Budget herauslesen und wir werden es daher auch ablehnen. (Beifall bei der FPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren!

Themenbereich Wohnen, nicht weit weg von dem Hauptthema dieser Tage, dieser Wochen, nämlich der Krise und den Schwierigkeiten der Menschen, mit ihrem Geld auszukommen. Wenn in Wien 40 Prozent der Haushalte ständig überschuldet sind und diese Anzahl steigt, wenn die Zahl der SozialhilfeempfängerInnen in der Stadt auf 100 000 zustrebt und damit weit über dem Doppelten vom Jahr 2000 ist, dann machen der Wohnenbereich und die damit verbundenen Kosten natürlich noch mehr Schwierigkeiten. Die Kosten für Wohnen und Energie liegen beständig über der Inflation. Da erzähle ich nichts Neues, da gibt es Studien en masse. Die Arbeiterkammer veröffentlicht Tag und Nacht Papiere, aus denen wir alle lernen könnten. Wenn in Wien in einem Haushalt, der mit den Finanzen halbwegs sicher ist, die Wohnkosten insgesamt über 20 Prozent des Budgets ausmachen und bei den ökonomisch schwächeren Haushalten, AlleinerzieherInnenhaushalte mit mehreren Kindern die Wohnkosten plus Energiekosten bis zu einem Drittel und mehr ausmachen, dann ist Handlungsbedarf gegeben. 

Wer es heute nachlesen möchte, ein weiterer Indikator für die steigende Zahl der Armut ist ein neuer Sozialmarkt, der gestern aufgesperrt hat, der am ersten Tag von Menschen überrannt wurde, wo man sich zum Beispiel am Anfang nicht sicher ist, ob das eine gute Idee ist oder nicht, weil es schön wäre, wenn wir keine Sozialmärkte hätten, weil wir keine notwendig haben. Die bittere Not, die es mittlerweile auch in dieser Stadt vermehrt gibt, zeichnet sich auch bei solch einer Eröffnung eines Sozialmarktes, die fast gefeiert wird, dann aus, wo hunderte Leute am ersten Tag hinfinden.

Wohnungen in Wien, zurück zu den Wohnpreisen. Es ist kein Wunder, dass die Leute so Schwierigkeiten haben, wenn ich mir anschaue, was in dieser Stadt jetzt schon als sozial gefördert gilt. Ich nehme nur zwei Beispiele: Eine mehrköpfige Familie, die, sagen wir, gern eine 100 m²-Wohnung mit vier Zimmern hätte, darf sich eine Genossenschaftswohnung auf Wohnservice wien.at suchen und wenn sie was findet, was günstig ist, dann kostet das im Monat fast 800 EUR und man braucht Eigenmittel von 52 000 EUR. 52 000 EUR Eigenmittel! Wenn sie zu einer Bank gehen und überhaupt noch einen Kredit bekommen, dann zahlen sie eine Weile lang zurück und Rücklagen? Wie eingangs gesagt, 40 Prozent der Wiener Haushalte sind verschuldet und dann haben sie eben keine 52 000. Für so eine Wohnung in dieser Preislage stehen schon 50 Leute auf der Warteliste. 50 Leute wären froh, wenn sie so eine Wohnung bekommen würden.

Zweites Beispiel: Eine kleine Wohnung, 57 m², zwei Zimmer, sagen wir, Alleinerzieherin mit einem Kind oder zwei Kindern, kostet 370 EUR. Dafür braucht sie aber 30 000 Eigenmittel und wie viele Leute wollen so eine Wohnung haben: 30 000 Eigenmittel und fast 400 EUR Miete? 140 Personen stellen sich für diese Wohnung an und eine Person wird sie am Ende kriegen und die anderen 139 hätten das gerne gehabt und müssen weiter suchen. Das läuft aber unter „sozial", das läuft unter „günstiger Wohnen", das läuft nicht unter „Ich suche im ‚Kurier’ und in der ‚Kronen Zeitung’ und im ‚Standard’ bei den Inseraten“, sondern das soll der billige, der günstigere, der geförderte Wohnraum in der Stadt sein? Kein Wunder, dass die Leute hinten und vorne nicht auskommen! Wenn Sie bessere Beispiele finden, die viel günstiger sind - ich wäre interessiert, weil ich noch einen ganzen Pack zum Vorlesen hätte. Die sind aber alle in etwa in dieser Preisklasse. Deswegen ist Handeln dringend notwendig. 

Die GRÜNEN haben in der Vergangenheit Vorschläge unterbreitet, die sich zwischendurch mit der Bundesgesetzmaterie beschäftigen. Dann heißt es von Ihnen immer: „Das ist Bundessache.“ Wenn man Vorschläge macht, die nur den Gemeindebau betreffen, kommt als Nächstes eine Aussendung der SPÖ: Wieso nur der Gemeindebau und wieso nicht die Wohnungen am freien Markt? Deswegen beides. Ich sage auch gleich, was die ÖVP dazu meint. Die hat nämlich in einer Aussendung auf Vorschläge der GRÜNEN gesagt: Das ist grüner Klassenkampf. Dort werden wir schauen, beim grünen Klassenkampf beim Wohnen, war dann die Antwort. Und alles, worum es geht, ist ein Ausbauen der Rechte der Mieter und Mieterinnen im Sinne einer Kosteneinbremsung.

In der aktuellen Koalitionsvereinbarung findet sich nämlich leider in dem Bereich sehr wenig, was sehr schade ist, wenn man rechnet, dass mit dem Herrn Faymann jemand Bundeskanzler geworden ist, dessen ureigenstes Gebiet das Mietrecht war und daher war er in diesem Haus auch für diese Geschäftsgruppe zuständig. Nicht nur, dass die Koalitionsvereinbarung in dem Bereich sehr mager ausfällt - also wer es durchlesen möchte, das geht sehr schnell. Sie könnten sich das wahrscheinlich während meiner Rede locker noch dazu lesen. Das war es dann schon. Viel mehr brauchen wir nicht dazu zu sagen. Wer glaubt, dass diese drei A4-Seiten, die ich hier in der Hand habe, wahnsinnig massive Verbesserungen haben, wird nicht fündig werden. Es sind ganz, ganz wenige Punkte dabei, die er als dringend notwendig gesehen hat. Bei den anderen ist es eine Diskussion, die sich dann ungefähr folgendermaßen liest, nur damit man ein Gefühl bei den Provisionsobergrenzen für Mieter bei Wohnungsmietverträgen dafür kriegt. Da heißt es am Schluss: „Wobei der Anwendungsbereich im Detail zu klären ist.“ Das klären die zwei Parteien schon seit Jahren, nämlich nicht. Bisher hat das Herr Bartenstein blockiert, in Zukunft wird es der Herr Mitterlehner sein und die SPÖ wird sich in dieser Frage nicht durchsetzen, falls sie sich überhaupt durchsetzen möchte. Es wird wieder nicht passieren und eine ganze Menge der anderen Punkte lauft so ähnlich. Der freundlichste ist noch bei den Kautionen zu finden.

Deswegen ist es notwendig, dass wir hier Anträge einbringen, die sich mit diesem Bereich, der bei den Koalitionsverhandlungen sträflich vernachlässigt wurde, beschäftigen. Eine Ausweitung des Mieterschutzes: Was für einen Sinn hat das? Wer das Mietrechtsgesetz kennt - alles ist ein Neubau, was nach dem 1. Juli 1953 per Baubewilligung errichtet wurde. Also, wenn Sie in einem Haus wohnen, das 1956 oder 1962 gebaut worden ist, so ist das ein Neubau, wiewohl es mittlerweile über 50 Jahre alt ist. 20 Novellen hat dieses MRG überlebt, ohne dass es irgendwann angepasst worden wäre. Wir möchten, dass das Mietrecht ausgeweitet wird und auch für alle Wohnungen und Häuser gilt, die bis zum 1. Jänner 1980 gebaut wurden, eh schon 28 Jahre alt sind, auch nicht wirklich ein Neubau sind. Das würde aber zehntausende Wohnungen in das Mietrecht hineinbringen und dadurch Verbesserungen für die Mieter und Mieterinnen bringen, nachvollziehbar in Mietzinsobergrenzen und Befristungen. Da hätte man das Gefühl, dass man bei der SPÖ offene Türen einrennt. Wenn ich die Bundespartei anschaue, dann ist es nicht so. 

Deswegen noch einmal hier der Antrag. Ich bin gespannt, ob die SPÖ in Wien das unterstützt. Dann wäre noch interessant, als Nächstes zu sehen, was die Abgeordneten der Sozialdemokratie, die aus Wien kommen und im Nationalrat sitzen, dort tun werden, falls es dann jemals dort so einen Antrag geben würde oder wird. 

Nachvollziehbare Mietzinsobergrenzen, auch schon eine Forderung, die nicht nur von den GRÜNEN kommt, sondern seit Jahren von allen Initiativen in diesem Bereich gestellt wird, bisher leider vergebens. Und bei Befristungen Abschläge, die wesentlich höher sind. Das war dann der Klassenkampf für die Volkspartei, nachdem jetzt fast ausschließlich oder zumindest verstärkt immer mehr befristete Mietverträge vergeben werden. In Wien gibt es den Sager, den ich als aus Vorarlberg Zugewanderter nicht gekannt habe, aber nachdem ich als Student öfter umgezogen bin, hat irgendjemand einmal gesagt: „Dreimal umgezogen ist einmal abgebrannt." Wenn man lauter befristete Verträge kriegt, bleibt einem nichts anderes übrig, als ständig mit den ganzen Gebühren und allem, was es nach sich zieht, umzuziehen. Wir hätten gerne Befristungsabschläge von 35 Prozent bei der Erstvermietung und von 50 Prozent bei einer neuerlichen befristeten Vermietung. Dann wird es unattraktiv. Die einen nennen das Klassenkampf, die anderen, nämlich wir als GRÜNE, würden sagen, das wird dazu führen, dass nicht so viele Wohnungen befristet angeboten werden. Das gibt den Leuten auch Sicherheit.

Indexanpassung von Wohnungsmieten und Inflation: 10 Prozent Schwellenwert statt 5 Prozent, Schwellenwert und Indexanpassung in Zukunft nur noch nach vorne, nicht nach rückwärts. Ein neuer Eigentümer darf momentan drei Jahre rückwirkend, wenn er es vorher verpasst hat, den Mieterinnen und Mietern die Indexerhöhungen hinaufbrennen. Wir wollen das nicht, weil die Leute, die mit solchen Verträgen einziehen, das nicht immer wissen. Indexanpassung bei Wohnungen nur noch nach vorne in die Zukunft, nicht mehr, wie es bis jetzt erlaubt ist, auch rückwärts. 

Dann hätten wir einen Antrag, der quasi zum Teil schon 2009 erfüllt worden ist. Wenn ich mir das Budget für das kommende Jahr anschaue beziehungsweise den Wirtschaftsplan 2009 von Wiener Wohnen, dann ist vielleicht beabsichtigt, das wäre dann auch eine Frage an die Mehrheitsfraktion im Hause, genau das zu tun, nämlich, wir hätten gerne ein Moratorium für die Mietzinsanpassungen im Gemeindebau 2009. 2008 war das möglich. Wenn Wahlen sind, ist das für die SPÖ möglich, ein Geschenk, in dem Fall eine sinnvolle Nichterhöhung, ein Gleichbleiben der Mieten im Gemeindebau in einem Bereich wenigstens zu garantieren. Geht das auch 2009? Wenn ich den Wirtschafsplan 2009 nehme, sehe ich bei den Erlösen eine Prognose für das kommende Jahr, die gerade einmal um 0,15 Prozent über dem Plan 2008 liegt. Also Umsatzerlöse im Wiener Gemeindebau statt 814 090 000 in Zukunft 816 Millionen, also 0,15 Prozent Steigerung. Sie hatten im Vorjahr meiner Meinung nach etwas seriöser eine Prognose mit einer Steigerung von 778 auf 814 Millionen abgegeben, das waren 4,6 Prozent.

Wir hatten vor einem Jahr hier einen Wirtschaftsplan, der behauptet hat, die Umsatzerlöse im Wiener Gemeindebau werden um 4,6 Prozent steigen. Jetzt haben wir einen Plan vorliegen, der sagt, die Steigerung wird nicht mehr als 0,15 Prozent betragen. Da wären wir sehr froh, weil das heißt nahezu gleichbleibende Mieten. Um das genau abzuklären und nicht nächstes Jahr da irgendwelche Überschreitungen und anderes miterleben zu müssen, der Antrag der GRÜNEN, der Ihnen fast entgegenkommen müsste, nämlich: Machen wir das nicht nur, wenn Wahlen stattfinden, weil nächstes Jahr ja vielleicht keine Nationalratswahlen sind. Machen wir im Jahr 2009 keine indexgebundene Mietzinsanpassung im gesamten Wiener Gemeindebau. Das gibt der Bundesregierung genügend Zeit, die Gesetze in diesem Bereich zu ändern und man würde sehen, dass es sich nicht nur um einen Wahlkampfschmäh für 2008 gehandelt hat, sondern dass es sich tatsächlich um eine ernst gemeinte Maßnahme handelt und Sie würden auch den Wirtschaftsplan besser einhalten, dem Sie heute zustimmen möchten. Diese Erlöse beziehungsweise prognostizierten Erlöse - eine Aufklärung darüber würde mich auch interessieren. 

Die Maklerprovisionen, das haben wir auch schon öfter gefordert, Maklerprovisionen in Österreich. Der Antrag, den die GRÜNEN heute in der Diskussion, in der Debatte einbringen werden, soll die Maklerprovision nicht nur beschränken, sondern vor allem nur dem aufrechnen dürfen, der selber sucht. Also wenn ich zu einem Makler gehe und einen Auftrag gebe und dann warte, bis er ein Angebot legt, dann zahle ich als Wohnungssuchender. Wenn ich mir das Internet durchschaue, wenn ich im Internet surfe, den „Kurier“ in die Hand nehme, den „Standard“ in die Hand nehme und dann sage, die Wohnung hätte ich gerne angeschaut, dann zahle ich nicht als Suchender, sondern nur derjenige, der anbietet. Das ist meinetwegen ein Klassenkampf gegen die Makler und Maklerinnen, weil die dann sehr viel weniger verdienen, denn momentan sind sie ja mit den Maklergebühren Europameister, leider, leider lange Jahre von der Volkspartei verteidigt. Das wäre eine Möglichkeit, hier eine Änderung zu vollziehen. Auch dieser Antrag wird heute von den GRÜNEN hier zur Abstimmung gebracht. 

Wenn man alle diese Anträge umsetzen würde, dann sind wir in der Nähe von, nicht vom Paradies, aber von einer Eindämmung im Mietenbereich, was die Kosten angeht, im Gemeindebau sogar bei einem Mietenstopp. Aber das ist natürlich alles nicht ausreichend. Es wären aber die ersten wichtigen Schritte. Dass leistbares Wohnen in einem höheren Ausmaß zum Thema geworden ist, ist erfreulich und bedauerlich gleichzeitig und nicht notwendig. Ein Symposium ist vor ein paar Wochen genau zu dem Themenbereich gemacht worden. Unter anderem ist dort vorgeschlagen worden - und der StR Ludwig war auch vor Ort und hat den Vorschlag auch aufgenommen und ich hoffe, dass man dem näher kommen kann, auch dazu werden die GRÜNEN heute einen Antrag einbringen - nachzudenken, ob man irgendwas mit einer neuen Kategorie im Wohnbau machen kann, den man dann sozialen Wohnbau nennt, wo man Kriterien einführt, die es möglich machen, günstigen Wohnraum massig zur Verfügung zu stellen. 

Wenn man über Wiener Wohnen redet, dann muss man allerdings neben den Kosten auch auf Punkte kommen, die in den Medien stärker zu finden waren, die HausbetreuungsGesmbH. Das Problem bei der HausbetreuungsGesmbH wurde ja so gelöst: Es hat mit der Geschäftsführung nicht so funktioniert, wie man es gerne gehabt hätte. Und das Vier-Augen-Prinzip heißt, dass dort einfach zwei Chefs statt einem Chef sind, doppelte Kosten in der Führung statt einfache Kosten. Es gibt jetzt eine neue Kogeschäftsführerin neben dem vorigen einzelnen Chef. Ich glaube, dass man diese Problematik anders hätte lösen müssen. Es ist schade, wenn die Reaktion auf Unzufriedenheit damit gelöst wird, dass man quasi die Kosten in der Führungsetage verdoppelt. 

Wenn man über Wiener Wohnen redet, dann muss man auch darüber reden, wie Wiener Wohnen mit den eigenen Kunden und Kundinnen umgeht. Sie alle kennen den Hugo-Breitner-Hof und vermutlich die meisten auch ein Protokoll einer Sitzung des Mieterbeirats im Hugo-Breitner-Hof, bei dem auch vom Büro Dr Ludwig jemand anwesend war. Also die Art und Weise, wie man versucht, mit den Leuten dort Vereinbarungen zu finden, war in etwa sehr geglückt. Ich hoffe aber trotzdem, dass niemand mehr Öl ins Feuer gießt. Ich hoffe, dass man dort zu Lösungen kommt. Das ist immerhin der erste Gemeindebau, wo die MieterInnen gesagt haben: Wir wollen nicht mehr von Wiener Wohnen vertreten werden. Wir wollen nicht, dass die unser Vis-à-vis sind. Wir suchen uns jemand anderen. Wir sammeln soviel Unterschriften, bis wir einen anderen Partner auf der Gegenseite haben und da gibt es viele gute Gründe dafür, warum das in dieser Anlage viele so sehen. Ich sage jetzt nicht, alle, aber viele in dieser Anlage sehen das so. Ich hoffe, dass dieses Protokoll nicht das Ende von einer Serie ist, sondern dass im Hugo-Breitner-Hof tatsächlich auch etwas geschieht, sodass am Ende nicht Protokolle sind, in denen es heißt, wir werden jetzt in Zukunft gegenseitigen Respekt haben, keiner darf in die Medien, keiner darf rausgehen, vorläufig tun wir alles zudecken und so weiter und so fort, sondern ich hoffe, dass dieses Protokoll dazu führt, dass am Ende die Menschen, die im Hugo-Breitner-Hof wohnen, zufriedener sind als sie es jetzt waren oder jetzt gewesen sind. 

Zu einem Punkt, den ich tatsächlich für bedenklich halte, wo ich hoffe, dass das in Zukunft anders gehandhabt wird: Wir haben oder die Mehrheitsfraktion in diesem Haus hat die zusätzliche Überwachung mehrerer Gemeindebauten beschlossen, wissend um die Studien aus Großbritannien, dass das nur von einem Ort zum nächsten vertreibt, der so genannte Birmingham-Effekt und dass das zum Schluss alles nichts nützen wird. Aber warten wir auf die Evaluierung und schauen wir es uns dann genauer an. Dort, wo die Überwachung nicht lange angeschaut werden muss und wir fragen uns, wie man auf die Idee gekommen ist, das kann man nicht oft genug sagen, diese Fragebögen mit einem Barcode zu verschicken. Dafür habe ich immer noch keine Entschuldigung von Ihnen gehört, dass das so nicht geht, sondern alles, was ich gehört habe, sind Ausflüchte aus den zuständigen Büros, in denen man zuerst abgestritten hat, dass es so stattgefunden hat und am Ende aber in Deckung gegangen ist. Fragebögen auszuschicken, die eigentlich anonym sein sollten, wo man den Leuten vorgaukelt, dass sie anonym sind und die dann einen Barcode oben haben, wo jeder einzelne bis in seine eigene Wohnung hinein rückverfolgt wird, das ist schlichtweg eine Sauerei. Das kann man nicht anders sagen, das geht wirklich nicht. Noch dazu, wenn dann Journalisten im Büro anrufen und die Auskunft kriegen: Stimmt nicht. Der Code reicht gerade einmal, um ungefähr den Sprengel zu erraten und mehr nicht. Falsche Auskunft und man muss da vermuten, eine bewusst falsche Auskunft, weil ja wohl irgendjemand wissen wird, wozu dieser Barcode auf diese Fragebögen geheftet wurde. Sie haben ja dafür einen Preis bekommen, den Sie nicht haben wollen, nämlich den Big Brother Award. Ich glaube nicht, dass Wiener Wohnen stolz darauf ist, dass sie jetzt diesen Preis bekommen haben, nämlich den Überwachungspreis der Zivilgesellschaft in dieser Stadt. Und ich hätte gerne, dass man in Zukunft mit den MieterInnen im Hugo-Breitner-Hof und in anderen Anlagen, also überall dort, wo dieser Fragebogen hingekommen ist, anders umgeht. Das würde uns ja nicht in den Sinn kommen, jeder einzelnen Wohnung diesen Fragebogen hinzuschicken! Was wollten Sie denn mit den Daten machen, die da zurückkommen, wo man immerhin Sachen sagt, wie gut man mit den Nachbarn auskommt? Na super. Das könnte man dann vielleicht am Schluss in der Stiege aushängen. Das würde was nutzen und die Mediationskosten wahrscheinlich ins Unendliche treiben. Ich hätte gerne, dass man in dem Bereich etwas sensibler mit der Kundschaft, und das ist es, mit der Kundschaft, umgeht, als man das in der Vergangenheit getan hat.

Am Schluss wie wir es gerne von Wiener Wohnen hätten: Die Wohnkosten zumindest soweit einbremsen, wenn man sie schon nicht weiter senkt, dass sie nicht noch höhere Anteile an den Haushaltseinkommen auffressen. Da wäre es natürlich notwendig insgesamt, aber das ist gestern in der Generaldebatte öfters zur Sprache gekommen. Sanierung, Ausbauen - kommen wir mit dem Geld aus, das veranschlagt worden ist? Kann man THEWOSAN, eine sinnvolle Maßnahme, nicht noch mehr ausbauen? Kann man die Sanierungen im Gemeindebau vorantreiben und, und, und? All das ist in dem Bereich noch nicht festgezurrt. Ich sage, es gibt ein 100 Millionen Konjunkturpaket. Das wird zu wenig sein, aber lassen wir uns überraschen. In dem Bereich kann noch mehr geschehen. Gerade das Baugewerbe, das kleinteilige Baugewerbe sichert viele Arbeitsplätze. Investitionen in den Bereich würden, und das wissen wir alle, noch mehr Arbeitsplatzsicherheit bringen wie in vielen anderen Bereichen. Das ist das Um und Auf. Wenn man Geld investieren möchte, ist das bei den Sanierungen der Gemeindebauten gut aufgehoben, vor allem, wenn ich an den Zustand mancher denke. Ich habe keinen Plan, weil Wiener Wohnen den ja nicht vorlegt, in welcher Reihenfolge saniert wird. Manche Bauten, die ich mir angesehen habe, würden es dringend brauchen. Sie wissen das so gut wie ich. Schneller und mehr Sanieren im Gemeindebau würde schlussendlich den Mietern im Kostenbereich ebenfalls was nutzen, weil das nämlich nicht nur Arbeitsplätze sichert, nicht nur Investitionen, sondern auch der Ökologie nützt, weil am Schluss thermisch saniert wird und am Ende natürlich auch den Menschen - und damit ist der Kreis geschlossen - in der eigenen Geldtasche, weil sie mit den Energiekosten herunterfallen würden. Das sind sinnvolle Maßnahmen, die zum Teil auch gesetzt werden, die dringend ausgebaut gehören.

Wenn Sie von der Mehrheit den Anträgen, die heute noch von meinen KollegInnen eingebracht werden, zustimmen können, da würde ich mich sehr freuen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Bevor ich dem nächsten Redner das Wort erteile, würde ich um Folgendes bitten: Wir hatten in der letzten Präsidialkonferenz uns auch damit beschäftigt: Wie gehen wir selbst miteinander um? Wir hatten im Landtag einen Ordnungsruf wegen des Begriffs „Sauerei“. Ich möchte das jetzt nicht in dieser Form tun, obwohl es notwendig wäre. Herr StR Ellensohn, Sie haben selbst gesagt, Wiener Wohnen soll sensibler umgehen. Ich glaube, auch wir selbst sollen mit uns selber sensibler umgehen und ich würde bitten, dass wir eine bestimmte Form von Würde in diesem Haus auch weiter wahren. Das wollte ich nur sagen. 

Nun erteile ich Herrn GR Ing Mag Dworak das Wort.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! Herr Vorsitzender!

In Zeiten des wirtschaftlichen Abschwungs wird eine der wichtigsten Stützen des Wachstums die Entlastung der Wirtschaft werden. Nicht Belastung der Wirtschaft ist angesagt, sondern Entlastung. Bürokratieabbau ist Gebot der Stunde. 

Ich möchte mich heute zuerst mit der Wohnbauförderungspolitik der Stadt Wien im Vergleich zu anderen Bundesländern beschäftigen. In Wien wird beim Wohnungsneubau folgendermaßen gefördert und der Wohnungsneubau soll in Zeiten des Wirtschaftsabschwungs Stütze eines neuen Aufschwungs werden. Aber es ist leider Gottes in Wien so, es sind sehr komplexe Bedingungen bei dieser Förderung. Zum Beispiel gibt es ein rückzahlbares einprozentiges Darlehen in der Höhe der Förderung von Mietwohnungen zwischen 510 EUR bis 700 EUR pro Quadratmeter Nutzfläche. Es gibt bei der Superförderung bei Vorliegen von speziellen Voraussetzungen noch einmal 150 EUR. Dann gibt es bei Eigentumswohnungen ganz andere Förderungssätze, nämlich 440 EUR bis 550 EUR. Dann gibt’s nichtzurückzahlbare Zuschüsse. Dann gibt’s nichtzurückzahlbare Annuitätenzuschüsse für Kleingärtner und Eigenheime auf Pachtgrund. Dann gibt’s Darlehen bei Eigenheimen auf Eigengrund, bei Dachgeschoßausbauten die Gewährung eines einprozentigen Darlehens. Bei angemessener Wohnnutzfläche für Mietwohnungen, Reihenhäuser und Eigenheime, Eigentumswohnungen und Kleingärten gelten jeweils unterschiedliche Einkommensgrenzen und Fördersätze. 

Im Gegensatz zu Wien gibt es nämlich in Niederösterreich grundsätzlich nur zwei Varianten bei der Förderung von Eigenheimen, nämlich die Errichtung eines Eigenheims oder die Errichtung einer Wohnung und der Ersterwerb eines Eigenheims oder einer Wohnung von einem Bauträger. Die Eigenheimförderung erfolgt in Niederösterreich in Form eines Darlehens des Landes mit einer Laufzeit von 27,5 Jahre und einer Verzinsung von 1 Prozent jährlich im Nachhinein. Die Förderung setzt sich nämlich aus mehreren Punkten, die klar erkennbar sind, zusammen. Beispielsweise eine Familienförderung: Die richtet sich nach der jeweiligen Familiensituation. Ein Punktesystem für nachhaltiges Bauen, ökologisches und energiesparendes Bauen. Das zahlt sich in Niederösterreich aus, Basis ist beispielsweise der Energieausweis. Da gibt es noch einmal Punkte für Niedrigenergiehäuser, es gibt noch einmal Punkte für die Lagequalität und es gibt Zusatzförderung für Gemeinden mit Bevölkerungsrückgang. Hier wird der Darlehensbetrag um 20 Prozent erhöht oder es gibt noch einen Zuschuss oder einen eigenen Zuschuss von 3 000 EUR. Ich wollte hier damit nur aufzeigen, wie komplex die Wiener Förderung ist und wie relativ klar die niederösterreichische Förderung ist. 

Schluss mit diesem unübersichtlichen Förderungsdschungel in Wien. Eine Bereinigung der verschiedenen Förderungsvoraussetzungen brächte eine Vereinfachung der logistischen Verwaltung und auch eine damit verbundene Kosteneinsparung und einen Bürokratieabbau. 

Die ÖVP tritt eben für die Angleichung und die Anhebung der Förderungssätze bei Miete und Eigentum ein. Ebenso wollen wir die Verdienstgrenzen angehoben wissen.

Positiv wirkt sich zwar die im Vorjahr erlassene Neubauverordnung durch die Anhebung der Fördergrenzen aus, aber im Zeichen hoher Inflationsraten müssen diese Grenzen schnellstens verändert werden.

Dass Eigentum in Wien nicht als die bevorzugte Form der Förderung gilt, ist bekannt. Von gerade 5 500 geförderten Wohnungen wurden nur 100 im Eigentum gefördert. Gerade in wirtschaftlich schwierigen Zeiten wirkt sich ein zusätzlicher positiver Impuls bei der Neubauförderung aus. Hier will ich ganz besonders auf die Gleichstellung von gefördertem Neubau von gemeinnützigen Wohnbaugesellschaften und von jenen Unternehmen und Privatpersonen, die ins Eigentum investieren, hinweisen. 

Auch in der Sanierungspolitik muss in Wien deutlich mehr als bisher investiert werden. Die neue Bundesregierung wird steuerliche Vorteile für die Wohnbausanierung schaffen. Die Stadt Wien ist hier ebenfalls gefordert, ihren Beitrag zu leisten. Bekanntlich haben wir im Wiener Wohnbau die Sanierungsziele, die sich die Stadt selbst gestellt hat, niemals erreicht. 

Bekanntlich ist Sicherheit der ÖVP ein großes Anliegen. Ich möchte hier zwei Anträge einbringen, den einen Antrag betreffend eine Förderung des Einbaus von Alarmanlagen in Wohnungen, Einfamilien- und Kleingartenhäusern: 

„Die gefertigten GRe Dworak, Kenesei und Wolfgang Ulm fordern Folgendes: Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung sollen eine Förderung des Einbaus von Alarmanlagen in Wohnungen, Eigenheimen, Kleingartenwohnhäusern und Reihenhäusern einführen. Eine Förderung von 50 Prozent der Kosten soll den Einbau von Alarmanlagen ermöglichen und damit einen wichtigen Beitrag zur Bekämpfung der Kriminalität leisten. Diese Sonderförderung soll aus Reserven des Wohnfonds bedeckt werden.

Wir fordern eine sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Der zweite Antrag beschäftigt sich mit der Aufstockung der Förderung für einbruchshemmende Eingangstüren und die Ausweitung für einbruchshemmende Fenster. Die GRe Dworak, Kenesei und Ulm stellen folgenden Beschlussantrag: 

„Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung sollen die Förderung von einbruchshemmenden Eingangstüren auf Eigenheime, Kleingartenwohnhäuser und Reihenhäuser ausweiten sowie die Beschränkung der Wohnnutzfläche einer Wohnung aufheben. Eine Aufstockung der Förderung soll den weiteren Einbau von einbruchshemmenden Wohnungstüren gewährleisten und damit einen wichtigen Beitrag für die Bekämpfung der Kriminalität leisten. Zusätzlich sollen Förderungen für einbruchshemmende Terrassentüren und Fenster angeboten werden. Diese Sonderförderung soll aus Reserven des Wohnfonds gedeckt werden. 

Wir verlangen ebenso die sofortige Abstimmung.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Ich komme nun zu einem Kapitel der Wiener Wohnungspolitik, das immer wieder als Ärgernis zählt und für jede Menge Aufregung gut ist. 

Wiener Wohnen mit seinen Tochter- und Enkelgesellschaften, der Hausbetreuungs- und der AußenbetreuungsGmbH. Die Kontrollamtsberichte über den Aufreger des Autos des Geschäftsführers der HausbetreuungsGmbH, er hatte zuerst einen Peugeot 807, dann hatte er einen Audi Q7 angeschafft. Der Audi Q7wurde dann nach dem Kontrollamtsbericht um relativ wenig versteigert und daraufhin hat er sich einen Peugeot 607 angeschafft, der allerdings alle Stückerl spielt. Gelernt hat man aus dieser Dienstwagenfarce nämlich nichts. Dafür hat man eine zweite Geschäftsführerin bestellt, die Ende September in die höchstbezahlte Dienstklasse IX befördert wurde. Ich nehme an, für weniger wird sie sicherlich nicht ihre Aufgaben als zweite Geschäftsführerin in der HausbetreuungsGmbH ausüben. 

Ich beginne mit den Betriebskosten. Das Beispiel des Hugo-Breitner-Hofs kennen Sie, das wurde heute schon erwähnt. Die 70 Cent, die vorher die Rasenpflege gekostet hat und dann hat die AußenbetreuungsGmbH plötzlich mehr als das Doppelte verlangt hat, nämlich 1,70 EUR pro Quadratmeter. Der Ärger war bekanntlicherweise sehr groß. Und wegen anderer Unzukömmlichkeiten hat der Hugo-Breitner-Hof versucht, seine Hausverwaltung zu wechseln. Das ist nämlich nicht so leicht. Ohne eine Dreiviertelmehrheit ist das gar nicht so einfach. Oder andere Probleme wie die Zurechnung von Hausbesorgerwohnungen, Steigerungen von 20 Prozent der Betriebskosten sind keine Seltenheit oder Zurechnungen von jenen Posten, die von der Schlichtungsstelle immer wieder abgelehnt werden, obwohl es ein höchstgerichtliches Urteil gibt, was zu den Betriebskosten zählen darf und was nicht. Damit bin ich bereits bei den Mietermitbestimmungsstatuten von Wiener Wohnen. Da werden Mieterbeiräte installiert beziehungsweise wird diese Installation möglich gemacht und dann lässt man diese Freiwilligen in der Luft hängen und lässt sie mit ihren Problemen alleine. Positiv möchte ich hier vermerken, dass die Schulungen durchaus zum Verständnis beigetragen haben. Aber die wirklichen Probleme, der ungerechte Griff in die Taschen der Mieterinnen und Mieter, die falschen und überhöhten Abrechnungen der Mietkosten, sind noch immer ungeklärt.

Bis heute gibt es nämlich keinen unabhängigen Architekten beziehungsweise Hausverwalter-Pool, der für die unentgeltlich arbeitenden Mieterbeiräte kostenlos als Beratung zur Verfügung stehen sollte. Viele Mieterbeiräte geben entnervt auf, weil andere Mieter nicht begreifen, dass diese Kontrolle bei Wiener Wohnen unbedingt notwendig ist. Offenbar hat Wiener Wohnen nämlich das Ziel erreicht, dass es möglichst wenig Mieterbeiräte gibt. 

Ein ewiges Ärgernis ist auch das Callcenter von Wiener Wohnen. Man ruft an und bekommt offensichtlich keine Antwort, keinen Rückruf. Gerade am letzten Freitag hatten wir sehr umfangreiche Gespräche mit Mieterinnen und Mietern im 2. Bezirk und genau dieses Problem hat sich wieder gezeigt. Der Kontakt zu Wiener Wohnen erfolgt eben in erster Linie, wenn der Mieter oder die Mieterin etwas wissen will und er oder sie bekommt keine Antwort. Die Probleme gibt es, das will offensichtlich ja keiner leugnen. Etwas zu urgieren, gibt es immer wieder, aber diese Anrufe enden immer wieder im Nirwana. Und das ist die Visenkarte von Wiener Wohnen, im Nirwana, im Niemandsland! (Beifall bei der ÖVP.)
Mein Kollege oder der Herr StR Ellensohn hat schon die Farce mit der MieterInnenbefragung angeführt. Offenbar wollte man ganz im Detail über die Konflikte jedes einzelnen Gemeindebaus Bescheid wissen. Der Herr Stadtrat hat damals an dieser Stelle gesagt: „Es ist mir wichtig, dass diese Befragung nicht anonym ist.“ Bekanntlicherweise war die ja nie anonym, nur ihr Büro hat offensichtlich den Medien und den Leuten, die angerufen haben angekündigt, das sei anonym oder man könne es anonym abgeben. Ja, das ist eine Vorspiegelung falscher Tatsachen! Dass viele Mieterinnen und Mieter diesen Fragebogen nicht abgeben, nämlich genau aus diesem Grund, konnten wir bei unseren Befragungen in verschiedenen Gemeindebauten feststellen. Offensichtlich wird es ein teurer Flop des Herrn Wohnbaustadtrats.

Die noch immer nicht in Angriff genommene Sanierung der Hietzinger Werkbundsiedlung bleibt ebenso ungelöst wie die offenen Wunden der vielen Bauruinen im 10. oder im 2. Bezirk oder die noch immer nicht sehr weit fortgeschrittene Sanierung des Schöpfwerks. Alle diese Dinge sind offen und harren noch einer Lösung.

Dass da für Informationen von Mieterinnen und Mietern nur noch ein Sektionslokal der SPÖ in einer Wohnhausanlage zur Verfügung steht, sieht ganz so aus, als ob der Gemeindebau im Eigentum der SPÖ sei und man bittet die Genossen ins Sektionslokal zur Besprechung. 

Da wir heute auch über das Budget der Stadt Wien sprechen, darf ich auch auf den Wirtschaftsplan von Wiener Wohnen für das Jahr 2009 eingehen. Die Schulden werden wieder wachsen, dieses Jahr zumindest geplant um 165 Millionen auf 2,7 Milliarden EUR, immerhin schon ein Viertel des gesamten Wiener Budgets. Der jährliche Fehlbetrag ist zwar großteils durch Aufnahme neuer Darlehen abgedeckt, aber langfristig muss es eine Entschuldung von Wiener Wohnen geben und dann werden auch diese aufgenommenen Milliarden Euro im Wiener Budget budgetwirksam.

Meine Damen und Herren, ich möchte abschließend zu einem Thema kurz sprechen, das die Stadt Wien offenbar noch immer nicht gelöst hat oder nicht lösen will: Das Problem der Migration im Gemeindebau. Die Probleme mit den neuzugezogenen, meist nicht aus Österreich stammenden Bewohnerinnen und Bewohnern, die einen kulturellen Unterschied zu den hier lebenden Wienerinnen und Wienern mitbringen, sind bekannt. Trotz Gebietsbetreuung und mehrsprachiger Mediatoren gibt es keine wirkliche Lösung für diesen Konflikt im Gemeindebau. Hier ist die Gemeinde Wien neuerlich aufgefordert, Lösungen für die täglich sich auswirkenden Probleme zu schaffen. – Danke schön.

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Reischl. Ich erteile es ihr.

GRin Hannelore Reischl (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Berichterstatter! Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! 

Bevor ich nun auf die eine oder andere Wortmeldung eingehe, möchte ich zum Budget 2009 vorerst einmal einige Zahlen nennen. 

Für die Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung sind für 2009 Ausgaben von knapp 808 Millionen EUR vorgesehen, denen 282,6 Millio-
nen EUR Einnahmen gegenüberstehen. Der Löwenanteil entfällt so wie in den Jahren zuvor auf die Magistratsabteilung 50 der Wohnbauförderung und der Schlichtungsstelle für wohnrechtliche Angelegenheiten. Über die Wohnbauförderung wird mein Kollege Niedermühlbichler, glaube ich, einiges sagen. Ich möchte aber zunächst zum Budget, die Magistratsabteilungen 25, 34 und 39, Stellung beziehen. 

Frau Kollegin Frank hat es schon erwähnt, die Magistratsabteilung 25 - Stadterneuerung und die Prüfstelle der Wohnhäuser verzeichnen für das kommende Jahr, für das Jahr 2009, Mehrausgaben, nämlich Mehrausgaben für die Wiener Gebietsbetreuungen. Ich möchte Ihnen auch sagen, was geplant ist, nämlich im Grenzbereich zwischen dem 21. und dem 22. Bezirk eine neue Ansprechstelle zu errichten. Gedacht ist auch die Ausdehnung der Wiener Gebietsbetreuung Stadterneuerung in den neuen Stadtteilen, zum Beispiel im Zentrum Stadlau und auch in den Bezirken außerhalb des Gürtels wie zum Beispiel Hietzing und Döbling. Die Vorgespräche sind ja bereits im Laufen. Somit kann dann im nächsten Jahr, im Jahr 2009, mit der Umsetzung der einzelnen Standorte begonnen werden, womit auch zu rechnen ist.

Nun, Frau Kollegin Frank, die Wiener Gebietsbetreuung gibt es nun seit knapp zehn Jahren, wie es das Pilotprojekt, das ja damals im Jahr 1999 gestartet ist, ergibt. Und StR Michael Ludwig hat ja seit seiner Amtseinführung die Wiener Gebietsbetreuungen auch laufend personell und dementsprechend natürlich auch finanziell verstärkt und das ist auch gut so und ich sage Ihnen auch, warum, Frau Kollegin Frank. Denn sämtliche Leistungen, die die Wiener Gebietsbetreuungen erbringen, kommen nämlich unmittelbar den Bürgerinnen und den Bürgern unserer Stadt zugute. 

Wir sind auch sehr stolz auf die Wiener Gebietsbetreuungen, die durch die sehr kommunikative und vermittelnde Arbeit nicht nur wichtige und bestens vernetzte Anlaufstellen sind, sondern sie stehen auch den Wiener Mieterinnen und Mietern mit Rat und Tat zur Seite und sie spielen auch eine entscheidende Rolle, so wie Sie es auch gemeint haben, bei der Entwicklung und vor allem bei der Verbesserung der Lebens- und Wohnqualität in den Gemeindebauten.

Und dann, Frau Kollegin Frank, und das wissen Sie auch, und an den Kollegen Dworak, es gibt ja auch die klassische Gebietsbetreuung, die sich vor allem natürlich mit den Konflikten der Mieterinnen und Mieter auseinandersetzt. Ich glaube, ich erzähle auch nichts Neues, dass es hier nur zwei Konzepte gibt: Das eine Konzept der Ausgrenzung und das andere Konzept, dass wir alle Gruppen einbinden, egal, ob es nun Ältere, Jüngere, Zuwanderer oder ganz einfach Menschen sind, die wir in die Gesellschaft integrieren möchten. Ich glaube, von der einen Gruppe, von dem einen Konzept der Ausgrenzung konnten sich ja vor allem voriges Jahr bei der Ausschussreise nach Paris die Mitglieder des Wohnbauausschusses überzeugen, dass das nicht der ideale Weg ist und dass wir das nicht haben wollen. Deshalb bekennen wir Sozialdemokraten uns zu dem Konzept der Einbindung und der Integration. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich will auch noch einmal betonen und in Erinnerung rufen und es muss immer wieder gesagt werden, dass die Gemeinde Wien die einzige Hausverwaltung ist, die sich der Probleme der Mieterinnen und Mieter annimmt. Keine andere private Hausverwaltung kann auf eine Anlaufstelle in der Form, wie wir sie in der Wiener Gebietsbetreuung haben, zurückgreifen.

Hervorheben möchte ich auch, dass in dem Team der Wiener Gebietsbetreuungen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit unterschiedlichem fachlichen Hintergrund tätig sind, überwiegend natürlich Sozialarbeiter und, so wie es auch der Kollege Dworak schon erwähnt hat, seit einiger Zeit auch Mitarbeiter mit interkulturellem Hintergrund, interkulturelle Mediatorinnen und Mediatoren. Um die Wohnzufriedenheit noch mehr zu erhöhen, wurden – und das auch auf Initiative von StR Michael Ludwig – die Wiener MietervertreterInnen oder, wie Sie es gesagt haben, die Wiener Mieterbeiräte verstärkt. Wiener Mieterbeiräte sind ehrenamtliche Mitglieder und sie sind für die Hausgemeinschaft die erste Anlaufstelle der Bewohnerinnen und Bewohner und haben deshalb auch eine ganz wesentliche Funktion, nämlich die der Kommunikation zwischen den Mieterinnen und den Mietern. Aber sie stellen auch das Verbindungsstück zwischen den Mietern und der Hausverwaltung Wiener Wohnen dar und sie sind ein Sprachrohr für die Wünsche und auch für die Anregungen der Bewohner und Bewohnerinnen. Diese Kooperation, diese Demokratie ist uns ein Anliegen und da, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, glaube ich schon, dass damit die Wohnzufriedenheit im Gemeindebau noch mehr steigt.

Auch werden die Mieterbeiräte, so wie Sie es schon erwähnt haben, Kollege Dworak, sehr wohl unterstützt. Es werden nämlich für sie verstärkt Kurse angeboten. Sie wurden zu diversen Veranstaltungen eingeladen, in denen man ihnen auch Wissenswertes mitgeteilt hat. Man hat ihnen Informationsmappen mitgegeben und, ganz neu, man kann sich auch jederzeit auf der Homepage für gewisse Sachen interessieren und sich das dort anschauen. Sie können sich selbstverständlich jederzeit, wenn sie Hilfe benötigen, an die kompetenten Stellen, sei es im Stadtratbüro oder auch an die kompetenten Stellen bei Wiener Wohnen, wenden.

Abschließend, meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen, zur Magistratsabteilung 25 glaube ich schon sagen zu können, dass wir sehr stolz darauf sind, dass wir mit der Wiener Gebietsbetreuung eine Anlaufstelle haben, die sich der Anliegen und der Probleme der Mieter und Mieterinnen im Gemeindebau annehmen und, so wie es auch gestern unsere Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat: Wir nehmen uns der Probleme an und lassen auch niemanden alleine.

Bevor ich aber nun noch zu den Magistratsabteilungen 34 und 39 komme, möchte ich noch ganz speziell auf eine Einrichtung hinweisen, die seit einigen Monaten, nämlich seit September dieses Jahres, auch zur Magistratsabteilung 35 gehört, nämlich auf die Kompetenzstelle für barrierefreies Bauen. Dafür hat sich ja vor allem die Vorsitzende der Behindertenkommission, Frau Prof Erika Stubenvoll, sehr eingesetzt und es freut uns wirklich sehr, dass mit dieser Einrichtung ein weiterer Meilenstein zugunsten der Behinderten gesetzt wurde. Was ist daran so neu? Förderungen hat es ja für die Behinderten, nämlich für diverse barrierefreie Umbauten schon länger bei der Stadt Wien gegeben. Neu ist aber, dass es nun in der Magistratsabteilung 35 eine Anlaufstelle gibt, deren Hauptaufgabe es ist, einmal ein umfassendes Service für alle Bürgerinnen und Bürger rund um das Thema barrierefreies Wohnen zu sein. Dabei stehen aber vor allem die Information und die Beratungstätigkeit im Vordergrund. 

Die neue Servicestelle wurde bewusst bei der Magistratsabteilung 25 angesiedelt, da durch diese Magistratsabteilung auch die geförderten Maßnahmen für die behindertengerechten Umbauten geprüft werden. Ich habe jetzt erst vor Kurzem vom Leiter dieser Magistratsabteilung, von Herrn Labi, auch Zahlen erhalten. Wie gesagt, ist die Kompetenzstelle erst seit knapp drei Monaten verankert und arbeitet hier und ich möchte Ihnen auch einige Zahlen nennen. 

Beratungssuchende sind natürlich vorwiegend die älteren Personen, die aber auch teilweise durch die jüngeren Angehörige vertreten sind. Es sind auch Personen gekommen, die eben auf Grund eines Spitalsaufenthalts dann in der Bewegungsfreiheit eingeschränkt sind und die sich erkundigen wollen, was sie tun können, um ihre Wohnung barrierefrei umzubauen. Ich kann Ihnen auch einige Zahlen nennen, wobei aber die telefonischen Anfragen zahlenmäßig nicht erfasst worden sind, sondern bei den persönlichen Beratungen sind in dieser Zeit alleine 20 eingegangen und auch 20 Lokalaugenscheine vor Ort.

Diese Magistratsabteilung, die Kompetenzstelle für barrierefreies Planen, nimmt aber auch die Koordinationstätigkeit mit den anderen Magistratsabteilungen auf. So konnten rund 40 Projekte in Zusammenarbeit mit den Magistratsabteilungen 19 und 34 verzeichnet werden und auch Projekte mit dem Krankenanstaltenverbund, zum Beispiel mit dem Kaiser-Franz-Josef-Spital, aber auch mit dem Krankenhaus Rudolfstiftung.

Abschließend noch einmal zu dieser Magistratsabteilung und zu der Einrichtung der Kompetenzstelle für barrierefreies Planen, Bauen und Wohnen der Stadt Wien. Wir von der Behindertenkommission sind sehr froh, dass wir diese Kompetenzstelle nun auch angesiedelt haben und wie Sie bemerkt haben oder wie ich Ihnen durch die Zahlen dokumentieren konnte, ist diese Anlaufstelle sehr notwendig und wichtig und wird auch sehr angenommen.

Nun wende ich mich auch noch kurz diesen zwei Magistratsabteilungen zu, den Magistratsabteilungen 34 und 39, der Prüf- und Überwachungszertifizierungsstelle der Stadt Wien und dem Bau- und Gebäudemanagement.

Nun, die Magistratsabteilung 34 verwaltet 405 Objekte und davon sind alleine 187 Amtshäuser zu verwalten. Für diese Objekte sind für nächstes Jahr rund 51,7 Millionen EUR veranschlagt, wobei ein wesentlicher Teil der Investitionen Anmietungen von Büroräumlichkeiten betrifft. Ich möchte Ihnen nur einige wenige nennen, die nächstes Jahr fertig werden, so zum Beispiel im Wiener Rathaus, wo ja heuer mit der Instandsetzung der Flachdächer begonnen wurde. Im kommenden Jahr 2009 soll diese abgeschlossen werden. Oder Rathausstraße 14 bis 16, wo die Adaptierungsarbeiten der Magistratsabteilung 21 nächstes Jahr fertiggestellt werden. Oder, um ein Beispiel noch zu nennen, im 17. Bezirk die Lienfeldergasse. Hier beginnt der Dachgeschoßausbau, denn durch die Personalaufstockung der Magistratsabteilung 28 ist ja ein zusätzlicher Raumbedarf gegeben und mit diesem Dachgeschoßausbau soll dieser Raumbedarf auch gedeckt werden.

Abschließend, weil auch der Kollege Dworak über den Energieausweis gesprochen hat, möchte ich auch darauf eingehen. Auch wir haben ja heuer eine Novelle beschlossen, die in Kraft getreten ist, nämlich die Techniknovelle. Was besagt diese? Die Techniknovelle ist die Umsetzung der Richtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden und beinhaltet eben die verpflichtende Erstellung von Energieausweisen für den Neubau und die Sanierung von Gebäuden in Folge, das heißt, dass auch wir in Wien, Kollege Dworak, nun verpflichtend ab dem nächsten Jahr, ab 1.1.2009, die Verwendung dieses Energieausweises haben. Dieser Energieausweis enthält ja Informationen über den Heizwärmebedarf, über den Heiztechnikenergiebedarf und letztendlich auch den Endenergiebedarf eines Gebäudes. Das heißt, wir können dann eruieren, ob es notwendig ist, dieses Gebäude zu sanieren und wir alle wissen, dass es gerade bei der Heizung sehr viel zum Einsparen gibt. Auf Grund dieses Energieausweises kann man das auch sinnvoll so ablesen und dann eben auch sinnvoll investieren. 

Die Magistratsabteilung 34 hat in den Amtshäusern mit der Umsetzung dieses Energieausweises bereits im heurigen Jahr begonnen und wird auch mit Anfang nächsten Jahres diese Umsetzung vollendet haben. Das heißt, auch hier geht die Stadt Wien mit gutem Beispiel voran. Wir alle wissen, dass mit der Einführung dieses Energieausweises auch eine weitere Maßnahme zur Erarbeitung der Sanierungsmöglichkeiten gesetzt ist, denn gerade im Wohnbereich der Stadt Wien wird ja sehr viel zur Senkung des Energieverbrauchs und damit auch des CO2-Ausstoßes unternommen, also auch für die Umwelt und natürlich auch für die Entlastung der Mieterinnen und der Mieter, die das dann letztendlich auch in ihren Geldbörseln spüren.

Meine sehr geehrten Kolleginnen und Kollegen! Abschließend kann ich nur sagen, dass die Investitionen für das Jahr 2009 für den Bereich Wohnen gut durchdacht, gut vorbereitet sind, auch für die Magistratsabteilung der Wiener Gebietsbetreuung und der Magistratsabteilungen 34 und 39. Ich hoffe, dass dann auch die Kollegin Frank zustimmen kann. Ich ersuche jedenfalls um die Zustimmung für das Budget 2009. (Beifall bei der SPÖ.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Univ-Prof Dr Eisenstein. Ich weise darauf hin, dass die Redezeit mit 15 Minuten begrenzt ist. Bitte schön.

GR Univ-Prof Dr Herbert Eisenstein (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Viele Belastungen, denen die Wiener Haushalte ausgesetzt sind, sind auch schon gestern und heute genannt worden: Zahlreiche Preissteigerungen, für die der Bund verantwortlich ist, Erhöhungen von Gebühren und Tarifen, vielfach genannt die Gas- und Strompreiserhöhungen, wo ich aus der gestrigen Debatte mitgenommen habe, dass da eigentlich niemand dafür verantwortlich ist. Man kann auch oft gar nichts machen, da es Gott gewollt ist. Niemand hat daran mitgewirkt, die Gemeinde kann nichts tun, die SPÖ ist auch nicht zuständig dafür. 

Wie dem auch sei, auch die Betriebskosten im Bereich Wiener Wohnen sind ein solches Thema. Vor der letzten Wiener Wahl und sogar heuer noch knapp vor der Nationalratswahl wurden weitere Kostenerhöhungen von der Mehrheitspartei in diesem Haus dezidiert ausgeschlossen. Nach der Wahl waren und sind diese Versprechungen wiederum Schall und Rauch und die Belastungswelle schwappt über uns alle hinweg. Der Bereich Wohnen, in dem sich die Mieterinnen und Mieter, also die Konsumenten, gegen die hohen Vorschreibungen so gut wie gar nicht wehren können, konkret die Betriebskosten, wo die Kanal-, Müll- und Wassergebühren schon 2007, nein, natürlich nicht erhöht wurden, sondern ja nur valorisiert wurden. Nun hat ja die Mietervereinigung bekanntlich einen Betriebskostenspiegel erstellt, der die Kosten mit 1,56 EUR pro Quadratmeter und Monat ausweist, wenn auch ohne die Gemeinschaftsanlagen und Lifte. Diese 1,56 EUR sind auch ausgiebig in den Medien zitiert worden. Das ist wunderschön, ist nicht viel, klingt nach weniger, selbst mit 12 multipliziert ist es ein moderater Betrag. Der Pferdefuß dabei ist nur, dass mit diesem Betrag, mit diesen 1,56 EUR, die so genannten Gemeindebauten und die Wohnungen, die von gemeinnützigen Wohnbauträgern errichtet wurden, halt nicht gemeint sind. Überdies sind auch diese Betriebskosten im Vorjahr mehr als doppelt so stark gestiegen, als die allgemeine Teuerung ausgemacht hat. 

Punktuelle Erhebungen, die mir vorliegen, die meine Fraktion initiiert hat, zeigen nämlich bei den Betriebskostenabrechnungen in Wiener Wohnbauten, die von Wiener Wohnen betreut werden, ganz, ganz andere und viel höhere Zahlen und zwischen 2005 und 2007 habe ich hier sehr deutliche Erhöhungen feststellen können. Ich sage es noch einmal: Es sind punktuelle Erhebungen und es ist keine Generalsicht. Pro Quadratmeter Wohnnutzfläche haben sich hier nämlich bei den von mir durchgeführten Erhebungen die Kanalgebühren um sagenhafte 56 Prozent erhöht. Dagegen nehmen sich die Erhöhungen bei den Müllgebühren um 16 Prozent und selbst bei den Wassergebühren um 27 Prozent gerade zu mickrig und banal aus. Im gleichen Zeitraum sind die Kosten für Hausstrom pro Quadratmeter Nutzfläche um 75 Prozent, also um drei Viertel, gestiegen, die für Hausbesorger und Hausbetreuungsfirmen um immerhin noch 26 Prozent. 

Übrigens hat sich bei den mir vorliegenden Betriebskostenabrechnungen in mehreren Gemeindebauten gezeigt - und diese Meldung geht nicht nur an die Mehrheitsfraktion SPÖ, sie geht nicht zuletzt auch an die Grüne Fraktion -, dass bei größeren Bauten mit einem höheren Anteil von Mietern, die als Migranten zu uns gekommen sind und die mehrere Kinder haben, der Betriebskostenanteil höher ist als in kleineren Gemeindebauten mit einer geringeren Anzahl von dort lebenden Migranten. Daraus ergibt sich nämlich das wichtige Faktum, dass die angestammte Bevölkerung in Bauten der erstgenannten Kategorie noch zusätzlich benachteiligt wird, denn in Wirklichkeit - und das weiß auch die SPÖ-nahe Mietervereinigung - sollten ja die Betriebskosten in größeren Wohnanlagen niedriger sein. Dass Wiener Wohnen offenbar auch unrichtige Betriebskostenabrechnungen durchführt, die Zeitung „Die Presse" vom 12.9.2008 hat sogar „falsche Betriebskostenabrechnungen“ geschrieben, das bitte ist Zitat „Die Presse", nicht Zitat Eisenstein, ist ein weiterer Punkt. Ein Punkt, der nicht so einfach hingenommen werden kann. Der zuständige Herr Stadtrat hat dazu erklärt: „Wir werden das System verbessern.“ Ich glaube, das ist richtig zitiert, auch „Die Presse", gleiches Zitat aus der gleichen Ausgabe der gleichen Zeitung. Es ist sehr lobenswert, danke schön dafür, aber das Problem ist damit noch keineswegs gelöst. 

Dieses über Jahre hinweg durchgezogene Belastungspaket der Mehrheitsfraktion in diesem Haus wird nun auch im Budget 2009 fortgeschrieben, womit ich jetzt endlich anfange, denn die Gebührenbelastungen werden hier enorm sein. Im Voranschlag 2009 müssen nämlich Kanal-, Müll- und Wassersteuern für Überschüsse zugunsten des allgemeinen Budgets sorgen: Plus 18,7 Millionen EUR beim Kanal, plus 21,2 Millionen EUR beim Müll und unerhörte plus 47,1 Millionen EUR beim Wasser. In absoluten Zahlen ergeben sich dabei Erlöse von über 212 Millionen EUR bei der Kanalsteuer, die ja 2006 um 28 Prozent in die Höhe geschnalzt wurde, um über 254 Millionen EUR bei der Müllsteuer - auch sie wurde 2006 um 20 Prozent erhöht - und über 164 Millionen EUR bei der Wassersteuer. Von den Kosten für die Gemeinschaftsanlagen wie Lifte, Rauchfangkehrer und für den immer noch vorhandenen Waschtourismus in Wien, den man ganz einfach nicht in den Griff bekommt, und für vieles andere ist dabei noch gar nicht die Rede. 

Anstatt aber nun die sich ergebenden Überschüssen insgesamt, und nur aus den drei vorhin genannten Kategorien und Posten sind das immerhin 87 Millionen EUR, an die Konsumenten, an die Mieterinnen und Mieter zurückzugeben, wird damit das allgemeine Budget aufgefettet. Das, meine Damen und Herren, kann aber nicht der Weisheit letzter Schluss sein! (Beifall bei der FPÖ.) Auch wenn ich es natürlich verstehe, dass man von Seiten der Eigentümer immer versucht, bei den Betriebskosten die Schraube anzuziehen. Aber machen wir uns nichts vor: Dieses Vorgehen erinnert doch an die alte Hausherrenmentalität, die wir längst überwunden geglaubt haben. Auf jeden Fall ist das weder sozial noch gerecht. 

Es wird wohl nicht reichen, Versicherungen dem Vermieter anzulasten, wie es die Mietervereinigung empfiehlt. Was wir, was meine Fraktion, im Sinne der Mieterinnen und Mieter verlangen, sind verbrauchergerechte Betriebskosten auf einem niedrigen, leistbaren Niveau, damit eben Wohnen endlich wieder leistbar wird (Beifall bei der FPÖ.) und damit allein die Tatsache, dass jemand ganz einfach wohnen muss, nicht dazu beiträgt, dass die jeweilige Person noch dazu in die Armut schlittert. Keinesfalls darf sich die Gemeinde Wien von den Betriebskosten ein Körberlgeld erwirtschaften, das auf Grund der exorbitanten Höhe bei den Betriebskosten schon zu einem Waschtroggeld geworden ist. 

Allein die Vorgänge bei und der Umgang mit diesen Betriebskosten im Bereich Wiener Wohnen sind für mich und für meine Fraktion Grund genug, diese Budgetposition und damit das gesamte Budget abzulehnen. - Danke schön. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Dipl-Ing Gretner. Ich erteile es ihr.

GRin Dipl-Ing Sabine Gretner (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte ganz kurz darauf eingehen, was die Frau Kollegin Reischl schon gesagt hat. Mich würde das wirklich interessieren, wie sie das gemeint hat. Vielleicht können wir uns nachher noch darüber unterhalten. Und zwar hat sie gesagt: „Keine private Hausverwaltung hat so etwas wie eine Gebietsbetreuung.“ Da muss ich sagen, da liegt in meinen Augen ein Missverständnis vor. Also mit Gebietsbetreuung meine ich Instrumente, um die Stadt positiv zu gestalten, die nicht unbedingt nur für das Wiener Wohnen abgestellt sind, eben nicht für die Hausverwaltung, und die auch unterschiedliche Aufgaben haben. Also so, wie sie richtig gesagt hat, es gibt diese zwei unterschiedlichen Schienen, aber trotzdem ist die Gebietsbetreuung eigentlich ein Instrument mit einer differenzierten Stadtentwicklung, Moderation auch für das soziale Wohlbefinden der Stadtbewohner, und ist durchaus nicht so zu verstehen, dass es derzeit dem Wiener Wohnen zugeordnet werden sollte. Ich sehe da schon ganz unterschiedliche Schienen. Vielleicht kann man das nachher noch klären, was sie da wirklich genau damit gemeint hat. 

Ich möchte jetzt aber auf ein anderes Thema eingehen, und zwar sind die Wohnkosten innerhalb der letzten zehn Jahre um ein Drittel gestiegen. Es werden da meistens drei Gründe genannt: Einerseits, Ihnen nicht unbekannt, die hohen Grundstückspreise logischerweise in der Stadt. Der Grund wird immer weniger, keine Ressource, die unendlich vorhanden ist, die Preise steigen. Zweitens die hohen Errichtungskosten. Die Baukosten sind in den letzten Jahren dramatisch gestiegen. Und letztlich natürlich auch die steigenden Energiepreise. So ist es eigentlich nicht verwunderlich, dass die Unzufriedenheit mit dem Preis-Leistungs-Verhältnis auch in Wien zunimmt und vor allem, wie es kürzlich auch festgestellt wurde, zunehmend auch bei den jungen Menschen, die sich immer schwerer tun, günstigen Wohnraum zu finden. Es gibt ja schon einzelne Initiativen vom Stadtrat, wo man sagen kann: Okay, das Problem ist an und für sich offensichtlich schon erkannt worden. Aber wir meinen, noch nicht umfangreich genug, weil so einzelne Wohnprojekte, Themenwohnprojekte da möglicherweise nicht ausreichend sind. Man wird sich hier grundsätzlich überlegen müssen, wie man die Wohnkosten auch im Neubau verringern kann. Deswegen schlagen wir vor, und zwar habe ich dazu einen Beschluss- und Resolutionsantrag vorbereitet: „Maßnahmen zur Sicherstellung von kostengünstigem Wohnraum.“ Da geht es eben darum, dass man genau versucht, diese Schrauben zu identifizieren, wo man da drehen müsste, damit sich was verändert und ein Leitbild beziehungsweise ein Konzept zu erarbeiten, wie man das dann umsetzen könnte. Also da soll es einerseits darum gehen, die Überlegung aufzugreifen, die vor Kurzem bei einem Symposium gefallen ist beziehungsweise gibt es die eigentlich schon länger. Aber da ist sie von den gemeinnützigen Wohnbauträgern wieder angezogen worden, und zwar diese Widmungskategorie „Sozialer Wohnbau" einzuführen. Da gilt es, sicher auch das Gespräch mit der Gruppe Stadtentwicklung und Planung zu suchen, inwieweit man sozusagen so günstige Grundstücke auftragen könnte, aber auch beispielsweise, um zu prüfen, inwieweit man sich viel mehr auf Baurechtsmodelle konzentrieren könnte. 

Andere Fragen wären zum Beispiel, das wurde auch genannt, dass die Bauordnung und die Baurichtlinien schon so komplex sind, es gibt auch die OEB-Richtlinie, es gibt also mehrere Kategorien und Gesetze, die einzuhalten sind, die wirklich zu so viel Verwirrung führen, dass nicht nur viele Architekten damit schon überfordert sind, sondern manchmal jetzt sogar die Behörden nicht wissen, welche Richtlinie eigentlich gilt, beispielsweise beim Dachgeschoßausbau. Dass man da vielleicht sogar einmal ein Experiment wagt und sagt, es gibt Zonen, da gelten wirklich nur die übergeordneten Richtlinien, die jetzt für die Sicherheit notwendig sind, aber nicht die Details, die man bei einer guten Planung sowieso mehr berücksichtigen muss und dass man so Experimentierfelder schaffen könnte, wo dann wirklich ausprobiert werden kann. Vielleicht kann man wirklich auch qualitativ hochwertigen Wohnraum im Rahmen der Richtlinien bauen, ohne jetzt da wirklich jeden einzelnen Paragraphen der Bauordnung quasi sozusagen als Grundlage zu verwenden. Ich habe das dann „bauordnungsbefreite Zonen“ genannt, in denen man eben experimentieren kann. Das ist vielleicht eine gewagte Sache, aber es geht jetzt hier einmal darum zu untersuchen, ob das was bringen könnte.

Ja, das wäre mein Vorschlag. Ich hoffe, dass Sie diesem Antrag zustimmen werden, weil ich glaube, da gäbe es wirklich einige Dinge, die man machen könnte, um eben Grundstücke billiger zu bekommen und die Baukosten zu senken. Ich hoffe, dass Sie diesem Antrag zustimmen werden. 

Abschließend möchte ich doch noch an ein Vorkommnis der letzten Monate erinnern, wo ich meine, da hat die Wohnbaupolitik in Wien leider versagt. Es geht um die „Stadt des Kindes". Wir haben es eh schon öfter diskutiert. Ich möchte jetzt wirklich nicht mehr im Detail darauf eingehen, weil wir eh schon drüber gesprochen haben. Ich möchte nur daran erinnern oder vielleicht zum Überlegen geben: Irgendwie hat sich für mich da so eine kleine Ohnmacht gezeigt. Man hat hier einerseits die Gebietsbetreuungen, die gut arbeiten. Man hat andererseits den Neubaubereich. Im Neubaubereich aber gibt man doch immer mehr Verantwortung ab. Man hat über die Bauträgerwettbewerbe noch ein Instrument, das aber in meinen Augen auch reformiert gehört. Es hat jetzt lange Zeit gut funktioniert, aber dort gehört auch ein bisschen noch mehr gemacht. In diesem Fall hat man eben irgendwo diese Verantwortung für diesen Stadtteil abgegeben und die Folgen sind uns bekannt. 

Ich habe mir jetzt gerade gedacht, wo hier auch über die Gebietsbetreuung gesprochen wurde, vielleicht sollte man vermehrt so etwas einführen oder auch andenken, so eine Art Gebietsbetreuung im Neubau, um eben Fragen schon vorab zu klären oder überhaupt in größeren Stadtentwicklungsgebieten: Wie schaut es dort mit der sozialen Grundversorgung aus oder mit dem kulturellen Angebot? Wer kümmert sich da drum, um das nicht alles wirklich nur einzelnen Bauträgern zu überlassen, die natürlich immer nur auf ihre Parzelle schauen und dort das Beste leisten wollen, auch nicht immer, aber ich gehe einmal davon aus. Beispielsweise auch am Nordbahnhof-Gelände weiß ich, da gibt es das Problem: Soll eine kulturelle Nutzung untergebracht werden? Aber wenn sich keiner darum kümmert, in welchem Bereich und was, wird das einfach nicht passieren.

Deswegen möchte ich auch diese Überlegung für das nächste Jahr mitgeben, ob man nicht vielleicht überlegt, zumindest versuchsweise so eine Art Gebietsbetreuung im Neubau einmal auszuprobieren, um da vorab schon das für die Stadtentwicklung auch gleich mitzumachen. 

Wie Sie hören können, sind wir da in Teilbereichen durchaus einverstanden, aber sehen da doch mehr Reformbedarf und deswegen werden wir dem Budget nicht zustimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr GR Kenesei. Ich erteile es ihm.

GR Günter Kenesei (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Stadtrat! 

Wohnbau an sich wäre ja ein trefflicher Bereich, um eigentlich über alle Bereiche der Stadt zu diskutieren, sei es die Ökologie, sei es der Wirtschaftsbereich, seien es die Arbeitsplätze, sei es das soziale Zusammenleben und vieles andere mehr. Das heißt, da sieht man, dass der Wohnbau ja durchaus eine Querschnittsmaterie darstellt und sehr viele Auswirkungen sowohl im Wirtschafts- als auch im Arbeitsleben schlussendlich vom Wohnbau ausgehen beziehungsweise sich im Wohnbau widerspiegeln. 

Ich möchte zwei Bereiche ansprechen, die einen sowohl ökologischen Ansatz haben, sowohl einen wirtschaftspolitischen Ansatz haben, aber auch einen Ansatz haben, um Arbeitsplätze langfristig und nachhaltig zu sichern. Das eine ist der Bereich der Solar- und Fotovoltaikanlagen, wo durchaus einiges gemacht wurde, wo aber vieles noch zu tun ist. Vor allem im verdichteten Flachbau bei den Gartensiedlungen, bei den Reihenhausanlagen und so weiter sollte der Aufbau, Einbau, die Installation, wie immer Sie es bezeichnen wollen, von Fotovoltaikanlagen und Solaranlagen nicht nur zum Standardrepertoire gehören, was mit angeboten werden kann, sondern was in Zukunft mit einer Novellierung bei der Wohnbauförderung mitangeboten werden muss. Ich glaube, dass sowohl die Energiesituation als auch die Kostensituation im sozialen Wohnbau nämlich für diejenigen, die dann da drinnen wohnen, es durchaus zulassen würden und es dringend an der Zeit wäre, verpflichtend solche Errichtungen von Fotovoltaik- und Solaranlagen gerade beim verdichteten Flachbau, bei Reihenhaus- und Gartensiedlungen vorzuschreiben. Es ist auf der einen Seite natürlich ein Wirtschaftsfaktor. Es ist auf der anderen Seite aber auch ein wesentlicher ökologischer Beitrag für den Energiehaushalt in dieser Stadt. 

Der zweite Bereich, der in eine ähnliche Richtung geht, ist der Bereich der Oberflächenwässer und der Regenwassernutzung. Immer wieder und nach wie vor werden vor allem am Stadtrand Gartensiedlungen und Reihenhausanlagen ohne eine effiziente Nutzung der Regenabwässer und der Oberflächenwässer errichtet. Jeder, der weiß, mit wie viel „Geld“ er seinen Garten gießt, wäre dankbar dafür, wenn die minimalen Installationskosten von Regenwasserzisternen, um das Regenwasser und die Oberflächenabwässer zu sammeln, seine Wasserrechnung massiv reduzieren würde. Daher auch eine intensive Förderungsschiene anbieten beziehungsweise in diesen Bereichen bei Reihenhausanlagen, im verdichteten Flachbau, bei Gartensiedlungen muss es zum Standardrepertoire der Ausschreibung gehören, dass hier auch Regenwasserzisternen mitangeboten werden müssen und nicht können. Wir werden es uns in Zukunft einfach nicht leisten und erlauben können, nämlich die Mieter nicht leisten und wir uns nicht erlauben können, Wohnhäuser, Wohnungen, Reihenhäuser, Gartensiedlungen, verdichteten Flachbau anzubieten, ohne nicht auf dem letzten Stand der Technik zu bauen. Wir sind bei der Wärmedämmung schon sehr weit. Wir sind beim Energiehaushalt auch schon einen guten Schritt weiter und jetzt geht es daran, die nächsten Schritte zu setzen. Und, Herr Stadtrat, ich glaube, dass gerade Sie einer sind, der dieses Thema vorantreiben könnte. Natürlich bedarf es hier auch einer intensiven Anstrengung aller gemeinnützigen Bauträger, aller gewerblichen Bauträger. Aber ich glaube, dass die Mieterinnen und Mieter im sozial geförderten Wohnbau es uns langfristig danken werden, wenn wir ihre Betriebskosten auf einem Niveau halten können, dass sie sich den Wohnraum auch leisten können. (Beifall bei der ÖVP.) 

Ich möchte noch auf einen Bereich des Wohnbauressorts eingehen, nämlich auf den Bereich der MA 34 - Gebäudemanagement. Es vergeht ja kein Ausschuss, wo wir nicht Aktenstücke haben, wo in den Amtsgebäuden der Stadt Wien angemietet, zugemietet, zurückgegeben, angekauft und umgebaut wird. Und immer wieder ist dieselbe Diskussion, egal, ob von unserer Fraktion, von den Freiheitlichen oder von den GRÜNEN: Gibt es irgendein Konzept? Welche Flächen werden benötigt? Welche Flächen hat die Stadt zur Verfügung? Wo könnte man Flächen anmieten? Zu welchem Preis? Zu welchen Bedingungen? Wie lange? Es kann nicht sein, dass immer dann die MA 34, sprich, das Wohnbauressort, sprich, wir alle, die im Ausschuss sitzen, auf Zuruf agieren, wenn irgendwo ein Bauträger irgendwas errichtet, es dann unter schwierigen Bedingungen nicht vermieten kann und zufällig die MA 34 gerade einen Nutzer zur Hand hat! Das ist nicht die Aufgabe des Gebäudemanagements! Die Aufgabe des Gebäudemanagements, dieses Wort ist impliziert, nämlich nicht Gebäude, sondern Management, ist es, vorausschauend eine Planung zu haben, zu wissen, wo ist mein Bedarf, wo habe ich Ressourcen frei, wo werden Ressourcen frei und wo kann ich diese perfekt einsetzen. Es ist mehr als ärgerlich, jedes Mal in jeder Ausschusssitzung irgendwelche 500, 700, 900, 1 000 m² irgendwo zu immer wieder unterschiedlichen Bedingungen mit immer wieder guten Argumenten der zuständigen Dienststelle anzumieten, warum gerade diese Flächen gemietet werden müssen. Wir haben morgen die Wolfganggasse auf der Tagesordnung. Ich war jetzt noch einmal dort und habe es mir noch einmal angeschaut. Ich wünsche den Kolleginnen und Kollegen dort in diesem Haus viel Vergnügen. Der zweite Mieter, der da drinnen ist und der diese Aufzüge nutzt, der Herr Kollege weiß es, weiß noch nichts von seinem Glück, dass er die nicht mehr alleine nutzen kann und dass dieser Lastenaufzug in Zukunft gemeinsam genutzt wird, weil der jetzt schon zu 100 Prozent von dem Mieter ausgelastet ist, der dort drinnen ist. Also auch solche Hinweise, die dann von uns im Ausschuss kommen, werden halt mit dem mehr oder weniger sachdienlichen Hinweis abgetan: Na, die Fachdienststelle wird sich das schon angeschaut haben. Na ja, dafür haben wir aber eine Dienststelle, die Gebäudemanagement heißt, und ich bitte diese Dienststelle sehr, dieses Gebäudemanagement auch wahrzunehmen. 

Ich komme zu einem weiteren Punkt, nämlich zum Zustand von Gebäuden in dieser Stadt, die mehr oder weniger in der Verwaltung der Stadt Wien oder ihrer angeschlossenen Töchter- oder Enkelgesellschaften steht. Da haben wir zum Beispiel, und ich nehme das als Beispiel heraus, weil ich dazu auch einen Antrag einbringen werde, das Studentenheim Haus Döbling, jetzt heißt es ja Base 19. Die Wien Holding betreibt dieses Studentenheim Haus Döbling, welches sich auf Grund der günstigen Tarife größter Beliebtheit bei den Studentinnen und Studenten erfreut. Eigentlich wäre die Wien Holding auch für die Erhaltungsmaßnahmen in diesem Haus verantwortlich. Leider treten dort aber auf Grund jahrzehntelanger Abwirtschaftung der Objekte vermehrte, vor allem sanitäre, hygienische und bauliche Mängel auf. Wir haben noch vor Mittag, es werden noch nicht allzu viel Mittag gegessen haben, das Frühstück ist schon verdaut. Ich könnte Ihnen jetzt ausführlich erklären, was passiert ist, als eine Studentin im dritten Stock die Klospülung betätigt hat. Ich erspare mir das, weil ich sonst auch in die Nähe eines Ordnungsrufs komme, weil das mehr als eine Sauerei in dem Haus war, ja! Dieser ganze Fäkalabfluss hat sich dann über die Gänge ergossen. Auch die Kollegin, die im 2. Stock drunter gewohnt hat und die im 1. Stock haben dann mitbekommen, dass dort oben irgendetwas mit der Klospülung nicht funktioniert, weil auch bei ihrer WC-Anlage sich dann das Abwasser aus diesem WC-Strang ergossen hat. Das war alles andere als eine angenehme Angelegenheit. Ich glaube, dass daher die Frau Vorsitzende, Entschuldigung, hier durchaus beide Augen zudrücken kann: Das war eine Sauerei, was dort passiert ist, nämlich im landläufigen Sinn. Dort hat es sich schön abgespielt in dem Haus, um das auf Wienerisch zu sagen. 

So nebenbei gibt es eine nette Kakerlakenplage im Block C, der man offenbar dauerhaft nicht ganz Herr werden kann, denn der Kammerjäger ist zwar ein ständiger Gast im Base 19, aber irgendwie sind diese kleinen Viecherl schlauer als dieser Herr und offensichtlich resistenter als so manches Mittel, das dort ausgesprüht wird. 

In diesem Block C hat mittlerweile eine Absiedlung der Bewohnerinnen und Bewohner stattgefunden, weil man diese Kakerlakenplage nicht in den Griff bekommt. Und jetzt kommt’s: Die baulichen Mängel verursachen einen hohen Sanierungsbedarf und die einzigen Sanierungsschritte, die gemacht wurden, sind, dass das Kunstwerk, das unten im Hof steht, im Sommer neu gestrichen wurde, was die Studentinnen und Studenten vielleicht auch freut, den Kakerlaken aber ziemlich wurscht ist und der WC-Strang deshalb nicht besser wird. Es wurden sehr umfangreiche kosmetische Arbeiten durchgeführt. Es ist nämlich der Maler im Haus gewesen und hat die Wände neu gestrichen, was ebenfalls die Kakerlaken ziemlich unbeeindruckt ließ und sie sich kein neues Quartier gesucht haben und auch der WC-Strang eher übergegangen ist, als dass er sich zurückgehalten hätte. 

Was besonders ärgerlich ist, ist, dass die Studentinnen und Studenten angehalten werden, keine Meldung bei der Behörde zu machen, denn sonst würde man womöglich das Haus schließen, was einen Rauswurf der Studentinnen und Studenten und den Verlust des Wohnplatzes zur Folge hätte. Daher stelle ich den Antrag: 

„Die zuständigen Mitglieder der Wiener Stadtregierung sollen sich für eine Sanierung des Studentenheimes einsetzen und rasch alle notwendigen Schritte unternehmen, den Studentinnen und Studenten, die im Haus Döbling leben, ein würdiges Lebensumfeld zu ermöglichen. Zu diesem Zweck soll bis April 2009 ein Sanierungs- und Finanzierungskonzept erstellt werden und spätestens im Sommer 2009 während der Sommerferien, wo das Gebäude nicht genutzt wird, diese Sanierung rasch und unverzüglich umgesetzt werden.“

Sehr geehrter Herr Stadtrat! Ich glaube, wir haben mehrere konstruktive Vorschläge gemacht. Der eine Antrag beweist auch, dass Handlungsbedarf ist. Jetzt sind Sie dran. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Kollege Kenesei, auch wenn Sie ankündigen, ist „Sauerei“ nicht ein Wort, das wir so gerne haben. Ich nehme an, es war in Bezug auf die Geruchsbelästigung des kaputten WC-Strangs. Dann lasse ich es … (GR Günter Kenesei: Ich kann es Ihnen aber genau erklären! – Allgemeine Heiterkeit.) Ich will es gar nicht so genau wissen. Dass es dort gestunken hat, kann ich mir schon vorstellen.

Als Nächster am Wort ist der Kollege Niedermühlbichler.

GR Georg Niedermühlbichler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Frau Vorsitzende! Herr Vorsitzender des Gemeinderatsausschusses! Herr Stadtrat! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Wir haben seit gestern und auch heute wurde es fortgesetzt gehört, was alles in Wien furchtbar ist, wie schlimm alles ist und wie jede Fraktion einen Grund findet, dieses Budget für 2009 abzulehnen. Ich meine, Sie müssen wissen, wie Sie das machen, aber mir kommt es so vor, dass man alle fünf Minuten, alle zehn Minuten auf den Alarmknopf drückt und wenn es dann wirklich einmal brennt, kommt niemand mehr. Das ist in Ihrer Verantwortung.

Uns Wienerinnen und Wienern war der Wohnbau immer ein sehr wichtiges und wesentliches Thema. Nicht umsonst ist es so, dass Delegationen aus der ganzen Welt zu uns kommen, um sich den sozialen und geförderten Wohnbau in Wien anzuschauen, wie gut das funktioniert. Wenn man in Europa unterwegs ist und in andere Hauptstädte fährt und man gibt sich als Wohnpolitiker zu erkennen, dann wird man immer auf die Wohnweltstadt Wien angesprochen. Dass das so ist, meine sehr geehrten Damen und Herren, verdanken wir nicht zuletzt den vergangenen und auch den jetzigen sozialdemokratischen Wohnbaustadträten und Bürgermeistern. Darauf, meine sehr geehrten Damen und Herren, können wir durchaus zu Recht stolz sein! (Beifall bei der SPÖ.)
Wien setzt auch in Zukunft auf die massive Förderung im Bereich des Wohnbaus. Wenn hier kritisiert wurde, dass die Wohnbaumittel gekürzt wurden - 592 Millionen EUR für den Wohnbau im Jahr 2009 ist ja nicht nichts. Hier wird sehr, sehr viel investiert und wenn gestern die Frau Vizebürgermeisterin gesagt hat, dass 1,61 Milliarden EUR in das Bau- und Baunebengewerbe investiert werden, so ist ein Drittel davon rein aus dem Bereich Wohnen. 

Wie gliedert sich das auf? Es wird die Neubauleistung auch weiterhin verstärkt. Mit 299,1 Millionen EUR ist hier die Förderung auch gestiegen. Das ist deshalb ganz besonders wichtig, weil wir wissen, wenn genügend leistbarer Wohnraum zur Verfügung gestellt wird, bewirkt das nicht nur, dass jene Menschen, die in diesen geförderten Wohnbauten wohnen, hier davon profitieren, sondern auch, dass dadurch die Mieten im privaten Mietbereich nicht stärker steigen. Das heißt, alle Menschen in Wien profitieren von dieser Förderung.

Auch bei der Sanierung geben wir 175 Millionen EUR aus, hier vor allem in die Wärmedämmung. Wärmedämmung bedeutet, dass hier auch die CO2-Werte saniert werden, aber auch massive Ersparnisse für die Mieterinnen und Mieter, für die Menschen, die in diesen Projekten wohnen.

Leistbares Wohnen ist für uns hier in Wien kein Schlagwort, sondern ein wichtiger Meilenstein unserer Politik. Ich möchte hier auf die Vorredner eingehen, auf den Kollegen Eisenstein, aber auch den Wohnbausprecher oder man sollte besser sagen Vermietersprecher Walter, der sich hier als Schutzpatron der Vermieter auftut, wenn man die Presseaussendung anschaut. Kollege Ellensohn hat schon darauf hingewiesen, dass er gesagt hat, Mietschutzobergrenzen seien ungehörig. 

Aber von der ÖVP und jetzt auch von der FPÖ werden ja immer die Gebühren ins Spiel gebracht. Es wird immer gesagt, dass die Gebühren der eigentliche Grund für die Teuerung im Wohnbereich seien. Dazu möchte ich schon festhalten, dass gerade einmal 3 Prozent der Gesamtmiete auf Gebühren zurückgehen. Ein Gebührenstopp, wie von der ÖVP gefordert, ist daher kein Mittel, um Mieten nachhaltig zu senken, sondern würde nur Einsparungen im marginalen Bereich bedeuten. 

Das Zweite, meine sehr geehrten Damen und Herren, wenn immer so getan wird, dass die Gebühren ein großes Einkommen für die Stadt Wien sind: Das sind ja wir Steuerzahler, die hier dann, wenn wir weniger Gebühren verlangen, eingreifen müssen, das heißt, irgendwer muss es ja bezahlen. Wenn wir Wasser, Abwasser, Müll deutlich günstiger machen, dann muss es ja die Allgemeinheit bezahlen und dafür aufkommen. Daher glauben wir, dass es sinnvoll ist, sich für eine Gebührenvalorisierung einzusetzen. 

Ich möchte zur Frau Kollegin Frank sagen, wenn sie hier gesagt hat, vor der Wahl wird nichts erhöht und nach der Wahl kommt dann der Erhöhungsreigen: Gerade mit diesem Valorisierungsgesetz ist gesichert, dass es nicht von Wahlen abhängig ist, ob Gebühren angehoben werden oder nicht, sondern wir haben hier ein Gesetz, dass die Gebühren gerecht und fair angepasst werden, weil es eben wichtig ist, dass hier auch die vielen Leistungen entsprechend bezahlt werden. Es soll auch dazu führen, meine sehr geehrten Damen und Herren, dass die Nutzer hier auch Einsparungen vornehmen. 

Ich möchte nun zu Wiener Wohnen kommen und auch zu dem, was der Kollege Dworak gesagt hat. Es ist schon bezeichnend, dass, wenn sich der StR Ludwig dazu entschließt, die größte Mieterbefragung Europas durchzuführen, das nicht gewürdigt, sondern kritisiert wird. 

220 000 Mieterinnen und Mieter werden hier befragt, weil es uns ganz wichtig und ein Anliegen ist zu wissen, wie es ihnen geht. Dass hier die Opposition herkommt und das kritisiert, weil wir uns mit den Mieterinnen und Mietern auseinandersetzen, mit ihren Ängsten und Befürchtungen und auch mit ihren Vorschlägen, zeigt, dass sie eigentlich nur darauf aus ist, alles zu kritisieren. Ich möchte einen Satz noch aufnehmen, weil gestern die Bezirksvorsteherin vom 4. Bezirk der ÖVP gemeint hat, früher einmal war es so, dass die SPÖ, Bgm Zilk, die Ideen, die guten Ideen der Opposition aufgenommen hat. Ich kann dazu nur sagen, vielleicht hatten Mauthe und Busek mehr gute Ideen. Zur Zeit sehe ich in der Opposition diese guten Ideen nicht. Daher wüsste ich nicht, welche und was wir als SPÖ da aufgreifen sollten, ganz im Gegenteil: Ich merke immer wieder, dass heute sowohl die GRÜNEN als auch der Kollege Eisenstein der FPÖ die guten Ideen und Vorschläge von uns und auch von der Mietervereinigung übernommen haben und das freut uns, weil gute Ideen sollen umgesetzt werden und gute Forderungen sind immer dann besser, je breiter sie sind. (Beifall bei der SPÖ.)
Ich möchte nur dem Kollegen Eisenstein, nachdem er einige Male die Mietervereinigung angesprochen hat, noch eine kurze Nachhilfe geben, was es mit den Betriebskosten auf sich hat und warum man Betriebskosten in Privathäusern und Gemeindebauten nicht eins zu eins vergleichen kann:

Wenn Sie sich den Betriebskostenspiegel genau angeschaut haben, dann werden Sie auch festgestellt haben, dass es bezirksspezifische Unterschiede gibt. Erstaunlich ist hier, dass die Betriebskosten in den Innenbezirken, zum Beispiel im 1. Bezirk, aber auch im 8. Bezirk, deutlich geringer sind als zum Beispiel im 10. Bezirk und viele werden sich fragen: Warum ist das so, obwohl die Mieten in innerstädtischen Bereichen höher sind? Warum ist es bei den Betriebskosten umgekehrt? Das ist ganz einfach, meine sehr geehrten Damen und Herren: Weil in den innerstädtischen Wohnungen der Belag pro Wohnung einfach deutlich geringer ist. In einer 70 m²-Wohnung im 1. Bezirk oder im 8. Bezirk leben im Schnitt ein bis zwei Personen, während in einer 70 m²-Wohnung im 10. Bezirk vier bis fünf Personen wohnen. Das heißt, mehr Personen in den Wohnungen bedeutet natürlich auch höhere Betriebskosten, bedeutet mehr Wasserverbrauch, bedeutet mehr Energieverbrauch, bedeutet auch mehr Müll. Genauso verhält es sich bei den Gemeindewohnungen. Wenn Sie weitergelesen hätten, würden Sie das auch wissen, weil ich jetzt bei dieser Pressekonferenz auch darauf hingewiesen habe, dass es eben bei Wiener Wohnen pro Quadratmeter einen höheren Belag gibt und daher dort die Betriebskosten höher sind. Was aber den wesentlichen Unterschied ausmacht, ist, dass in den privaten Häusern die Betriebskosten zu einem Drittel aus Versicherungen bestehen, während das bei Wiener Wohnen ein wesentlich kleinerer Prozentsatz ist. Und wenn hier auch gesagt wurde, dass bei Wiener Wohnen die Betriebskosten nicht ordentlich abgerechnet werden: Bei 220 000 Wohneinheiten kann es natürlich einmal passieren, dass da oder dort nicht richtig abgerechnet wird. Aber wir als Mietervereinigung wissen auch, dass da und dort Fehler passieren und wir vertreten unsere Mitglieder dort auch, dass es aber im Unterschied zum privaten Bereich hier nicht absichtlich oder fahrlässig passiert. Daher können all jene Mieterinnen und Mieter, die in Gemeinde Wien-Wohnungen wohnen, sich glücklich schätzen, dort eine Wohnung zu haben und das tun sie auch, denn die Wohnzufriedenheit bei Wiener Wohnen ist sehr hoch.

Ich möchte nun ganz kurz auf die GRÜNEN eingehen, den Kollegen Ellensohn. Er hat das Thema Wohnen und Mietkostenreduktion angesprochen und hat hier auch einige Anträge eingebracht und er hat auch angesprochen, dass das Regierungsprogramm, das ja gestern vorgestellt wurde, in diesem Bereich enttäuschend ist. Also ich finde das nicht. Ich finde, dass hier sehr, sehr wichtige Punkte enthalten sind. So ist zum Beispiel ganz wichtig darin enthalten, dass künftige Kautionen im Außerstreitverfahren zurückerstritten werden können. Das bedeutet, dass es wesentlich einfacher ist, hier auch Kautionen zurückzuerstreiten und das ist ja bei Drei-Monatsmieten-Kaution nicht wenig. Das ist ein sehr positiver Punkt. Das Gleiche bei den Heizkosten, auch die Maklerprovisionen werden auf zwei Provisionen gesenkt. Unsere Forderungen, meine sehr geehrten Damen und Herren, Herr Kollege Ellensohn, geht sogar weiter, weil wir sagen, wir können uns zwei Nettomieten vorstellen und nicht zwei Bruttomieten, weil wir nicht einsehen, warum die Betriebskosten für die Maklerprovisionen herangezogen werden sollten. Auch steht im Regierungsübereinkommen drinnen, dass in Zukunft über die Erhaltungspflichten geredet werden muss und dass wir hier verhandeln. Wir als Mietervereinigung werden uns da entsprechend einbringen. Ebenfalls steht drinnen, dass zur Vermeidung allzu häufiger Mietzinserhöhungen entsprechende Maßnahmen zu setzen sind. 

Ich habe mir das sehr genau angeschaut und ich weiß, dass ja nicht nur das, was da drinnen festgeschrieben ist, umgesetzt werden kann, sondern dass auch in den fünf Jahren durchaus, und das ist unsere Hoffnung, noch mehr erreicht werden kann.

Zur Kollegin Gretner nur ganz kurz: Ich glaube, sie hat ein bissel was verwechselt, ich kann das aufklären. Es gibt zwei Gebietsbetreuungen, nämlich eine Gebietsbetreuung alt, die sich um die Umgebung kümmert und dann gibt es seit Neuem sehr stark gefördert die Gebietsbetreuung, die GBO, wo es darum geht, Mieterinnen und Mieter in Gemeindewohnungen zu betreuen. Das hat in der Tat auch kein privater Vermieter und das ist auch einzigartig. Es gibt keinen privaten Vermieter, der freiwillig hergeht, Mieterbeiräte installiert und schult, die ja dann eigentlich gegen die Hausverwaltung vorgehen sollten beziehungsweise schauen sollen, dass eben die Betriebskosten niedrig bleiben. Wir hier in Wien unter Federführung unseres Wohnbaustadtrats machen das intensiv, weil wir es für wichtig halten, dass es bei Wiener Wohnen Mieterbeiräte gibt, die die Interessen der Mieter vertreten und auf kurzem Weg hier Möglichkeiten haben, ihre Vorschläge einzubringen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren, auch das Budget 2009 zeigt, dass uns Sozialdemokraten eine soziale und gerechte Wohnpolitik wichtig ist und wir auch hier mit dem Budgetansatz wieder unsere vorzügliche und soziale Wohnpolitik weiter betreiben.

Ich möchte mich zum Abschluss auch beim Herrn Wohnbaustadtrat bedanken, bei seinen Mitarbeitern im Stadtratbüro, aber auch bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Stadt Wien, die hier dafür sorgen, dass ein reibungsloser Ablauf funktioniert. Es wird auch niemand bestreiten, meine sehr geehrten Damen und Herren, auch bei Ihnen von der Opposition nicht, dass die Stadt Wien sehr gut und hervorragend funktioniert. 

In diesem Sinne ersuche ich um Zustimmung zum vorliegenden Budget. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Smolik.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Stadtrat! Frau Vorsitzende! Meine Damen und Herren! 

Ich möchte in dieser Geschäftsgruppe hauptsächlich zur Barrierefreiheit sprechen. In den letzten Budgets stand zumindest hin und wieder bei der Post Amtsgebäude „barrierefreie Umgestaltung“. In diesem Budget finden wir nicht einmal diese paar Wörter, das heißt, ich gehe davon aus, dass Amtsgebäude und andere öffentliche Gebäude nicht barrierefrei umgestaltet werden beziehungsweise es nach wie vor keinen Plan gibt, wie wir das Bundesgleichstellungsgesetz, das uns ja verpflichtet, bis 2015 öffentliche Gebäude barrierefrei zu gestalten, auch umgesetzt wird.

Ich werde in der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales einen diesbezüglichen Antrag einbringen, da es sich sicher nicht nur um Amtsgebäude handelt, die nicht barrierefrei sind, sondern auch um andere Gebäude, die nach wie vor keine Barrierefreiheit haben so wie Schulen, Kindergärten, aber auch, wie wir beim letzten Rechnungshofbericht gesehen haben, auch Krankenhäuser. Auch bei den Amtsgebäuden ist es nach wie vor so, dass die meisten sehr alte Gebäude sind, zum Großteil nicht barrierefrei. Und wenn sie dann einen barrierefreien Zugang haben, dann ist das meistens ein Lift, der über irgendwelche Umwege zuerst einmal gefunden werden muss und wenn es keinen Lift gibt, dann haben Menschen mit einer Behinderung oder auch gebrechliche Personen eben keinen Zugang zu den Amtsgebäuden. Ich glaube, dass wir hier wirklich verstärkt Mittel zur Verfügung stellen müssen, um das Ziel, bis 2015 öffentliche Gebäude auch barrierefrei zu gestalten, erreichen zu können.

Die gleiche Situation oder eine ähnliche Situation haben wir auch im Bereich der Gemeindewohnungen. Wir haben, wenn wir uns die Demographie anschauen, viel zu wenige Gemeindewohnungen, die barrierefrei sind. Es ist ja nicht nur so, dass wir Menschen mit Behinderungen haben, die auf der Suche nach einer Gemeindewohnung sind, in der sie sich auch bewegen können, sondern wir haben immer mehr betagte und ältere Menschen, die gebrechlich werden, die nicht mehr so flott in der Stadt unterwegs sind wie wir, die wir hier sitzen.

Diese Menschen haben Schwierigkeiten, in ihrer vertrauten Wohnumgebung bleiben zu können, wenn sie eine Gemeindewohnung brauchen. Wir wissen, dass gerade ältere Menschen sehr schwer in andere Bezirke übersiedeln. Wenn sie schon von Geburt an zum Beispiel in Ottakring leben, dann würden sie auch gerne in eine Gemeindewohnung in Ottakring einziehen, aber die barrierefreien Gemeindewohnungen sind halt eine Rarität.

Wir haben immer wieder Anrufe und Schreiben von Menschen, die sich hilfesuchend an uns wenden, die sagen, sie brauchen eine barrierefreie Gemeindewohnung, sie hatten einen Unfall oder ihre Mutter kann sich nicht mehr in der Form bewegen, sie bräuchten in dem und dem Bezirk eine Gemeindewohnung. Es gibt zu wenig. Ich sehe nicht, weil es nach wie vor keinen Neubau für die Gemeindewohnungen gibt, wo wir diese barrierefreien Gemeindewohnungen herbekommen, außer wir bauen um. Das Problem ist nicht nur, dass die Wohnungen an sich nicht barrierefrei sind, sondern meistens ist es auch der Zugang, weil in vielen gibt es mittlerweile Lifte, aber es gibt nach wie vor sehr viele Bauten, wo die klassischen vier Stufen beim Eingang sind, die ein nicht zu überwindendes Hindernis für Menschen mit Behinderungen beziehungsweise für ältere Menschen darstellen. Da rede ich gar nicht von denen, die Kinderwägen schleppen müssen. Auch für diese Personengruppe, Familien, die wir gern in den Gemeindewohnungen hätten, wäre ein barrierefreier Zugang zu einem Gemeindewohnhaus, zu einem Gemeindebau sehr von Vorteil. Es ist so, dass auch bei Umbauten immer wieder darauf vergessen wird, dass der Zugang barrierefrei gestaltet wird und dass Wohnungen umgebaut beziehungsweise barrierefrei gestaltet werden.

Deswegen möchte ich einen Beschlussantrag einbringen, dass der amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung die Unternehmung der Stadt Wien - Wiener Wohnen anweist, bei jeglicher durchgreifenden Sanierung von Gemeindebauten einen barrierefreien, also stufenlosen, Hauszugang herzustellen und für jede Stiege einen Mindestprozentsatz, der nicht unter 10 Prozent der Gesamtanzahl der Wohnungen der jeweiligen Stiege liegen darf, an barrierefreien Wohnungen nach der Sanierung sicherzustellen. - Ich beantrage die Zuweisung des Antrags an den Ausschuss.

Ich glaube, dass wir der Realität in diesem Fall Respekt zollen und uns einfallen lassen müssen, wie wir das Angebot erweitern, denn was nicht sein kann, ist, dass wir Menschen, die eine barrierefreie Gemeindewohnung dringend brauchen, auf die nächste vertrösten, die irgendwann einmal frei wird, denn die Wartelisten sind nicht besonders kurz, sondern dass es hier wirklich rasche Lösungsmöglichkeiten gibt.

Ich möchte jetzt noch die Anträge, die Herr StR Ellensohn in seiner Rede schon erwähnt hat, einbringen.

Beginnen möchte ich mit der Ausweitung des Mieterschutzes. Sie wissen, dass wir seit 1982 ein Mietrechtsgesetz haben, das mittlerweile zigmal novelliert wurde und dass wichtige Bestimmungen für Wohnungen, die vor 1953 erbaut wurden, gelten, für andere Bauten nicht. Deswegen glauben wir, dass wir dringend die neu gebildete Bundesregierung als Gemeinderat auffordern sollten, endlich ein neues Mietrechtsgesetz vorzulegen. Ich stelle folgenden Beschlussantrag: 

„Der Gemeinderat fordert das zuständige Mitglied der Bundesregierung auf, eine Novelle des Mietrechtsgesetzes vorzulegen, die den vollen Anwendungsbereich des Mietrechtsgesetzes auf Wohnungen in Gebäuden ausweitet, die auf Grund einer vor dem 1. Jänner 1980 erteilten Baubewilligung neu errichtet wurden.

Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags.“

Ein weiterer Antrag bezieht sich auf die nachvollziehbaren Mietzinsobergrenzen und Befristungen. Auch hier hat Herr StR Ellensohn schon dazu gesprochen. Es ist in Wien im Moment undurchschaubar, wie Zuschläge und Abschläge geregelt sind und ist für Menschen, die auf der Suche nach einer Wohnung sind, schier unmöglich, da durchzublicken beziehungsweise abschätzen zu können, wie das jetzt ist, wenn sie einen Mietvertrag eingehen.

Ich möchte auch hier einen Beschlussantrag einbringen, der die Bundesregierung auffordert, eine Wohnrechtsnovelle vorzulegen, mit der die Zuschläge zu Richtwertmieten klar begrenzt, somit die Mieten transparent und auf ihre gesetzmäßige Höhe hin leicht überprüfbar und Besitzungsabschläge zum Mietzins eingeführt werden, die bei Erstbesitzungen 35 Prozent Abschlag von der Nettomiete und bei jeder weiteren Besitzung 50 Prozent betragen. Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

Der nächste Antrag bezieht sich auf die Maklerprovisionen. Alle, die schon versucht haben, in Wien eine Wohnung zu finden und nicht mit klassischen Barmitteln ausgestattet sind, stoßen sehr oft auf Makler, die zum Teil sehr hohe Provisionen verlangen. Das heißt, oft scheitert auch das Zustandekommen eines Mietvertrags an den Maklerkosten. Hier glauben wir, dass es eine dringend notwendige Novelle des Maklergesetzes geben soll, weil sich offensichtlich eine Spirale in Bewegung gesetzt hat, die für Menschen, die eine Wohnung suchen, nicht mehr nachzuvollziehen ist.

Auch hier ist es ein Antrag, der sich an das zuständige Mitglied der Bundesregierung richtet, eine Novelle zum Maklergesetz und zur Immobilienmaklerverordnung vorzulegen, mit der die Obergrenzen an Provisionszahlungen für die Vermittlung einer Mietwohnung auf zwei Bruttomonatsmieten festgelegt werden. Weiters soll, wenn es sich um ein Verbrauchergeschäft im Sinne des Konsumentenschutzgesetzes handelt, nur diejenige Person oder Firma für die Maklerprovision aufkommen müssen, die die Maklerfirma ursprünglich mit der Suche oder Vermittlung einer Wohnung beauftragt hat. Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.

Der nächste Antrag beschäftigt sich mit der Indexanpassung von Wohnungsmieten und Inflation. Auch hier ein Antrag, der sich an die Bundesregierung richtet, denn auch hier ist in der Wohnrechtsnovelle eine Änderung mehr als notwendig.

„Der Wiener Gemeinderat fordert die Bundesregierung auf, den Entwurf einer Wohnrechtsnovelle mit dem Inhalt vorzulegen, dass zukünftig Indexanpassungen der Wohnungsmietzinse nicht mehr rückwirkend verlangt werden dürfen und die gesetzlichen Indexanpassungen von Richtwert- und Kategoriemiete jeweils an die Überschreitung eines zehnprozentigen Schwellenwertes gegenüber der letzten Erhöhung gebunden werden.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Der letzte Antrag betrifft ein Moratorium indexgebundener Mietzinsanpassungen im Gemeindebau 2009. Dieser Antrag richtet sich an den zuständigen Herrn Stadtrat, dass es nämlich für neuere Mietverträge in Altbauwohnungen Richtwertmietzinse gibt, die jährlich an die Inflation angepasst werden.

„Der Herr amtsführende Stadtrat für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung wird aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass inflationsgebundene Erhöhungen der Hauptmietzinse in Wiener Gemeindebauten bis Ende 2009 ausgesetzt werden, damit der nächsten Bundesregierung die nötige Zeit gegeben wird, eine umfassende Verbesserung des Bundesmietrechts in diesem Punkt zu beschließen.

Auch hier beantrage ich die sofortige Abstimmung des Antrags.“

Ich danke für die Aufmerksamkeit! (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster zum Wort gemeldet ist Herr StR Herzog. Ich erteile es ihm.

StR Johann Herzog: Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Eine kurze Wortmeldung. Ich will mich nur auf die eingelangten Anträge der GRÜNEN beziehungsweise auch der ÖVP beziehen. Zum Teil werden wir diesen zustimmen, zum Teil nicht. Dazu möchte ich ganz kurz ein paar Worte sagen.

Das eine ist die Indexanpassung von Wohnungsmieten an die Inflation, wo festgestellt wird, für Wohnungen, die nicht dem Mietrechtsgesetz unterliegen, können Indexanpassungen rückwirkend für die letzten drei Jahre verlangt werden und dass man das ändern möge. Dazu ist festzustellen, dass hier nicht eine Änderung des Mietrechtsgesetzes notwendig ist, sondern wahrscheinlich auch des ABGB, eine sehr weitgehende rechtliche Veränderung gegenüber den jetzt herrschenden Zuständen.

Zum Antrag betreffend nachvollziehbare Mietzinsobergrenzen und Befristungen: Es ist keine Frage, dass das ein Thema ist, das ganz wichtig ist, dass sie leicht überprüfbar gemacht werden und dergleichen mehr, nur halte ich von Befristungsabschlagsänderungen auf 50 oder 35 Prozent Abschläge insofern nichts, weil das nur punktuelle Korrekturen sind und nicht eine generelle Änderung der Lage an sich bedeutet. Wir sind dafür, dass das Richtwertgesetz abgeschafft gehört. Das Richtwertgesetz hat sich nicht bewährt. Es hat einen Wohnungsmarkt geschaffen, der parallel zu den rechtlichen Gegebenheiten in dem Gesetz existiert. Daher ist ein Herumdoktern mit 35 oder 50 Prozent sicherlich keine Lösung.

Zu der Ausweitung des Mieterschutzes ist Ähnliches zu sagen. Man kann, würde ich meinen, mit so punktuellen Änderungen nicht allzu viel erreichen. Man verstärkt hier nur die mietrechtliche Zersplitterung, die sich einstellen wird. Daher würde ich meinen, dem Einzelnen sind die Wünsche durchaus verständlich und vertretbar, aber es bedarf einer Gesamtänderung, Abschaffung des Richtwertgesetzes und dem Versuch, eine einheitliche Mietengesetzgebung aufzubauen. Punktuelle Änderungen allein ändern nichts.

Was den Beschlussantrag der ÖVP betreffend Aufstockung der Förderungen für einbruchshemmende Eingangstüren und Ausweitung auf einbruchshemmende Fenster betrifft, würden wir grundsätzlich inhaltlich zustimmen - wir haben diese Anträge ähnlich auch schon selbst gestellt -, aber ich muss feststellen, dass in der Formulierung steht: „ausweiten sowie die Beschränkung der Wohnnutzfläche einer Wohnung aufheben". - Das ist mir nicht verständlich, warum man das machen soll. Ich halte die grundsätzliche Förderwürdigkeit einer Wohnungsgrößenbeschränkung für richtig. Wir können daher diesem Antrag, wo wir grundsätzlich dafür sind, nicht zustimmen. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächster am Wort ist Herr StR Dr Ludwig. - Bitte.

Amtsf StR Dr Michael Ludwig: Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Gerade die aktuelle Entwicklung auf den internationalen Finanzmärkten und der teilweise Zusammenbruch des amerikanischen Immobilienmarkts bestätigen eindrucksvoll die Notwendigkeit und die Nachhaltigkeit des sozialen Wohnbaus. Die Immobilienblasen, die zu den wesentlichen Auslösern der aktuellen Krise gehören, sind in jenen Ländern entstanden, in denen die Wohnversorgung stark auf individuellem Eigentum bei gleichzeitiger Absenz eines gemeinnützigen Sektors und öffentlichen Finanzierungsinstrumenten beruht. Dort, wo hingegen der Wohnbau zu einem guten Teil in Händen nachhaltig orientierter Träger liegt, waren diese spekulativen Entwicklungen weniger ausgeprägt. In der derzeitigen Phase, wo die Auswirkungen der Krise überall manifest geworden sind, kommt dem Wohnbau bei der Abfederung der Effekte dieser Finanz- und Wirtschaftskrise eine ganz besondere Schlüsselrolle zu. Die Bauwirtschaft stellt einen wesentlichen Konjunktur- und Beschäftigungsmotor dar, gerade auch in unserer Stadt. GR Kenesei hat darauf hingewiesen, dass der Wiener Wohnbau eine besondere Bedeutung und in vielen anderen, auch gesellschaftspolitischen, Fragen einen hohen Stellenwert in der Entwicklung unserer Stadt hat. 

Wenn man sich anschaut, was wir mit dem Einsatz der Wohnbauförderungsmittel für die Wiener Wirtschaft bewegen, so ist das, wie ich meine, beeindruckend. Wir haben bei einem Fördervolumen im Jahr 2009 von rund 600 Millionen EUR in etwa ein Bauvolumen von 1,8 Milliarden EUR zu erwarten. Das ist, wie ich meine, ein ganz wichtiger Konjunkturmotor im Bereich des Neubaus. Wir haben uns gemeinsam vorgenommen, in etwa 7 000 geförderte neue Wohneinheiten zu errichten, aber ganz besonders natürlich auch in der Sanierung, wo wir uns 10 000 Wohneinheiten vorgenommen haben und wo insbesondere die Klein- und Mittelbetriebe in unserer Stadt gefördert werden. 

Es gibt damit verbunden auch einen sehr starken Effekt für die Arbeitsplätze. Wir haben errechnet, dass wir in der Sanierung und durch die Maßnahmen, die wir durch die neue Sanierungsverordnung setzen, 4 200 Arbeitsplätze sichern. Durch jene Maßnahmen, die ich vor einigen Tagen im Rahmen der Sanierungsverordnung vorgestellt habe, werden es noch einmal zusätzliche 700 Arbeitsplätze in unserer Stadt sein, die vor allem in enger Kooperation mit den Klein- und Mittelbetrieben unserer Stadt gesichert und neu geschaffen werden. Es ist, wie ich meine, gerade auch diese konjunkturbelebende Maßnahme der Bauwirtschaft und der Aktivitäten unseres Ressorts, dass man auch im Vergleich mit anderen Wirtschaftsbereichen, wie zum Beispiel dem privaten Konsum oder auch dem Export, sieht, dass wir zu einem Viertel bis zum Doppelten an arbeitsplatzsichernden Maßnahmen durch die Bauwirtschaft erreichen können. 

Aber es sind auch andere Maßnahmen damit bewerkstelligt worden. Vieles ist jetzt in der Debatte angesprochen worden, wie zum Beispiel die Reduktion der CO2-Immissionen, die Entlastung der Mieterinnen und Mieter durch niedrige Energiekosten oder auch die Belebung der Konjunktur in unserer Stadt. Deshalb möchte ich auf einige Punkte, die jetzt in der Diskussion von einigen von Ihnen angesprochen worden sind, ganz besonders eingehen, auch wenn es etwas länger dauert, aber ich glaube, es sind doch eine Reihe von Vorschlägen dabei, die es wert sind, weiterverfolgt zu werden beziehungsweise kann ich vielleicht das eine oder andere beitragen, um Missverständnisse aufzuklären.

Kollegin Frank hat angesprochen, dass es uns darum gehen sollte, flexiblere Grundrisse bei den Wohnungen und den Wohnbauten zu finden. Dazu sage ich Ja. Das ist auch der Grund, dass wir uns ganz speziell in der Frage des Zusammenlebens mehrerer Generationen vorgenommen haben, Bauträgerwettbewerbe umzusetzen. (StR Johann Herzog: Unseren Antrag haben Sie abgelehnt!) Das ist etwas, was mir persönlich auch sehr am Herzen liegt, zu überlegen, dass man Grundrisse findet, die so flexibel gehalten sind, dass beispielsweise, wenn ältere Menschen eine pflegende Person in der Wohnung beherbergen wollen, das auf Grund flexiblerer Grundrisse möglich ist. Aber natürlich ist richtig, dass das nicht nur im Neubau ein Thema ist, sondern beispielsweise auch in der Sanierung, wenn es darum geht, alte Gebäude anzupassen. Das gilt bei diesem Intergenerationswohnen, gilt aber in gleicher Weise natürlich, was die Kollegin Smolik angesprochen hat, bei der Frage, inwieweit wir ältere Wohnbauten adaptieren können, dass sie behindertengerecht und barrierefrei funktionieren können.

Bei einem Punkt, Frau GRin Frank, möchte ich eine Anmerkung betreffend die Wohnbauförderung und der von Ihnen festgestellten Reduzierung der Wohnbauförderung machen. Das bezieht sich in Relation auf Jahre, wo die Wohnbauleistung eine noch höhere war, nämlich in der Zeit Ende der 90er Jahre bis zum Jahr 2000, wo damals bis zu 10 000 geförderte Wohneinheiten vorgesehen waren. Zum Zweiten gibt es auch eine Veränderung bei der Zusammensetzung der Annuitätszuschüsse. Von daher kann man diese Zahlen nicht direkt miteinander vergleichen. Schaut man sich aber die unmittelbar letzten und vergangenen Jahre an, wird man sehen, dass es hier ein kontinuierliches Ansteigen der Wohnbauförderungsmittel gegeben hat. Das ist auch notwendig, weil wir, wie ich schon erwähnt habe, mehr im Neubau, aber auch mehr in der Sanierung machen wollen.

Zur Sanierung und dass wir ergänzend zur Blocksanierung auch die Teilsanierungen vornehmen sollen, sage ich Ja. Das unterstützen wir jetzt auch verstärkt. Durch die Sanierungsverordnung wird es Privaten noch leichter sein, solche Teilsanierungen vorzunehmen, aber es ist im privaten Wohnhausbereich immer notwendig, eine enge Kooperation zwischen Stadt und den privaten Hauseigentümern herzustellen. Wir versuchen das intensiv, beispielsweise mit den Gebietsbetreuungen, mit vielen anderen Informationen, die wir auch den privaten Hauseigentümern geben, aber es ist letzten Endes immer eine Entscheidung der privaten Hauseigentümer mitzuwirken. Ich möchte hier nur im Vergleich zwei Zahlen nennen. Die thermisch-energetische Sanierung ist für uns alle wichtig. Ich höre hier auch über die Fraktionsgrenzen hinweg nur Zustimmung. Dort, wo wir unmittelbare Verantwortung tragen, also in den Gemeindebauten und im geförderten Wohnbau, haben wir 70 Prozent aller Häuser thermisch-energetisch saniert. Im privaten Hausbereich sind es erst 15 Prozent. Hier gibt es noch viel zu tun und ich hoffe, dass wir durch die Sanierungsverordnung, die wir gemeinsam, wie ich meine, beschließen werden, weitere Schritte setzen und weitere private Hauseigentümer motivieren können.

Zu Ihrer Forderung, dass die Gebietsbetreuungen sich neben der Mediation stärker auf andere Themen, wie zum Beispiel die Unterstützung und Wiederbelebung von Geschäftsstraßen, orientieren sollen: Auch hier das, was Herr GR Niedermühlbichler schon ausgeführt hat, dass wir zwei große Bereiche in der Gebietsbetreuung haben, jene für die städtischen Wohnhausanlagen und jene für die Stadterneuerungsgebiete. Die Gebietsbetreuung für Stadterneuerung setzt sich gerade in diesem Punkt sehr intensiv ein. Ich habe erst vor Kurzem, vor wenigen Tagen, eine gemeinsame Pressekonferenz mit meinem Amtskollegen Rudi Schicker und mit der Präsidentin der Wiener Wirtschaftskammer, Frau Jank, gehabt, wo wir die Tätigkeiten dreier Geschäftsstraßen vorgestellt haben, nämlich in der Wallensteinstraße, in der Hernalser Hauptstraße und in der Lerchenfelder Straße. Hier war die Gebietsbetreuung, die zu meinem Ressort dazugehört und die sich ganz besonders um diese Fragen kümmert, eng eingebunden. Wichtig ist natürlich, Geschäftsstraßen in den einzelnen Bezirken müssen noch stärker unterstützt werden. Sie stehen unter einem sehr starken Konkurrenzdruck. Die Nahversorgung insgesamt ist ein Thema, das ich durch verschiedene Aktivitäten der Gebietsbetreuungen, aber auch durch Maßnahmen im Bereich der Blocksanierungen unterstützen möchte, soweit das mein Ressort ermöglicht.

Zum Kollegen Ellensohn, der gefordert hat, sich mehr mit dem sozial geförderten Wohnbereich zu beschäftigen: Ich denke, dass wir sehen müssen, dass die Wohnkosten, vor allem die Mieten im internationalen Vergleich, in Wien für die Mieterinnen und Mieter nach wie vor günstig sind. Da möchte ich jetzt gar nicht Vergleiche mit Paris und London heranziehen, sondern es genügt beispielsweise der Vergleich mit München, einer Stadt, die noch kleiner als Wien ist, wo die Mieten im Schnitt um 40 Prozent höher liegen als bei uns in Wien. Richtig ist natürlich, dass das dennoch ein wichtiges Thema ist, denn die Menschen leben nicht im Vergleich, sondern sie leben dort, wo sie leben und sie haben ihre jeweilige Einkommenssituation. Das ist auch der Grund, warum ich mit unseren Instrumenten, mit den Bauträgerwettbewerben, mit dem Grundstücksbeirat versuchen möchte, in diesem Bereich, vor allem im Neubau, noch präzisere Projekte umzusetzen. Das ist auch der Grund, dass ich die Jury für die Bauträgerwettbewerbe neu zusammenstellen werde. Wir werden neben den Themenschwerpunkten Ökonomie, Ökologie und Architektur einen vierten Schwerpunkt einziehen, nämlich jenen der sozialen Nachhaltigkeit, nicht, weil ich glaube, dass Architekten sich bisher nicht damit beschäftigt haben, aber es ist ein zusätzlicher Schwerpunkt, ein zusätzlicher Fokus, um sich auch mit diesem Thema auseinanderzusetzen. 

Die finanziellen Beiträge, die Familien und Einzelpersonen auch bei sozial verträglichen Wohnungen zu leisten haben, muss man deshalb ein bisschen relativieren, weil wir neben jenen Mietwohnungen, jenen Genossenschaftswohnungen auch Wohnungen über das Wohnservice Wien vergeben, die eine so genannte Superförderung haben, wo diese finanziellen Eigenleistungen nicht notwendig sind. Also es gibt, wenn man so will, ein großes Potpourri an sehr unterschiedlichen Wohnformen, auch Wohnformen, die diesen Einstieg oder diese Hemmschwelle der finanziellen Eigenmittel nicht haben. Da gibt es starkes Interesse und ich versuche auch, die Wohnbauträger stark zu motivieren, noch mehr Angebote zu erstellen.

Vielleicht noch zum Thema Überwachung: Du weißt, Herr StR Ellensohn, dass es hier einen sehr starken Wunsch der Mieterinnen und Mieter gegeben hat und wir in enger Kooperation mit der Datenschutzkommission im Bundeskanzleramt in acht Gemeindebauten, die exemplarisch ausgewählt worden sind, dort, wo die Mieterinnen und Mieter sehr dafür waren, dort, wo es auch eine ganze Reihe von Vorfällen wie Diebstahl, Vandalismus gegeben hat, in einer Überwachungsphase von einem Jahr einmal ausprobieren, welche Erfahrungen wir mit Videoüberwachung machen. Nach diesem Jahr wird der Prozess evaluiert. Wir werden dann sehen, ob es signifikante Abweichungen im Vergleich zu anderen, nicht überwachten Gemeindebauten gibt. Falls das sein sollte und falls die Datenschutzkommission zustimmen sollte, dass weitere Versuche möglich sind, dann werde ich das nur dort ermöglichen, wo die Mieterinnen und Mieter das mehrheitlich wollen, nur unter dieser Einschränkung. Es soll also niemand zwangsbeglückt werden. 

Zu deiner Stellungnahme zu dem Fragebogen glaube ich, das ist ein einmaliges Angebot zu erheben, und zwar nicht über Befragungen, die bestimmte Quoten ziehen, sondern die gesamte Einheit aller Mieterinnen und Mieter zu befragen, welche Bedürfnisse sie haben, welche Probleme sie haben, welche Wünsche, welche Vorschläge sie haben. Ich denke, dass die Aktion sehr gut angenommen wird. Wir haben eine überdurchschnittliche Rücklaufquote. Von den über 200 000 Fragebögen, die wir ausgeschickt haben, sind bereits 45 000 Fragebögen zurückgekommen. Das ist im Vergleich zu anderen Mailings überdurchschnittlich viel, insbesondere wenn man in Relation setzt, dass in den Gemeindebauten sehr oft viele Gruppen sind, die nicht gewohnt sind, ständig etwas auszufüllen und zurückzuschicken. Es herrscht also ein überdurchschnittlich starkes Interesse. Ich bin schon davon überzeugt, dass die Auswertung dieser Fragebogenaktion uns gemeinsam die Möglichkeit bietet, Vorschläge in Abstimmung mit den Mieterinnen und Mietern, im Dialog mit den Mieterinnen und Mietern, was sie sich wünschen, zu entwickeln. Aber um zu wissen, was sie sich wünschen, und zwar konkret in welcher Anlage, muss man wissen, in welcher Anlage sie wohnen.

Ich habe persönlich nie von einer anonymen Befragung gesprochen. Das wäre unsinnig, wenn jemand einen Brief bekommt, in dem er namentlich mit „Sehr geehrter Herr Meier!" angesprochen wird. Spätestens beim Lesen des Briefs weiß jeder, dass das nicht anonym ist, sondern dass er direkt persönlich angesprochen ist. Ich habe auch immer wieder glaubhaft versichert, mir ist wichtig, nicht einen allgemeinen Stimmungsbefund zu haben, sondern ganz konkret in jeder Anlage jedes Problem zu erfahren. Wir werden sehen, was die Auswertung bringt. Ich gehe prinzipiell davon aus, es werden viele kritische Meldungen kommen. Im Regelfall beteiligen sich eher immer diejenigen, die eine kritische Anmerkung haben, aber dazu bekenne ich mich, das soll sein. Wir wollen auch Punkte beheben. Herbei damit! Wir werden das auswerten und ich werde das, sobald die Auswertung fertig ist, natürlich dem Wohnbauausschuss und darüber hinaus selbstverständlich der interessierten Öffentlichkeit präsentieren und vorstellen.

Gleich fortsetzend zum Herrn GR Dworak, zur Sanierung Schöpfwerk: Ich glaube, das ist ein gutes Beispiel dafür, dass wir gerade im Bereich der Sanierung unsere Verantwortung sehr ernst nehmen. Denn was ist da passiert? Wir haben die Sanierung Schöpfwerk ausgeschrieben. Jetzt hat sich ein Generalunternehmer bei dieser Ausschreibung beteiligt. Wir haben das analysiert und sind zur Erkenntnis gekommen, dass die Vorgaben überteuert und zu hoch sind. Wir haben gesagt: „So nicht!", haben das zurückgegeben und haben das neu ausgeschrieben, und zwar in einer Einzelgewerksausschreibung. Wir haben jetzt schon den Eindruck, dass es uns gelingen wird, hier deutlich die Preise zu reduzieren, die Kosten für die Mieterinnen und Mieter zu reduzieren. Ich gehe davon aus, dass wir am Beginn des Jahres 2009 mit der Sanierung am Schöpfwerk beginnen können. Hier hat Wiener Wohnen die Verantwortung sehr ernst und nicht vordergründig gleich das erste Angebot angenommen, sondern nach einer kritischen Prüfung eine nochmalige Ausschreibung vorgenommen.

Wenn Sie sagen, Herr GR Dworak, man soll sich mit dem Thema Migration im Gemeindebau beschäftigen, so tun wir das auch. Aber ich würde einmal vorschlagen und anregen, ob Sie nicht Ihre Möglichkeiten einsetzen, um zu fragen, was private Hauseigentümer zum Thema Migration in privaten Wohnhäusern machen. Gibt es dort kein Problem? Oder kann man sagen, dass Migration für Sie nur im Gemeindebau ein Problem ist? Vielleicht nur dort, weil es sich eben um Gemeindebauten handelt? Da sollte man schon auch alle politischen Möglichkeiten einsetzen, denn ich gehe einmal davon aus, dass die Sozialstruktur in anderen, auch privaten Miethäusern, entlang des Gürtels, wo auch immer, nicht anders ist. 

Wenn Sie sagen, wir lassen die Mieterbeiräte allein, so weise ich das wirklich scharf zurück. Ich habe mich, seit ich Stadtrat bin, sehr bemüht, gerade die Mieterbeiräte in alle Aktivitäten einzubeziehen. Herr GR Niedermühlbichler hat schon darauf hingewiesen, dass wir Schulungen anbieten, um die Mieterbeiräte in ihrer Situation, auch in ihrer Verhandlungsposition gegenüber Wiener Wohnen, zu stärken. Das soll mir einmal jemand zeigen, eine Hausverwaltung irgendwo auf der Welt, die das Gegenüber bei den Mieterbeiräten schult, damit die noch stärker gegen die eigene Hausverwaltung auftreten können. Aber das ist wichtig, weil wir uns als Partner gegenüber den Mieterinnen und Mietern verstehen. Deshalb, glaube ich, sind all diese Maßnahmen, die wir in Kooperation mit den Mieterbeiräten anbieten, wie ich meine, sehr gut. Gerade in Ihrem Bezirk, Herr GR Dworak, sollten Sie eigentlich wissen, dass für Mieterbeiräte beispielsweise auch Lokale zur Verfügung stehen. Ich war erst vor Kurzem in der Lockerwiese. Das ist die größte Sanierung, die wir in den Wiener Gemeindebauten überhaupt vornehmen, wo wir den Mieterbeiräten ein eigenes Lokal zur Verfügung gestellt haben. Also hier lege ich großen Wert darauf, dass wir eine ganz enge Kooperation mit den Mieterbeiräten führen. Das haben wir in den letzten Monaten verstärkt gemacht und das werden wir auch im kommenden Jahr so tun. (Beifall bei der SPÖ.) 

Zur Kollegin Gretner, zur Anregung, eine Gebietsbetreuung für den Neubau vorzusehen: Die Frage, inwieweit, vor allem bei größeren Stadt- und Bezirksteilen, wo Neubauten entwickelt werden, eine Gebietsbetreuung durchzuführen, glaube ich, würde fast noch zu kurz greifen. Ich glaube, man sollte dort Instrumente, die wir in den beiden Ressorts, im Wohnbauressort, aber auch im Planungsressort, haben, nutzen, um diesen Aufgaben gerecht zu werden. Ich denke hier beispielsweise an die Infrastrukturkommission. Ich denke auch daran, dass wir durchaus auch die Wohnbauträger nicht aus der Verpflichtung entlassen sollten. So wie wir als Stadt Wien Gebietsbetreuungen in manchen Bereichen beschäftigen, kann man durchaus auch von den Wohnbauträgern verlangen, dass sie bei größeren Gebieten dann so etwas wie Quartiersmanagement einsetzen. Wir haben das schon mit einigen Wohnbauträgern versucht und das läuft auch gut. Überall dort, wo Bauträger über größere Gebiete verfügen, die sie entwickelt haben, die sie auch in Abstimmung mit den Mieterinnen und Mietern begleiten, ist, glaube ich, der Einsatz von einem Quartiersmanagement durchaus etwas, was Sinn macht, wo es darum geht, auch die neu hinzugezogenen Mieterinnen und Mieter in das neu entwickelte Stadtgebiet einzubeziehen. 

Wenn es um kulturelle und soziale Infrastruktur geht, glaube ich, wird es eine Gebietsbetreuung nicht erschnaufen. Da sind sicher die Instrumente, die jetzt bestehen, wie die Infrastrukturkommission, noch stärker zu schärfen und auf diese Aufgaben hin zu orientieren. Denn hier gibt es auch die entsprechenden Ressourcen, auch den entsprechenden Apparat, um Berechnungen vornehmen zu können und die politische Gewichtung, um entsprechende Maßnahmen durchzusetzen. 

Bei dem Vorschlag, Bestimmungen zu reduzieren, bin ich zwar prinzipiell sehr dafür und es gibt sehr starke Unterstützung, dass man sagt, man muss die Auflagen, die es in der Bauordnung oder in anderen Bestimmungen gibt, reduzieren. Dafür sind prinzipiell immer alle. Nur wenn man dann sagt, was konkret, dann bemerkt man, dass man auf Widerstände stößt. Zum Beispiel sind wir sicher alle dagegen, barrierefreie Maßnahmen, behindertenorientierte Maßnahmen zu reduzieren. Wir sind sicher alle dagegen, dass man alles, was in der Verordnung zum Thema Sicherheit gemacht worden ist, zu reduzieren. Also es gibt sehr oft gute Gründe, warum die Bauordnung immer ausgiebiger geworden ist, das ist schon richtig. Ich habe prinzipiell nichts dagegen, wenn man sagt, man schaut sich das ein bisschen genauer durch, wo man Reduzierungen vornehmen kann, insbesondere dann, wenn es sich positiv auf die Kostenentwicklung auswirkt. Aber ich gebe zu bedenken, man wird dann im Detail merken, wie schwierig es im Konkreten ist, weil wir natürlich alle besondere Interessen haben. Aber wir arbeiten auch gemeinsam an einer Novelle der Bauordnung. Die wird mit der jetzigen Novelle nicht abgeschlossen sein. Es gibt weitere Überlegungen, die wir anstellen wollen, bis hin zur Novelle der Garagenverordnung und vielem anderen mehr. Von daher bin ich davon überzeugt, das wir da gemeinsam zu neuen Ergebnissen kommen werden. 

Zum Herrn GR Kenesei noch, und zwar zur verstärkten Förderung von Solar- und Fotovoltaiktechnologien im Kleingarten: Bin ich dafür im Kleingartenbereich. (GR Günter Kenesei: Nein, nicht im Kleingarten! Im geförderten Wohnbau!) Auch im geförderten Wohnbau, aber ebenso im Kleingarten. Ich habe herausgehört, dass es für jene, die ein Kleingartenhaus haben, auch wichtig ist. Ich bin sehr dafür. Ich werde auch Vorschläge im Bereich der Ökoforderung im nächsten Ausschuss machen. Ich gehe davon aus, dass sich diese sehr stark mit unseren gemeinsamen Überlegungen decken. Aber das ist etwas, wo ich auch davon überzeugt bin, dass die Mieterinnen und Mieter bei Energie und Heizung Kosten sparen können und dadurch auch einen Beitrag zur Reduzierung der Haushaltsbudgets leisten. 

Zum Thema MA 34 - Amtshäuserverwaltung: Es gibt zwei Philosophien, eine, die sagt, es soll eine zentrale Amtshäuserverwaltung geben, wo eine Stelle alle Amtshäuser betreut und darüber entscheidet, welche Magistratsdienststellen wo untergebracht werden sollen, und die zweite Philosophie, die wir jetzt handhaben, nämlich dass die MA 34 Dienstleister ist und alle Magistratsdienststellen oder städtischen Einrichtungen, die diese Räume nutzen, die Möglichkeit haben, sich diese Räume selbst nach ihren Bedürfnissen auszusuchen und dass sie als Nutzer im Vordergrund und im Zentrum stehen. Wir hängen jetzt dieser zweiten Variante an und sehen die MA 34 primär als Dienstleister, als einen sehr guten Dienstleister, aber als einen Dienstleister, der für die anderen Magistratsdienststellen tätig ist. Ich höre aus dem Bereich der Magistratsabteilungen, die von der MA 34 betreut werden, eigentlich nur Positives und Zustimmendes. Ich denke, dass diese enge Kooperation durchaus Vorteile hat. 

Abschließend vielleicht noch zur Anmerkung der Frau GRin Reischl, die die Servicestelle für barrierefreies Bauen und Wohnen angesprochen hat. Ich bin sehr froh darüber und stolz darauf, dass es uns gelungen ist, diese Servicestelle einzurichten, eine langjährige Forderung der Gemeinderätlichen Behindertenkommission, auch unter der Leitung von Frau Prof Stubenvoll. Ich glaube, dass das eine wichtige Informationsstelle sein kann, um allen Menschen, die selbst betroffen sind, oder auch Familienangehörigen, die Möglichkeit zu bieten, sich zu informieren. Es wird zweifellos alle Einrichtungen unter einen stärkeren Druck setzen, sich mit dem Thema zu beschäftigen. 

Das ist, glaube ich, ganz in dem Sinne, Frau GRin Smolik, was du gemeint hast. Es wird sicher eine Dynamik entstehen. Ich würde auch ersuchen, wenn wir konkrete Projekte im Bereich der Gemeindebauten realisieren, die gerade diese Barrierefreiheit vorsehen, uns dabei zu unterstützen. Das ist deshalb keine Selbstverständlichkeit, denn alles, was an Umbauarbeiten, oft auch an Zubauten, erfolgt, stößt nicht nur auf einhellige Zustimmungen der Anrainerinnen und Anrainer. Da würde ich dann bitten, dass wir das, wenn wir sagen, das Thema ist uns wichtig, dann auch gemeinsam in den Anlagen so vertreten. 

In diesem Sinne, meine sehr geehrten Damen und Herren, möchte ich am Schluss meiner Ausführungen allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Ressorts, allen Beschäftigten der sieben Magistratsabteilungen, aber auch von Wiener Wohnen, des Wohnfonds Wien und des Wiener Wohnservices danken! Ich danke auch besonders herzlich den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der Gebietsbetreuungen und den ehrenamtlichen Mieterbeiräten, die wirklich hervorragende Arbeit in unserer Stadt leisten! Abschließend danke ich ganz besonders allen Mitwirkenden im Wohnbauausschuss! Wir haben, wie ich meine, manchmal kontroversielle Debatten, aber doch immer gemeinsam ein Ziel vor Augen. Ich habe doch den Eindruck, dass uns gemeinsam im vergangenen Jahr viel gelungen ist und dass wir uns viel fürs kommende Jahr vorgenommen haben. Ich bin davon überzeugt, dass wir das auch gemeinsam umsetzen. - In diesem Sinne ein herzliches Dankeschön! (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung und zum Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien - Wiener Wohnen liegt jetzt keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. 

Ich schlage vor, die Debatte zur Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales mit Postnummer 4, das ist der Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2009, gemeinsam durchzuführen, die Abstimmung über den Voranschlag der Bundeshauptstadt Wien und den Wirtschaftsplan Wiener Krankenanstaltenverbund jedoch getrennt vorzunehmen. 

Wird dagegen ein Einwand erhoben? - Das ist nicht der Fall. Dann darf ich die Kolleginnen und Kollegen bitten, so vorzugehen. 

Wir kommen jetzt zur Beratung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Als Erster zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile es ihm.
GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Wir haben auf Grund der Regierungsverhandlungen gesehen, wie zentral und wie wichtig das Thema Gesundheit und Soziales für die SPÖ ist. Sie haben sich sogar noch Arbeit dazugenommen, weil Soziales haben Sie schon zwei Jahre lang gehabt, bewegt haben Sie nicht wahnsinnig viel, aber gehabt. Gesundheit und Soziales ist in dem Sinn bei einer Regierungsverhandlung viel wichtiger als Finanzen oder Inneres oder Äußeres oder Justiz oder Wirtschaft. Man muss das im Vorhinein herausstreichen, damit man sieht, dass es keine Ausreden mehr gibt. Man hat sich dieses Ressort tatsächlich ausgesucht. Alles, was in Österreich oder in Wien jetzt im Sozialen und in der Gesundheit sowie betreffend Arbeitslosigkeit schiefgeht, geht eindeutig einzig und allein auf Ihre Fahnen, meine Damen und Herren! 

Ich fange gleich bei dem an, was ich schon ein paar Mal kurz erwähnt habe. - Nicht die Liste, Herr Kollege Wagner, diese habe ich zwar auch mit, falls ich zu kurz reden sollte, aber sie kommt wahrscheinlich nicht. - Das Fünf-Punkte-Programm von Herrn Bgm Häupl beschäftigt mich schon seit September, seit er großartig im Wahlkampf gesagt hat, nur wer sofort hilft, hilft doppelt. Dieses Fünf-Punkte-Programm zeigt allen, die darüber nachdenken, klar, was es mit diesem Sozialverhalten, mit diesem Sozialsein der Wiener Sozialdemokraten auf sich hat. 

Die Pflegegebühren werden erhöht, großartig angekündigt. In Wirklichkeit wurden vorher schon im Ministerrat die Bundespflegegebühren erhöht und das muss nachziehen, weil sonst gibt es unterschiedliche Pflegegebühren. Also eine Nullmaßnahme. Abgesehen davon - man kann es nicht oft genug sagen - wurden die Pflegegebühren 1993 eingeführt, 1995 einmal valorisiert, 2005 ein zweites Mal, dazwischen nicht. Sie haben in diesen 15 Jahren an realem Wert verloren, und zwar über 20 Prozent. Jetzt werden sie großartig im Schnitt um 5 Prozent valorisiert, bis auf Pflegestufe 6 und 7. (GR Kurt Wagner: Ihr habt einen Minister gehabt, der dafür zuständig war! Sogar einen Vizekanzler!) - Ich rede auch ohne deine Zwischenmeldungen eine Stunde. (GR Ernst Woller: 25 Minuten!) - Ich weiß schon. Das war nur eine kleine Warnung, damit alle ruhig sind und aufpassen. 

Es ist nicht nur unsere Idee, dass das laufend valorisiert gehört. Wir fordern, dass das um 20 Prozent erhöht und dann laufend valorisiert wird. Ich habe zum Beispiel ein Papier vom Wiener Städtebund, der ebenso fordert: „Das Pflegegeld muss jährlich valorisiert werden. Eine bundesweite Vereinheitlichung der verschiedenen für die Pflege relevanten Landessätze ist von immenser Bedeutung für Österreichs Städte und Gemeinden." - Passiert halt leider nicht. 

Der zweite Punkt ist der großartige Heizkostenzuschuss von 200 EUR. Gott sei Dank zumindest 200 EUR. Zwei Jahre lang haben wir 100 EUR gehabt und vorher 50 EUR. Wir, nicht nur wir, sondern auch die anderen Oppositionsparteien, fordern seit Langem höhere Heizkostenzuschüsse. Wir, beispielsweise, fordern 100 EUR pro Heizmonat, also pro Monat der Heizperiode. Das wären 500 bis 600 EUR. Wir sind mit diesen 200 EUR weit davon entfernt. Zugegeben, jetzt sind es Gott sei Dank 200 EUR. Bisher war Wien mehr oder weniger das Schlusslicht Österreichs, jetzt sind wir wieder im oberen Drittel, bis die anderen Bundesländer wieder nachziehen. Vorarlberg beispielsweise ist noch immer höher. (GRin Marianne Klicka: Das stimmt nicht!)

Dritter Punkt, die Sozialhilfe, auch so ein Punkt: Bis jetzt haben wir noch immer nicht die Vorlage gehabt. Ich hoffe, sie kommt irgendwann im Dezember. Die Erhöhung der Sozialhilfe, wer sofort hilft, hilft doppelt. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wir haben es versprochen!) - Nein! Wir haben nur die Ausweitung der Sozialhilfe besprochen! (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Nicht besprochen, sondern versprochen!) - Versprochen. Entschuldigung! Das ist okay! Ich gehe davon aus, dass es kommt. Es ist auch dringend notwendig, dass es kommt. Ich kann nur oft genug wiederholen, bei der Wiener Sozialhilfe sind Heizkostenbeihilfe und Mietbeihilfe drinnen, weil Wien eine der teuersten Mieten hat. Aber ohne dem ist, laut Auskunft des sozialistischen Sozialministeriums, die reine Sozialhilfe mit derzeit 439 EUR die niedrigste in ganz Österreich. Bitte, bitte, erhöht das endlich, weil die Armut in Wien schreitet voran, meine Damen und Herren! Unter sozialistischer Führung schreitet die Armut voran! Armut mitten im 7. Bezirk! (Beifall bei der FPÖ.) 

Wir haben mittlerweile vier Sozialmärkte in Wien und einen Bedarf für weitere sechs. Das ist leider überhaupt nicht lustig! Da stellen sich die Leute an! In der Neustiftgasse sind es in einem Monat 3 000 Pässe! Wenn man zwischen 800 und 900 EUR, je nach Markt, monatliche Einkünfte hat, kann man dort bis zu einem bestimmten Preis pro Woche einkaufen. Man kriegt dort Gratisbrot. Das erinnert an die schlimmsten Zeiten, die es je gegeben hat! Das ist eine Armut, die Sie in Wien verschuldet haben! Da brauche ich dann nicht großartig irgendwelche Pseudomaßnahmen zu setzen. Da muss ich viel mehr tun. Es ist eine wirkliche Initiative in diese Richtung gefragt.

Punkt 4, das großartige Versprechen, der Kategoriezins in Gemeindebauten wird bis Jahresende nicht erhöht: Im September versprochen, sind das drei bis vier Monate, meine Damen und Herren! Gehen Sie lieber davon ab, andere Gemeindebauten zum Richtwertzins zu vermieten! Gehen Sie davon ab, eine Indexklausel drinnen zu haben! Setzen Sie die Indexklausel für ein, zwei Perioden aus! Damit helfen Sie den Menschen und nicht mit einem Versprechen, das im September gut klingt! Wenn man näher darüber nachdenkt, heißt das, dass man vier Monate lang keine Mietenerhöhung hat und dann kommt sie in voller Härte, so wie der Strompreis jetzt erhöht wurde, so wie der Gaspreis jetzt erhöht wurde!

Punkt 5: Dieses berühmte „Wer sofort hilft, hilft doppelt" ist eigentlich nur das Eigenlob, wie gut die Mieten in Wien sind, wie gut die Gebühren in Wien sind. Das haben meine Vorredner schon öfters erwähnt. Wien ist aber trotzdem eine der teuersten Städte und auch bei Mieten bei Gemeindebauten ist sie nicht wirklich billig. Wenn man sich die Gebühren anschaut, so können wir nur immer wieder ankreiden, es gibt Überschüsse bei Wassersteuer, es gibt Überschüsse bei Kanalsteuer, es gibt Überschüsse bei Müllsteuer. Beispielsweise sind im Voranschlag 2009 87 Millionen EUR Überschüsse. Wir haben beispielsweise 21 Millionen EUR Überschuss aus der Müllsteuer zu erwarten. Meine Damen und Herren, 87 Millionen EUR aus diesen drei Steuern! Sie können doch nicht sagen, Sie sind sozial, und bereichern sich mit überhöhten Gebühren und dann müssen die Leute in solche Sozialmärkte gehen, was wirklich menschenunwürdig ist, da man sich dort ausweisen muss! Wir müssen so eine Armut vermeiden! Das müssen Sie als hier Regierende vermeiden!

Jetzt kommen dann immer die Gegenargumente der sozialdemokratischen Kolleginnen und Kollegen, weil sie sagen, das macht nur 3 Prozent aus. Ich habe hier ein Aktenstück vom letzten Gesundheitsausschuss. Darin geht es um die Ausweitung der allgemeinen Sozialhilfe der MA 40. Auf Seite 3 steht: „Hauptpreistreiber waren die Ausgabengruppen Wohnung, Wasser und Energie mit 17,9 Prozent, was gerade bei einkommensschwachen Haushalten zu gravierenden finanziellen Problemen führt." - Das heißt, Sie müssen den Kreis der Sozialhilfeempfänger hier ausweiten, weil Sie die Hauptpreistreiber sind, dass die Leute in die Armut getrieben werden! Das ist eine Schande, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Wien hat die höchste Arbeitslosigkeit mit 7,2 Prozent im Oktober 2008. Was die Wirtschaftskrise bringen wird, darauf will ich nicht eingehen, es wird wahrscheinlich höher werden. 

Wien ist Schlusslicht bei den Lehrstellen. Es gibt Bundesländer, die mehr Lehrstellen als Lehrstellensuchende haben. Etliche Bundesländer haben ein bisschen mehr Lehrstellensuchende als Lehrstellen. Wien hat 361 Lehrstellen und 2 442 Lehrstellensuchende. Das sind siebenmal so viele Suchende als Lehrstellen, meine Damen und Herren! Da gehört eine Initiative her! Da genügt nicht ein Pseudoprogramm „Wer sofort hilft, hilft doppelt"! Die tatsächlichen Auswirkungen dieser Dinge sieht man tagtäglich bei Ihren Handlungen! 

Ich gebe Ihnen ein anderes Beispiel: Wenn Sie zum Beispiel in Niederösterreich von den GIS-Gebühren befreit sind, Pflegegeld beziehen, eine Bestätigung vom Hausarzt und Wohnsitz in Niederösterreich haben, dann kriegen Sie das Hausnotruftelefon gratis. In Wien kostet es, je nach Anbieter, zwischen 18 und 40 EUR. Seien Sie sozial! Wir fordern und werden das auch morgen einbringen, Hausnotruftelefon gratis für alle, die diesen Kriterien entsprechen.

Meine Damen und Herren, im Sozialbereich ist in Wien leider Gottes sehr viel im Argen und das ist wirklich kein Grund, hierauf stolz zu sein! 

Ich komme kurz - denn kurz ist das Einzige, wie man dazu kommen kann, lang kann man zu so einem Budget ja nicht kommen - zum Budget des Fonds Soziales Wien. Diesmal rechtzeitig. (GRin Ingrid Korosec: Rechtzeitig? Nein!) Gerade rechtzeitig. Ist auch höher dotiert. Ich glaube, wir haben eine höhere Dotierung um einiges, was grundsätzlich begrüßenswert ist. Es ist schon faszinierend, dass ein Budget, das ungefähr 12 Milliarden Schilling ausmacht, mit drei Seiten auskommt. Noch immer massiv untransparent, aber bitte, es ist erhöht. Es wurde unseren Forderungen hier endlich einmal entsprochen, das höher zu dotieren. 

Das grundsätzliche Problem, das wir damit haben, ist die Flucht aus dem Budget, die hier betrieben wird und dass die Opposition nichts mitzureden hat, meine Damen und Herren. Wir können uns als Opposition die Berichte anhören. Im Wiener Wirtschaftsförderungsfonds, im Wiener ArbeiternehmerInnen Förderungsfonds kann die Opposition das Budget mitbeschließen. Wir wollen das Budget mitbeschließen und mitdiskutieren. Wenn es beantragt wird, dann werden wir natürlich auch zustimmen. Das dürfen wir nicht! Das ist eine Flucht aus dem Budget! Es ist eine Flucht vor der Opposition, Flucht vor der Kontrolle! Es ist etwas, was mich immer schon bewegt hat, das gelebte Sozialsein der Sozialisten in Wien ist, den Sozialbereich in den marktwirtschaftlichen privatrechtlichen Bereich auszulagern und ihn damit den Kriterien der Marktwirtschaft zu unterwerfen. So viel zum Fonds Soziales Wien.

Ganz kurz zu den Spitälern: Das Defizit explodiert. Es wird im nächsten Jahr neuerlich explodieren. Wir haben zwar eine Gesamtzuschusserhöhung von 125 Millionen EUR, aber ein zu erwartendes Betriebskostenzuschussdefizit von 114 Millionen EUR. Das heißt, dass für Investitionen magere 11 Millionen EUR übrigbleiben. Das geht seit Jahren so. Vor allem bei den Spitälern der Stadt Wien steigt das Defizit um 82 Millionen EUR. 82 Millionen EUR sind 21 Prozent. Die Investitionen in die Wiener Spitäler, die zu einem medizinischen Fortschritt und für die Versorgungssicherheit aller unerlässlich sind, sind das Opfer dieses von der Frau Vizebürgermeisterin als Finanzstadträtin und vom Herrn Bürgermeister, natürlich auch von der Stadträtin für Gesundheit zu verantwortenden falschen Finanzierungssystems. 

Ich gebe Ihnen auch ein Beispiel. Sie erinnern sich an das leidige Problem mit den Gangbetten. Im SMZ-Ost sollte von der Allgemeinen Chirurgie zur Unfallchirurgie ausgebaut werden. Das ist dann wieder gestoppt worden nach nur 20 Betten von der Allgemeinen zur Unfall. Fazit: Gangbetten. Fazit: Beschwerden. Das war im September, war, glaube ich, in der Zeitung. Der Stand damals, am 26.9., war: auf der Station 32 2 Gangbetten, Station 41 2 Gangbetten, Station 43 3 Gangbetten, Station 46 2 Gangbetten. Dann war der ORF dort und, soweit ich gehört habe, hat man die Gangbetten im Spital spazieren geführt, damit sie keiner sieht! Das ist ein Problem, das nichts mit der Qualität unserer Medizin, aber mit der mangelnden Dotierung der Spitäler zu tun hat. Wir sagen, die Spitäler müssen Investitionen machen, aber das können sie nicht. Sie haben zu wenig Personal, sie haben zu wenig Räumlichkeiten, sie haben zu wenig Geld. Ich sage Ihnen, meine Damen und Herren, wir kontrollieren das laufend, wir helfen Ihnen durch unsere ständige Kontrolle, das Budget richtig anzulegen. Es kann nicht sein, meine Damen und Herren, dass wir ein Ronacher mit 46 Millionen EUR fördern müssen, wo eine Probebühne drinnen ist, wo bei Schönwetter das Dach auf die Seite geht! Das ist schön, gut und wichtig, aber wenn die Leute auf Gangbetten liegen müssen, müssen wir das Geld sinnvoller einsetzen! (Beifall bei der FPÖ.)
Am 28. Oktober, 8.30 Uhr (Der Redner zeigt in der Folge in A4-Größe ausgedruckte Fotos her.): Station 41: 1 Gangbett, Station 42: 1 Gangbett, Station 52: 2 Gang-
betten. Um 15.45 Uhr bei Station 41 und Station 42 je 1 Gangbett mehr. 

Am 29. Oktober, 8.30 Uhr: Station 41: 2 Gangbetten, Station 42: 2 Gangbetten, Station 52: 1 Gangbett.

Am 7. November, 8.30 Uhr: Station 41: 2 Gang-
betten, Station 42: 2 Gangbetten, Station 52: 3 Gang-
betten. Um 15.45 Uhr dieselbe Situation.

Es ist menschenunwürdig, im Hellen zu liegen, die Fluchtwege sind blockiert. Es ist nichts passiert. Die Chirurgie im SMZ-Ost ist nur eine von vielen, wo dringend Platzbedarf besteht, wo dringend Geldmittel zur Verfügung gestellt werden müssen. Wir können all diese Fotos auch mit Uhrzeit dokumentieren und wir werden das weiterverfolgen. Wir werden morgen eine Anfrage stellen. Wir werden eine Homepage ins Leben rufen, wir werden alle Bürger ansprechen, denen so etwas widerfährt, „gangbettenstopp.at", noch beliebige Fotos machen und wir werden Ihnen damit helfen. Ich sage, das ist alles eine Challenge, wie man heute sagt. Wir werden Ihnen bei der Budgetierung helfen, die Mittel richtig einzusetzen, damit diese unwürdigen Dinge in Zukunft vermieden werden, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Große Hoffnungen mache ich mir nicht. Jetzt haben wir das Regierungsprogramm mit ungefähr 270 Seiten, davon, glaube ich, 12 Seiten Pflege und Gesundheit, Allgemeinplätze, wo zum Beispiel etwas über die pflegenden Angehörigen steht, dass sie ein halbes Jahr Karenz haben können, dass man Teilzeit haben kann. Schön und gut. Aber was ist mit den Pensionsanrechnungszeiten? Was ist damit, dass der Staat irgendeine Ausgleichszulage dafür zahlt, dass sie ihren Beruf aufgeben, um ihre Angehörigen zu pflegen?

Meine Damen und Herren, Sie haben dieses Ressort. Es ist eine wirkliche Herausforderung. Die Herausforderung überhaupt, glaube ich. Wir haben 40 000 Illegale. 80 Prozent des Pflegepersonals sind Angehörige, die sozusagen aufopfernd für ihre Verwandten zur Verfügung stehen, auf ihre eigene Karriere im Beruf zum Teil verzichten. Da passiert wirklich nicht viel für die Leute. Sie haben das Problem der 24-Stunden-Pflege nicht geregelt, weil selbst die illegale Pflege kostet mehr als der Durchschnittspensionist Pension in Österreich hat. Alles ungelöste Probleme! Wir haben Schüler für Krankenpflege, Krankenschwesternschülerinnen, die keinen Job bekommen, obwohl man ganz dringend Personal braucht! Wir brauchen Ausbildungsinitiativen in diesem Bereich!

Wie gesagt, ein magerer Teil von Allgemeinplätzen im Regierungsübereinkommen. Ich kann nur hoffen, dass das mit Leben erfüllt wird, weil sonst werden Sie sich vor Kritik nicht erwehren können. 

Ich habe noch immer sieben Minuten, bin einfach zu schnell. (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie können schon aufhören!)
Vorsitzende GRin Inge Zankl (unterbrechend): Sie müssen diese nicht unbedingt ausnützen.

GR Mag Gerald Ebinger (fortsetzend): O ja! Was man hat, das hat man! Nein, ich werde sie jetzt nicht unbedingt ausnützen. Ich könnte noch diese Liste bringen, auf die der Kollege Wagner wartet (GR Kurt Wagner: Ich warte nicht darauf!), aber ich werde das nicht machen. 

Ich möchte aber schon erwähnen, dass Sie mit 15. November wiederum Fernwärmetarif, Gaspreis und Strompreis erhöht haben, den Gaspreis um 21 Prozent, den Strompreis um 8 Prozent, um nur eine Kleinigkeit zu sagen. 

Zu den Anträgen, die mir bis jetzt vorgelegen sind, kann ich kurz noch etwas sagen. Das kann ich aber wirklich ganz kurz sagen. Soweit ich das hier überblicken kann, stimmen wir den ganzen Anträgen von ÖVP und GRÜNEN zu. Bei einem Antrag aber sollte man eine Fachmesse für Barrierefreiheit machen. Das wäre super. Nichts gegen Informationsveranstaltungen, aber eine jährliche Informationsveranstaltung, wie es im Titel heißt, ist Information und irgendwie weniger als eine Fachmesse. Nichtsdestoweniger können wir dem Antrag selbst zustimmen, dem Budget klarerweise nicht. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste am Wort ist Frau GRin Dr Pilz.

GRin Dr Sigrid Pilz (Grüner Klub im Rathaus): Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Sehr geehrte Kollegen und Kolleginnen! 

Man muss die Zeit nicht ausnützen, wenn man nichts mehr zu sagen hat! Wir halten es alle gut aus, wenn wir früher nach Hause gehen. Es wird heute spät genug. 

Ich möchte, wenn Sie es mir erlauben, noch auf die Gangbettenproblematik eingehen. Die Gangbetten sind nicht nur eine Frage der Finanzierung und des zusätzlichen Geldes im Spitalsbereich, sondern da geht es schlicht und einfach auch um Managementaufgaben, die zu machen sind. Denn wenn in anderen Abteilungen Betten leer stehen, müsste man schlicht und einfach ein bisschen besser innerhalb des Spitalsbereichs zusammenarbeiten, um die Gangbetten der Vergangenheit angehören zu lassen. Oder man muss vernünftige Konzepte der Versorgung einführen. Im Otto-Wagner-Spital beispielsweise gibt es in der Psychiatrie auch Gangbetten. Diese sind unter anderem dadurch begründet, dass man keine Einzelzimmer hat, die man überwacht, damit man Menschen, die in ihrer Freiheit beschränkt sind oder in Netzbetten untergebracht sind, ordentlich überwachen kann. Aber dazu möchte ich später kommen. 

Ich möchte grundsätzlich auf unsere Fehlerkultur in den Spitälern eingehen. Gestern hat die EU-Gesund-
heitskommissarin Vassiliou für die EU geschätzt, dass in rund 10 Prozent der Fälle bei medizinischen Behandlungen Schäden für die Patienten entstehen, die nicht etwa davon herrühren, dass jemand halt krank gekommen ist und nicht geheilt werden kann, sondern die durch die Behandlung im Gesundheitssystem, im Krankenhaus verursacht werden. Die Kommissarin möchte, dass die Mitgliedsstaaten eine Reihe von Aktivitäten und Maßnahmen setzen, wo sie die Sicherheit der Patienten und Patientinnen in den Spitälern erhöhen. 

In Österreich weiß man vorab schon, dass einen das nichts angeht. Die Ärztekammer, und zwar die Wiener Ärztekammer, hat gleich mitteilen lassen, die Zahl der EU-Kommissarin treffe vielleicht auf andere Staaten zu, aber sicher nicht auf Österreich. Bei so viel Selbstgefälligkeit muss man sich nicht wundern, wenn dann in den Spitälern die Fehlerkultur zu wünschen übrig lässt, wo man schon weiß, alle anderen haben unrecht und man bezieht sich auf die eigenen Vermutungen, denn Forschungsarbeiten, Studien oder systematische Fehlerkultur fehlen in unseren Häusern. 

Jetzt hat der Direktor des European Health Care Forums Gastein auch für Österreich diese Zahlen bestätigt und gesagt, er meint auch, dass sie im EU-Schnitt bei rund 10 Prozent liegen und dass sich die Fehlerhäufigkeit in den letzten 20 Jahren nicht verringert hätte. 

Wie ist das im Krankenanstaltenverbund hinsichtlich der Fehlerkultur? Seit Jahren fordern wir, dass es mehr Transparenz auf allen Ebenen geben soll, einerseits, was die Leistungen betrifft, die erbracht werden, aber auch hinsichtlich der Qualität, die geboten wird.

Dass man hinsichtlich der Leistungszahlen in den einzelnen Spitälern der Opposition nichts sagen möchte, dafür kann ich - ungern - eine gewisse Nachvollziehbarkeit attestieren, denn man will sich eben nicht hineinschauen lassen. Aber dass man selbst nicht wissen will, wie man hinsichtlich der Fehlerhäufigkeit, der Komplikationen aufgestellt ist, dafür habe ich gar kein Verständnis. Denn die Leistungsdaten der Spitäler müssten für uns alle ein wichtiger Richtwert sein, damit wir uns in der Qualität verbessern können, dass wir unsere Stärken und Schwächen analysieren, dass wir Über- und Unterversorgung lokalisieren können und dass wir Standards hinsichtlich der Qualität vorgeben können. 

Wir brauchen daher aussagekräftige Qualitätsberichte aus den Spitälern und nicht nur einfach eine Ansammlung von Veranstaltungsberichten oder Projekten. Systematisch sollte und müsste erhoben werden, welche Todesfälle in den einzelnen Krankenhäusern in den einzelnen Disziplinen zu verzeichnen sind, welche Komplikationsraten wir haben, wie die Aufenthaltsdauer und die Rehospitalisierung in unseren Häusern in den einzelnen Feldern bestellt ist. Das brauchen wir, um die Patienten- und Patientinnenrechte und -interessen besser beachten zu können und um unseren Patienten und Patientinnen sagen zu können, dass sie und wo sie gut behandelt werden.

Eingewendet wird immer gegen diese Art der Auflistung und Statistik von Fehlerquellen und Komplikationsraten, dass man da sozusagen nicht in Rechnung stellt, dass es Spitäler gibt, in denen schwer kranke Menschen sind, wo natürlich Todesraten häufiger als in anderen Bereichen sind. Klarerweise müssen auf der Geburtshilfe hinsichtlich der Todesfälle andere Voraussetzungen als auf einer Internen Abteilung herrschen - klarerweise! -, aber es kann nicht so sein, dass wir uns die Sache deshalb nicht anschauen wollen, weil es methodisch kompliziert ist.

Man kann mittlerweile, was die Todesraten betrifft, die durch die Spitäler selbst verursacht werden, durch eine Reihe von Erhebungsinstrumenten klar herausfinden, was die Gründe dafür sind, beziehungsweise kann man auch Risikogruppen eingrenzen, damit man weiß, ob Todesfälle sozusagen erwartbar sind beziehungsweise ob es sich um Probleme oder Strukturdefizite in den Spitälern handelt. Wir müssten uns diese Arbeit machen, und wir müssten uns selbst darauf verpflichten, genau hinschauen zu wollen. 

Da wird es nicht reichen - und das ist ein erster Schritt, das gestehe ich schon zu -, ein System einzuführen, in dem die Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen selbst von Beinahe-Fehlern und Fehlern berichten. Das ist ein Schritt, ein wichtiger Schritt (Zwischenruf von GRin Anica Matzka-Dojder), allerdings, Frau Kollegin Matzka-Dojder, kann das nicht vollständig sein. Denn wir wissen dann, dass die Leute berichten wollen, aber wir wissen vielleicht nicht objektiv, ob dies Fehler in ihrer Gesamtheit sind, die zu Komplikationen oder gar Todesfällen geführt haben. Dazu muss man systematisch Krankengeschichten analysieren, da muss man teilnehmende Beobachtungsstudien machen und, und, und. Das Rad hinsichtlich der Fehlerkontrolle ist erfunden; man muss es anwenden, und man muss sich transparent den Konsequenzen stellen.

Wir haben daher einen Antrag vorbereitet, der hinsichtlich der unerwünschten Ereignisse - so heißt das -, der vermeidbaren unerwünschten Ereignisse im Zusammenhang mit der Patientensicherheit fordert, dass wir uns in Wien endlich mit einer Studie darüber klar werden, wie wir liegen, welche Zahlen wir zugrunde legen müssen, damit wir uns nicht auf die vermeintliche Selbstgewissheit zurückziehen: Bei uns in Österreich ist es ganz anders als im Rest von Europa; mögen die Fehler machen, wir tun es nicht! - Das halte ich für eine Großstadt wie Wien für einen unverzeihlich, unerträglich arroganten Standpunkt, den wir im Sinne der Patientensicherheit nicht unterstützen können. In formeller Hinsicht ersuche ich um Zuweisung an den Gesundheitsausschuss.

Fehlerkultur ist wichtig, weil auch in Wien Dinge passieren, durch welche Menschen zu Schaden kommen. Die Brandunfälle in der Psychiatrie haben uns ja bewiesen, wie schlimm es für Menschen sein kann, wenn sie, vermeintlich gut aufgehoben, im Spital Opfer von Übergriffen anderer Mitpatienten und -patientinnen oder durch ihre eigene Krankheit, in der man sie nicht ausreichend schützt, Opfer von Unfällen werden.

Wir wissen, dass in den beiden Brandunfällen, die im Otto-Wagner-Spital der Fall waren, der Krankenanstaltenverbund versucht hat, sich abzuputzen, zu keinerlei Eingeständnis bereit war, hier eigene Fehler anzuerkennen, obwohl - und das wissen alle Beteiligten - State of the Art in der Betreuung und Überwachung psychisch kranker Menschen, die fixiert sind, die sediert sind oder in Netzbetten untergebracht sind, eine unabdingbare Voraussetzung für gute Behandlung ist. Es tun in Wien Gott sei Dank in vielen Spitälern Ärzte und Ärztinnen in dieser Hinsicht das Richtige. Im AKH und im SMZ-Ost ist es klar Standard, dass Menschen, die fixiert sind oder im Netzbett liegen, mit Hilfe von Eins-zu-eins-Überwachung oder Videomonitoring lückenlos überwacht werden.

Im Otto-Wagner-Spital hat man sich nicht dazu entschieden und entscheidet sich weiter nicht dazu, diese klaren Standards auch für das Haus vorzugeben. Das müssen die Menschen wissen. Denn - und das kann einem ja passieren, weil man regional zugeteilt ist - wenn man im Otto-Wagner-Spital auf der Psychiatrie untergebracht wird, kann man nicht sicher sein, dass man nicht Opfer derartiger katastrophaler Unfälle wird.

Wir haben das in der Untersuchungskommission hinauf und herunter diskutiert. Offensichtlich ist es bis heute nicht gelungen, hier politisch das nötige Problembewusstsein herzustellen. Man kann nur darauf hoffen, dass das Gesetz die Gemeinde Wien, die Frau Stadträtin, den Krankenanstaltenverbund zwingt, hier die Konsequenzen zu ziehen. Denn offensichtlich meint man, in Bezug auf die psychisch Kranken nicht überall den obersten Standard gewährleisten zu müssen.

Seit 2006 gibt es das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz - ein kompliziertes Wort - mit großen Folgen für viele Unternehmungen, auch Unternehmungen der öffentlichen Hand. Das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, alltagssprachlich gesagt, dehnt schlicht und einfach die strafrechtliche Verantwortung von Individuen auf Organisationen, auf Verbände und auf Institutionen aus. Sie erinnern sich an das schreckliche Unglück in Kaprun: Am Schluss war es keiner, niemand ist es gewesen, weil nicht ein einzelner Mensch dafür zur Verantwortung gezogen werden konnte.

Dieses Gesetz, das Verbandsverantwortlichkeitsgesetz, ist die Umsetzung von EU-Richtlinien in Österreich, und es schafft Verhältnisse, bei denen sich künftig auch die Spitäler rechtfertigen müssen und verantworten müssen für Schäden, für strafrechtlich relevante Vorgänge in ihrem eigenen Bereich. Es gilt nicht rückwirkend, daher sind die Brandunfälle, von denen ich spreche, nicht darunter zu subsumieren. Aber es ist zu befürchten, wenn die Fehlerkultur in Wien weiter so ignorant wahrgenommen wird, dass wir leider Fälle haben werden, in denen man möglicherweise nach diesem Gesetz zur Verantwortung gezogen werden kann. Das heißt, es kann dem Verband vorgeworfen werden. 

Ich zitiere jetzt aus der „Sozialen Sicherheit". Es hat hier ein Dr Hable aus Oberösterreich das Gesetz in Bezug auf die Krankenkassen analysiert und festgestellt, dass die Kassen in ihrer Privatwirtschaftsverwaltung betroffen sind. Prof Mazal und Prof Kopetzki sehen es ebenfalls für die Wiener Spitäler sowie im Übrigen auch für die Privatkrankenhäuser als anzuwendend an. 

Das heißt, dann, wenn es um fahrlässige Körperverletzung oder andere Pflichtverletzungen geht, ist der Träger des Krankenhauses zur Verantwortung zu ziehen, und dann werden die Organe des Trägers sich strafrechtlich verantworten müssen. In dem Falle, dass nachgewiesen wird, dass Pflichten verletzt wurden, dass die nötigen Strukturen zu einer ausreichenden, guten Behandlung nicht sichergestellt werden, gibt es eine Verurteilung, eine Strafe.

Gut, da kann man sagen, 90 000 EUR wird sich der Krankenanstaltenverbund leisten können. Was hier in der Höchststrafe an Buße zu zahlen ist, ist nicht weiß Gott wie hoch. Aber man muss bedenken, dazu gibt es dann Öffentlichkeit, und wenn es so ist, dass man sagt, der Krankenanstaltenverbund hat eine Verurteilung wegen fahrlässiger Körperverletzung oder gar fahrlässiger Tötung zu bekennen, dann wird es in dieser Stadt niemanden geben, der das als eine akzeptable Konsequenz sieht. Daher ist Prävention, Vorbeugung und Einrichtung von Strukturen, die man verantwortet, die man verantworten kann, das Gebot der Stunde.

Wir haben daher einen Beschluss- und Resolutionsantrag hinsichtlich der Sicherheit der PatientInnen im Otto-Wagner-Spital eingebracht. Die Frau Stadträtin wird beauftragt: Hinsichtlich der PatientInnensicherheit in der Psychiatrie des Otto-Wagner-Spitals sind State-of-the-Art-Standards herbeizuführen, damit das, was für Patienten im AKH und im SMZ-Ost gilt - dass sie sicher untergebracht sind, dass sie nicht befürchten müssen, dass jemand, wenn sie schlafen, sie anzünden kann, weil aufgepasst wird -, dass diese Sicherheit auch im Otto-Wagner-Spital lückenlos eingehalten wird. 

Im Lichte des Verbandsverantwortlichkeitsgesetzes kann ich der Frau Stadträtin nur raten, diese Forderung aus diesem Anlass umgehend umzusetzen.

Ich komme jetzt zu einem anderen Thema, einem Thema, das mir besonders wichtig ist, und zwar zur Versorgung von Palliativpatienten und -patientinnen. Für Patienten, die schwerstens krank sind, ist entweder in einer Palliativstation oder im Hospizbereich dringend jene Betreuung, die sie möglicherweise in ihren letzten Lebenswochen oder -tagen brauchen, sicherzustellen. Nämlich dann, wenn man im Sinne der medizinischen Therapie nicht mehr als jemand gilt, der geheilt werden kann, als jemand, der Schmerzen hat, der noch Lebensqualität für seine letzte Zeit möchte, müssen wir in Wien etwas tun, was im Rahmen der Vereinbarung gemäß Artikel 15a gefordert ist, nämlich die Österreich-weite gleichwertige, flächendeckende, abgestufte Versorgung im Palliativ- und Hospizbereich prioritär umzusetzen. Alle Bundesländer mit Ausnahme Wiens haben diese Vereinbarung bereits umgesetzt. Ich stelle daher folgenden Antrag:

„Die Frau amtsführende Stadträtin wird beauftragt, einen Umsetzungsplan für eine gleichwertige, flächendeckende, abgestufte Versorgung im Palliativ- und Hospizbereich zu erstellen. Insbesondere sollen auch die mobilen Palliativ- und Hospizteams ausgebaut werden."

Das eine ist die Palliativbetreuung, das andere sind die Hospize. Es ist sehr schwer, wenn man sich nicht ein bisschen mit der Materie beschäftigt, diese Bereiche auseinanderzuhalten, es hat aber für die Betroffenen eine große Konsequenz hinsichtlich der Finanzierung. Wenn man im Spitalsbereich palliativmedizinisch behandelt wird, ist klarerweise die Gesundheitsfinanzierung zuständig. Was den Hospizbereich betrifft, gehört dieser zum Sozialbereich. Es sind unterschiedliche Töpfe.

Das bedeutet für Betroffene oft große, große Schwierigkeiten. Man muss schauen, dass man Pflegegeld bekommt, man muss schauen, wie man die Unterbringung finanzieren kann. Das ist schwierig, insbesondere auch für Angehörige, die vielleicht etwas brauchen und sicherstellen wollen, dass in der letzten Phase eines Lebens ein stationäres Hospiz ihnen hilft, die Angehörigen zu betreuen, weil die Betreuung sterbender Menschen ein großer psychischer, aber auch physischer Aufwand ist und wir alles daransetzen müssen, die Menschen zu unterstützen. 

Man soll also in Wien endlich ein stationäres Hospiz realisieren. Die derzeitigen Anbieter außerhalb der Stadt, zum Teil also im nichtstaatlichen Bereich, haben da viel Erfahrung, und es wäre gut, sie einzubeziehen. Aber es ist wichtig, dass seitens der Stadt Wien die Finanzierung eines Hospizes sichergestellt wird. Ich bringe einen entsprechenden Antrag ein.

Lassen Sie mich in dem Zusammenhang etwas Positives sagen. - Herr Kollege Deutsch ist völlig von den Socken. (GR Christian Deutsch: Das ist unüblich!) Ich habe mir vorgenommen, in dem Zusammenhang an unsere Ausschussreise zu erinnern. Wir waren miteinander ... (GR Dkfm Dr Ernst Maurer: Ist es das mit der Tasche gewesen?) Nein, nichts mit der Tasche. Wir waren in Spanien ... (GR Mag Gerald Ebinger: ... war positiv! - Weitere Zwischenrufe.) Das fällt mir bei „positiv" nicht ein, sondern wir waren in Madrid und haben uns Einrichtungen angeschaut. Aus vielen bin ich hinausgegangen und habe mir gedacht: Gut, dass wir in Wien wohnen!

Ganz besonders fällt mir das jetzt auch bei der Betreuung alter Menschen ein. Denken Sie an jenes Pflegeheim ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Unfassbar!) Unfassbar, ja - die Frau Stadträtin denkt an dasselbe Bild wie ich. Wir waren in Madrid in einem Pflegeheim, und es ist in Madrid so, wie auch wir es tun würden: Man zeigt natürlich das Beste her, wenn Gäste kommen, das ist nachvollziehbar. Aber irgendwie ist uns allen die Spucke weggeblieben, was das Beste ist oder was für das Beste gehalten wird. Wir waren ja letzte Woche im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser in Leopoldau. Wenn man das vergleicht, wie das Haus in Leopoldau ausschaut, mit jenem Pflegeheim, das wir in Madrid gesehen haben, dann bin ich gerne in Wien, und ich sage es auch gerne. 

Allein die Wohnzimmer: Es hat aus dem neu gebauten, super investierten Pflegeheim in Madrid irgendwie die Kälte und die Phantasielosigkeit gesprochen. Da gab es ein Wohnzimmer, da waren die potenziellen Besucher dieses Raumes ungefähr so aufgeteilt, wie Sie da sitzen, und vorne war ein kleiner Bildschirm. Das war sozusagen die große Errungenschaft: Man sitzt dort abends oder vielleicht auch tagsüber als Pflegebedürftiger und kann fernsehen. Es war im Übrigen niemand drinnen. (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: 70 Sessel!) 70 Sessel, und es war so etwas von einer Kälte und Phantasielosigkeit!

Da habe ich mir gedacht: Wir haben in Wien wirklich große Schritte gemacht, was die inhaltliche und auch sozusagen die in Architektur und in Konzepte gegossene Betreuung alter Menschen betrifft, auch mit diesem Paradigmenwechsel im Kuratorium. Denn das Wohnzimmer, das wir in dem Pensionistenwohnhaus in Leopoldau haben, ist so, wie man es vielleicht auch daheim gerne hätte. Da legt man sich aufs Sofa, legt die Beine hoch und schaut in den Fernseher hinein. Das ist also Lebensqualität. Ich möchte das einfach sagen, weil es mir in dem Zusammenhang wichtig ist.

Zum Schluss möchte ich noch einen Antrag einbringen. Der Verein Hemayat betreut traumatisierte Menschen, Asylwerber und ‑werberinnen, die unter unglaublichen Kriegsereignissen oder Terrorereignissen leiden und mit einer posttraumatischen Belastungsstörung in Österreich Hilfe suchen. Der Verein hat im Jahr 2007 allein 585 KlientInnen aus 54 verschiedenen Ländern betreut. Das ist gute Arbeit, das ist wichtige Arbeit, und es ist auch wichtig, dass das unterstützt wurde, sage ich jetzt - oder unterstützt wird? 

Der Fonds Soziales Wien hat sich - obwohl nicht seine Aufgabe - in Anerkenntnis dieser Arbeit bis jetzt gut dafür eingesetzt, dass der Verein für seine wichtige Arbeit Geld bekommt. Allerdings nur bis zum Sommer, denn seit August bekommt der Verein Hemayat nichts mehr vom Fonds Soziales Wien. Es ist mir klar, die Zuständigkeit liegt beim Bund, und das Innenministerium sollte ab 1. September hier auch einspringen. Der Verein hängt nichtsdestoweniger in der Luft, weil jetzt der FSW nichts mehr zahlt, aber das Innenministerium noch nicht in die Bresche gesprungen ist. Jedenfalls fehlen 70 000 EUR.

Wir wissen und sind auch froh, dass bis jetzt der Fonds das tut, was er nicht tun müsste, was aber notwendig ist. Wir glauben, dass es wichtig ist, dass man jetzt auf dieser Durststrecke, bis das Innenministerium die Kosten übernimmt, den Verein weiter unterstützt, diese 70 000 EUR abdeckt und schaut, dass diese wichtige Arbeit gemacht werden kann. Im großen Budget kann das hoffentlich keine Schwierigkeit sein. Ich bringe daher einen entsprechenden Beschluss- und Resolutionsantrag ein:

„Die StRinnen Wehsely und Frauenberger werden ersucht sicherzustellen, dass der Fonds Soziales Wien die Zahlungen für die Betreuung durch Hemayat der im Rahmen der Grundversorgung in Wien untergebrachten Menschen in gleicher Höhe wie bisher bis zur vereinbarten Kostenübernahme durch das Innenministerium leistet. 

Ich ersuche um Zuweisung.“ - Danke schön. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Korosec. Ich erteile es ihr.

GRin Ingrid Korosec (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Pilz, Ihren Anträgen werden wir, die Wiener ÖVP, zustimmen. 

In der Gesundheits- und Sozialpolitik geht es immer um viel Geld. Es geht ja auch um sehr, sehr wichtige Entscheidungen, von denen viele Menschen betroffen sind. Das Gesamtbudget - das haben wir gestern von der Frau Vizebürgermeisterin gehört - liegt bei etwa 11 Milliarden, und immerhin fast 3 Milliarden, 2,8 Milliar-
den entfallen auf den Bereich Gesundheit und Soziales, also fast ein Viertel des Budgets. Das ist gut so und ist auch dringend notwendig. 

Grundsätzlich bekennen wir, die Wiener ÖVP, uns durchaus zu dieser Größenordnung, allerdings - und jetzt kommt das „allerdings" - immer unter dem Aspekt der Sparsamkeit, der Wirtschaftlichkeit und der Innovation. Ein Budget zeigt auch den Gestaltungswillen einer Stadt. Beim Gestaltungswillen, bei der Wirtschaftlichkeit, bei der Sparsamkeit haben Sie, die Mehrheitsfraktion, ein großes Defizit!

Frau Stadträtin! Sie haben eine Reihe von Baustellen. Beginnen wir beim KAV: Im Jahr 2002 wurde der KAV eine Unternehmung, und man wollte betriebswirtschaftlich agieren, um den Anteil des Betriebskostenzuschusses, den die Stadt Wien bezahlen muss, an den Gesamtausgaben zu reduzieren. Da ist natürlich vor allem ein gutes Management notwendig. (GR Kurt Wagner: ... haben wir!) Haben Sie? Na, ich werde Ihnen gleich das Gegenteil beweisen, Herr Kollege Wagner. 

Seit dem Jahr 2002 wuchs die Führungsetage - da haben Sie recht - um 20 Prozent, die Ausgaben für die Gehälter der Manager um 50 Prozent. Das sage nicht ich, sondern das sagt die Kontrollamtsprüfung. Fußnote dazu: Bei diesen 50 Prozent ist der Generaldirektor-Stellvertreter noch gar nicht enthalten. Also von der Warte aus ist, was die Kosten betrifft, durchaus viel vorhanden. 

Aber das Ziel, Herr Kollege Wagner, nämlich das Ziel, das Defizit des KAV in den Griff zu bekommen, ist bei Weitem verfehlt worden. Im Gegenteil, seit 2002 explodiert das Defizit des KAV: Rücklage aufgebraucht, der Bedarf an Geld von der Gemeinde Wien zur Defizitabdeckung seit 2004 um 55 Prozent gestiegen! Der Cash-Bedarf im Jahr 2009 liegt bei 1,5 Milliarden EUR, in Schilling sind das 21 Milliarden Schilling. 

Wenn man sich die steigende Differenz zwischen dem Voranschlag und dem Rechnungsabschluss anschaut, dann wird einem angst und bange, und dann muss man sagen - eben dazu komme ich jetzt -: Wie wird da geplant? 

Zum Voranschlag 2004 war eine Differenz von 27 Millionen; na gut, das ist ja noch nicht so viel. Zum Voranschlag 2005 waren es 69 Millionen, zum Voranschlag 2006 95 Millionen, und vom Rechnungsabschluss zum Voranschlag 2007 dann 139 Millionen. 139 Millio-
nen EUR Differenz zwischen Voranschlag und Rechnungsabschluss! (GR Kurt Wagner: Wenn man Ihre Forderungen von einem Jahr zusammenrechnet ...!) Wenn Sie da von guter Planung reden, Herr Kollege Wagner, dann weiß ich nicht, was gute Planung ist. (Beifall bei der ÖVP. - GR Kurt Wagner: ... für die Gesundheit sehr viel mehr ausgeben!)
Wenn ich mir den Voranschlag für das Jahr 2009 anschaue, ist da einmal eine Erhöhung um 16 Prozent vorgesehen. Man braucht keine Prophetin zu sein, Herr Kollege Wagner, um zu sagen, dass auch die Berechnung zwischen Voranschlag 2008 und Abschluss sehr in die Breite gehen wird. 

Herr Generaldirektor Marhold! Ich muss Sie fragen: Wie wird hier geplant? Und an Sie, Frau Stadträtin: Wieso nehmen Sie solche eklatante Abweichungen zur Kenntnis? Da kann von Wirtschaftlichkeit, da kann von Sparsamkeit keine Rede sein!

Das sagt nicht nur - wie man jetzt natürlich sofort sagen wird - die böse Opposition, die ja nichts anderes im Kopf hat, als zu kritisieren, nein, das sagt auch das Kontrollamt. Das Kontrollamt stellte im jüngsten Bericht zum KAV fest: Trotz Unternehmenswerdung ist eine massive Führungsschwäche festzustellen, fehlende Unternehmungsstrategie, fehlende Leistungsangebotsplanung, fehlendes Personalmanagement. Das bedeutet auch, der KAV verlor in den letzten Jahren LKF-Marktanteile an andere Spitalsträger. 

Wieder, Frau Stadträtin, schweigen Sie dazu! Ich halte das für einen Skandal. Vieles ist planlos, konzeptlos, unflexibel und zu langsam. Die Wiener Spitalslandschaft ist den Anforderungen einer modernen Gesundheitsversorgung nicht gewachsen: kaum tagesklinische Strukturen, überlastete ambulante Strukturen, fehlender Spitalsplan - darauf warten wir schon jahrelang -, Ignorieren von Planungsvorgaben.

Ich komme jetzt zum Beispiel Tagesklinik, einem Stiefkind der Wiener Gesundheitspolitik. Da ist es wirklich überhaupt nicht einzusehen - und das hat jetzt nichts damit zu tun, ob Opposition oder Mehrheitspartei -, und es ist mir unverständlich, wenn man weiß, dass gerade im Bereich Kataraktoperationen international 90 Prozent tagesklinisch gemacht werden, und wenn man weiß, dass das sowohl Kostenersparnis für die Spitäler bedeutet als auch positiv für die Patienten ist. Das ist mir unverständlich, und das zeigt eben dieses Langsame und Unflexible in der Wiener Gesundheitspolitik, dass man dem nicht Rechnung trägt. 

Es hat sich Gott sei Dank Frau Prof Dr Ursula Schmidt-Erfurt sehr, sehr engagiert, und auch Herr Direktor Krepler. Es gibt im AKH seit 2007 zehn Betten, das wird unglaublich gut angenommen. Dort sind jetzt schon Wartezeiten von bis zu vier Monaten, weil die Menschen sich natürlich nicht ins Spital legen wollen, sondern so eine Kataraktoperation ambulant machen wollen. Also: Gratulation, dass es das jetzt im AKH gibt! Aber es ist traurig, dass es sonst nicht möglich ist.

Wenn ich daran denke, dass bereits im Frühjahr 2007 das Evangelische Krankenhaus, das diese demographische Entwicklung auch erkannt hat - gerade Kataraktoperationen werden wir in Zukunft immer mehr haben, weil wir Gott sei Dank älter werden -, bereits angesucht hat um eine Umwidmung von Betten der Allgemeinchirurgie in Betten für einen Fachschwerpunkt Augenheilkunde: Die Stadt Wien hat auf diesen Antrag bis heute nicht reagiert! Können Sie sich das vorstellen? Im Frühjahr 2007 eingereicht, jetzt haben wir Ende 2008, da wurde nicht einmal geantwortet; es ist unglaublich! - So viel zu den Kataraktoperationen.

Gerade in dem Zusammenhang habe ich einige Forderungen, die mir wirklich wichtig sind und die im Interesse aller sind, auch im Interesse der Stadt, weil es weniger Geld kostet. Zum Beispiel im Jahr 2007 hat sich das AKH ungefähr 240 000 EUR erspart - Kosten für Sachaufwand und Personal - durch die Kataraktoperationen. Jetzt soll mir jemand erklären, warum man das trotzdem nicht macht!

Erstens geht es also um einen raschen Ausbau der Tageskliniken und der ambulanten Strukturen bei gleichzeitigem - und das ist ganz wichtig - Bettenabbau. Es geht um rasches Reagieren auf demographische Veränderungen, finanzielle Begünstigung jener Spitäler, die tagesklinische Strukturen aufbauen, einen regionalen Strukturplan - er soll ja kommen, hören wir oft, aber er ist noch immer nicht da - und mehr Unterstützung für jene Ärzte, die sich um den Aufbau dieser Versorgungsstruktur bemühen. 

Jetzt komme ich zum Ignorieren der Planungsvorgaben, Frau Stadträtin, und da komme ich auch zur Akutgeriatrie. Da gibt es ja auch Planungsvorgaben, die wir seit Jahren kennen und die noch immer nicht eingehalten werden. Auch da sieht man wieder, wie unflexibel und langsam alles geht. Wir wissen, die Akutgeriatrie ist unglaublich wichtig. Ich denke an die Zivilisationskrankheit Schlaganfall, da ist es ganz wichtig und entscheidend, ob man rasch in die Akutgeriatrie kommt. Dann ist nämlich die Gesundung möglich, und zwar völlige Gesundung. Späte Hilfe jedoch heißt Pflegefall: Erstens einmal eine menschliche Tragödie, aber auch hohe finanzielle Kosten. Da fehlt es noch, und ich verstehe nicht, warum man hier nicht viel rascher das, was schon vor Jahren vom ÖBIG festgestellt wurde, endlich realisiert.

Palliativmedizin - Frau Kollegin Pilz ist darauf eingegangen -: Es fehlen nach wie vor palliativmedizinische Betten, auch das ist unglaublich entscheidend! Wenn wir davon ausgehen und wissen, dass wir älter werden - die demographische Entwicklung müsste ja seit Jahren jedem bekannt sein -, dann ist nicht zu verstehen, warum man dem nicht Rechnung trägt. 

Nächstes Beispiel: Adipositasprävention für Kinder und Jugendliche. Hier gibt es kein einheitliches Konzept, obwohl Studien belegen, dass gerade in Wien besonders viele Kinder und Jugendliche zu dick sind: 23 Prozent! Da gibt es große psychische Folgen, aber natürlich auch hohe Folgekosten; ich denke nur an Diabetes. Man weiß es, aber man tut da nichts. 

Oder: Entlassungsmanagement. Der KAV startete erst zu einem Zeitpunkt, als dies in den Ordensspitälern längst etabliert war. (GRin Dr Claudia Laschan: Die Ordensspitäler sind als Beispiel ungeeignet!)
Weil heute Frau Kollegin Pilz das Beispiel von Spanien gebracht hat, was ich durchaus nachvollziehen kann - es haben sicher auch Lainz und die Untersuchungskommission dazu beigetragen, dass sich hier Gott sei Dank vieles zum Positiven verändert hat -, muss ich Ihnen da aber schon sagen, gerade in den Spitälern - ich denke zum Beispiel ans KFJ in der Urologie - gibt es nach wie vor Sechs-Bett-Zimmer, zwei WCs für 30 Patienten, und ein Sanierungskonzept fehlt. 

Oder: Eine Mitarbeiterin war vor einigen Wochen im Krankenhaus Hietzing, Pavillon 9, Neurologische Abteilung. Sie war untergebracht in einem Sieben-Bett-Zimmer - allerdings belegt mit 8 Personen. Ein Sieben-Bett-Zimmer, belegt mit 8 Personen! Ein WC für 30 Personen, ein Badezimmer, das zugleich Rumpelkammer war. Sie hat gemeint, der Geruch war unerträglich, das Personal auf Grund der Umstände demotiviert. 

Frau Stadträtin! Das ist ein Tatsachenbericht. Aber wir hören auf der anderen Seite immer Jubelmeldungen, und wir hören: Es kommt ja das Krankenhaus Nord, wie toll wird das alles sein! Frau Stadträtin, Patientinnen und Patienten, die heute einen Spitalsaufenthalt benötigen, haben nichts davon, dass hoffentlich - hoffentlich! - im Jahr 2013, 2014 ein funktionierendes Krankenhaus im Floridsdorf eröffnet werden wird. 

Damit komme ich gleich zum Krankenhaus Nord, das ist ja auch eine unendliche Geschichte. Die Frau Vizebürgermeisterin und damalige Gesundheitsstadträtin Brauner hat im Feber 2005 in Rust ihr Spitalskonzept präsentiert: 800 Betten, 300 Millionen EUR, erste Etappe der Eröffnung 2010. Inzwischen sind drei oder dreieinhalb Jahre ins Land gezogen, der Zuschlag wurde erteilt, die geplante Bettenanzahl hat sich von 800 auf 850 erhöht. Allerdings haben sich die Kosten von 300 Millionen auf 605 Millionen EUR erhöht, also mehr als verdoppelt! Das muss man sich schon einmal auf der Zunge zergehen lassen, und da frage ich auch wieder: Wie wird hier geplant? Wer ist hier am Werk? 

Ich kann Ihnen sagen, Frau Stadträtin, um 305 Millio-
nen könnte man 1 200 Personen der Pflegestufe 5 für 5 Jahre den Aufenthalt in einer Demenz-WG bezahlen. 305 Millionen! Ich kann Ihnen heute schon garantieren, dass, wenn das Krankenhaus eröffnet wird - ob tatsächlich 2013/2014, werden wir sehen, ich hoffe, es bleibt dabei -, zu diesen 605 Millionen wahrscheinlich noch einmal 200 bis 300 Millionen dazukommen werden. Das ist sicher nicht die Planung, die man sich vorstellt, die effizient ist, die wirtschaftlich ist. 

Wenn ich beim Krankenhaus Nord bin, dann fällt mir natürlich sofort ein: Wie ist die Verkehrsanbindung? Ist sie zufriedenstellend gelöst? Wir glauben: nein! Daher bringe ich einen Antrag ein. Wir glauben, dass eine Verlängerung der U6 zum Krankenhaus Nord wichtig und patientenfreundlich wäre. Daher bringen meine Kollegen Mag Gerstl, Dr Aichinger und ich einen Beschlussantrag ein:

„Der Bürgermeister und die amtsführende Stadträtin für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke werden aufgefordert, umgehend die Verlängerung der U6 zum neu entstehenden Krankenhaus Nord einzuleiten, damit diese zeitgleich mit dem neuen Krankenhaus zur Verfügung steht.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung an den Herrn Bürgermeister und so weiter verlangt.“ (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter (unterbrechend): Frau Kollegin, ich darf nur kurz unterbrechen. Ich gehe recht in der Annahme, dass nach Absprache der Klubobmänner bei diesem Antrag auch die SPÖ mitgeht, ja? 

Nur zur Information des Gemeinderates: Das ist ein gemeinsamer Antrag der ÖVP und der SPÖ. - Bitte.

GRin Ingrid Korosec (fortsetzend): Umso besser. - Zusammenfassend zum KAV: Frau Stadträtin, ich frage Sie, gibt es Zielvereinbarungen für das Management des KAV? Wenn ja, wurden Konsequenzen bei Nichterreichung dieser Zielvorgabe festgesetzt? Gibt es eine Zielvereinbarung mit dem KAV, die Marktanteile, gemessen in LKF-Punkten, wieder zu erhöhen? Wurden Konsequenzen bei Nichteinhalten dieser Ziele vereinbart? Und wie sehen die Konsequenzen im Detail aus? 

Frau Stadträtin! Das sind einige Schlaglichter, die aufzeigen, dass es mehr als Handlungsbedarf gibt, um wirklich von Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit sprechen zu können. Eines darf man ja auch nicht vergessen: Schließlich geht es bei allem um Steuergelder der Wienerinnen und Wiener, und damit sollte man wirklich sorgsam umgehen. 

Jetzt komme ich noch einmal auf Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit zu sprechen. 2004 gab es eine IHS-Studie über Ordensspitäler, in der festgestellt wurde, dass man 190 Millionen einsparen könnte, wenn man so effizient wie die Ordensspitäler arbeiten würde. 2008 ... (GRin Dr Claudia Laschan: Ja, die arbeiten effizient im Sinn von ...! Das geht aus der Studie hervor! Reden Sie einmal mit den Spitälern!) Schauen Sie, ich möchte etwas Positives sagen! Frau Kollegin, jetzt möchte ich einmal etwas Positives sagen, und Sie schreien heraus. Hören Sie mir doch einmal zu! (Beifall bei der ÖVP.) 

2008 hat es wieder eine Studie gegeben, in der auch festgestellt wurde, dass die Ordensspitäler um 10 bis 12 Prozent besser abschneiden. Frau Stadträtin, ich bin wirklich sehr positiv davon überrascht, dass diese Studie auch von Ihnen ernst genommen wurde. Denn die finanzielle Vereinbarung, an der wir immer kritisiert haben, dass sie zu niedrig ist, wurde für die Jahre 2009 und 2010 von Ihnen erhöht. 

Wir, die Opposition, stehen also nicht an, dann, wenn etwas positiv ist, das auch zu sagen. Aber es gibt eben sehr vieles, das man leider Gottes nicht positiv bewerten kann. Wenn jedoch etwas so ist, dann sagen wir es. Das finde ich beachtlich, und ich bin sehr froh darüber. (Beifall bei der ÖVP.)
Aber schauen wir uns das Hanusch-Krankenhaus an. Vielleicht haben Sie schon gewusst, dass ich mit dem komme, weil Sie gar so aggressiv herausgerufen haben. Das Hanusch-Krankenhaus hat 558 Betten, das entspricht in etwa 5 Prozent der Gesamtleistung aller Wiener Spitäler. Die Stadt Wien zahlt in etwa 29 Millionen EUR zur Defizitabdeckung. Die 8 Ordensspitäler haben 1 900 Betten und erbringen in etwa 16 Prozent der Gesamtleistung der Wiener Spitäler. 

Jetzt müssen Sie wirklich zuhören, denn man kann es gar nicht glauben! Ich habe nämlich gedacht, ich habe mich verrechnet; aber nein, ich habe mich nicht verrechnet. Das tatsächliche Defizit der Wiener Ordensspitäler pro Bett sind 14 000 EUR; das Defizit des Hanusch-Krankenhauses pro Bett sind 137 000 EUR. Das heißt, das Defizit des Hanusch-Krankenhauses pro Bett ist zehn Mal höher - bitte, zehn Mal höher! - als jenes der Ordensspitäler. Wenn da nicht die Alarmglocken schrillen!

Die Stadt Wien zahlt nach der Defizitabdeckung. (GR Kurt Wagner: Haben Sie schon einmal verglichen, was dort angeboten wird?) Wenn da nicht die Alarmglocken klingeln, dann weiß ich nicht, was noch passieren soll. (GRin Mag Sonja Ramskogler: ... keine Ahnung!) Ich habe schon eine Ahnung! Wenn Sie das noch verteidigen, dass ein Bett zehn Mal so viel kostet … (Zwischenruf von GRin Mag Sonja Ramskogler.) Zehn Mal so viel an Leistungen gibt es im Hanusch-Spital wie in den Ordensspitälern? - Na, das werden wir den Ordensspitälern mitteilen! (Beifall bei der ÖVP. - Zwischenrufe bei der SPÖ.)
Jetzt komme ich ganz kurz, weil ich noch ein paar Minuten habe, zum Demokratieverständnis. (GR Kurt Wagner: Fragen Sie Ihre Leute in der Arbeiterkammer und im ÖGB, wie die darüber denken!) Ich habe nur mehr drei Minuten, machen wir das im Privatissimum.

Die Frau Vizebürgermeisterin hat gestern gesagt, wir sollen gemeinsam tätig sein, wir sollen zusammenarbeiten, in schwierigen Zeiten ist das besonders notwendig. Da komme ich natürlich schon zu Ihrem Demokratieverhalten. Kollege Ebinger hat das auch angeführt, bitte: Der Fonds Soziales Wien zeigt, Sie haben kein Demokratieverständnis! Unter dem Deckmantel der Ausgliederung entziehen Sie der Opposition sämtliche Kontrollrechte. (Beifall bei der ÖVP.) 

Denn dabei geht es nicht um einen Klacks. Wenn es da um 100 000 EUR ginge - nein, bitte, immerhin geht es um da 1 Milliarde! Um 1 Milliarde der Sozialpolitik, ein so genanntes Herzstück von Ihnen, wo die Opposition überhaupt keinen ... Sie schauen so skeptisch, Frau Kollegin. Sie haben es ja auch nicht! Sie haben es nämlich auch nicht, Sie als Person. Im Beirat teilt man Ihnen eben mit, was passiert ist, was geschehen ist, aber Sie haben keine Möglichkeit, hier mitzuentscheiden. 

Das ist ein zahnloser Beirat, in dem man eben Fragen stellen darf. Dann wird immer gesagt: Warum fragen Sie nicht mehr? Bitte, was hat das für einen Sinn im Nachhinein, wenn alles entschieden ist, dass man dann die Zeit totschlägt, um Fragen zu stellen? Das, muss ich sagen, ist sinnlos. 

Ich sage es noch einmal: Das ist offensichtlich Ihr Verständnis von Demokratie. Aber in schwierigen Zeiten soll man zusammenarbeiten. Das ist die Arroganz der sozialistischen Allmacht. Das ist offensichtlich auch Ihre Demut vor dem Bürger. Sie werden es noch bereuen. Ich kann Ihnen sagen: Sie werden es noch bereuen. Die nächsten Wahlen kommen bestimmt! (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Das ist kein Zeichen von Stärke, sondern es ist ein Zeichen von Schwäche. 

Was die Unterlagen des FSW betrifft, Herr Kollege Ebinger, muss ich sagen, Sie sind ohnehin sehr leicht zufriedenzustellen. Denn wenn man 25 Stunden vorher die Unterlagen zum Vorjahr bekommt und das schon als positiv und als Erfolg ansieht - ich muss sagen, so bescheiden bin ich nicht. 

Daher bringen wir, meine Kollegin Praniess-Kastner und ich, auch einen Beschluss- und Resolutionsantrag ein, betreffend zeitgerechte Information und Besprechung des Budgets des Fonds Soziales Wien, nämlich vorher, bevor hier die Budgetdebatte stattfindet:

„Der Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass die Budgets und die Rechnungsabschlüsse des Fonds Soziales Wien zeitgerecht in einer eigens dafür anberaumten Beiratssitzung diskutiert werden. Zuvor möge das Budget mit ausführlichen Erläuterungen den Mitgliedern des Beirates übermittelt werden." (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Frau Stadträtin! Sie sehen, es gibt eine Reihe von Baustellen. „Innovation": Gebührenerhöhung, ja, ich muss sagen, da sind Sie erfinderisch, wenn es darum geht, den Wienerinnen und Wienern das Geld aus der Tasche zu ziehen. 

Frau Stadträtin! Gestalten Sie Gesundheitspolitik und den Sozialbereich in dieser Stadt mit mehr Phantasie, mit mehr Ideenreichtum, mit mehr Klugheit, mit mehr Wirtschaftlichkeit. Allerdings, solange wir feststellen, dass Sie zu viel verwalten und viel zu wenig gestalten, werden wir, die Wiener ÖVP, diesem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau GRin Matzka-Dojder. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Anica Matzka-Dojder (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren!

Bevor ich den Budgetvoranschlag für 2009 aus meiner Sicht kommentiere, möchte ich zu meinen Vorrednerinnen und Vorrednern einige Dinge sagen oder, besser gesagt, richtigstellen. 

Herr Kollege Ebinger! Sie haben hier von Gangbetten gesprochen, und ich nehme an, Sie haben von Gangbetten auf der Unfallchirurgie im Donauspital gesprochen. Ja, hier gibt es eine tägliche Wellenbewegung. Das Donauspital hat ein Riesen-Einzugsgebiet. Aus diesem Grund bauen wir auch demnächst das Krankenhaus Nord. 

Hier ist eine Knappheit entstanden - das muss man auch dazusagen -, weil das AUVA-Krankenhaus Meidling Betten gesperrt hat, um eine Generalsanierung in einem Teil des Hauses vorzunehmen. Sie werden dann in meinen Ausführungen hören, dass wir auch diesen Veränderungen Rechnung tragen. Hier gibt es einen interstationären Bettenausgleich, hier gibt es eine tägliche Bettenmanagement-Besprechung. Die dortigen Verantwortlichen sind bemüht, wirklich tagein, tagaus ein Bettenmanagement zu machen. Es kommen auch Tage vor, an denen es leere Betten gibt. Dort gibt es aus diesem Grund seit einiger Zeit auch mehr Personal.

Zu meiner Kollegin Frau GRin Pilz: Ich tue es nicht gern, aber ich muss wieder sagen, dass Sie hier wirklich nur eine selektive Wahrnehmung über die Fehlerkultur angeführt haben. Sie wissen, dass es im Krankenanstaltenverbund seit einiger Zeit ein strukturiertes und umgesetztes Riskmanagement gibt. Sie werden auch gehört haben, dass es im Krankenanstaltenverbund, seit es den Krankenanstaltenverbund gibt, Qualitätszirkel und Qualitätssicherung gegeben hat. Das unterliegt manchmal gewissen Trends und Veränderungen, aber Fehlerkultur und vor allem die Förderung einer offenen Fehlerkultur ist im Krankenanstaltenverbund institutionalisiert. 

Es gibt schon sehr, sehr lange auch im Rahmen der innerbetrieblichen Fortbildungen, für alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zugänglich, die Vorträge über Riskmanagement und Aufbauen einer Fehlerkultur. Es gibt natürlich auch die eingerichtete anonyme Drehscheibe - das habe ich auch schon letztes Mal berichtet -, in der die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter über ihre Fehler berichten können, sachlich und anonym, damit es nicht mit Angst vor irgendwelchen Konsequenzen verbunden ist, sondern dass man sich damit wirklich so auseinandersetzen kann, dass man für die nächste Handlung daraus lernt. Es werden hier auch sozusagen Beinahefehler eingetragen und darüber so berichtet, wie gesagt, dass die Mitarbeiter daraus lernen können und einfach im Alltag die Fehlerquellen minimieren. 

Es gibt aber in Wien noch etwas. Ich weiß, Sie haben die internationalen Studien ganz genau studiert; diese habe ich auch studiert. Ich habe voriges und vorvoriges Jahr im Rahmen der in der Stadt Wien stattfindenden internationalen Kongresse teilgenommen und auch Diskussionen in Bezug auf verschiedene Teilbereiche geführt, gerade über diese Qualitätssicherung in den Krankenhäusern. Ich muss sagen, ich habe hier gesehen, dass sich das Wiener Gesundheitswesen wirklich vor keinem Vergleich scheuen soll und dass wir im internationalen Vergleich eine gute und qualitätsvolle Arbeit leisten. (Beifall bei der SPÖ.)
Meiner Kollegin Frau Korosec - sie ist nicht mehr hier (GRin Ingrid Korosec: Doch!) - möchte ich etwas sagen betreffend Tageskliniken im Rahmen der Kataraktoperationen. Vielleicht ist es Ihnen entgangen, und deswegen sage ich es Ihnen. Sie wissen, dass es in der Krankenanstalt Rudolfstiftung seit Oktober acht Betten für die Tagesoperationen gerade im Kataraktbereich gibt. Dort werden 3 000 potenzielle Operationen prognostiziert. Es gibt auch im Krankenhaus Hietzing im Rahmen dieser Wochenkliniken acht neue Betten. Auch dort werden tagesklinisch Patienten an den Kataraktbeschwerden operiert. Gerade in der Rudolfstiftung und auch im Krankenhaus Hietzing passieren so qualitätshohe Ergebnisse, dass sich Frau Prof Binder und ihr Team wirklich nicht vor der ganzen Welt verstecken sollen.

Sie sagen, es gibt hier nichts. Natürlich sind es gerade bei diesen Leistungen vorwiegend Patientinnen und Patienten, die hochbetagt sind und die auch allein zu Hause leben. Hier gibt es ein Programm, das sie vielleicht nicht allein zu Hause absolvieren können, und aus diesem Grund werden sie nicht alle in eine Tagesklinik gehen können.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Jetzt möchte ich aber zu meinem eigentlichen Thema kommen, nämlich zum Budgetvoranschlag 2009 für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Wir haben gestern im Rahmen der Generaldebatte schon gehört, dass die Stadt Wien im Budgetvoranschlag 2009 einige Schwerpunkte gesetzt hat. 

Einer dieser Schwerpunkte, und zwar ein wesentlicher Schwerpunkt, ist die Erhöhung der Budgetmittel für die Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales. Der Voranschlag beträgt für Soziales 1,6 Milliarden EUR - das ist ein Plus von 20 Prozent gegenüber dem Jahr 2008 - und 1,74 Milliarden EUR für die Gesundheitsausgaben, das ist eine Steigerung um 12 Prozent. So weist der Sozial- und Gesundheitsbereich im Voranschlag 2009 mit etwa 400 Millionen EUR den höchsten Zuwachs aus.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir setzen hier bewusst einen Schwerpunkt im Interesse der Menschen, um den wachsenden Anforderungen gerecht zu werden, aber auch den auf Grund der demographischen und medizinischen Entwicklungen steigenden Anforderungen in der Medizin gerecht zu werden. Diese Schwerpunktsetzung im Budget der Stadt Wien ist besonders in bevorstehenden Krisenzeiten sehr wichtig, insbesondere im sozialen Kontext, um den Zusammenhalt in der Gesellschaft zu erhalten und zu fördern. (Beifall bei der SPÖ.) 

Diese Mittel werden für die Qualitätssicherung und Strukturverbesserung in der Gesundheitsversorgung und für die zügige Umsetzung des Wiener Geriatriekonzeptes eingesetzt.

Ich werde in meinen Ausführungen nur einige Bereiche aus der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales ansprechen, die für die Zukunft besonders wichtig sind: Krankenanstaltenverbund Teilunternehmen 1 und Krankenanstaltenverbund Teilunternehmen 4 mit dem Konzept neuer Geriatriezentren, die innovativen Projekte in der Kooperation mit dem Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser sowie die Entwicklungen im ambulanten Pflegebereich und im Bereich der Frauengesundheit.

Der Krankenanstaltenverbund ist für 2009 mit rund 2,7 Milliarden EUR dotiert. Eine Zahl fällt im Budget besonders ins Auge: Im Voranschlag finden sich zusätzliche Mittel im Krankenanstaltenverbund von in etwa 151 Millionen EUR, und zwar primär für den Personalaufwand. Diese Mittel sind gut eingesetzt, weil sie sich direkt und nachhaltig auf die Qualität der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auswirken.

Ich möchte weiters Ihr Augenmerk auf die neuen Initiativen für Strukturverbesserung im Anstaltenbereich lenken, die sich in diesem Budget widerspiegeln. Einige werde ich anführen. 

Die notwendige Regionalisierung der psychiatrischen Abteilungen wird weiterentwickelt. 

Was den Ausbau der Unfallchirurgie im Donauspital und im Wilhelminenspital betrifft, Herr Kollege Ebinger, ist es in diesem Zusammenhang auch wichtig zu sagen, dass die Planung des Krankenhauses Nord gut voranschreitet. Der EU-weite Architekturwettbewerb wird 2009 abgeschlossen werden.

Das Dialysezentrum im Donauspital wird 2009 in Betrieb gehen. Es ist dies ein zukunftsweisendes neues Modell, eine Kooperation zwischen Wiener Krankenanstaltenverbund, Wiener Gebietskrankenkasse und dem Betriebsträger Barmherzige Brüder. 

Der Neubau der Schule SMZ-Süd wird ebenfalls in Angriff genommen. 

Laufende Sanierungen und Verbesserungen von Stationen im Psychiatrischen Zentrum des Otto-Wagner-Spitals, im Krankenhaus Hietzing und in der Rudolfstiftung werden fortgesetzt. 

Insbesondere zur Qualitätssicherung zu unterstreichen ist die hohe Qualität in der personellen Ausstattung, die sich, wie schon gesagt, in der Erhöhung des Personalaufwandes widerspiegelt.

Entlassungsmanagement: Frau Kollegin Korosec, ich habe, glaube ich, in der letzten Landtagsdebatte beim Patientenanwaltschaftsbericht schon gesagt, Wien ist das erste Bundesland, das 15 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit einem eigenen Curriculum gerade für diese Tätigkeiten des Entlassungsmanagements ausgebildet hat.

Diese 15 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden sich in Zukunft ausschließlich mit den Vorbereitungen zu entlassender Patienten beschäftigen, um das komplexe Angebot, den Bedarf und die Bedürfnisse im extramuralen Bereich für die Pflege und Betreuung zusammenzustellen. Also auch das findet in den Strukturen Berücksichtigung – und zwar nicht irgendwie, mit irgendeiner Aktion, sondern: Hier werden die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die sich damit befassen, extra ausgebildet, und diese werden diese hochwertige Ausbildung auch in ihre Teams hineintragen und werden sich mit den extramuralen Stellen verbinden und das sehr professionell betreiben.

Zu erwähnen ist natürlich, dass wir im Interesse der optimalen medizinischen Diagnostik und hochwertigen Behandlung ein massives Erneuerungsprogramm bei medizinischen Großgeräten durchführen. Das betrifft einen neuen Magnetresonanztomographen im Donauspital, je einen Linearbeschleuniger im Wilhelminenspital und im Kaiser-Franz-Josef-Spital, einen Computertomographen im Elisabeth-Spital und ein Upgrade der Cardangio-Anlage in der Rudolfstiftung. Das sind wirklich notwendige und sehr verbessernde Schritte in der Diagnostik.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Der Krankenanstaltenverbund ist mit 32 000 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern der größte Arbeitgeber Wiens, und hier wird eine hervorragende Leistung für die Wienerinnen und Wiener erbracht, mit einer hohen Professionalität und hohem Engagement. Ich benütze diese Gelegenheit, um all diesen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern persönlich, im Namen des Wiener Gemeinderates, im Namen dieser Stadt ganz herzlich für ihre Leistungen zu danken. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) 

Nun zur Verbesserung in der Pflege und zum Langzeitbereich. Zur Verbesserung der Wohnsituation und der Betreuung in der stationären geriatrischen Pflege entstehen in der Zukunft einige Geriatriezentren. Vier neue Geriatriezentren werden von externen Bauträgern eingerichtet, das sind die Neubauten der Geriatriezentren Innerfavoriten, Meidling, Leopoldstadt und Simmering. Leopoldstadt, mit 308 Betten, wird im Jahr 2010 schon fertig. Für Meidling, mit 256 Betten, beginnen die Bauarbeiten 2009. Simmering, mit 348 Betten, mit einem Schwerpunkt mit speziellen Abteilungen für demenzielle Erkrankungen, wird in einer besonders ruhigen Lage eingerichtet; dort wird 2009 mit dem Bau begonnen, und 2011 wird er fertiggestellt. In Favoriten entstehen 256 Betten, und mit der Fertigstellung ist 2010 zu rechnen.

Als Eigeneinrichtung des Teilunternehmens 4 des Krankenanstaltenverbundes wird der Neubau des Geriatriezentrums Baumgarten an dem derzeitigen Standort mit 316 Plätzen geplant und betrieben, 2009 wird der Entwurf finalisiert und werden alle Entwurffreigaben durch den Krankenanstaltenverbund erfolgen.

In Liesing wird für eine Einrichtung mit 328 Betten im Jahr 2009 der Baubeginn erfolgen. 

Und es wird die Generalsanierung des Standortes Donaustadt erfolgen. Hier muss man sagen, dass zusätzlich zu dieser Generalsanierung auch noch spezielle Einheiten für Wachkomapatienten und langzeitbeatmete Patienten entstehen werden.

Besonders spannend sind die gemeinsamen innovativen Projekte des Teilunternehmens 4 und des Kuratoriums Wiener Pensionistenwohnhäuser, die das Wohnen und die individuelle Pflege unter einem Dach ermöglichen werden. Hier werden die hervorragenden Kompetenzen beider Institutionen gebündelt, um dem Wunsch vieler Seniorinnen und Senioren nachzukommen, auch bei erhöhtem Pflegebedarf in ihren Appartements bleiben zu können, und hier wird den steigenden Anforderungen auch mit höchster Qualität Rechnung getragen.

2009 werden unter Einbindung der BewohnerInnen und MitarbeiterInnen die nächsten Projektschritte umgesetzt: innovatives Projekt Hietzing, Ottakring, in Liebhartstal I und Liebhartstal II sowie in Döbling.

2009 werden im Kuratorium Wiener Pensionistenwohnhäuser zwei Generalsanierungen erfolgen: Das Haus Leopoldau wird 2009 im Dezember fertig werden und das Haus Atzgersdorf im Juli.

Der Krankenanstaltenverbund – irgendjemand von meinen VorrednerInnen hat das erwähnt – wird das Konzept der Palliative Care in allen Geriatriezentren des Teilunternehmens 4 vorantreiben. Und gerade die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der städtischen Geriatriezentren waren diejenigen, die internationale Preise für Palliative Care gewonnen haben, die in diesem stationären Bereich spezielle Modelle für die Betreuung und Pflege schwerstkranker und sterbender Menschen entwickelt und vorangetrieben haben.

Die Kernaufgaben des Fonds Soziales Wien in der ambulanten Pflege und Betreuung beziehen sich auf Qualitätsprüfung analog den Förderrichtlinien. In Umsetzung des Wiener Wohn- und Pflegeheimgesetzes wurden hier einheitliche Tarifkalkulationssysteme entwickelt. Da wir wissen, dass ein hoher Prozentsatz der pflegebedürftigen Menschen von Angehörigen gepflegt wird, hat der Fonds Soziales Wien auch Programme für pflegende Angehörige entwickelt und umgesetzt und sorgt dafür, dass die Leistungen in der ambulanten Pflege ständig dem Bedarf und den Bedürfnissen angepasst werden.

Ich nütze diese Gelegenheit, um allen Partnerinnen und Partnern und allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern auch in diesem Bereich Danke zu sagen. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) 

Im Rahmen der Frauengesundheit wurde das großartige Projekt für Brustkrebsprävention für die Zielbezirke 15, 16 und 17 umgesetzt. Die Mammographie-Screenings haben hier eine Steigerung um 33 Prozent erfahren - im Vergleich zu den anderen Bezirken, wo es eine Steigerung auf Grund der Bewusstseinsentwicklung um nur 3 Prozent gegeben hat.

Was das Jubiläum der Hotline Essstörungen betrifft, so waren Sie ja selbst eingeladen, an der Präsentation dieser großartigen Ergebnisse teilzunehmen. 

Wir werden uns weiterhin mit den speziellen Anliegen der Frauengesundheit auseinandersetzen, nicht nur in der Gender-Medizin, sondern auch für zugewanderte Frauen, Frauen, die in unterschiedlichen Gesundheitsfeldern Probleme haben, wie zum Beispiel mit weiblicher Genitalverstümmelung, mit Adipositas-Erkrankungen. Hier werden Mutter-Kind-Trainings, soziale Programme für sozial belastete Frauen und Mädchen, für Migrantinnen sowie Gesundheitsangebote für wohnungslose Frauen weiterentwickelt. 

Ich danke auch hier Frau Prof Wimmer-Puchinger und ihrem Team für dieses Engagement und für das professionelle Programm. Dass Wien da ein beispielgebendes Frauengesundheitsprogramm fährt, ist, glaube ich, kein Geheimnis. (Beifall bei der SPÖ.) 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Das ist, wie gesagt, nur ein Teil dieser Leistungen. Alles in allem: ein ambitioniertes Programm, ein Programm der konkreten Schwerpunkte und des nachhaltigen Ausbaues der Strukturen. Wien wird also auch im nächsten Jahr dem Ruf gerecht werden, den unsere Stadt zu Recht hat, eine Stadt zu sein, in der Gesundheitsversorgung und -betreuung auf dem höchsten Niveau für alle garantiert sind.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der Opposition! Wenn Sie klare Konzepte für die Verbesserung und Entwicklung der Gesundheits- und Sozialstrukturen für die Wienerinnen und Wiener für notwendig und richtig halten, dann stimmen Sie bitte diesem Voranschlag zu. (Beifall bei der SPÖ.)
In den letzten zehn Sekunden nütze ich hier die Gelegenheit - wenn es auch nicht zu dieser Budgetdebatte gehört -, um zu sagen, dass ich mich besonders freue, dass auch auf Bundesebene das Gesundheitsressort von sozialdemokratischer Hand geführt werden wird. Davon erwarte ich mir einen Ansprechpartner, der unsere sozialdemokratische Gesundheitspolitik weiterentwickelt und in dem wir als Stadt Wien einen adäquaten Ansprechpartner haben. - Vielen Dank. (Beifall bei der SPÖ.- GR Dr Herbert Madejski: Der wird sich freuen!)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Lasar. Ich erteile es ihm.

GR David Lasar (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Vorerst möchte ich vielleicht noch eines zum Schlusswort von Frau Kollegin Matzka-Dojder sagen: Es ist zwar richtig, dass Sie jetzt das Gesundheitsressort auch im Bund haben; aber wichtig, glaube ich, wäre es auch gewesen, dass wir auch den Finanzminister dazu haben, weil ... (Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Wer ist „wir"? – Heiterkeit bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ.) – Entschuldigung: Dass Sie auch den Finanzminister dazu haben, wäre natürlich sehr wichtig, denn ich glaube, ohne Finanzminister wird sich im Gesundheitsbereich nicht sehr viel abspielen, wenn man kein Geld dazu hat. - Das wollte ich noch zu den Ausführungen von Frau Matzka-Dojder sagen.

Nun aber, meine Damen und Herren, zu unserem eigentlichen Thema: Wie sozial ist eigentlich Wien? - Ich glaube, sehr viel braucht man dazu nicht zu sagen, wenn man nur ein Bild herzeigt. Ich glaube, ein Bild sagt mehr als tausend Worte: Armut mitten im 7. Bezirk! (Der Redner hält einen Zeitungsartikel in die Höhe.) - Gestrige „Presse". Vielleicht kann ich Ihnen hier einen Satz zitieren: „Neustiftgasse 73: Hier befindet sich der Sozialmarkt des Wiener Hilfswerks, hier warten an diesem Tag trotz Regens Dutzende auf Einlass. ‚So ist das jeden Tag bei uns', sagt Marktleiterin Angela Proksch unbeeindruckt."

Meine Damen und Herren! 10 000 registrierte Kunden gibt es bereits bei den Sozialmärkten! - Sie sprechen von einem Budget, das sozial ausgewogen, übergreifend und wirklich für die sozial Schwachen gemacht ist. Ich sage, es ist ein Armutszeugnis für Wien, wenn wir hier in Wien bereits den vierten Sozialmarkt eröffnet haben, meine Damen und Herren.

Die Ursachen dafür: Warum haben wir hier in Wien riesige Probleme, vor allem im sozialen Bereich? - Die steigenden Lebenserhaltungskosten, wie zum Beispiel für Energie, Müll-, Wasser-, Kanalsteuer, sind natürlich, neben den Ausgaben für die Ernährung, die zentralen Ausgaben bei den sozial schwachen Menschen. - Sie von der Stadt Wien machen zum Beispiel auch einen Budgetüberschuss bei der Wassersteuer, Kanal- und Müllsteuer von sage und schreibe über 87 Millio-
nen EUR. Anstatt das den sozial schwachen Menschen zurückzugeben, stopfen Sie hier in Wien damit vor allem Budgetlöcher. Und Sie sprechen hier wieder von „sozial ausgewogen", meine Damen und Herren!

Aber eines möchte ich schon dazu sagen, wenn es um Geld geht, Geld gerade im sozialen Bereich in Wien: Geld ist, glaube ich, genug vorhanden, nur muss man es natürlich auch in Wien richtig einsetzen! Das wäre einmal wichtig, Frau Stadträtin!

Die Wiener Rettung zum Beispiel: 312 000 Einsätze bis Ende Oktober dieses Jahres. Auswirkungen hat dies natürlich gehabt, weil der ganze Fuhrpark, der Fahrdienst der Wiener Rettung, bereits seit Langem mehr als überbelastet ist. Anstatt in diesem Bereich mehr Personal und Fahrzeuge anzuschaffen, schaffen Sie es nicht einmal richtig, einen Bettenintensivtransporter anzuschaffen. Ein solcher kommt jetzt - endlich, muss ich sagen. Angesichts des Umstandes, dass der bisherige Transporter - wie soll man dazu sagen? - schon nicht mehr fahrtauglich ist, nachdem schon die Türen herausgefallen sind, schaffen Sie jetzt endlich einen Bettenintensivtransporter an! Also, das ist ja mehr als traurig! (GR Kurt Wagner: Bei der vorletzten Ausschusssitzung haben wir ...!) - Ja, vor einem Jahr hätten sie, bitte, schon kommen sollen! Also tut jetzt nicht so, als ob ihr alles anschaffen würdet! Wenn die Autos einmal nicht mehr fahren, dann muss man neue kaufen, nicht wahr? Ganz einfach ist das. 

Aber schauen wir einmal, wofür bei der Wiener Rettung Geld ausgegeben wird! Das wäre auch einmal wichtig. - Da gibt es sozusagen dieses neue Abfragesystem. 8,2 Millionen EUR hat das gekostet. Und jetzt schauen wir im Detail, was da anders ist oder was das können soll. 

Aber vorweg muss man einmal sagen: Früher, vor einigen Jahren, hat man das alles nicht gebraucht. Da ist man mit der Wiener Rettung zum Patienten gefahren, und der Patient ist dann ins Spital gebracht worden. Was geschah damals? - Da gab es ein Formular, das der Beamte oder der Sanitäter ausgefüllt hat und auf dem die E-Card-Nummer und all die Daten gestanden sind. Damit ist man zur Annahme gegangen und hat dieses Formular abgegeben. 

Was machen wir heute? - Die Erde dreht sich, alles bewegt sich, man muss das daher ganz neu machen. Es gibt dieses Abfragesystem, die Toughbooks. Was können diese? - Heute muss der Sanitäter erstens einmal fünf Seiten auf diesem Toughbook ausfüllen. Und was macht er dann? - Er bringt den Verletzten oder den Kranken in das Spital hinein. Da nimmt er dieses Toughbook mit und verlangt dann eine Dockingstation - beim KAV zum Beispiel. Er steht dann mit seinem Computer dort und sagt: Wo ist die Dockingstation? – Man sagt ihm darauf: Entschuldigen Sie, bitte, bei uns gibt es keine Dockingstation! (GR Kurt Wagner: Beim KAV wird er nicht stehen, denn er fährt ins Spital, nehme ich an, nicht wahr?) - Ja.

Dann steht er dort in den KAV‑Spitälern. Und was gibt es nicht? - Es gibt in all den KAV-Spitälern nicht eine Dockingstation! Aber Sie haben ein System um 8,2 Millionen EUR angeschafft! Nun, wie kann man das lösen? Was haben Sie da jetzt als schnellste Lösung gemacht? - Ganz „ideal": Man hat jedes Rettungsfahrzeug jetzt zusätzlich mit einem Drucker ausgestattet. Jetzt kauft man also zu diesem System noch einen Drucker dazu, weil man keine Docking-Stationen hat! Und was ist jetzt der Schluss dabei? - Jetzt druckt dieser Drucker genau den gleichen Zettel aus, den der Sanitäter vorher mit der Hand ausgefüllt hat. Nur war er damals in zwei Minuten fertig - jetzt aber braucht er 20 Minuten, einen Drucker, und das System kostet genau 8,2 Millionen EUR! (GR Dr Herbert Madejski: Plus Drucker!)

Meine Damen und Herren! Das muss man sich vorstellen! (GR Dr Herbert Madejski: Plus Drucker!) Plus den Drucker – danke schön! -, denn der war ja vorher nicht einmal einkalkuliert.

Und was machen Sie jetzt, meine Damen und Herren? - Anstatt dass Sie dieses Geld überhaupt einmal ... (GR Kurt Wagner: Sind wir ein bisschen gegen neue Technologien, nehm' ich an?) Ja, ich weiß, aber Docking-Stationen haben Sie keine zu dieser Technologie! (GR Kurt Wagner: ... und ein Handy, das hast du vor zehn Jahren auch nicht gehabt! – Die Zeiten ändern sich!) Ja, aber ich kann es verwenden - aber die Docking-Stationen haben Sie noch immer nicht, und das wäre ja das Wesentliche daran gewesen, meine Damen und Herren! (Beifall bei der FPÖ.)
Das wäre das Wesentliche – und nicht, Systeme zu kaufen und nachher nicht zu wissen, was Sie damit anfangen sollen! 

Man muss ja wirklich sagen: Wenn Sie statt dem ganzen System endlich einmal Rettungsfahrzeuge angeschafft hätten, mehr Personal bei der Rettung eingestellt hätten, ich glaube, die Wiener Rettung - dort sitzt sie - würde es Ihnen danken. Sie würde es Ihnen wirklich danken, denn für diese haben Sie überhaupt nichts gemacht, außer dass Sie ein System um 8,2 Millionen EUR gekauft haben, das überhaupt nichts bringt. (GR Kurt Wagner: Diese Argumentation ... bei den Autos auch nicht! Denn dann kann man mit den alten auch noch fahren!)

Aber, meine Damen und Herren, es gibt ja noch andere Sachen. Reden wir zum Beispiel einmal über die Untersuchungskommission! Was hat die Untersuchungskommission bis heute aufgezeigt? Was hat sie gebracht? - Dass wir mehr Personal brauchen, dass wir mehr Ärzte brauchen - nichts anderes -, dass viele Dinge nicht berücksichtigt worden sind, zum Beispiel Umbauten im sanitären Bereich. Das hat die Kommission bis heute aufgezeigt. Woche für Woche hören Sie das, Woche für Woche das gleiche System, Woche für Woche wissen wir, dass es zu wenig Personal gibt, zu wenige Ärzte gibt - und Sie wollen es noch immer nicht richtig wahrhaben. Aber es wird ja noch bis März weitergehen, nehme ich an. Das Einzige, was Sie in diesem Bereich jetzt angesichts der Untersuchungskommission gemacht haben - weil Sie das mussten, weil Sie ja selbst jetzt schon gesehen haben, dass hier zu wenig Personal vorhanden ist -, ist, dass Sie 18 Ärztedienstposten neu besetzt haben.

Sehr gut! - Aber wenn man sich jetzt genau ansieht, was bei diesen 18 Dienstposten da ist, muss man sich schon fragen, denn: Das sind großteils ja nur Turnusärzte (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist aber nicht schlecht!), also nicht einmal noch voll ausgebildete Ärzte, meine Damen und Herren! Und beim anderen Personal haben Sie nichts anderes gemacht, als Leiharbeiter zu engagieren, und das wird Ihnen auch einmal auf den Kopf fallen. 

So wird man mit Sicherheit all diese Probleme nicht lösen. Und ich sage Ihnen: Sie werden sich in Zukunft damit auch weitere Probleme neu schaffen. Das ist Ihr Problem! 

Wir haben jetzt wenigstens gehandelt. Wir sehen ja, was aus dieser Untersuchungskommission jetzt schon herausgekommen ist. Wir haben hier Anträge eingebracht, wonach zum Beispiel der Fachärzteschlüssel, der Schlüssel für die Fachärzteausbildung, in Zukunft geändert werden soll. Bis jetzt heißt es, eins zu eins ist die Ausbildung bei den Fachärzten. Das soll bei verschiedenen Fachgruppen geändert werden auf drei zu eins, damit wir in Zukunft mehr Fachärzte haben, meine Damen und Herren.

Die Wiener Gebietskrankenkasse ist auch ein Stiefkind. Bis heute, Frau Stadträtin, habe ich von Ihnen und auch vom Herrn Bürgermeister nichts gehört: Wie wollen Sie das Defizit der Wiener Gebietskrankenkasse stoppen? Welche Konzepte gibt es? - Es gibt keine. Ich habe zumindest noch nichts davon gehört. - Was werden Sie mit dem Hanusch-Krankenhaus machen? (GR Kurt Wagner: Euch ist aber schon bewusst, dass eine Gebietskrankenkasse ein Selbstverwaltungskörper ist? Dafür sind wir nicht zuständig!) Die Hälfte des Defizits der Wiener Gebietskrankenkasse entfällt allein auf das Hanusch-Krankenhaus, und das frisst das ganze Budget der Wiener Gebietskrankenkasse auf: Über 120 Millionen EUR hat die Wiener Gebietskrankenkasse an Defizit; 60 Millionen davon sind dem Hanusch-Krankenhaus zuzurechnen. Dazu gibt es auch keine Konzepte, gar nichts! Ich habe in den letzten Monaten nicht einmal vernommen, dass diesbezüglich Gespräche geführt wurden. 

Auch das Drogenkonzept, das Sie in Wien haben, ist ein Stiefkind. Ich weiß nicht, ob man dazu überhaupt noch „Drogenkonzept" sagen kann, denn in diesem Bereich sind Sie ja komplett konzeptlos. Sie schicken die Menschen da von einer Ecke zur anderen, von einem Kreis zum anderen, aber passieren tut nichts. Ich habe Ihnen schon des Öfteren gesagt, und ich werde es immer wieder sagen: Wir brauchen in Wien Therapieplätze, wir brauchen in Wien mehr Polizei, und wir brauchen mehr Psychologen für diese Menschen! - Ich weiß, Sie wollen es nicht hören, aber Sie werden es noch tausendmal hören, so lange, bis Sie es ändern.

Schauen Sie sich in Wien um! Gehen Sie auf den Karlsplatz, gehen Sie auf den Schottenring! (GR Kurt Wagner: War ich!) Und was haben Sie gesehen, Herr Kollege? (GR Kurt Wagner: Na, was ist da?) Na? – „Gar nichts". (Weiterer Zwischenruf des GR Kurt Wagner.) Sie sehen, Sie wollen es nicht wahrhaben! Ganz einfach: Sie wollen es nicht wahrhaben! Und das ist natürlich auf Ihre gesamte Politik zurückzuführen: Sie erkennen kein Problem! Nicht einmal, wenn Sie dort stehen, erkennen Sie ein Problem. Das ist Ihr Problem! (Beifall bei der FPÖ.) 

Schauen Sie sich Ihre Prävention an, allein in den Schulen: Es gibt keine! Mehr ist dazu eigentlich gar nicht mehr zu sagen. (GR Kurt Wagner: Wir haben ja „kein" Institut für Suchtprävention! ... „gibt es ja nicht"!) 

Allein wenn man sich Ihren Rechnungsabschluss anschaut, meine Damen und Herren - das zum Abschluss -, so zeigt sich darin lediglich die soziale Kälte für die Menschen in Wien. Sonst ist nichts anderes da! (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Frau GRin Cammerlander. Ich bitte sie zum Rednerpult.

GRin Heidemarie Cammerlander (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Vor ein paar Jahren hat der Freund meiner Enkelin gesagt, er versteht überhaupt nicht, dass es noch junge Männer gibt, die zum Bundesheer gehen, denn alle, die er kennt, machen Sozialdienst - und er kennt viele. Ich habe ihn dann gefragt, ob er sich einmal überlegt hat, in welchem sozialen und gesellschaftlichen Umfeld er sich bewegt und wie viel Prozent das dann sind. 

Als ich gestern die Budgetrede der Frau Vizebürgermeisterin gehört habe und immer wieder die Betonung der Aussage: Wien und die Sozialdemokratie lassen niemanden im Stich!, ist mir dieses Geschichterl eingefallen, und ich habe mich gefragt: In welchem Umfeld, in welchem sozialen und gesellschaftlichen Umfeld bewegt sich denn unsere Vizebürgermeisterin? - Ich denke, es ist die Gesellschaft von „Reich und Schön". Und ich bin überzeugt, dass die Gesellschaft von „Reich und Schön" sich in Wien nicht im Stich gelassen fühlt. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Geh, sei mir nicht bös!)

Ich lade die Frau Vizebürgermeisterin gerne ein, mit mir einmal Sozialämter, Jugendämter, das AMS, Menschen vor dem AMS zu besuchen und mit den Leuten zu reden. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Gehen wir miteinander!) Sie würde sich wundern, wie viele Menschen sich in Wien im Stich gelassen fühlen! (Demonstrativer Beifall von GR Mag Wolfgang Jung.) 

Es sind aber nicht nur die Menschen, die aus diesen Sozialämtern herauskommen, es sind auch die SozialarbeiterInnen selbst, die sich im Stich gelassen fühlen: zu wenig Personal, keine Zeit mehr, qualitative Betreuung und Beratung zu machen. Der Auftrag lautet: Quantität, Statistiken füllen! Und so kommt es dann eben vor, dass man uns in den Gremien sagt: Es hat in dem Sozialamt 1 000 Erstgespräche gegeben, bei 800 davon konnten wir helfen. - Wenn Sie heraußen mit den Menschen reden, dann sagen sie: Ja, wir sind weiterverwiesen worden an andere Sozialeinrichtungen. - Das ist dann die „Hilfe". So, glaube ich, darf und kann man Sozialpolitik nicht machen. 

Ich bringe heute zwei Anträge ein, und ich hoffe, Sie werden diesen Anträgen zustimmen, denn sie werden dazu dienen, politische Rahmenbedingungen dafür zu schaffen, dass sich weniger Menschen in Wien im Stich gelassen fühlen. 

Mein erster Antrag betrifft die Entwicklung eines Kriterienkatalogs für einheitliche Qualitätsstandards an Jugendämtern unter besonderer Berücksichtigung substituierter und suchtkranker Mütter. Ich habe schon bei der letzten Sitzung, als der Herr Patientenanwalt anwesend war, ein Fallbeispiel gebracht, das sehr deutlich gezeigt hat, dass das Fehlen einheitlicher Qualitätsstandards an Jugendämtern es sehr schwierig macht, befriedigende und vor allem Wien-weit einheitliche Lösungen für alle Betroffenen zu erreichen. 

Die Fälle häufen sich, ich möchte aber heute noch einmal auf dieses Fallbeispiel näher eingehen: Die substituierte Mutter - ich nenne sie Frau M - wurde schwanger. Die Betreuung durch ein Jugendamt war sehr gut. Im siebenten Monat der Schwangerschaft bekommt sie eine Gemeindewohnung in einem anderen Bezirk; der Akt wird an den neuen Bezirk übergeben. Nur: In diesem Bezirk ist ihr die Sozialarbeiterin nicht so wohlgesinnt. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Ist das der Fall vom letzten Mal?) - Ja, das ist dieser Fall, den ich Ihnen gerne noch einmal in Erinnerung bringe. Das Kind wurde nach der Geburt in das Preyer´sche Spital überstellt, und dort wurde der Frau das Sorgerecht entzogen. 

Als das Kind zu Pflegeeltern kam, hat die Mutter Rekurs beim Bezirksgericht eingereicht. Und seither kämpft diese Frau seit 10 Monaten um ihr Kind. Die Richterin bestätigt der Mutter eine Stabilität und meint, wenn die Frau einen Platz in einem Mutter-Kind-Heim bekäme, würde sie das Kind bekommen. Ich habe mich beim Fonds Soziales Wien erkundigt, welche Möglichkeit es für einen Platz in einem Mutter-Kind-Heim gibt, und man hat mir - und ich betone es: ich bin überzeugt, zu Recht – gesagt: Wenn eine Mutter eine Gemeindewohnung hat, gibt es andere Möglichkeiten, dieser Mutter zu helfen; es gibt keinen Grund, sie in ein Mutter-Kind-Heim zu überstellen. – Nur: Auch diese Möglichkeiten wurden nicht wahrgenommen. 

Es gibt für die Jugendämter ein Handbuch für Leitlinien und Grundsätze, und darin lesen wir unter anderem: „Die Zusammenarbeit mit anderen Organisationen und ExpertInnen ist ein wesentlicher Bestandteil unserer Arbeit. Gegenseitige Akzeptanz und konstruktive Kritik sind uns wichtig."

Im Falle von Frau M wäre eine Möglichkeit gewesen, das Kind in das Wilhelminenspital zur Beobachtung zu geben. Auch über eine Unterstützung durch die von der Caritas betriebenen FaHis wurde nichts angeboten. Es sind viele Versäumnisse passiert, und deshalb geht es mir ganz fest darum, an diesen Kriterien - vielleicht mit Ihnen gemeinsam - zu arbeiten. 

Ich las nun am Samstag im „Standard" Folgendes: „Herausforderung Pflegefamilie" - ein Inserat, das von der MA 11 bezahlt wird und in dem es heißt: „Unterstützung der Pflegefamilien: Pflegeeltern werden seitens der MAG ELF, dem Amt für Jugend und Familie, mit einem großen Angebot unterstützt, wie Beratung, Betreuung und Begleitung und kostenlose Weiterbildung in Kursen und Seminaren. Durch laufende Supervision, Kontrolle und gemeinsame Verantwortung wird sichergestellt, dass es in der Pflegefamilie für alle Beteiligten gut läuft." 

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich freue mich, wenn etwas für Pflegeeltern getan wird, aber, bitte, warum tut man dasselbe nicht für Mütter? Mir kommt das so vor, als wäre man bei den Jugendämtern der Überzeugung, Pflegefamilien sind immer besser als die eigenen Mütter. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Bitte! Das ist doch ...!) Das kann es wohl nicht sein. Also: Bieten Sie den Müttern diese Unterstützungen an, die Sie den Pflegefamilien anbieten!

Frau Gemeinderätin, Sie scheint dieser Fall nicht zu berühren. Ich sage Ihnen ehrlich, mich berührt das sehr. Gestern hat mich diese Mutter angerufen. Sie hat gesagt, alle sechs Wochen darf sie ihr Kind eine Stunde lang sehen, und dafür muss sie nach St Pölten fahren. Sie hat geweint und hat gesagt, ich weiß nicht, wie lange ich noch die Kraft habe. - Also rufen Sie bitte nicht dazwischen, sondern hören Sie mir zu und seien Sie bereit, auch daran mitzuarbeiten, dass wir Kriterien bekommen, Qualitätskriterien für Jugendämter, damit solche Fälle in Wien nicht mehr vorkommen! (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der GRÜNEN und der FPÖ sowie bei der ÖVP. – Zwischenrufe bei der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung, in Richtung SPÖ: Kommen Sie heraus und erklären Sie es!) Ja, genau. Ich stelle folgenden Beschlussantrag: 

„Frau Amtsf StRin Wehsely und Frau VBgmin Laska werden aufgefordert, gemeinsam mit der Wiener Drogenkoordination ein Konzept für einheitliche Qualitätsstandards für Jugendämter zu erarbeiten. Diese Qualitätsstandards sollen insbesondere auf die Lage substituierter und suchtkranker Mütter Rücksicht nehmen. Das erarbeitete Konzept für einheitliche Qualitätsstandards für Jugendämter ist dem Wiener Gemeinderat bis Mitte des Jahres 2009 vorzulegen und anschließend raschestmöglich umzusetzen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags."

Mein zweiter Antrag betrifft ein Konjunkturpaket für sozialökonomische Projekte. Wir haben gestern in der Budgetrede gehört, es wird ein Konjunkturpaket für die Wirtschaft geben. - Sehr gut! Aber es gibt in unserer Gesellschaft Menschen, die einen Arbeitsplatz brauchen, in dem sie nicht permanent einem Leistungsdruck ausgesetzt sind, einen Arbeitsplatz, in dem man ihnen hilft, wieder Stabilität zu bekommen, Selbstbewusstsein aufzubauen, um dann ein selbstbestimmtes Leben zu führen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sehr gut!) 

Laut „Standard" werden 17 Prozent der Mittelstandsbetriebe heuer noch Personal einsparen müssen, um den Betrieb zu retten. Und es sind dann in diesen Mittelbetrieben und in diesen Teams meistens gerade die Schwächsten, die ihren Arbeitsplatz verlieren. Zukunftsängste, Perspektivlosigkeit, Arbeitslosigkeit sind der stärkste Nährboden für Depressionen und Suchterkrankungen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist richtig!)

Die Entwicklung zeigt auch, dass immer mehr Menschen zu Langzeitarbeitslosen werden und auf Arbeitsplätze in sozialökonomischen Betrieben angewiesen sind. In Wien sind derzeit 150 Arbeitsplätze in sozialökonomischen Betrieben gefährdet. Und auch immer öfter höre ich, dass selbst die Projekte vom Zusperren bedroht sind. 

Die derzeitige Politik lässt tatsächlich befürchten, dass es gerade auch in sozialökonomischen Betrieben zu Entlassungen kommt (GRin Mag Sonja Ramskogler: In welchen denn? Sagen Sie mir einen!) und ein gesteigerter Leistungsdruck die Arbeitssituation in diesen Betrieben massiv erschwert. Ich stelle daher folgenden Beschlussantrag: 

„Frau Amstf StRin Mag Wehsely und Frau VBgmin Mag Brauner werden aufgefordert, ein Konjunkturpaket für sozialökonomische Betriebe zu entwickeln und dieses raschestmöglich umzusetzen. 

In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung."

Meine Damen und Herren! Es ist mir immer ein Anliegen, auch das zu sehen, was gut gemacht wird. Aber ich glaube, ich habe sachlich begründet, dass es hier um Rahmenbedingungen geht, die wir schaffen können und die sicher vielen Menschen eine Hilfe sein werden. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Praniess-Kastner. Ich erteile es ihr. 

GRin Karin Praniess-Kastner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Wir diskutieren ja heute den Budgetvoranschlag 2009, und leider müssen wir wieder feststellen, dass für den Sozialbereich einmal mehr gilt: Es gibt ein Fortschreiben der bisherigen Politik. Auch im nächsten Jahr müssen die Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt im Bereich Soziales auf zukunftsweisende und wegweisende Schritte warten. Lassen Sie mich das anhand einiger Beispiele aufzeigen. 

Wie sieht denn der Voranschlag 2009 im Bereich der Sozialhilfe aus? - VorrednerInnen haben es schon ausgeführt. Die Wiener SPÖ - und Frau StRin Brauner hat das gestern ja noch einmal ausdrücklich gesagt - erhebt den Anspruch, dass Wien die Sozialhauptstadt Europas ist. - Nun, meine Damen und Herren, damit wären Sie auch gefordert, die ständig steigenden Kosten im Sozialbereich endlich in den Griff zu bekommen. Denn mit mehr Geld allein - das wir begrüßen - ist das nicht getan. Hier ist vor allem eines notwendig: Die Einsicht zu haben, dass Investitionen in die Bildung, in den Arbeitsmarkt und in die Wirtschaftspolitik die beste Prävention in diesem Bereich wären. (Beifall bei der ÖVP.) 

Eine zukunftsweisende Politik in den angeführten Bereichen würde die immer höheren Ausgaben im Sozialbereich erst gar nicht notwendig machen. Die Dotation der Hilfe zur Sicherung des Lebensunterhalts, worauf es einen Rechtsanspruch gibt, wurde um 25 Prozent erhöht. Gleichzeitig wurde aber die Hilfe in besonderen Lebenslagen, die ja nur eine Kann-Bestimmung ist, um 180 Prozent auf 14 Millionen EUR erhöht. 

Meine Damen und Herren! Frau StRin Brauner verspricht und betont, dass sich die WienerInnen auf die Stadt verlassen können. - Nun, hier werden nicht wenige Menschen von der Stadt verlassen, denn sie bleiben weiterhin in der Rolle der Bittstellerinnen und Bittsteller. Es ist zu begrüßen, und das habe ich eingangs betont, dass die Leistungen in der Sozialhilfe erhöht werden. Nur: Die Ausweitung sollte vor allem im Bereich des Rechtsanspruchs erfolgen. Und die volle Wahrheit, wie viel bedürftige Menschen der Stadt Wien tatsächlich wert sind, werden wir erst beim Rechnungsabschluss im Juni erfahren. Denn hier ist in den letzten Jahren ein stolzer Betrag wieder retour in den Säckel der Finanzstadträtin gewandert. 

Lassen Sie mich darüber hinaus auch immer wieder urgierte Probleme im Sozialbereich anführen, im Bereich der Sozialhilfe. Nicht nur, dass Wien noch immer einen der niedrigsten Sozialhilferichtsätze in Österreich hat: Jene, die darauf angewiesen sind, müssen auch noch monatelang auf dieses wenige Geld warten.

Meine Damen und Herren! Bei Notfällen ist eine Wartezeit - und das habe ich an dieser Stelle schon öfter gesagt - von sechs Monaten eine Zumutung. Da muss die Stadt Wien Menschen, die in Not geraten sind, das Geld, das sie dringend brauchen, innerhalb von zwei Wochen ausbezahlen. 

In diesem Zusammenhang möchte ich noch ein leidiges Thema erwähnen, nämlich die mangelnde Präventionsarbeit - die Präventionsarbeit, die auch die SchuldnerInnen und die SchuldnerInnenberatungsstelle betrifft. Die jährlichen Berichte der Volksanwaltschaft sind voll von Missständen in der Sozialhilfeverwaltung der Stadt Wien. Und es ist der Vollzug der Stadt Wien, der letztendlich SozialhilfeempfängerInnen zu BittstellerInnen und weiterhin zu BittstellerInnen der Stadt Wien degradiert. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Lassen Sie mich auf einige Zahlen im Budget nochmals zurückkommen. Der Dienstpostenplan im Voranschlag 2009 umfasst 57 915 Stellen. Darin enthalten sind auch 700 volle Bezüge für die Sonderaktion für behinderte Menschen. Erfreulich ist, dass die Stadt in diesem Bereich etwas tut für behinderte Menschen, aber schon öfters habe ich von dieser Stelle aus die Frage thematisiert, ob denn das im Rahmen einer Sonderaktion passieren muss? Weshalb stellt die Stadt nicht behinderten Menschen Arbeitsplätze zur Verfügung, wie sie auch in der freien Wirtschaft gang und gäbe sind? Denn das Wort Sonderaktion bedeutet ja schlechthin schon eine Aussonderung. (Widerspruch von GRin Erika Stubenvoll.) Es handelt sich auch de facto um Arbeitsplätze zweiter Klasse, weil die TeilnehmerInnen - und das wissen wir aus einer Anfragebeantwortung - keine Chance haben, in den ersten Arbeitsmarkt oder in ein reguläres Dienstverhältnis des Magistrats übernommen zu werden. 

Auch hier fordern wir: Seien Sie sich Ihrer Vorbildwirkung bewusst und schaffen Sie reguläre Arbeitsplätze für behinderte Menschen!

Meine Damen und Herren! Chancengleichheit ist keine lästige Pflicht gegenüber Benachteiligten, sondern sie ist eine Chance für unsere Gesellschaft. Ich fordere Sie auf, das auch so zu erkennen und die nötigen Rahmenbedingungen dafür zu schaffen. 

Mit der Einführung der Pflegegeldergänzungsleistung für Persönliche Assistenz sollte ja behinderten Menschen der erste Schritt zu einem selbstbestimmten Leben erleichtert werden. Seitens der Stadt Wien wurde den Betroffenen zugesichert, dass der tatsächliche Bedarf für die Höhe der Fördersumme ausschlaggebend sein wird. - Nun, nach den ersten Förderzusagen, hat sich jedoch herausgestellt, dass der tatsächliche Bedarf nicht entsprechend berücksichtigt wurde. Ein wichtiges Instrument dazu wäre, dass man eine Assistenzkonferenz implementiert, so wie es auf Bundesebene für die Persönliche Assistenz am Arbeitsplatz bereits gegeben ist. 

Daher stellen meine Kollegin Korosec und ich einen Beschlussantrag betreffend Implementierung einer Assistenzkonferenz zur besseren Einschätzung des tatsächlichen Assistenzbedarfs bei Bezug der Pflegegeldergänzungsleistung.

In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss Gesundheit und Soziales beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Ein weiteres wichtiges Thema in Wien für alle BürgerInnen, aber besonders für behinderte Menschen, ist der Abbau der Barrieren im öffentlichen Raum. Der Grundsatz der Barrierefreiheit muss zum Selbstverständnis allen Handelns werden. Eine Fachmesse rund um das Thema Barrierefreiheit im Wiener Rathaus, bei der betroffene ExpertInnen mit Rat und Tat zur Seite stehen, egal, ob es um die Bereiche Verkehr, Wohnen, Familie, Bildung, Freizeit, Arbeit oder dergleichen geht, wäre hier durchaus sinnvoll.

Daher bringe ich gemeinsam mit meiner Kollegin Korosec einen Beschlussantrag betreffend die jährliche Informationsveranstaltung mit betroffenen ExpertInnen zum Thema Barrierefreiheit in Wien, im Wiener Rathaus ein. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung des Antrags an StR Schicker und StR Ludwig beantragt. 

Erfreulich ist, dass ich im Vorfeld schon gehört habe, dass die SPÖ unserem Antrag zustimmen wird. 

Weiter zum Thema Barrierefreiheit, meine Damen und Herren. Wir alle wissen, dass der nachträgliche Umbau von noch nicht barrierefreien Einrichtungen und Gebäuden viel Zeit und Geld kostet - Geld, das die Stadt Wien den Bezirken zur Verfügung stellen muss, denn die Dezentralisierungsbudgets der Bezirke reichen für die Finanzierung der notwendigen Umbaumaßnahmen nicht aus. Meine Damen und Herren! Eine finanzielle Unterstützung aus dem Zentralbudget der Stadt Wien ist hier dringend notwendig, um den Zeitfahrplan, den das Behindertengleichstellungsgesetz bis 2016 vorsieht, einzuhalten.

Daher bringen Kollegin Korosec, Kollegin Smolik von den GRÜNEN und ich einen Antrag betreffend die Bereitstellung von Bezirkssonderbudgets zum barrierefreien Umbau der Amtsgebäude ein. In formeller Hinsicht wird die Zuweisung dieses Antrags an den Gemeinderatsausschuss der Geschäftsgruppe für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke beantragt. 

Ich bitte hier die Mehrheitsfraktion auch um Zustimmung.

Meine Damen und Herren! Ich komme noch einmal zum uns vorliegenden Budget zurück: Wien hat Rekordeinnahmen. Das Geld wird aber leider nicht immer dort hingelenkt, wo es notwendig ist und gebraucht wird. Deshalb fordern wir, neben einer wesentlich kräftigeren Dotierung des Konjunkturpakets, die Finanzierung des Gratis-Kindergartenjahres, eine vorgezogene Schulsanierung aus dem Zentralbudget, einen Gebührenstopp, eine höhere Dotierung des Arbeitsmarktbudgets und mehr Personal in der Psychiatrie und mehr Pflegepersonal.

Die Liste der Versäumnisse der Stadt ließe sich beliebig weiter fortsetzen. Und der Kollaps des Systems ist durch die starre und ideenlose Fortschreibungspolitik der Stadt Wien vorgezeichnet. 

Meine Damen und Herren! Eine aktive Budgetpolitik, die sich an den Veränderungen unserer Gesellschaft orientiert, sieht anders aus. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zum Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Ramskogler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Sonja Ramskogler (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrte Damen und Herren! Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin!

Ich möchte damit beginnen, dass ich ganz kurz auf die Ausführungen meiner VorrednerInnen eingehe. Ich komme zunächst auf die Untersuchungskommission für die Psychiatrie zu sprechen, wozu ich sagen möchte, dass die Untersuchungskommission ganz bestimmt ein Werkzeug ist, das dazu beiträgt, dass man gerade im Fachbereich der Psychiatrie ein Thema hat, über das man sprechen kann und Verbesserungen herbeiführen kann. Nichtsdestotrotz glaube ich nicht - und das kann ich von dieser Stelle aus sagen -, dass wir jetzt, nach 23 Sitzungen - und das ist ein Faktum -, „gravierende Missstände", so wie es auch im Titel steht, aufgedeckt hätten. Das ist nicht der Fall, und das muss von dieser Stelle aus wirklich auch einmal gesagt werden.

Es ist auch klar, dass die Untersuchungskommission ein Mittel dazu ist, dass man zum Teil sehr viel skandalisieren kann. Gerade im Bereich der Psychiatrie und Psychotherapie ist es aber nicht von besonders großem Vorteil, wenn das immer wieder geschieht, weil die Patientengruppe in diesem Bereich ohnedies schon eine sehr verunsicherte ist. 

Wogegen ich mich auch absolut stellen möchte, das sind einfach die Unterstellungen, die nicht nur hier erfolgen, sondern immer wieder auch in der Untersuchungskommission, und die daher auch nachzulesen sind; wie zum Beispiel, dass psychiatrische Patienten am Otto-Wagner-Spital einer - ich habe es mir aufgeschrieben – „gefährlicheren Versorgung unterliegen als woanders". - Kollegin Pilz, das ist eine absolut zurückzuweisende Aussage, die du da tätigst, denn du sagst damit, dass in Wien nicht jedes psychiatrische Krankenhaus den gleichen pflegerischen und medizinischen Versorgungsstandard hat (GRin Dr Sigrid Pilz, nickend: Das sage ich, ja! Genau das sage ich!) - und das ist auf das Schärfste zurückzuweisen. (Beifall bei der SPÖ.)
Egal, ob es das AKH ist, ob es der Rosenhügel ist, ob es das SMZ-Ost ist, ob es das Otto-Wagner-Spital ist - noch einmal, ja -: Die Mediziner - und auch Turnusärzte, Herr Kollege; das sind Ärzte in Ausbildung (GR David Lasar: ... aber nicht abgeschlossen haben!) - und auch Praktikanten und Praktikantinnen, pflegerisches Personal, SozialarbeiterInnen, alle Mitarbeiter, die auf einer Psychiatrie arbeiten, erbringen hochgradige Leistung und leisten absolut wichtige Arbeit, die nicht einfach ist. (GR David Lasar: Ja! – GRin Dr Sigrid Pilz: Bis zur Erschöpfung!) Und jedes Mal stellen Sie sich hierher und sagen (GRin Dr Sigrid Pilz: Bis zur Erschöpfung! Burn-out!), dass das im Otto-Wagner-Spital nicht der Fall ist. 

Ich stelle mich hinter die Kolleginnen und Kollegen im Otto-Wagner-Spital (GR David Lasar: Sie müssen sich vor die Kollegen stellen, nicht hinter die Kollegen!) und sage: Diese Leistung ist mit allen anderen vergleichbar! (Beifall bei der SPÖ.) 
Kurz zu den Fakten, und noch einmal auch zu deinem Zwischenruf: Burn-out, keine Frage - aber du brauchst mir nicht zu erzählen, dass Burn-out nur im Otto-Wagner-Spital auf der Psychiatrie und sonst nirgends vorkommt. Das ist einfach nicht Faktum! (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie haben so wenig Personal, dass sie Abteilungen schließen wollen!) Das ist wieder nur ein Hinstellen von irgendwelchen Geschichten und Aussagen, um zu skandalisieren. - Tut mir leid, nicht mit uns!

Herr Kollege Lasar! Auch ein Wort dazu, was das Personal betrifft: Keine Frage, ich bin absolut dafür, wir könnten Eins-zu-eins-Betreuung haben und den Schlüssel so hinstellen - ich wäre auch dafür (GR David Lasar: Nein! Falsch verstanden! Der Ärzteausbildungsschlüssel!) -, aber es ist auch so, dass wir hier natürlich einen finanzpolitischen Schlüssel haben. (GR David Lasar: Sie haben es falsch verstanden! Der Ausbildungsschlüssel!) Und Sie wissen - wir haben das in der Untersuchungskommission gehört -, dass die Personalbetreuung, auch im Otto-Wagner-Spital, aber generell auf der Psychiatrie, eine in Österreich im oberen Drittel liegende ist. (GRin Dr Sigrid Pilz: Am Papier!) Nicht nur am Papier, Frau Kollegin!

Gut, ich möchte mich aber nicht allzu lange mit diesem Thema aufhalten - obwohl ich das gerne tun würde, weil mir, wie Sie ja wissen, gerade die Anliegen im Bereich der Psychiatrie ganz besonders wichtig sind - und möchte nur so viel feststellen: Wir hatten jetzt bereits die 23. Sitzung, und es wurden keine gravierenden Missstände festgestellt. Und: Wir brauchen keine Untersuchungskommission dazu, dass wir im psychiatrischen Bereich irgendwelche Verbesserungen anstellen, denn: Das psychiatrische Konzept - ich habe es letztes Mal in der Untersuchungskommission schon gesagt (GRin Dr Sigrid Pilz: Sie sind ja sooo super!) - wurde nicht von der Opposition erfunden und wurzelt nicht in irgendwelchen Ideen, die jetzt kommen, sondern das psychiatrische Konzept oder die Psychiatrie in Wien ist eine lange Geschichte und hat bei Freud begonnen und wird bei Wehsely nicht aufhören (Lebhafte ironische Heiterkeit bei GR Mag Wolfgang Jung und Heiterkeit bei Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ. – GR Mag Wolfgang Jung: Sie haben schon tolle Vergleiche: Freud und Wehsely!), wenn es darum geht, Verbesserungen herbeizuführen, sondern es wird in Zukunft auch noch weitergehen, wenn die Sozialdemokratie hier etwas zu sagen hat. (Beifall bei der SPÖ.)
Aber lassen Sie mich - meine Zeit schreitet voran - schon darauf hinweisen - und vielleicht kann sich dann die Aufregung dadurch legen -, dass Anträge, die heute von der Opposition eingebracht wurden und für die die Zuweisung beantragt wurde, von uns angenommen werden. Einen dieser Anträge möchte ich hervorheben, und zwar geht es da um den Verein Hemayat, wo es Psychotherapie mit Dolmetschern bei traumatisierten Patienten gibt. Da bin ich deiner Meinung: Das ist absolut notwendig. Hier muss man wirklich abklären, was Bundeszuständigkeit und was Wiener Zuständigkeit ist, aber ich möchte es fachlich, inhaltlich unterstreichen und natürlich auch die Länder dazu aufrufen, hiefür immer wieder auch finanzielle Mittel zur Verfügung zu stellen.

Abschließend - das habe ich vergessen – noch zu diesem einen Antrag, wo ein State of the Art immer wieder vorkommt - diesen Ausdruck können die Leute von der Untersuchungskommission nicht mehr hören (GRin Dr Sigrid Pilz: Leider! Leider! Sollten sie aber!) – nein, das diskutieren wir lieber in der Untersuchungskommission, das ist besser -: Dem können wir natürlich nicht zustimmen, möchte ich einmal sagen, weil du das Wort State of the Art einfach nicht verstanden hast. Aber das kann wirklich öfters erklärt werden. (GRin Dr Sigrid Pilz: Jetzt sagst du, worauf ich schon gewartet habe: Nur du kennst dich aus!) - Diesen Anspruch, den übernimmst du, Kollegin Pilz!

Ich möchte auf das hier vorliegende Budget eingehen und noch einmal Folgendes klarstellen: Zum einen, es werden natürlich die Meinungen der Menschen unterschiedlich sein, keine Frage, und das zeigt sich auch hier im Hohen Haus. Die einen sagen, es wird zu viel Soziales bereitgestellt, die anderen sagen, zu wenig; auch das gibt es. Es sind hier auf der einen Seite Fakten und es ist auf der anderen Seite sehr viel Gefühl im Spiel. Immer, wenn es um soziale Themen geht, ist sehr viel Gefühl und Emotionalität dabei. Wenn hier einerseits gesagt wird, dass man mehr für sozial Schwache haben will, und man auf der anderen Seite aber auch hört, sozial Schwache sind nicht gleich sozial Schwache, denn jeder soll halt auch nicht diesen Anspruch auf Sozialhilfe haben - das hört man ja auch von einer anderen Seite immer wieder -, dann würde ich einmal meinen: Es gibt keine Schwarz-Weiß-Malerei, aber hier wird immer Schwarz-Weiß-Malerei betrieben - das eine ist gut, das andere ist schlecht. 

Hier hilft nur konstruktive Kritik und partnerschaftliche Zusammenarbeit. Gefühle können nur so behandelt werden, dass von Seiten der Politik unter den Menschen, unter den sozial schwachen Menschen nicht Missgunst, Leid und Neid geschürt werden. Wenn Sie, Herr Kollege Lasar, hier ans Rednerpult kommen und ein Bild aufzeigen, auf dem man sieht, dass sich die Leute anstellen müssen, weil sie nicht genug Geld haben, um vielleicht woanders einzukaufen (GR David Lasar: Das stimmt ja!), dann sage ich: Es stimmt (GR Mag Wolfgang Jung: Aber? Aber?) und es ist auch so, dass es nicht gut ist, dass es diese Armut gibt. (GR David Lasar: Und was machen Sie dagegen?) Wir sind absolut gegen diese Armut! (GR Mag Wolfgang Jung: Nur dagegen sein genügt nicht!) Wir sind absolut dagegen, dass Menschen keine Arbeit haben! Und wir tun etwas dagegen - das ist der Unterschied zu Ihnen! (Beifall bei der SPÖ. – GR David Lasar: Was machen Sie? – GR Mag Wolfgang Jung: Na, was machen Sie?)
Was heißt denn überhaupt Sozialpolitik? Was heißt denn überhaupt soziale Kompetenz? Haben Sie sich schon einmal darüber Gedanken gemacht? (GR Mag Wolfgang Jung: Nein, nur Sie machen sich Gedanken!) - Sozialpolitik und soziale Kompetenz heißt, füreinander da zu sein, solidarisch mit anderen zu sein, Geld für die finanzielle Unterstützung guter Projekte im Sozialbereich bereitzustellen und dementsprechend mit den Menschen ... - Und das finde ich ja wirklich sehr bedenklich, Frau Kollegin Cammerlander, so habe ich Sie noch nie gehört: Sie unterstellen unserer Finanzstadträtin, sie wäre nur mit der High Society unterwegs?! (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, das hat sie gesagt! – Heiterkeit bei den GRen Mag Wolfgang Jung, David Lasar und Mag Gerald Ebinger.) Sie unterstellen der Vizebürgermeisterin, sie würde nur mit den Reichen und Schönen irgendwo spazieren gehen?! - Frau Kollegin, leben Sie auf dem Mond? Das ist doch wohl eine absolut zurückzuweisende Sache, die Sie da behaupten! (StRin Dr Monika Vana: Das hat sie nicht ...!) – Hat sie, Frau Kollegin, leider! Hat sie!

Ich komme zurück zu meinem Thema. - Der große Unterschied, den wir hier machen: Sie reden - wir müssen handeln, und wir handeln auch dementsprechend. (Beifall bei der SPÖ.)
Lassen Sie mich kurz auf die Fakten eingehen: Sozialhilfe. Was heißt denn Sozialhilfe? Sozialhilfe neu in Wien heißt, dass es Arbeitsmarktintegrationsprojekte gibt, die eben die Grundvoraussetzung überhaupt sind. Das ist einmal voraus, präventiv notwendig, dass Menschen im Arbeitsverhältnis bleiben, eine Arbeit haben, die Ausbildung haben. Arbeit ist das Grundbedürfnis - da kann ich mich mit Frau Kollegin Cammerlander wieder durchaus einer Meinung zeigen. Arbeit ist absolut notwendig, wenn es darum geht, Menschen zufriedenzustellen - emotional, politisch -, aber Menschen im Arbeitsverhältnis zu halten, heißt auch, dass sie genug verdienen, dass sie genug Geld zum Leben haben. - Und da sehen wir bei unseren Richtsatzergänzungen, dass diese immer mehr ansteigen und dass die Menschen zwar arbeiten, aber trotzdem nicht genug Geld zum Leben haben!

Und jetzt habe ich, angesichts dessen, was man zum Teil aus Ihrer Richtung hört, den Eindruck, Sie machen die Wiener Stadtregierung dafür verantwortlich. Das halte ich ja wirklich für einen ... (GR Mag Wolfgang Jung: Ja, wer ist denn zuständig für den Sozialbereich?)

Ja, für den Sozialbereich, Herr Kollege Jung, vollkommen richtig: Wir gehen her und erhöhen das Sozialbudget und zahlen über 1 Milliarde EUR, die jetzt veranschlagt wurde, in das Sozialbudget hinein (GR David Lasar: Aber falsch! Falsch!), um hier für Menschen unterstützend entgegenzuwirken. (GR David Lasar: Alles falsch!) 
Aber nicht nur das. Was wird noch gemacht? Seit 20 Jahren hat der FSW die Schuldnerberatung eingerichtet, und da möchte ich auch berichten, dass die Schuldnerberatung für Hilfesuchende eine entsprechende Personalaufstockung erhalten hat, plus 10 Personen, das sind jetzt 36 MitarbeiterInnen. Die Schuldnerberatung ist eine Beratungsstelle, die leider, muss ich sagen, eine Ausweitung erfahren musste, weil Menschen zum Teil eben Schulden machen müssen, um besser leben zu können, (GR Mag Wolfgang Jung: Durch Glücksspiel!) Wir können jetzt nicht darüber diskutieren, warum Menschen Schulden machen. Es gibt Gründe, warum Menschen Schulden machen. Manchmal selbstverschuldet und manchmal leider nicht selbstverschuldet. 

Aber ich möchte weitermachen mit den Projekten und dem Handeln der Stadt Wien. Was tut die Stadt Wien? Unter anderem hat der Fonds Soziales Wien ein Projekt, nämlich Josi, ein Tageszentrum für Obdachlose mit Straßensozialarbeitern. Hier geht es nicht nur um die notdürftigste Versorgung für die Menschen zum Überleben, sondern auch um eine sozialarbeiterische Betreuung und Beratung. 

Und jetzt sagen Sie mir, dass solche Projekte – und es sind nur ganz wenige, die ich Ihnen jetzt hier aufzählen kann – keine sozialpolitischen Projekte sind. Immer wieder höre ich von allen Seiten: Tun Sie was! Tun Sie was! 

Sehr geehrte Damen und Herren! Die Wiener Stadtregierung tut etwas. Seit 2008 gibt es das Beratungszentrum für Wohnungslosenhilfe. Als Bestandteil des FSW-KundInnen-Service hat es die Aufgabe, Wohnplätze der Wiener Wohnungslosenhilfe rasch und bedarfsgerecht zu vermitteln. Hier kommen täglich 60 bis 70 Anfragen. Durchschnittlich gibt es monatlich 350 Neuanträge, und 2008 wurden über 3 000 Bewilligungen ausgestellt.

Herr Kollege! Sozialarbeit in dem Bereich der Obdachlosenhilfe, Sozialarbeit generell in den Bereichen mit sozial schlechter gestellten Menschen, aber auch psychosoziale Arbeit von Mitarbeitern der Stadt Wien und auch von Mitarbeitern vieler anderer Institutionen und Vereine ist ein solidarischer Beitrag, der unschätzbar ist für uns. Die Politiker sollten sich ein Beispiel nehmen an den Mitarbeitern und Mitarbeiterinnen, welchen solidarischen Beitrag sie für unsere Gesellschaft leisten.

Ich möchte ganz kurz auf die Behindertenpolitik, auf die Politik für Menschen mit besonderen Bedürfnissen eingehen. Auch hier steht in erster Linie im Vordergrund, dass Menschen in einem Arbeitsverhältnis stehen sollen, weshalb es arbeitsunterstützende Maßnahmen gibt, ganz besonders steht aber natürlich die Selbstbestimmung sowie die Selbstvertretung im Vordergrund. Ich möchte auch erwähnen, dass das Gremium der Behindertenkommission natürlich immer wieder bereit ist zu helfen, und dass in unserer Vertretung die Landtagspräsidentin Stubenvoll ein offenes Ohr hat für die Anliegen von Menschen mit besonderen Bedürfnissen.

Ich habe mich zu lange aufgehalten bei Einzelheiten und möchte nur noch kurz erwähnen, dass die Magistratsabteilung 40 unterstützend für Menschen in sozial schwierigen Lebenslagen da ist. Sozialhilfe neu heißt, dass jetzt Wartezeiten reduziert werden. Ich weiß nicht, wer das erwähnt hat, aber Sie haben vollkommen recht, sechs Wochen sind viel zu lange. Es sollen in Zukunft nur noch zwei Wochen sein, was die Bearbeitungen betrifft. Ziel soll es auch sein, dass generell Sozialhilfe all jene bekommen, die sie absolut brauchen.

Sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin nicht mehr dazugekommen, es tut mir leid, es gäbe noch viele Projekte, die erwähnenswert wären und wo ich den Mitarbeitern danken möchte, egal, ob es im psychiatrischen Bereich ist, beim PSD oder auch bei der Drogenarbeit in Wien.

Abschließend lassen Sie mich trotzdem noch einmal sagen: Die Arbeit, die im Sozialbereich von vielen Menschen in dieser Stadt nicht nur bei der Stadt Wien, sondern durch Vereine, Institutionen oder andere Organisationen getätigt wird, ist einfach unschätzbar, und wir sollten uns ein Beispiel nehmen, politisch auch dementsprechend was zu tun. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Danke. – Ich hoffe, der Lichtausfall beeinträchtigt nicht die Übertragungsqualität.

Als Nächster zu Wort gemeldet ist Herr StR Ellensohn. Ich erteile es ihm.

StR David Ellensohn: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Viele meinen es gut, und ich bin auch milde gestimmt am Ende des Kalenderjahres, aber funktionierende Armutsbekämpfung können wir natürlich am Ende nicht dadurch beweisen, dass wir möglichst viel Sozialhilfe und anderes ausgeben müssen, sondern dass wir keine armen Menschen mehr haben. Das müsste die Idee sein. Solange die Zahl an Menschen, die darauf angewiesen sind, dass sie Transferleistungen kriegen, dass die Sozialhilfe kriegen, steigt und steigt und steigt, gibt es überhaupt keinen Grund, irgendwie zufrieden zu sein, sondern im Gegenteil, man muss sich überlegen, ob es überhaupt möglich ist und ob es Strategien gibt, das einzudämmen, ja oder nein. Oder wir ergeben uns in das Ganze und sagen, es werden halt jedes Jahr mehr Leute arm werden, und wir überlegen uns, wie wir sie halbwegs über Wasser halten. Das wiederum finde ich ein Armutszeugnis für die Politik, wenn man so an das herangeht.

Meine Kollegin, Heidi Cammerlander, hat darauf hingewiesen, dass es schon auch darauf ankommt, wo man sich selber bewegt – das Sein bestimmt das Bewusstsein –, und was sie gemeint hat mit dem „Reich und Schön", hat sie illustriert anhand eines Beispiels zuvor von einem jugendlichen Verwandten, einem Enkel, glaube ich, wenn ich das richtig im Kopf habe. Tatsache ist: Wenn jemand hier am Pult steht und so tut, als ob wir in dieser Stadt im Bereich Armut eigentlich ohnedies alles im Griff hätten, dann ist das eine Beschönigung. Angesichts dieser Zahlen sollte man eigentlich bitterlich weinen – das muss man ja nicht öffentlich machen –, aber es ist nicht etwas, um sich hier herzustellen und zu sagen, wir haben das im Griff und das funktioniert. Es funktioniert nicht. Das hat letztes Jahr nicht funktioniert, und es funktioniert heuer nicht. 

Ich gebe ja zu, dass man allerhand Maßnahmen setzt, um die ärgste Not zu lindern, aber trotzdem sehe ich keine Strategie, die heißt: Am Ende möchte ich ein Wien ohne Armut haben – das ist die Vision, die ich mir leisten möchte –, und jetzt überlege ich mir, was das alles braucht. Natürlich ist Wien nicht allein verantwortlich für alles, was da hereinprasselt, aber kann man so was überhaupt noch denken heutzutage oder nicht? Oder gibt es das nicht mehr? Darf man sich das nur überlegen, wenn man 14, 15 Jahre alt ist und noch nicht Realpolitiker, Realpolitikerin oder irgendwas? Oder darf ich mir das jetzt auch noch leisten, dass ich sage, ich will das nicht, ich will nicht, dass Leute draußen Angst haben, ob sie genug Geld zum Heizen haben, ob der Heizkostenzuschuss 100 oder 200 oder 300 EUR ist. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Na, glaubst du, wir wollen das?) Ich will mir das nicht überlegen. Ich will nicht schauen, wie die Obdachlosigkeit steigt. Ich will, dass es das Problem nicht gibt.

Und jetzt gehen wir her und überlegen uns das gemeinsam und loben nicht die Zwischenmaßnahmen auf dem Weg dahin. Die Verantwortung für den Zustand tragen natürlich in erster Linie Regierende auf der ganzen Welt meinetwegen, und dann brechen wir es aber schon herunter. Einen Teil der Verantwortung für den ganzen Diskurs, den wir die letzten Jahrzehnte oder die letzten zwei Jahrzehnte zumindest hatten, den tragen natürlich auch Regierungen, die mit Cross Border Leasing, mit Ausgliederungen et cetera zumindest, sagen wir einmal, neoliberale Elemente übernommen haben und jetzt die Rechnung präsentiert bekommen. Das hätte man früher auch schon wissen können und hat auch nichts unternommen.

Jetzt sage ich ein aktuelles Beispiel, wie man die Armut in Österreich noch einmal schärft und mit Garantie ein paar hundert, ein paar tausend Leute in die Armut treibt, eine Gesetzesvorlage, die bei der Bundesregierung liegt und demnächst beschlossen wird: die Glücksspiel-Novelle. Die Idee dieser Glücksspiel-Novelle, die jetzt vorliegt, ist nicht das, was die GRÜNEN gerne hätten, nämlich die Abschaffung des Kleinen Glücksspiels in dieser Stadt, weil es Leute in die Armut treibt – ja, bei der Novomatic und bei Admiral häufen sich dann die Millionen auf der anderen Seite, aber das treibt Leute in die Armut –, sondern was sagt die Novelle, die jetzt vorliegt im Bund? Es gibt fünf Bundesländer, die sich das bis jetzt vom Leibe halten konnten und gesagt haben, damit wollen wir nichts zu tun haben, das bringt nur Familien in ärgste Finanznöte, das zerstört Existenzen und – ohne es zu dramatisieren, aber das ist letzte Woche in der Zeitung gestanden – es treibt Leute in den Selbstmord. So schlimm ist es, aber die Novelle sagt: SPÖ und ÖVP beschließen auf Bundesebene, alle neun Bundesländer haben das in Zukunft. Fertig. Weil es keine Landesgesetzgebung mehr dazu gibt. Da können die Vorarlberger, Tiroler, Salzburger sagen, was sie wollen, nämlich wir wollen es nicht haben, sagen sie da, es wird ihnen einfach hineingedrückt. Mit Garantie bedeutet das mehr Armut, zumindest einmal in den fünf Bundesländern, die das bis jetzt nicht hatten. Das passiert. 

Jetzt müssen wir uns überlegen, muss man das machen. Mein Gott, die Admiral und die Novomatic machen über eine Milliarde Umsatz im Jahr. Die brauchen das nicht auch noch zusätzlich nachgeworfen bekommen.

Was heißt arm? Da gibt es wie beim Reichtum ganz viele Definitionen, aber wenn man sich vor Augen führt: 2 Prozent der Menschen in Österreich sind ohne Krankenversicherung – die leben auch in Wien, mitten unter uns –,10 Prozent der PflegegeldbezieherInnen leben in schimmligen Wohnungen – das ist jetzt so, das sind die Zustände, so ist es im Moment –, 40 Prozent der Haushalte in Wien sind überschuldet, jeden Monat aufs Neue, Tendenz steigend. Es ist zu befürchten, dass nächstes Jahr wahrscheinlich jeder zweite Haushalt jeden Monat mehr Ausgaben als Einnahmen hat. Überlebenskünstler, wie immer sie das gestalten. Überall sind Kinder betroffen, wo wir sicher darin einig sind, dass die am allerwenigsten dafür können. 

Natürlich braucht es – das war schon richtig vorher – einen funktionierenden Arbeitsmarkt, anständige Löhne. Dazu wird morgen hier auch demonstriert vor dem Haus draußen, nämlich von den Menschen, die in diesen Berufen arbeiten, von denen wir da reden, weil nämlich nicht nur die Betroffenen, die KlientInnen, die KundInnen auf der anderen Seite, sondern auch die Leute, die in den Bereichen arbeiten, unterbezahlt, schlecht bezahlt sind. Es braucht Bildungschancen und Bildungsgerechtigkeit. Wenn in Österreich nur 20 Prozent aus den Armutshaushalten ins Gymnasium finden, so ist das weniger als die Hälfte jener aus den reicheren Haushalten. Das ist nicht überall so auf der Welt, das muss nicht so sein. Die Kinder von ärmeren Eltern sind nämlich nicht automatisch dümmer, als die Kinder von uns da herinnen, die wir zu den Reicheren gehören. Das ist nicht automatisch so. In anderen Ländern ist das nicht so. Das muss man nicht zur Kenntnis nehmen.

Was machen wir in Wien zur Sozialhilfe? 40 000 Leute im Jahr 2000, über 80 000 waren es dann in den vergangenen Jahren, jetzt sind 90 000 vorgesehen und nächstes Jahr, wenn die Steigerung eintrifft, die auch gestern bereits hier – nicht von mir, sondern von der Frau Klicka – mit 6 Prozent angegeben wurde für nächstes Jahr, also die Steigerung der Zahl von Personen, die darauf angewiesen sein werden, so sind es fast 100 000 Leute. Irgendwann nächstes Jahr, ich weiß nicht, im September oder im Oktober, wird die hunderttausendste Person auf Sozialhilfe angewiesen sein. 

Das ist ja eine Zahl, um zu überlegen, was zu tun ist, aber nicht mit dem Satz, den ich da lese, nämlich aus der Diskussion, die wir hier letztes Jahr genau zu diesem Punkt hatten, wo die zuständige Frau Stadträtin gesagt hat: Die Tatsache, dass in dieser Stadt die Menschen so viel Sozialhilfe haben, das macht das Soziale aus in dieser Stadt. Das nur als Zitat. Das ist nicht so. Man kann sich jetzt suhlen in der Zahl, dass in anderen Bundesländern zu wenig Leute, die einen Anspruch hätten, die Sozialhilfe in Anspruch nehmen. Das ist sehr schade, denn wenn sie ihnen schon zusteht, sollen sie sie gefälligst kriegen. Die werden dann angewiesen sein auf Zuwendungen in der Familie oder wie immer das geregelt wird, über Schulden und, und, und. 

Ja, das ist besser, dass es hier so ist, dass mindest 80 bis 90 Prozent oder auch noch mehr Prozent derjenigen, denen Sozialhilfe zusteht, auch tatsächlich an die Sozialhilfe kommen. Das ist auch der Pluspunkt dabei. Dass es so viele Leute sind, ist nicht gut. Das sollten weniger werden und nicht jedes Jahr mehr. Und darüber müssen wir uns unterhalten. 

Ein Sozialmarkt, der im 17. Bezirk aufsperrt, wird überlaufen, überrannt. Vorgestern war das, gestern stand es in der Zeitung. Der wird überrannt am ersten Tag. Tausende Leute kommen, die sich eintragen lassen, dass sie dort einkaufen dürfen. Ein Wahnsinn in Wirklichkeit! Mitten unter uns, neben uns. Manche werden ärmere Leute in der Familie haben und nicht ausschließlich per Beruf mit den Leuten zu tun haben. Wir kennen ja so jemanden, und ich denke, die meisten von Ihnen werden solche Leute kennen.

SchuldnerInnenberatung noch einmal. Es gibt eine schwere Veränderung für jene, die zur SchuldnerInnenberatung kommen. Wer beim Glücksspiel sein Geld verloren hat, wird dort abgewiesen, nicht weil dort böse Leute sind bei der SchuldnerInnenberatung, sondern weil sie trotz der Aufstockung, die dringend notwendig war, nicht nachkommen. Wer dort hinkommt und sagt, ich habe mein Geld verzockt beim Spielen, wird nicht behandelt, weil er oder sie nämlich zuerst in Therapie gehen muss, nur gibt es zu wenig Therapieplätze. Aber die sind schon einmal weg. 

Was sich noch geändert hat: Bei den Privatkonkursen sind mittlerweile schon 10 Prozent PensionistInnen. 10 Prozent, die dort hinkommen und einen Privatkonkurs anmelden, sind PensionistInnen, und die Zahl der Arbeitslosen, die dort hinkommt, hat sich auch verdoppelt. Da sieht man, wo das Problem zu Hause ist. 

Die durchschnittliche Verschuldung dort ist auch nicht gerade wahnsinnig gering, die durchschnittliche Verschuldung ist 60 000 EUR. Wie soll ein Pensionist, eine Pensionistin oder ein Arbeitsloser jemals 60 000 EUR aufbringen? Das ist eh klar, dass das nicht geht. Deswegen kommen die auch alle in den Privatkonkurs. Das ist mittlerweile keine SchuldnerInnenberatung, sondern das ist schon seit Längerem de facto eine Privatkonkursberatung geworden. Etwas anderes geht sich dort auch mit dem jetzt aufgestockten Personal nicht aus.

Ein Bereich, der hier mehrfach angesprochen wurde, nämlich sehr detailliert gestern mit Vergleich mit allen Bundesländern, waren die Heizkosten, der Heizkostenzuschuss. Es ist halt so, dass in Wien – ich möchte nicht alle Zahlen nennen – eine Alleinerzieherin mit zwei Kindern, wenn sie 888 EUR im Monat als Haushaltseinkommen hat, nichts bekommt. Dann ist das zu viel, dann liegt sie 2 EUR über der Grenze. Sie ist zu dritt, hat 888 EUR und ist draußen. Da gibt es keine Einschleifregelung, da gibt es, weil es kein Rechtsanspruch mit Bescheid ist, hin und wieder ein Vis-à-vis, das dann sagt, das machen wir schon irgendwie, dann werden 100 oder 150 EUR daraus, wenn die Leute knapp sind. 

Idealerweise hätte man in der Frage erstens einmal nicht verkürzt von März auf Jänner – die Zeit, wie lange der Antrag gestellt werden kann, haben wir schon mehrmals vergebens hier eingebracht –, vor allem aber hätte man eine Einschleifregelung schaffen sollen für die Leute, die knapp darüber sind, wenn jemand 900 EUR hat statt 886 EUR, wenn er zu dritt ist oder wenn sie zu dritt ist, denn es sind ja meistens Frauen alleinerziehende Menschen. Eine Einschleifregelung wäre uns recht gewesen, aber gibt es keine, auch wenn es manchmal weich gehandhabt wird, weil vis-à-vis jemand sitzt, der oder die das so ähnlich sieht. 

Die Frau Brauner hat einen Appell an die Opposition gerichtet, der hat geheißen: Nicht verunsichern, nicht jammern – nicht sudern in meiner Zusammenfassung – und hat wieder auf die sehr gestiegenen Kosten im Sozialbereich hingewiesen. Christian Oxonitsch, der Klubobmann der SPÖ, hat sogar gesagt, das ist eine teuflische Argumentation, die die Opposition verwendet, nämlich statt die Sozialausgaben steigen, sagen wir: Mehr Sozialausgaben – Achtung, Armut gestiegen! Die Sozialausgaben steigen nicht, man hilft nicht den Armen. 

Das kann man als gegenseitige Polemik oder auch als Diskussion hier so verwenden in beide Richtungen, aber vielleicht könnten wir uns auf das einigen, was ich am Anfang gesagt habe. Wenn wir nächstes Jahr ein Plus von 6 Prozent an Menschen bei der Sozialhilfe haben – nicht meine Worte, sondern die der Frau Klicka –, wenn man 17 neue Dienstposten braucht, um eben überhaupt das alles abwickeln zu können – was gescheit ist, dass es das gibt, das ist ja überhaupt keine Frage –, wenn das mit dem Sozialkonto mit dem neuen Programm effizienter gemacht wird –alles zu begrüßen –, wenn man für die Mindestsicherung 30 Millionen EUR als Vorsorge hat – alles zu begrüßen –, bleibt trotzdem am Schluss: Es ist Armutsverwaltung, und wir trauen uns nicht, die ganz großen Würfe zu machen. 

Und das in einem Land, in dem, Krise hin oder her, sehr viel Reichtum herumliegt, denn wir sind trotzdem eines der reichsten Länder. Auch wenn alle herunterfahren, sind wir immer noch eines von den reichsten, vielleicht auf etwas niedrigerem Niveau, aber wir bleiben ganz vorne dabei und sind zum Glück nicht so bankrott, wie es Island ist. Das heißt, in dem Land und in dieser Stadt gibt es immer noch Reichtum zum Verteilen, doch der wird im Moment sehr gut gebunkert und verteidigt. 

In der SPÖ gibt es Einzelne – Hundstorfer sagt das momentan wenigstens hin und wieder, und ich hoffe, es bleibt ihm auch noch in Erinnerung, wenn er dann das Ministerium inne hat –, die immer wieder zumindest einmal für eine Besteuerung des Vermögenszuwachses eintreten. Das ist zwar wenig, aber wäre besser als nichts. An dem gilt es, intensiver dranzubleiben, und wenn die Bundesregierung das nicht kann, sollte man sich tatsächlich hinsetzen und überlegen, ob es irgendwelche Möglichkeiten gibt, an das Vermögen der ganz Reichen anders heranzukommen, nämlich vielleicht über verschiedene Methoden, die man auf ein Bundesland herunterbrechen kann. Man darf zumindest einmal theoretisch darüber nachdenken – Sie haben einen großen MitarbeiterInnenstab –, denn der Reichtum in Wien muss nicht nur wenigen gehören und auch nicht den Reichen und Schönen allein gehören, sondern angesichts der steigenden Armutszahlen ist es nicht nur ein dringendes Bedürfnis, sondern eine dringende Notwendigkeit, das umzusetzen, nämlich eine gerechtere Verteilung dessen, was wir haben.

Zum Schluss möchte ich noch darauf hinweisen, dass es morgen – wir haben morgen Gemeinderatssitzung, aber es sind ja sonst auch nicht immer alle Personen anwesend – eine Aktion gibt. Vielleicht möchte der/die eine oder andere um 10.30 Uhr die Gelegenheit nützen, daran teilzunehmen. Der Sozialbereich macht eine Aktion unter dem Namen „Unsere Arbeit ist mehr wert". Das glaube ich auch. Und zwar sind das BetriebsrätInnen der GPA, Druck, Journalismus, Papier, die auf die KV-Verhandlungen aufmerksam machen, die jetzt laufen in diesem Bereich. Es bekommen nicht nur die, die es dringend brauchen, zu wenig, sondern auch diejenigen, die in diesen Bereichen wichtige Arbeit leisten. Ich hätte gerne, dass die KV-Verhandlungen dieser MitarbeiterInnen erfolgreich sind, und jeder Einzelne, jede Einzelne, die das morgen unterstützen möchte: 10.30 Uhr vor dem Rathaus. – Danke. (Beifall bei den Grünen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Smolik. Ich erteile es ihr.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Kurz noch zur Kollegin Ramskogler. Ich habe jetzt versucht, schnell im Internet zu googeln, ob es so etwas gibt wie das selektive Hören. Ich habe viele Kinderseiten zu diesem Schlagwort gefunden, wo erklärt wird, wie man selektives Hören einsetzen kann beim Lernen. Vielleicht sollten Sie sich diese Seiten einmal anschauen. 

Ich war jetzt zweimal in der Untersuchungskommission und offensichtlich hören Sie nur bestimmte Dinge und andere Sachen nicht. (GRin Anica Matzka-Dojder: Das stimmt doch nicht!) Denn sich hier herauszustellen und zu sagen, in der letzten Sitzung, in der ich auch gewesen bin, wurde ganz klar dargelegt, dass es überhaupt keine Probleme gibt, da muss ich sagen, entweder haben Sie weggehört bei dem, was der Herr Dr Grafl gesagt hat (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie wissen ganz genau, was er gesagt hat!), oder Sie haben selektiv nur das gehört, was die nachfolgende Zeugin gesagt hat. Und das, glaube ich, zeigt ein sehr deutliches Bild von dem, was Sie aus der Untersuchungskommission offensichtlich nicht lernen, indem Sie nur das hören, was Sie hören wollen und das andere eben nicht. (GRin Anica Matzka-Dojder: Sie haben wirklich keine Ahnung!) Aber das ist ja nichts mehr Neues in all den Sitzungen der Untersuchungskommission. 

Ich möchte in dieser Geschäftsgruppe auf den Bereich Menschen mit Behinderungen zurückkommen, zu dem die Kollegin Praniess-Kastner ja auch schon einige Anträge eingebracht hat, denen wir auch zustimmen werden, und ich möchte wieder einmal von hier aus die Persönliche Assistenz ansprechen. 

Es ist gut, dass es jetzt diese Pflegegeldergänzungsleistung gibt, aber es wäre ja zu schön gewesen, wenn das, als es eingeführt wurde, wirklich so wäre, wie es nach diesem Pilotprojekt mit den 21 Personen auf dieser Pressekonferenz präsentiert wurde. Aber jetzt muss man schon sagen, dass sich offensichtlich alle Zweifel beziehungsweise eben das Misstrauen, das es ein bisschen gegeben hat, wie das denn abgewickelt wird, auch bestätigen in manchen Fällen. 

Denn das, was versprochen wurde, ist, dass die Personen angeben, wie viel Bedarf sie haben, und das Geld dann dafür zur Verfügung gestellt wird. Jetzt stellt sich aber heraus, dass hier schon sehr stark Einfluss genommen wird darauf, dass es nicht zu hoch wird und dass quasi dem Betroffenen erklärt wird, dass sie vielleicht doch nicht so viele Stunden brauchen, obwohl es ganz klar geregelt ist, dass die TeilnehmerInnen ihre Selbsteinschätzung abgeben und das dann finanziert wird. 

Es ist schade, dass das offensichtlich jetzt so in diesen Bahnen läuft. Ich hoffe, dass die Fälle, die mir bekannt sind, Einzelfälle sind, dass das nicht wirklich jetzt die neue Regelung wird in diesem Bereich, sondern dass wirklich darauf geschaut wird, dass die Pflegegeldergänzungsleistung in dem Maße umgesetzt wird, wie es erforderlich ist. 

Trotzdem möchte ich einmal mehr darauf hinweisen, dass der Rechtsanspruch, den es ja nach wie vor nicht gibt, sehr wesentlich wäre, und außerdem – zum x-ten Male von hier –, dass es Menschen mit einer anderen Form von Behinderung gibt, die sehr wohl auch die Persönliche Assistenz benötigen würden, aber hier offensichtlich keinerlei Bewegung zu vernehmen ist, dass es eben eine Ausweitung dieses Projekts beziehungsweise dieser BezieherInnengruppen gibt. 

Jetzt habe ich mir gedacht, vielleicht wartet man ja auf das neue Regierungsprogramm, denn dort sitzen die beiden großen Parteien und die könnten ja verhandeln, denn es wurde ja immer darauf hingewiesen: Wenn, dann braucht es eine bundeseinheitliche Regelung, die Persönliche Assistenz ist nur dann sinnvoll, wenn es bundesweit passiert. Aber leider, das Regierungsprogramm ist in dem Punkt wie in so manchen anderen Bereichen sehr, sehr mager, denn es ist dort drinnen darüber Ähnliches nachzulesen, wie es in Fällen drinnen steht in diesem Regierungsprogramm: Es ist zu überprüfen, ob das und das, so auch die Persönliche Assistenz, umgesetzt werden kann. 

Das heißt, es wird auf der Bundesebene keine Persönliche Assistenz geben. Umso mehr ist es notwendig, in Wien ernsthaft darüber nachzudenken, wie der BezieherInnenkreis ausgedehnt werden kann. Vielleicht kann man das wieder mit einem Pilotprojekt machen, um zu zeigen, dass es sehr wohl andere Gruppen von Menschen mit Behinderungen gibt, die in den Genuss dieser Persönlichen Assistenz kommen könnten und die das sehr wohl bräuchten.

Zum Thema Barrierefreiheit habe ich schon in der Geschäftsgruppe Wohnen ausgeführt, dass wir in Bezug auf öffentliche Gebäude, Schulen, Krankenhäuser, Kindergärten einen Nachholbedarf haben bezüglich der Barrierefreiheit. Es gibt in Wien zig Gebäude, die eigentlich für viele Menschen nicht begehbar sind, die nicht zugänglich sind. Wir nehmen das offensichtlich zur Kenntnis. Ich habe schon einmal einen Antrag gestellt, dass man analog zum Bund, der sich verpflichtet hatte, einen Etappenplan vorzulegen, wie die öffentlichen Gebäude barrierefrei gestaltet werden können, auch in Wien einen ähnlichen Etappenplan aufstellt, um zu schauen, wo am dringendsten Maßnahmen erforderlich sind. Das sind ganz klar die Amtshäuser, wo es sehr hohen Nachholbedarf gibt, aber auch Schulen und Kindergärten, aber auch die Krankenhäuser. Hier wäre ein Plan zu machen: Was hat Priorität, was kostet wie viel, wer ist für die Finanzierung zuständig und wo brauchen die Bezirke Unterstützung? 

Dieser Antrag wurde abgelehnt, und ich möchte ihn noch einmal stellen, weil ich glaube, dass Sie hier weitblickend sein sollten, damit wir bis 2015 beziehungsweise 2016 wirklich zu einer Barrierefreiheit kommen können. Ich stelle deswegen folgenden Beschlussantrag: 

„Ein Etappen- und Finanzierungsplan inklusive Auswirkungen auf die Bezirksbudgets von Abbau baulicher Barrieren bei öffentlichen Gebäuden der Stadt soll erarbeitet und den Gemeinderatsmitgliedern zur Verfügung gestellt werden. 

Ich beantrage die Zuweisung des Antrages an den Gemeinderatsausschuss für Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie an den Gemeinderatsausschuss für Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung.“ 

Einige von den hier Anwesenden sind ja in einem Verteiler, wo einige Menschen mit Behinderung immer wieder ihre Frustrationen, möchte ich es fast nennen, mailen, was ihnen denn alles so im Alltag begegnet. Ein Beispiel davon möchte ich jenen von Ihnen, die nicht in diesem Verteiler sind, nicht vorenthalten. Es gibt den Pensionistenklub in Währing in der Gymnasiumstraße, der jetzt renoviert wurde. Ein Rollstuhlfahrer hat darauf hingewiesen, dass er eigentlich enttäuscht ist, dass dieser Pensionistenklub in der Gymnasiumstraße 38 bei dieser Sanierung nicht barrierefrei umgestaltet wurde und er eigentlich mit seinem Rollstuhl nicht hinein kann und dass es auch kein barrierefreies WC in diesem KWP-Pensionistenwohnhaus gibt. 

Jetzt finde ich es ja schon einmal gut, dass die Frau Geschäftsführerin Graumann geantwortet hat, denn es war eine der ersten Antworten, die von den offiziellen Stellen auf viele dieser Mails, die es hier gibt, gekommen ist. Nur, was sie geantwortet hat, zeigt, dass sie sich den Antrag zwar durchgelesen hat, dass sie sich auch etwas überlegt hat, dass es aber offensichtlich keine Bereitschaft gibt beziehungsweise der Zugang anders ist und dass da noch sehr viel grundsätzlicher Nachholbedarf beziehungsweise vielleicht auch Schulungsbedarf besteht. 

Denn sie schreibt da: „Sehr geehrter Meier" – diese Anfrage, warum das nicht barrierefrei gestaltet wurde, war von einem Herrn Meier –, „als Geschäftsführerin liegt mir sehr viel daran, die Leistungsangebote grundsätzlich barrierefrei zu gestalten." Das ist ja schon einmal schön, das ist gut, das ist auch wichtig. Es ist gut, dass es da drinnen steht. Dann werden Beispiele angeführt, wo das passiert ist, aber dann wird auch argumentiert, warum es genau jetzt bei diesem Pensionistenklub, nämlich in Wien 18, Gymnasiumstraße 38, nicht gelungen ist, das barrierefrei umzugestalten. Da wurden eben Instandsetzungs- und Adapationsmaßnahmen durchgeführt – no na ned, wenn renoviert wird, muss man wahrscheinlich auch was instandsetzen –, aber es wurde dabei nicht in den baulichen Grundbestand eingegriffen. Deswegen trifft die Wiener Bauordnung zu und deswegen gibt es keine barrierefreien Umbaumaßnahmen. 

Also diese Erklärung finde ich eher hanebüchen, vor allem, wenn dann auch noch argumentiert wurde, dort hätte man eine Rampe gemacht, die dann nicht der Önorm entsprechend hätte gestaltet werden können. Es hätte sicher eine Lösung gegeben, die Önorm-gerecht passieren hätte können. Aber nein, als Grund, warum das nicht geht, wird angeführt, dass man beidseitig einen Handlauf montieren hätte sollen. Das wäre vielleicht in einem Pensionistenwohnheim nicht ganz so unpraktisch, wenn man links und rechts Handläufe hat, damit ältere und gebrechliche Menschen sich dann auch anhalten können. Leider wäre durch dieses Montieren des Handlaufes die Verwendbarkeit des Windfangs als Garderobe nicht mehr möglich gewesen.

Ja, dann hätte man doch in Gottes Namen die Garderoben woanders hinbauen können, wenn das der Grund ist, dass es dann keine Garderobe mehr gibt und dass man deswegen keinen behindertengerechten Zugang machen hat können. (GRin Erika Stubenvoll: Haben Sie sich das schon angeschaut, Frau Kollegin?) „Außerdem ist es leider nicht möglich" – das steht dann so lapidar da –, „dass in dem Pensionistenklub eine behindertengerechte WC-Anlage errichtet werden kann." 

Na, ich hoffe, dass in diesem Pensionistenklub keine sehr gebrechlichen Menschen ein- und ausgehen, denn die haben ein Problem, wenn sie aufs WC müssen, die haben überhaupt ein Problem hineinzukommen, und es soll halt zur Kenntnis genommen werden, dass das nicht geht, vor allem bei einem nicht vertretbaren Mittelaufwand. Das zeigt auch, dass es hier offensichtlich zu wenig politisches Bewusstsein gibt, um im Sinne der Barrierefreiheit für wirkliche Barrierefreiheit zu sorgen. – Ein Beispiel von vielen.

Aber ich möchte mich nicht nur auf die bauliche Barrierefreiheit beschränken, denn es gibt ja noch ganz viel andere Bereiche, die mit dem Thema zu tun haben. Eines davon, von mir schon öfter angesprochen, sind die Informationen, die über das Internet zugänglich sind für Menschen mit Behinderungen, aber auch für ältere Personen. Ich habe hier schon öfter vorgeschlagen, dass man die Seiten von wien.at – damit einmal beginnend, es gibt noch viele andere Seiten, die im engen Einflussbereich der Stadt Wien sind – umgestalten sollte. Ich habe einen Antrag gestellt, dass die Bäderseiten in der Form informativer gestaltet werden, dass man weiß, ob man mit einem Rollstuhl überhaupt hineinkommen kann, und so weiter und so fort. 

Ich glaube, dass die Seite wien.at einen barrierefreien Zugang hat, der wahrscheinlich nicht mehr sehr zu topen ist, denn sie ist barrierefrei, es ist eine gute Seite. Die Redaktion ist sehr engagiert, und sie bemüht sich auch, hier alles Mögliche zu tun, aber was fehlt – und das ist auch seitens der Redaktion zu hören –, sind Informationen und Formulare in „easy to read“. Wir haben hier im Gegensatz zu Graz Nachholbedarf. Es gibt auf der Seite wien.at eigentlich gar keine Information, zumindest ist mir jetzt auf die Schnelle keine bewusst, in einer einfachen Sprache, was aber gerade für ältere Menschen und auch für Menschen mit Lernschwierigkeiten notwendig wäre. Ich möchte deswegen einen Beschlussantrag stellen. 

„Die zuständigen Stellen der Stadt Wien werden beauftragt, für eine rasche Umsetzung von „easy to read“ auf den Seiten von wien.at der Stadt Wien Sorge zu tragen. Da die Informationen der Stadt Wien im Internet sehr umfangreich sind, ist zu gewährleisten, dass zur Abklärung, welche Informationen vorrangig in „easy to read“ zu bearbeiten sind, die Betroffenen sowie die Interessensvertretung der Menschen mit Behinderungen eingebunden werden. 

Hier beantrage ich die Zuweisung an den Gemeinderatsausschuss für Bildung, Jugend, Information und Sport, da der PID ja zu diesem Ressort ressortiert.“ 

Zum Schluss noch einen kurzen Sidestep zum Gender-Budget. Auf der Seite 20 ist beim FSW unter dem Ansatz Behindertenarbeit zu lesen, dass in Bezug auf Arbeitsintegration von behinderten Frauen hier das Projekt Primadonna läuft. Ich halte das für ein sehr, sehr gutes Projekt, aber es ist halt doch eines nur. Ich glaube, gerade wenn es um junge behinderte Frauen geht und den Versuch, diese Frauen wieder in den Arbeitsmarkt zu integrieren beziehungsweise erstmals in den Arbeitsmarkt zu integrieren, brauchen wir mehr solcher Projekte, um jenen Personen, vor allem jenen jungen Frauen Mut zu machen, dass sie hier einen Arbeitsplatz bekommen. Ein Projekt ist zu wenig, vor allem wenn es nur für 18 Monate läuft und sich auf 25 junge Frauen beschränkt. 

Ich glaube, hier haben wir Nachholbedarf. Es ist ein erster guter Schritt, aber mehrere solche Projekte im nächsten Budget wären nicht schlecht, und es würde mich freuen, wenn es nicht nur beim Projekt Primadonna bleiben würde, sondern es vielleicht noch unzählige weitere Projekte geben könnte. – Danke sehr. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag Antonov. Ich erteile es ihr. 

GR Mag Waltraut Antonov (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Sehr geehrte Damen und Herren! 

Die Erde ist eine Scheibe, Wien ist super, und in der Psychiatrie gibt es keine Missstände. Diese drei Sätze haben ungefähr denselben Wahrheitsgehalt. Sie können sich aussuchen, welcher dieser drei Sätze der wahrste ist. Ganz sicher nicht der letzte. Sie haben gesagt, 23 Sitzungen der Untersuchungskommission und keine Missstände wurden aufgedeckt. Das ist ziemlich zynisch. Wenn Sie Personalmangel nicht als gravierenden Missstand bezeichnen, dann frage ich mich, wie Sie sich da heute beim Personal bedanken können. Was bedeutet denn das, was Sie immer sagen von der Mehrheitsfraktion? Immer wieder sagen Sie, nein, es gibt keine Missstände. Und was bedeutet das? (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sie sagen damit, dass schlechte Pflege geleistet wird!) 

Nein! Was wir kritisieren, sind die Rahmenbedingungen für die Pflege im Otto-Wagner-Spital. Das, was das Personal im Otto-Wagner-Spital leisten muss, ist dem Personal in Wahrheit nicht zuzumuten. Und an den Rahmenbedingungen, liebe KollegInnen von der Mehrheitsfraktion, sind Sie schuld. Und wenn Sie sagen, es gibt keine Missstände, dann heißt das nichts anderes als: Das System ist in Ordnung. Wenn etwas passiert, ist der Einzelne oder die Einzelne schuld. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das ist Ihre Interpretation!) Sie putzen sich am Personal ab. Nicht wir reden die Dinge schlecht, sondern Sie putzen sich an den einzelnen Personen ab. Und wenn Sie sagen, Sie stellen sich hinter das Personal, dann klingt das geradezu wie eine gefährliche Drohung. 

Sie haben auch gesagt, wir sind im oberen Drittel in der Psych-PV. Ja, wenn man sich die Zahlen auf dem Papier anschaut. Dann haben Sie wahrscheinlich bei den vielen Sitzungen der Kommission gefehlt, wo andere ExpertInnen auch erklärt haben, dass die Zahlen auf dem Papier eine schöne Sache sind, aber halt leider noch bei Weitem nicht das ausmachen, was in Wirklichkeit gefordert ist. Sie müssen sich ja auch anschauen, was das Personal macht, wo es eingesetzt wird und wie viele Aufgaben es zu bewältigen hat. Das haben Sie wahrscheinlich nicht mitbekommen. Aber Sie werden es in unserem Bericht nachlesen können. Wir werden es Ihnen gerne noch einmal erklären. 

Und wenn Sie das letzte Mal den Brief gehört haben, den die Kollegin Pilz Ihnen vorgelesen hat, dann wissen Sie, dass die Ärzte, die die Dienstpläne im Otto-Wagner-Spital erstellen, ziemlich eindringlich von einem absoluten Mangel gesprochen haben. Das Personal ist am Rande der Erschöpfung. Und zwar geht das dort so weit, dass sozusagen als Ultima Ratio nur noch übrigbleibt, Abteilungen zu schließen und PatientInnen auf andere Abteilungen aufzuteilen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Das stimmt ja nicht!)
Sie sehen keinen gravierenden Missstand? Ich sehe hier einen gravierenden Missstand, und das Problem in dieser Sache ist nur die SPÖ, die keinen Missstand sieht. Wenn Sie die Größe hätten, sich hinzustellen und zu sagen, schauen wir uns an, wo gibt es Fehler, wo gibt es Mangel, dann könnte das auch abgestellt werden. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Sie machen alles schlecht!) Aber natürlich, mit Ihrer Haltung, nein, es gibt keinen Mangel, nein, es ist alle okay, die Erde ist eine Scheibe, da wird nichts weitergehen. Mit diesem Mauern und Blockieren wird sich genau nichts ändern. 

Und dann stellen Sie sich hier heraus und sagen: Danke dem Personal, danke für die gute Arbeit. Das ist zynisch, und da würde ich mich ganz schön veräppelt fühlen an Stelle des Personals. (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Mag Sonja Ramskogler: Und Sie sagen damit, das Personal macht schlechte Arbeit! Das sagen Sie damit!) 

Ich habe schon einmal gesagt an dieser Stelle, und ich glaube, ich muss es noch einmal sagen: Das Problem der SPÖ ist, dass die SPÖ nicht unterscheiden kann zwischen Wien und SPÖ. SPÖ ist nicht gleich Wien, und Wien gehört nicht der SPÖ. Und wenn wir hier etwas kritisieren, dann kritisieren wir in erster Linie das, was Sie mit Wien machen, und das ist auch zu kritisieren über weite Bereiche. (Beifall bei den GRÜNEN. – GRin Mag Sonja Ramskogler: Fragen Sie die Wienerinnen und Wiener, was Sie davon halten, bei den nächsten Wahlen!) Wir freuen uns auf die nächsten Wahlen, und wir sind auch ganz sicher: Eine rote Mehrheit wird es hier nicht mehr geben! (Beifall bei den GRÜNEN. – GR Christian Deutsch: Da werden Sie sich täuschen!) Zumindest keine absolute. (GRin Anica Matzka-Dojder: Aber das Vertrauen der Wienerinnen und Wiener haben wir!) 

Ihr Verhalten, Ihr Mauern und Blockieren, das, was Sie in der Untersuchungskommission machen, ist ja leider Gottes symptomatisch. Sie setzen SPÖ immer wieder gleich mit Wien. Sie vertragen keine Kritik, und Sie halten es nicht aus, wenn man Fehler aufzeigt. Und natürlich kann da überhaupt nichts weitergehen. (GRin Mag Sonja Ramskogler: Wir handeln und Sie kritisieren nur!)

Wenn Sie wollen, wenn Sie wirklich wollen, dass in dieser Stadt etwas weitergeht und etwas passiert und sich in eine positive Richtung entwickelt, dann kann ich Ihnen nur sagen: Werfen sie den Spiegel weg, der ihnen sagt, die SPÖ ist super. Dieser Spiegel lügt nämlich. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely. 

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich möchte mich zunächst für die doch über weite Strecken sehr konstruktive Diskussion bedanken zu diesem wichtigen Teil des Wiener Budgets. Ich werde mich bemühen, kurz auf einige Punkte einzugehen. Ich weiß nicht, ob alle Kollegen da sind, aber trotzdem. 

Zum Kollegen Ebinger und zur Frage des Heizkostenzuschusses. Da ist es schon wichtig, zur Gänze bei dem zu bleiben, was ist. Wenn Sie nämlich 600 EUR Heizkostenzuschuss fordern, dann wissen Sie ja auch, dass für einen großen Anteil der Menschen, die wenig in dieser Stadt haben, der Heizkostenzuschuss bereits jetzt bei 716 EUR liegt, weil er nämlich 43 EUR im Monat beträgt, und dann kommen noch die 200 EUR dazu. Das heißt, das ist durchaus deutlich mehr. 

Der wesentliche Punkt, der meines Erachtens noch zu diskutieren wäre – nicht hier und nicht jetzt –, ist ein anderer. Wenn Sie, Kollege Ebinger, sagen, dass das, was im Fonds Soziales Wien passiert, nicht gut ist deshalb, weil es sinnvoll wäre, diese Fragen zu privatisieren und der Marktwirtschaft zu unterwerfen, dann kann ich nur sagen: Gute Nacht! 

Im Fonds Soziales Wien fördern wir derzeit zum Beispiel, dass zu mehr als 30 000 Wienerinnen und Wiener ambulante Dienste kommen, mehr als 9 000 Wienerinnen und Wiener im Bereich der Behindertenhilfe unterstützt werden. Alle diese Menschen bekommen diese Förderungen der Stadt Wien, obwohl das Leistungen sind, die es ja durchaus auch am Markt gibt. Es ist ja nicht so, dass es ambulante Pflege am Markt nicht gibt, es ist nur so, dass sich das durchschnittlich verdienende Menschen nicht leisten können. 

Also zu der Forderung, es möge der Markt das regeln, kann ich Ihnen jetzt schon sagen, das ist ganz klar mit Marktversagen verbunden, weil der Markt eben genau diese Fragen nicht so regelt, dass alle Menschen, unabhängig von ihrem Einkommen, die Leistungen bekommen, von denen wir wollen, dass sie sie auch bekommen.

Kollege Lasar! Zu Ihren Worten bezüglich der Wiener Rettung. Da bin ich nicht ganz schlau daraus geworden, denn ich meine, die Thematik der Veränderung der Technologien, die kennen wir zur Genüge. Ich muss jetzt auch sagen, als ich ein Kind war, gab es noch keinen Computer. Wenn ich meinem Sohn erkläre, es gab eine Zeit, als es keinen Computer gab, dann glaubt er zu Recht, das war im letzten Jahrhundert, es war auch im letzten Jahrtausend. Daher weiß ich, dass es bei jedem neuen Technologieschritt immer zu Problemen, auch zu mentalen Problemen und zu der Frage kommt: „Brauchen wir das wirklich unbedingt?" Ich glaube nämlich gar nicht, Kollege Lasar, dass Sie das wirklich so meinen, wenn Sie sagen, früher hat man das alles mit Zetteln gemacht, und jetzt gibt es einen Computer. Ist das notwendig? Die Einführung neuer Technologien ist nicht immer einfach und nicht immer friktionsfrei, aber sie ist unabdingbar und macht daher auch Sinn.

Ganz besonders sinnvoll ist natürlich auch das neue Abfragesystem, weil der Hintergrund – Sie wissen das ganz genau – des neuen Abfragesystems natürlich auch die Sicherheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter ist und die ganz deutliche Klarlegung, ob ein Einsatz ein Einsatz der Rettung ist oder ob er auch für andere Bereiche möglich ist, nämlich zum Beispiel für die befreundeten Organisationen.

Zum Thema der Wiener Krankenkasse könnten wir privat viel sprechen, aber nicht von der Zuständigkeit her, und zwar weder Sie noch ich, denn Sie wissen ganz genau, dass die Wiener Gebietskrankenkasse, wie die Krankenkassen insgesamt, der Selbstverwaltung unterliegen, weshalb die Frage der Finanzierung oder Nichtfinanzierung jedenfalls keine der Landes- oder Gemeindezuständigkeit ist. 

Ich kann Ihnen sagen, dass wir etwas sehr Schönes und Richtungsweisendes in den Koalitionsverhandlungen erreicht haben, die ich aber nicht als Wiener Gesundheitsstadträtin geführt habe, sondern in anderer Funktion. Es gibt nämlich zunächst in einem ersten wesentlichen Schritt 450 Millionen EUR zusätzliches Geld für die Kassen, um hier eine Teilentschuldung vorzunehmen. 

Politisch muss man zu dieser Frage natürlich eines sagen, dass es nicht sein kann – und das geht nicht aus Recherchen hervor, die ich selbst gemacht habe, sondern aus einem Rechnungshofbericht –, dass insbesondere in den Jahren 2000 bis 2006 den Krankenkassen eine Reihe von zusätzlichen Aufgaben übergestülpt wurde, ohne dass sie abgegolten worden sind. Damit ist es logisch, dass das nicht sein darf und dass der Bund daher diese Mittel auch aufbringen muss. 

Herr Kollege Lasar! Über eine Frage bin ich aber ein bisserl überrascht, weil wir das eigentlich schon öfter diskutiert haben, das ist die Frage der Drogenpolitik und hier ganz besonders Ihre Vermischung – ich weiß, dass Sie das immer wieder machen, aber deswegen wird es nicht richtiger – der Problematik von Kriminalität und der Frage von Prävention. 

Selbstverständlich brauchen wir Polizei und wir brauchen hier auch mehr Polizei in diesem Bereich. Ich erspare es Ihnen jetzt ausnahmsweise, Ihnen mitzuteilen, in welchen Jahren die Anzahl der Polizistinnen und Polizisten gestrichen wurde, das war nämlich schon in der Zeit, in der Sie noch dabei waren und nicht, bevor Sie sich aus dieser Koalition zurückgezogen haben. 

Zur Frage der Suchtprävention, Herr Kollege Lasar, möchte ich nur kursorisch anführen – aber wir können das gerne auch noch einmal tiefer diskutieren –: Sie wissen, dass es das Institut für Suchtprävention gibt. Ich möchte einen kurzen Überblick geben über das, was derzeit stattfindet und im nächsten Jahr ausgebaut wird: suchtpräventive Fortbildungen im Bereich der Schule, Suchtprävention in der Jugendarbeit, ebenso gibt es Projekte zum Bereich Alkohol und Jugend, medienpädagogische Projekte und auch andere. Die werden 2009 fortgesetzt. Jahresschwerpunkt im Jahr 2009 werden auch Alkohol und Jugend sowie verhaltensbezogene Süchte, vor allem im Zusammenhang mit neuen Medien und dem Glücksspiel sein. Dazu gibt es Fachtagungen und ganz konkrete Projekte und Programme im Institut für Suchtprävention und ganz besonders in Kooperation mit dem „Dialog", die maßgeschneidert von den Schulen angefordert werden können und dann in den Schulen auch stattfinden. 

Es sei Ihnen unbenommen, aber ich denke doch, dass Sie diese Kritik wider besseren Wissens bringen, denn Sie werden kein anderes Bundesland finden, das in diesem Bereich so viel Prävention macht wie Wien. (Beifall bei der SPÖ.)
Frau Kollegin Korosec! Sie haben damit eingeleitet, dass es in meinem Ressort viele Baustellen gibt. Sie haben recht, und ich bin ganz stolz darauf, weil wir nämlich im nächsten Frühjahr alle Geriatriezentren bereits in Bau haben werden. Das freut mich ganz besonders, und es ist eine ganz besondere Leistung auch der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Krankenanstaltenverbund, im Kuratorium Wiener Pensionistenhäuser, aber ganz besonders auch in der MA 40 und in anderen Bereichen, dass wir das so schnell auf die Reihe bekommen haben. 

Nicht zusammen passt Ihre Argumentation mit sonstigen Argumentationen, wenn Sie die ganze Zeit vom Defizit des KAV sprechen. Was ist das Defizit des KAV? Das ist nicht erklärbar. Wir sind in vielen Fragen durchaus einer Meinung, was die Erweiterung der Dialyse betrifft, was Umbauten für Tageskliniken betrifft, was den Ausbau der Akutgeriatrie betrifft, da gibt es kaum Punkte, wo wir unterschiedlicher Ansicht sind, aber das ist kein Defizit, das sind die Kosten, die dazu notwendig sind und die hier entstehen, um diese Leistungen auch erbringen zu können. 

Ganz konkret – wir haben das auch in der letzten Gesundheitsplattform behandelt – geht es um die Neueinrichtung der Tagesklinik für Kataraktoperationen. Nach dem AKH, wo das mit sehr großem Erfolg stattfindet, haben wir das nun auch in der Rudolfstiftung. Sie haben auch gesehen – Sie kennen den Rechnungshofbericht so gut wie ich –, dass wir im Bereich der Akutgeriatrie im letzten Jahr ein sehr großes und ambitioniertes Ausbauprogramm hatten, das auch weiter vorangeht. 

Dass wir im Bereich Gesundheit und Soziales niemals – und da muss ich alle enttäuschen, die das vielleicht glauben, von der eigene Fraktion oder von anderen und auch alle Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter; und ich glaube, es kann ja keiner wirklich glauben –, niemals den Zeitpunkt erreichen werden, wo wir uns miteinander zurücklehnen und sagen können, das ist so wahnsinnig super, jetzt haben wir alles erreicht, es ist nichts mehr zu tun. Das ist doch in diesen Bereichen vollkommen klar. 

Da komme ich auch zu Ihrem Beispiel, das überhaupt nicht erfreulich ist, aber das in einem Bereich, wie es die Gesundheit ist und wie es die Spitäler sind, kaum anders möglich ist, nämlich das, was Ihrer Freundin oder Kollegin widerfahren ist in dem einen Pavillon in Hietzing. Das ist so, weil nämlich gerade ein anderer Pavillon umgebaut wurde. (GR David Lasar: Das weiß ich!) Sie sagen, Sie wissen es, gesagt haben Sie es aber nicht. Das, was Sie hier gesagt haben, ist, so zu tun, als ob Sieben-Bett-Zimmer etwas ganz Normales wären. So ist es nicht. Die Problematik des Gesundheitswesens ist nur anders als beim Straßenbau. Man kann ein Spital nicht einfach zusperren, ein bisserl sanieren und dann wieder aufsperren. Eine Straße, bei allen Unannehmlichkeiten, die das mit sich bringt, kann man sperren, kann man sanieren, kann man wieder aufsperren. Im Bereich des Gesundheitswesens ist das nicht der Fall. Daher kommt es hier zu Situationen, die für niemanden angenehm sind, aber die alternativlos sind, weil wir nur in den Bereichen, die wir in Betrieb haben, im Betrieb auch umbauen können.

Um hier einer Mär, die schon mehrmals gebracht wurde, wieder einmal zu widersprechen: Die Frau VBgmin Brauner hat in Ihrer Funktion als Gesundheitsstadträtin niemals gesagt, dass ein 800 Betten Spital um 350 Millionen EUR gebaut wird, sondern das war ganz klar ein Zweistufenplan, für den damals die Schätzungen – das waren nur Schätzungen, es konnte ja damals auch nichts anderes sein – für die erste Phase mit rund 400 Betten bei 350 Millionen EUR gelegen sind, was auch damals im Jahr 2005 so war. Niemals hat die Frau VBgmin Brauner von 800 Betten mit diesen Kosten gesprochen. Sie sagen immer wieder, dass das gefallen ist. Sie werden nur null Beweise dafür finden, weil der Rest sich in der APA ganz eindeutig wiederfindet.

Zur Frage der Ordensspitäler bekenne ich, dass es hier zweifellos eine gute Kooperation gibt, aber man muss schon auch sagen, dass einfach die Leistungsspektren unterschiedliche sind. Es gibt ein einziges Ordensspital – aber jetzt telefonieren Sie gerade –, das ein Schwerpunktkrankenhaus ist, bei allen anderen ist das nicht der Fall, und man darf hier nicht Äpfel mit Birnen vergleichen. 

Frau Kollegin Praniess-Kastner, zur Frage der Sozialhilfe und Ihrer Forderung, man muss die ständig steigenden Kosten in den Griff bekommen: Die ständig steigenden Kosten in den Griff zu bekommen, halte ich für eine ein bisschen zynische Ansage, denn mir wäre es am allerliebsten, wenn wir diese Mittel gar nicht bräuchten, weil es eben keine Menschen gibt, die Sozialhilfe brauchen. 

Ich kann Ihnen nur sagen – und ich habe mir die Zahlen und vor allem die Menschen, die davon betroffen sind, und die Steigerungen ganz eindeutig angeschaut –, wir merken zum Beispiel jetzt und auch schon in den letzten zwei Jahren, dass sehr stark junge Menschen in der Sozialhilfe sind. Die haben erstens persönlich Namen und Adresse, aber die Frage, warum die in der Sozialhilfe sind, hat auch Namen und Adresse. Das sind nämlich jene, die in der Zeit der schwarz-blauen Regierung nicht die Möglichkeit hatten, in einer Stiftung eine Ausbildung zu machen, weil damals die Stiftungen abgeschafft worden sind, die nur Lehrgänge machen konnten und die niemals den Einstieg in den Arbeitsmarkt gefunden haben. Also das ist ganz konkret so, und wenn Sie das ansprechen, ist das ein ganz besonders wichtiger Punkt. 

Eine Frage, die nicht als Frage, sondern als Feststellung deponiert wurde, möchte ich gerne aufklären, nämlich den angeblichen Rückgang der Kann-Leistungen in der Sozialhilfe. Der ergibt sich daraus, dass die Drittstaatsangehörigen, bevor sie auf Grund der Änderung den Rechtsanspruch hatten, auch von der Stadt Wien unterstützt wurden, und zwar im Bereich der Kann-Leistungen, während das mittlerweile durch die Umsetzung der EU-Richtlinie auch ein Rechtsanspruch ist. Daher gibt es sozusagen die Senkung bei den Kann-Leistungen, aber nicht auf Grund dessen, dass es hier weniger Leistungen gibt.

Zum Thema der Persönlichen Assistenz sei nur kurz gesagt, das sei aber voran gestellt: Wir haben hier einen Pilotversuch mit 19 Personen, die daran teilgenommen haben, gehabt. Wir haben jetzt rund 130 Menschen in der Persönlichen Assistenz, auf einem Niveau und mit einer Sicherheit, die es in keinem anderen Bundesland gibt. Und um hier auch von der Ausschussreise, auf der wir gemeinsam waren, zu zitieren: In Barcelona wurde uns etwas ganz Tolles, Neues vorgestellt, nämlich dass die jetzt einen Pilotversuch mit 14 Personen in der Persönlichen Assistenz haben, worauf wir dann sagen konnten, bei uns ist das seit 1. April im Regelbetrieb. 

Daher denke ich doch, dass wir hier einen sehr großen Schritt in die richtige Richtung gemacht haben, wo wir jetzt einmal schauen wollen, wie uns die anderen Bundesländer dies nachmachen, bevor wir an weitere Veränderungen denken.

Frau Kollegin Pilz! Die Frage der Fehlerkultur halte ich für eine ganz, ganz wichtige Frage. Ich weiß auch, dass das dem Krankenanstaltenverbund ein wichtiges Thema ist, ganz besonders dem Generaldirektor, und Sie wissen – ich will das jetzt kurz machen, weil wir das auch im Ausschuss diskutiert haben –, dass wir schon seit vielen, vielen Jahren, ganz besonders aber seit dem Jahr 2006, an diesem Thema sehr, stark arbeiten, insbesondere nicht nur dort, wo es um die Dokumentation und die Besprechung von Fehlern geht, sondern wir sind bemüht, auch dann hinzuschauen, wenn gerade, knapp aber doch, kein Fehler passiert ist, um zu schauen, wie man auch Fast-Fehler verhindern kann. 

Was dazu aber ganz dringend notwendig ist, ist auch die Kultur, mit Fehlern umzugehen, die nicht bedeuten darf, dass, wenn wo ein Fehler passiert, dieser Fehler zum Skandal gemacht wird, und die auch nicht bedeuten darf, dass einzelne Personen der Meinung sind, die Weisheit gepachtet zu haben, immer zu wissen, wo es langgeht, und immer vor allem gleich auf der Suche nach dem Schuldigen sind. Denn zur Fehlerkultur gehört ganz besonders, dass es das Ziel von Qualitätssicherung in diesem Bereich ist, dass nicht derselbe Fehler noch einmal passiert und dass nicht ein Fehler, der fast passiert wäre, das nächste Mal passiert. 

Es geht dabei nicht darum, Menschen einzuschüchtern, es geht dabei nicht darum, Schuldige zu suchen, es geht dabei nicht darum, mit dem Finger auf jemanden zu zeigen. Daher setze ich alles daran, dass dieses Klima der Fehlerkultur im KAV sehr strikt, sehr engagiert fortgesetzt und weitergeführt wird. Ich denke aber, dass wir uns ganz genau überlegen müssen, wie wir mit diesen Fragen, bei denen es ja um existentielle Fragen auch für Menschen geht, nämlich für Patientinnen und Patienten, umgehen – hier ist sozusagen die Frage der Fehlerkultur auch eine ganz wichtige –, und dass wir ganz genau aufpassen müssen, dass wir Menschen nicht verunsichern, und zwar weder Patientinnen und Patienten noch Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter. Ich glaube, dass wir alle miteinander auch lernen müssen, wie mit Fehlern umzugehen ist, um das, was Sie sagen, dass Sie wollen, nämlich eine transparente Fehlerkultur, und ich denke, transparent vor allem auch Ihnen gegenüber, hier auch wirklich leben zu können.

Zu einigen Themen, die ja derzeit gerade in einer Untersuchungskommission behandelt werden, möchte ich jetzt nicht viel sagen, denn es gibt dafür eben eine Untersuchungskommission – das ist ein Minderheitsrecht, das es nirgendwo anders in Österreich gibt –, und hier ist jetzt bereits seit Monaten diskutiert worden und wird noch einige Monate weiter diskutiert werden, eines ist aber schon auch hier – das passt ein bisschen zum Thema Fehlerkultur – klar: Dass hier niemand die Weisheit gepachtet hat. Es ist weiters klar – ich bin nicht Teilnehmerin der Untersuchungskommission, aber die Protokolle sind ja im Internet einsehbar –, dass es hier viele unterschiedliche Meinungen gibt. Zu behaupten und es hier so darzustellen, als gäbe es – daher, die Frau Kollegin Ramskogler hat es ja auch gesagt, wird dieser Antrag von der Sozialdemokratischen Fraktion nicht unterstützt – eine State-of-the-Art-Versorgung und alles andere wäre schlecht, das entspricht schlicht und ergreifend nicht der Realität des derzeitigen Standes der Wissenschaft in diesem Bereich. (Beifall bei der SPÖ.)
Im Bereich der Palliativmedizin möchte ich nur darauf hinweisen, dass die Palliativversorgung explizit ein Teil des regionalen Strukturplans für Gesundheit sein wird und sich damit hier auch wiederfinden wird. Es findet sich dieses Thema auch im Regierungsübereinkommen wieder, wo es vor allem auch darum geht, wie die Kosten diesbezüglich zwischen dem Bund und den Ländern zu verteilen sind.

Lassen Sie mich abschließend noch auf zwei Wortmeldung eingehen, nämlich auf jene der Frau Kollegin Cammerlander und des Herrn Kollegen Ellensohn.

Frau Kollegin Cammerlander, ich muss sagen, dass ich sehr überrascht bin über Ihre Ausdrucksweise, weil ich Sie so nicht gekannt habe bisher. Der Frau VBgmin Brauner zu unterstellen – das Wörtliche Protokoll ist noch nicht da, daher kann ich es leider nicht zitieren –, sie ist offenbar eine, die nur in Kreisen der Reichen und Schönen verkehrt, das halte ich, auch auf die Gefahr hin, dass mir das vielleicht einen Ordnungsruf einbringt, für eine derartige Sauerei und derartig ... (GR Mag Wolfgang Jung: Also bitte! Das ist ein Niveau, das um einiges tiefer ist! – Weitere Zwischenrufe bei FPÖ und GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster (unterbrechend): Bitte, liebe Frau Stadträtin, den Begriff „Sauerei" verwenden wir hier in diesem Raum nicht. Dafür muss ich einen Ordnungsruf erteilen. (GR Marco Schreuder: Wenn es einen Ordnungsruf dafür gibt, dann schon!) Wenn du zugehört hast, es war ein Ordnungsruf, er ist gekommen.

Amtsf StRin Mag Sonja Wehsely (fortsetzend): Herr Vorsitzender, Entschuldigung! Aber das ist derart bar jeder Realität, dass ich es schon für ausgesprochen überheblich finde. Woher glauben Sie die Kompetenz zu haben zu wissen, wer in dieser Stadt mit Menschen umgeht, die betroffen sind, und sich um Menschen kümmert, die wenig haben, Frau Kollegin? 

Ich sage Ihnen nach einer früheren Diskussion und einer Diskussion, die wir immer wieder haben, wenn es um die Frage geht, wie wir mit Fremdenfeindlichkeit in dieser Stadt umgehen: Es ist die Sozialdemokratische Fraktion, die dort hingeht, wo die Probleme sind, während Sie sich in der Regel dort aufhalten, wo alle einer Meinung sind, nämlich dass Fremdenfeindlichkeit eine Frechheit ist.

Daher sage ich Ihnen, dass Sie diesbezüglich vollkommen falsch liegen, und ich würde Sie wirklich bitten, sich zu überlegen, was Sie damit ausdrücken! Es ist nämlich wirklich bar jeder Realität, wenn man glaubt, dass die Grüne Fraktion die einzige Fraktion ist, die weiß, wie es den Menschen geht, und dass alle anderen, von der Frau Vizebürgermeisterin abwärts, nicht wissen, wovon sie sprechen! Es sieht zumindest jetzt so aus, dass die Sozialdemokratie heute die einzige Fraktion sein wird, die dafür sorgen wird, dass es mehr als 600 Millionen EUR an zusätzlichen Investitionen geben wird, dass es zusätzliche Mittel für den Gesundheits- und Sozialbereich gibt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Frau Kollegin Cammerlander! Wenn Sie hier behaupten, dass die Menschen von einer Stelle zur anderen geschickt werden, aber nichts bekommen, dann sage ich Ihnen noch einmal: Die MA 40 wird im nächsten Jahr 
17 Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter dazu bekommen, und die Mittel der Sozialhilfe werden um 58 Millionen EUR erhöht werden. Darüber hinaus möchte ich Sie auch darauf aufmerksam machen, dass wir eben nicht nur verwalten, sondern dass wir auch die Mittel für die Integration von Menschen, die schon lange in der Sozialhilfe sind, erhöhen werden.

Kollege Ellensohn! Ich glaube, dass zwischen uns keine Differenz in der Frage, wer Armut will und wer Armut nicht will, besteht. Die Armut wird von Ihnen aber sozusagen immer ein bisschen als Marketinginstrument dargestellt. – Selbstverständlich wäre es ganz besonders meiner Fraktion sehr recht, wenn es nicht notwendig wäre, Sozialhilfe auszuzahlen. Bleiben wir aber bitte bei der Realität! Was ist denn die Alternative dazu, Sozialhilfe auszuzahlen? Die Alternative dazu ist, die Barriere zum Zugang zur Sozialhilfe so hoch zu machen, dass möglichst wenige kommen und man sich dadurch möglichst viel Geld erspart. Das ist aber nicht die Wiener Methode, sondern das ist die oberösterreichische Methode, wo es bei 1,4 Millionen Einwohnern 4 000 Sozialhilfebezieherinnen und –bezieher gibt!

Ich glaube, auch betreffend Heizkostenzuschuss sind wir einer Meinung, dass es das Beste wäre, wenn wir ihn überhaupt nicht bräuchten! Wir in Wien zahlen diesen zusätzlich zum Bundesheizkostenzuschuss aus, während Niederösterreich, wenn ein Bundesheizkostenzuschuss ausbezahlt wird, gar nichts auszahlt, und Grün‑Schwarz in Oberösterreich eine Anrechnung vornimmt. – Das sind in der Realität die Alternativen! Und ich glaube, dieser Unterschied ist von großer Bedeutung für die Menschen!

Darüber hinaus erwarte ich mir von der Arbeit an der bedarfsorientierten Mindestsicherung noch zusätzliche Verbesserungen. Es wird auch da die Lösung nicht so sein, wie ich sie getroffen hätte, weil insbesondere die Länder Vorarlberg und Niederösterreich nicht bereit waren, die Kompetenzen beim AMS zu bündeln. Ich glaube, dass es ganz besonders wichtig ist, dass wir auf aktive Arbeitsmarktpolitik setzen, weil das eigentlich die einzige Chance ist, um Armut zu verhindern.

Sehr geehrte Damen und Herren! Wir können beim Budget im Gesundheitsbereich von einem Plus von 12 Prozent für das Jahr 2009 ausgehen. Das sind 182 Millionen EUR zusätzlich im Sozialbereich, und wir haben plus 174 Millionen EUR plus 20 Prozent im Budget. Ich nehme die Doppelmühle, die Sie da immer spielen, zur Kenntnis, sie ist aber sehr durchsichtig! Die Argumentation lautet nämlich: Wenn es zu viel Geld im Sozialbereich gibt, dann ist das schlecht, weil alle arm sind, und wenn es zu wenig Geld im Sozialbereich gibt, dann ist das schlecht, weil die Stadt Wien die soziale Verantwortung nicht wahrnimmt.

Tatsache ist, dass wir mit mehr als 640 Millio-
nen EUR in Wien im nächsten Jahr mehr als 5 Prozent des Budgets für zusätzliche Investitionen ausgeben. Das ist nur deshalb möglich, weil wir in den Jahren, in denen das nicht so dringlich war, unser Budget deutlich konsolidiert haben.

Ganz besonders möchte ich mich an dieser Stelle bei allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Stadt bedanken, die zum Teil 24 Stunden an 365 Tagen im Jahr arbeiten und dieses System in hervorragender Art und Weise für die Wienerinnen und Wiener bearbeiten und aufrechterhalten. Ganz besonders möchte ich mich bei meinem eigenen Team und bei meinen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern bedanken, die ganz hervorragend sind!

Lassen Sie mich abschließend sagen: Ich bin sehr froh, dass sich die, die über viele Jahre „Weniger Staat und mehr Privat!“ gefordert haben, in dieser Stadt nicht durchgesetzt haben und dass wir eine leistungsfähige und starke Stadt haben, denn das brauchen die Schwachen ganz besonders, wenn die Zeiten rauer werden. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport.

Zu Wort gemeldet ist Herr GR Mag Gudenus. Ich erteile ihm das Wort.

GR Mag Johann Gudenus, MAIS (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine lieben Kolleginnen und Kollegen!

Es wird Sie nicht überraschen, dass wir diesen Budgetentwurf ablehnen, und zwar nicht zuletzt aus großer Sorge hinsichtlich der Situation, in der sich vor allem viele Jungfamilien in Wien jetzt befinden, und weil in den letzten zwei bis drei Jahren viele Wahlversprechen gebrochen wurden. – Die Belastung von Familien und vor allem von Jungfamilien ist gestiegen. Sie beträgt pro Haushalt um 1 069 EUR mehr pro Jahr auf Grund von Gebührenerhöhungen bei Strom, Gas, Kanal und Müll. Da hat sich wirklich ein gewaltiger Wahlschwindel abgezeichnet! Es war ja versprochen worden, wie Sie wissen, dass es keine Gebührenerhöhungen geben wird, und das bedeutet eine Mehrbelastung von 89 EUR pro Monat pro Haushalt! Da fragt man sich schon, wo hier das soziale Wien und die Jugendfreundlichkeit bleiben. Das Belastungspaket trifft nämlich vor allem kleinere Einkommen und junge Leute und Jungfamilien. Das soziale Gewissen dieser Stadt ist anscheinend überhaupt nicht vorhanden! Und nicht zuletzt deswegen werden wir dieses Budget ablehnen.

Aber auch die Stellung der Lehrlinge hat sich verschlechtert. Ich kann mich erinnern, dass beim Budget vor einem oder zwei Jahren auf eine Lehrstelle fünf Lehrstellensuchende gekommen sind, mittlerweile kommen auf eine Lehrstelle sieben Lehrstellensuchende. – In Salzburg schaut es zum Beispiel ganz anders aus: Auf jeden Lehrstellensuchenden kommen 2,3 offene Lehrstellen. Da kann man sich also einiges auch vom roten Salzburg abschauen! Es gäbe auch noch andere Beispiele, etwa das Fonds-Modell in Vorarlberg oder das Lehrabschnitts-Modell in Oberösterreich, wo innerhalb kürzester Zeit 3 000 Lehrplätze geschaffen wurden. Im roten Wien herrscht hingegen Konzeptlosigkeit. 

Wir haben auch schon gestern einige Anträge dazu eingebracht. Ich möchte sie kurz noch rekapitulieren und um Ihre Zustimmung bitten. Wir fordern die Einrichtung von Lehrlingsbüros, die über Trends, die Weiterentwicklung und Umsteigemöglichkeiten nach der Lehre informieren, ferner die Gleichstellung der Meisterprüfung mit der Berufsreifeprüfung im öffentlichen Dienst, die Förderung von Lehrlingsweiterbildung auch im Ausland, die Verbesserung des Images des Lehrlingsberufs, bezahlte Überstunden für Lehrlinge sowie die verpflichtende Weiterbildung für Berufsschullehrer. All das sind, glaube ich, Forderungen, die sinnvoll und wichtig sind. Wir haben diesbezügliche Anträge eingebracht.

Außerdem fordern wir die Möglichkeit eines verbilligten Führerscheinerwerbs für Lehrlinge, die Schülerfreifahrt für Lehrlinge zur Ausbildungsstätte und geförderte günstige Wohnungen für junge Wiener im städtischen Wohnbau, um es jungen Leuten zu ermöglichen, ein Eigenheim zu gründen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte auch heute wieder feststellen, dass Lehrlinge keine billigen Arbeitskräfte sind, sondern eine Investition in die Zukunft eines Arbeitsmarktes und in die Zukunft einer Gesellschaft. Im Gegensatz zu Ihnen wollen wir die Lehrlinge nämlich nicht im Regen stehen lassen!

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ein Dauerbrenner ist natürlich im Jugend- und Bildungsbereich das Thema Gewalt, und zwar auch an den Schulen. Wir meinen, dass hier nicht ausreichend Präventionsarbeit geleistet wird. Fraglos ist in ganz Europa das Thema Gewalt an Schulen und im Jugendbereich mittlerweile zu einem sehr ernsten Problem geworden, und fraglos haben auch die neuen Medien dazu beigetragen, dass es hier zu einer Verschärfung gekommen ist. Ich vermisse jedoch auch hier im roten Wien geeignete Gegenmaßnahmen.

Es haben sich auch hier mittlerweile schon gewisse Trends im Zusammenhang mit Gewalt durchgesetzt, etwa Happy Slapping, das über das Handy aufgenommen, übertragen und weitergeschickt wird. Ebenso sind auch schon Snuff-Videos im Umlauf, in denen brutale und perverse Gewaltmaßnahmen gezeigt werden. Diese Entwicklung hat auch zu Gewaltausbrüchen geführt. Zeitungsmeldungen oder Meldungen von Schülern oder Lehrern aus Schulen, die sich offiziell allerdings nicht melden dürfen, bestätigen unsere Auffassung, wenn sie sagen, dass es mittlerweile in Wien schon zu Zuständen wie in Berlins Schulen kommt, wie zum Beispiel in der Rütli-Schule in Berlin/Neukölln, wo man im Jahre 2006 dem Chaos nahe war. Die Rektorin dieser Schule hat sich in einem offenen Brief an die Öffentlichkeit gewandt.

Ich gebe dessen Inhalt sinngemäß wieder: Es wird berichtet, dass der Anteil der Schüler mit islamischem Hintergrund 60 Prozent und der Gesamtanteil der Jugendlichen nichtdeutscher Herkunft 83,3 Prozent beträgt. Die Stimmung in einigen Klassen sei von Aggressivität, Respektlosigkeit und Ignoranz gegenüber den Erwachsenen geprägt. Die Gewaltbereitschaft gegen Sachen wachse. Türen werden eingetreten, Papierkörbe als Fußbälle missbraucht, Knallkörper gezündet und Bilderrahmen von den Flurwänden gerissen. In vielen Klassen sei das Verhalten im Unterricht geprägt durch totale Ablehnung des Unterrichtsstoffes und menschenverachtendes Auftreten. Lehrkräfte werden gar nicht wahrgenommen, Gegenstände fliegen zielgerichtet gegen Lehrkräfte durch die Klassen, Anweisungen werden ignoriert. Einige Lehrer gehen nur mit dem Handy in bestimmte Klassen, damit sie über Funk Hilfe holen können. Termine werden seitens der Eltern, die in die Schule gerufen wurden, meist nicht wahrgenommen, und Telefonate scheitern meist am mangelnden Sprachverständnis.

Das ist der Inhalt eines offenen Briefs der Rektorin der Rütli‑Schule vor zwei Jahren, und viele Erzählungen, die wir aus dem Wiener Schulbereich bekommen, sind zumindest teilweise identisch mit diesen Schilderungen, und leider ist es ja bekannt, dass Zustände und Umstände, die in der Bundesrepublik Deutschland herrschen, wenn auch mit Verspätung irgendwann einmal auch nach Österreich kommen. Daher, meine sehr geehrten Damen und Herren, muss die Reißleine gezogen werden, und wir müssen auch schon präventiv tätig werden, damit solche Zustände in Wien gar nicht Platz greifen! (Beifall bei der FPÖ.)

Die Zunahme der jugendlichen Straftäter in Wien ist leider erschreckend. Bei Kindern unter 10 Jahren, die ein Delikt begehen, hatten wir innerhalb eines Jahres eine Zunahme um 5,6 Prozent, und bei Kindern im Alter von 10 bis 14 Jahren eine Zunahme um 28,8 Prozent. Es gibt hier also eine gewaltige Steigerung. Die Zahl der Verdächtigen zwischen 14 und 18 Jahren hat bekanntlich seit 2001 um mehr als 50 Prozent zugenommen.

Die Zustände in den Pflichtschulen erfordern es oft genug, dass eine Flucht in Privatschulen stattfindet. Wir haben im Hinblick darauf einen gemeinsamen Antrag mit der ÖVP und den Grünen betreffend mehr finanzielle Förderung von Privatschulen ausgearbeitet, den Kollegin Feldmann im Anschluss einbringen wird.

Auf jeden Fall brauchen wir im Schulbereich eine statistische Erfassung von Delikten in Schulen, eine ganz genaue Analyse der Situation und eine entsprechende Motivforschung. Eigentlich wäre ein jährlicher Schul‑ und Jugendbericht erforderlich, der die Straftaten aufzählt, die Herkunft und den sozialen Hintergrund der Verdächtigen analysiert, Motive und Begleitumstände der Taten – etwa Alkohol, Spiel‑ oder Drogensucht – sowie den Ort der Tat – ob Schule oder im Freizeitbereich – darstellt. Ferner sollte diese Darstellung auch in Zusammenhang mit den Zahlen über Jugendarbeitslosigkeit und Lehrstellensuchende gebracht werden. Außerdem sollte es eine Aufstellung über die Kosten der jeweiligen Vereinsarbeit, der angewendeten Maßnahmen und auch über die Resultate der viel gepriesenen Präventivarbeit in Wien geben.

Ich glaube, dass ein solcher Bericht sehr aufschlussreich wäre! Diesen können wir jährlich diskutieren, wie viele andere Berichte auch. Es gäbe dann nicht nur den Bericht der Kinder‑ und Jugendanwaltschaft, sondern eben auch einen Bericht über die Situation an den Wiener Schulen und die Situation der Wiener Jugend insgesamt.

Natürlich sind auch Sprachbarrieren – wie wir schon oft diskutiert haben – Grund für auffälliges Verhalten von Schülern. – Erst vor Kurzem hat Herr Haider von der PISA‑Studie gesagt, dass 77 Prozent der Migrantenkinder mit der deutschen Sprache Probleme haben, und er fordert ein verpflichtendes Kindergartenjahr für alle. Das lehnen wir jedoch ab. Wir fordern ebenfalls den kostenlosen Kindergarten, aber nicht verpflichtend. Ich glaube, dass ein verpflichtendes Kindergartenjahr für alle Schüler die Probleme nur um ein Jahr nach vorne verlagern würde, das Problem entstünde dann schon, wenn die Kinder fünf Jahre alt sind. Es ist dies also ein völlig sinnloses Projekt. Wir sind der Meinung, dass nur Migrantenkinder mit Sprachproblemen zuerst ein verpflichtendes Kindergartenjahr absolvieren müssten und erst dann dem Regelunterricht beiwohnen dürften. Wir brauchen aber nicht solche halbherzigen Lösungen, wie sie die neue Bundesregierung vorschlägt!

Ich möchte hier einen Antrag betreffend Deutsch als Pausensprache als Beitrag zur weiteren Integration einbringen. Dieses Konzept hat sich in einigen deutschen Schulen, vor allem in Berlin, recht gut durchgesetzt und wird mittlerweile auch vom oberösterreichischen Landesschulratspräsidenten Enzenhofer vorgeschlagen: Dabei geht es darum, Deutsch durch eine Vereinbarung zwischen Eltern und Lehrern als Pausensprache einzuführen, und ich bringe daher folgenden Beschlussantrag ein: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass in allen Pflichtschulen Deutsch als Pausensprache durch Vereinbarung zwischen Eltern und Lehrern verordnet werden kann. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung verlangt.“ (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Eine Studie besagt, dass mittlerweile jeder achte Lehrer Opfer von Gewalt oder Aggression im Schulbereich wird, und immer öfter gibt es auch Mobbing gegen Schüler seitens anderer Schüler, was sehr gravierende psychische Langzeitfolgen haben kann. Wie auch eine Studie aus Großbritannien belegt, mündet das meist in Depression. Immer öfter orten wir zudem auch eine verstärkt auftretende politische Indoktrination seitens einiger Lehrer, die sich auch gegen Schüler wenden kann. Der Anstieg dieses Phänomens ist direkt proportional mit den Umfragewerten beziehungsweise Wahlergebnissen der FPÖ.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dieser Entwicklung wollen wir einen Riegel vorschieben. Wir werden dafür sorgen, dass Lehrer, die sich im Unterricht einseitig parteipolitisch betätigen und versuchen, Schüler parteipolitisch zu indoktrinieren, mit entsprechenden Konsequenzen rechnen müssen. Wir werden unter der Nummer 0800 220 888 eine Hotline einrichten, bei der sich Schüler melden können, wenn Lehrer sich auf eine solche Art und Weise betätigen, indem sie einseitig parteipolitisch argumentieren oder vielleicht auch die eine oder andere Partei schlecht machen. Das werden wir sicherlich nicht dulden! Diesbezüglich sollte seitens aller Lehrer Objektivität gewahrt werden. Ich meine, das ist für einen objektiven Unterricht sehr wichtig! (Beifall bei der FPÖ.)

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Präventionsarbeit ist auf jeden Fall auch notwendig, wenn wir vom Thema Gesundheit und Bewegung sprechen. Das ist uns ein ganz besonders wichtiges Anliegen. Eine EU‑Studie hat nämlich gezeigt, dass Wiener Kinder Alkohol und Nikotin leider persönlicher Fitness vorziehen. Die Studie HELENA besagt, dass zu viel Fett und Zucker gegessen sowie Nikotin konsumiert wird und immer mehr Bewegungsmangel herrscht. Frau Kollegin Korosec hat gesagt, dass 23 Prozent der Kinder mittlerweile zu dick sind und die körperliche Fitness der 13‑ bis 16‑Jährigen ganz deutlich unter dem EU‑Schnitt liegt. Da müssen eben Maßnahmen ergriffen werden, um dem einen Riegel vorzuschieben, denn die Folgen sind natürlich Übergewicht sowie seelische oder physische Krankheiten, vor allem Diabetes. In weiterer Folge fällt das auch der Allgemeinheit zur Last, es ist dies vor allem eine Belastung für die Kassen. Da gilt es, ganz früh anzusetzen!

Der Institutsleiter des Instituts „Sicher leben" hat vor ein paar Tagen ganz richtig gesagt, dass die Bewegungsförderung schon im Kindergarten beginnen sollte, dass man bewusst darauf schaut, dass die Kinder Spaß an Bewegung und Sport haben, aber auch eine gesunde Ernährung erhalten. Mehr Bewegung und Sport sind in weiterer Folge außerdem ein Ventil, durch das Aggression abgebaut werden kann. Insgesamt bringt das aber jedenfalls im Endeffekt eine Entlastung für das Gesundheitswesen in Zukunft.

Mein Kollege Dietbert Kowarik wird in weiterer Folge Anträge dazu einbringen. 

Ich habe registriert, dass es im roten Wien schon einige Projekte und Konzepte gibt, die in die gleiche Richtung gehen, zum Beispiel das Projekt „Kids run for kids", bei dem auch eine Stärkung der Klassengemeinschaft erreicht wird, oder das Projekt „Bewegtes Lernen", bei dem Haltungsschäden vorgebeugt werden und gegen Aggression gekämpft werden soll. – Ich bin froh, dass es auch Berührungspunkte zwischen der Politik des roten Wien und unseren Forderungen gibt! Man muss ja nicht immer nur kritisieren, und ich kann hier wirklich Lob aussprechen, dass es schon Ansatzpunkte gibt, gegen Fettleibigkeit und für gesunde Kinder Politik zu machen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Abschließend möchte ich auch das Thema Gesamtschule nicht unberücksichtigt lassen. In Wien geht es um die gemeinsame Mittelschule, und es bedarf zwei Drittel der Stimmen der Lehrer und der Eltern, damit sich die jeweilige Schule diesem Konzept anschließen kann. – Der Katholische Familienverband hat unlängst von einer Groteske, von manipulativem und pseudodemokratischem Vorgehen im Hinblick auf dieses Procedere der Mehrheitsfindung gesprochen. Der Stadtschulrat für Wien bewerbe diesen Schulversuch jedoch mit allen Mitteln, scheue aber auch manipulatives Vorgehen nicht. Laut dem Katholischen Familienverband empfehle Stadtschulratpräsidentin Brandsteidl sogar demokratiepolitisch bedenkliche Varianten, wonach die Mehrheit der bei den Infoveranstaltungen anwesenden Eltern sogar in offenen Abstimmungen entscheiden könne. – All das steht im „Standard“ vom 17. November.

Ich meine, es ist wirklich ein Skandal, wenn ein linkslinkes Schulprojekt auf diese Weise mit allen Mitteln und vor allem mit unlauteren Mitteln durchgedrückt werden soll! Es gibt aber, wie gesagt, im Endeffekt schon viele Beschwerden, dass das Wahlprocedere völlig unreguliert abläuft, nur damit man diese Gesamtschule durchsetzt. 

Im Hinblick darauf fordern wir eine einheitliche schriftliche Abstimmung, die für alle Standorte gilt, dann das erwähnte Vorgehen ist wirklich ein Skandal. Die Wiener Schulen können nicht auf diese Art und Weise zerstört werden! Dafür ist uns die Zukunft unserer Kinder zu wichtig! Da machen wir nicht mit!

Wir lehnen daher das Budget ab. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gemeldet ist Frau GRin Jerusalem.

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Meine sehr verehrten Damen und Herren! 

Ich möchte gleich zu Beginn ein paar Worte zu Anträgen der anderen Parteien sagen, die mir vorliegen. Den Ventilantrag der FPÖ habe ich noch nicht, er wurde bis jetzt nur angekündigt, aber er mag noch kommen.

Außerdem gibt es einen Antrag der FPÖ, gemäß dem die Kinder in der Pause nur Deutsch sprechen dürfen. Konkret sollen sich die Eltern und die Lehrer ausmachen, dass die Kinder nur Deutsch sprechen dürfen. – Wir lehnen das aus ganzem Herzen ab, und zwar einfach deswegen, weil wir der Meinung sind, dass Kinder genauso wie Erwachsene das Recht haben, sich wann und wo immer in der Sprache zu unterhalten, die aus ihnen herauskommt, ob das nun Türkisch oder eine andere Sprache ist! Ich meine, das ist das Recht der Kinder, und dieses sollte man ihnen auch nicht nehmen. Abgesehen davon hat ja niemand etwas davon, wenn die Kinder in der Pause Deutsch sprechen, ihre Fehler austauschen und diese dann vielleicht noch voneinander lernen. Unsere Ablehnung kommt also aus ganzem Herzen! (Beifall bei den GRÜNEN.) Danke für den Beifall! Ich sehe, dass meine Partei auch da ist.

Gewundert habe ich mich, wieso eigentlich dieser Kussantrag nicht gekommen ist. (Zwischenruf von GR Mag Johann Gudenus, MAIS. ) Der bleibt uns! Gut! Dann sind wir für intensives Küssen vor und in der Schule. Wir können da gerne einen Antrag stellen! Diesfalls meinen wir einfach, dass nicht die Erwachsenen sich ausmachen sollen, ob die Jugendlichen einander küssen dürfen, sondern dass sie das selbst entscheiden sollen!

Weiters gibt es drei Anträge von der ÖVP, zweien davon werden wir zustimmen, einen müssen wir ablehnen, und zwar nicht, weil ich ihn schlecht finde, sondern weil er so geschrieben ist, dass ich jetzt nicht mit kann. Es geht dabei um das Campusmodell. Darüber müssen wir alle noch genauer reden. Ich schätze das Campusmodell der Stadt Wien sehr. Ich bedaure nur, dass nicht auch noch eine Sekundarstufe 1 angeschlossen wird. Und auch die ganztägige Verschränkung halte ich für gut, wiewohl ich ebenfalls finde, dass es das andere Modell mit dem offenen nachmittäglichen Angebot auch geben soll. Ich würde das nur gerne anders ausgedrückt haben. Vielleicht können wir einmal darüber reden und da etwas vereinbaren.

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Wir haben jetzt nicht sehr viel Zeit, um miteinander zu reden, aber spannend ist es schon abzuschätzen, was im Schulbereich kommt, was vielleicht kommt, was nicht kommt und was im Regierungsübereinkommen steht. Das könnten wir jetzt schön miteinander durchgehen, aber so viel Zeit haben wir jetzt nicht. Das ist sehr schade!

Worum geht es an sich? Da würde mich zum Beispiel auch die Meinung der Schulsprecher Ihrer Parteien interessieren! Ich nehme an, Herr Aigner wird noch sprechen, und ich nehme an, mein Kollege Vettermann wird noch sprechen. Außerdem sitzen hier im Raum auch etliche Menschen, die kleine Kinder haben, die demnächst einmal in die Schule kommen. Herr Wutzlhofer hebt schon den Kopf. Und es gibt auch Großeltern wie zum Beispiel mich, die an der Schule interessiert sind.

Mich würde zum Beispiel brennend interessieren, ob wir einer Meinung sind in dem einen Punkt, dass es für die betroffenen Kinder, für die betroffenen Eltern, aber auch für die Gesellschaft eine Katastrophe ist, dass 25 Prozent der Kinder in Familien aufwachsen, die nicht dazu in der Lage sind, diesen Kindern genug Förderung und genug Bildung mit auf den Weg zu geben. – Ich persönlich halte das für eine bemerkenswert hohe Zahl, ich halte das für eine Katastrophe, ich halte das für ein Unglück! Ich bin der Meinung, dass wir in diesem Punkt dringend etwas tun müssten, und ich war sehr positiv überrascht, als ich in dem Regierungsübereinkommen gelesen habe, dass sowohl bei der SPÖ – von der ich das ja schon gewohnt bin –, aber auch bei der ÖVP ein großes Problembewusstsein vorhanden ist. Ich war sehr positiv überrascht darüber, dass all diese Probleme angesprochen und tatsächlich als Probleme aufgezeigt werden.

Dann kam aber die große Enttäuschung, weil der Darstellung des Problems überhaupt keine adäquate Problemlösung folgt. Es werden zwar manchmal Vorschläge angedeutet, und einige wenige Punkte werden sogar zwar vage, aber doch, ausgeführt, im Grunde genommen sind wir jetzt aber damit konfrontiert, dass sich in den nächsten fünf Jahren im Schulbereich eigentlich nicht allzu viel bewegen und zum wirklich Positiven verändern wird. Das ist jetzt das große Problem.

Ich war auf dem Dallinger-Symposium, wo ich übrigens bedauert habe, dass ich die Bildungssprecher der anderen Parteien nicht getroffen habe. Der Titel dieses Symposiums lautete: „Die neue Mittelschule auf dem Weg zur Gesamtschule". Strittig war, ob am Ende dieses Satzes ein Punkt, ein Rufzeichen oder ein Fragezeichen stehen soll, und je nach Temperament wurde das dann auch unterschiedlich beantwortet.

Leider beantwortet das Regierungsübereinkommen diese Frage jetzt auch: Das Regierungsübereinkommen hält ganz klar fest, dass die AHS, die Hauptschule und auch die neue Mittelschule qualitativ ausgebaut werden sollen. Damit ist diese Frage beantwortet. Sie befinden sich mit der neuen Mittelschule nicht auf dem Weg zur Gesamtschule. Wir zwei werden das bedauern, auf dieser Seite wird es aber lachende Gesichter geben. Wir befinden uns nicht auf dem Weg zur Gesamtschule, sondern Sie haben eine dritte Schulart eingerichtet.

Meine Damen und Herren! Es ist ein starkes Stück, wenn man aus zwei Schularten eine machen will, nämlich eine Gesamtschule für alle, und dann passiert es einem unterwegs, dass man eine dritte Schulart einrichtet! Meiner Meinung nach ist das beispiellos, und die Schildbürger würden Sie um diesen Streich beneiden ohne Ende! Das ist wirklich ein gelungener Streich! Wir haben jetzt eine dritte Schulart eingerichtet, und wir haben ein Regierungsübereinkommen, das deutlich zum Ausdruck bringt, dass alle drei Schularten gefördert, ausgebaut und unterstützt werden sollen. Das ist ein starkes Stück! So ein Unsinn muss einem erst einmal gelingen!

Der zweite Punkt unter dem Kapitel, was kommen wird, ist die Vorschulklasse. – Ich nehme an, dass sie kommt. Wenn sich jetzt in der Regierungserklärung hinsichtlich Kindergartenjahr nichts Entscheidendes geändert hat, dann kommt die Vorschulklasse. Wir haben schon einmal darüber geredet, und Herr Abg Wutzlhofer und ich hatten einen heftigen Streit über einen bestimmten Begriff, den wir jetzt gar nicht wiederholen wollen, damit wir nicht wieder streiten müssen.

Ich hänge jetzt aber eine Bitte an: In diesen Vorschulklassen – und ich glaube, da sind wir auch wiederum einer Meinung – können auf Grund dessen, wie man dorthin kommt, nur die allerärmsten Kinder dieser Stadt sitzen, die am meisten benachteiligt sind, deren Eltern das geringste Ausmaß an Bildung mitbringen und deshalb am wenigsten dazu in der Lage sind, ihre Kinder zu fördern. Diese Kinder würden alle in dieser Klasse sitzen.

Ich drücke ich mich jetzt ganz vorsichtig aus: Ich hoffe sehr, dass diese Vorschulklassen eine vorübergehende Erscheinung sind und dass man sich darauf verständigt, dass wir den integrativen Weg nicht verlassen wollen. Wir wollen keine Kinder aussondern, sondern wir wollen, dass sie gemeinsam in eine Klasse gehen. Und wir wollen explizit nicht, dass die Ärmsten miteinander in eine Klasse gehen und die anderen nicht dabei sind. Wir wollen das nicht! – Das war meine erste Bitte.

Ganz so bescheiden bleibe ich aber nicht. Es kommt jetzt meine zweite Bitte, die allerdings viel leichter zu erfüllen ist. Sie ist ganz leicht zu erfüllen, man muss nur wollen. Das kostet gar nichts. – Ich hätte gerne, dass, wenn die Vorschulklasse für diese ausgelesenen Kinder zu Ende ist, diese dann nicht in den Schulen wieder alle gemeinsam in die 1. Klasse kommen und somit sozusagen die Auslese bleibt. Dann würden nämlich die am meisten Benachteiligten miteinander in die 1., 2., 3. und 4. Klasse gehen, und dann können sie sich wahrscheinlich gleich gemeinsam in die Sonderschule vertschüssen.

Das darf unter gar keinen Umständen passieren! Ich habe den Stadtschulrat gebeten, Auskunft darüber zu geben, ob beabsichtigt ist, dann wenigstens wieder aufzuteilen. Da hat es geheißen, dass man das noch nicht weiß. Ich hoffe, dass man es jetzt schon weiß! Und ich hoffe, dass das nicht in Frage kommt! Ich will weder eine Vorschulklasse mit den ausgemusterten Kindern noch eine Fortsetzung derselben in der Volksschule.

Ich habe das jetzt alles unter der Überschrift „Was kommt?“ behandelt, ich könnte dem Ganzen jetzt aber auch eine neue Überschrift geben, die lautet: „Was bitte alles nicht kommen soll!“

Jetzt komme ich zu dem Kapitel: „Was kommt nicht, und zwar weder in Wien im nächsten Jahr noch in den nächsten fünf Jahren dieser Koalition?“ – Erstens kommt die Gesamtschule. Diese brauchen wir am dringendsten, diese kommt aber am wenigsten. Das finde ich traurig!

Ich möchte mich darüber aber nur noch in einem Punkt auslassen und zur Hauptaussage meiner heutigen Rede zurückgehen: 25 Prozent der Kinder werden nicht gefördert, weil die Eltern das nicht können und nicht machen. Das sind die ärmsten Kinder. Und ohne Gesamtschule wird da nichts weitergehen! Daher brauchen wir diese, das will ich für die Grünen festgehalten haben, damit wir uns nachher nicht vorwerfen lassen müssen, kein Wort über die Gesamtschule gesagt zu haben.

Was meiner Meinung nach auch nicht kommt, ist mehr Raum für ganztägige Schulen. Zumindest haben ich nichts dergleichen auf Wiener Ebene gehört. 

Außerdem habe ich bis jetzt auch nichts über das Lärmproblem an den Schulen und darüber, wie man den Lärm mindern kann, gehört. Ich mache Ihnen jetzt einen Vorschlag, weil es auch immer heißt, dass die Opposition doch Vorschläge bringen soll: Bringen Sie auf alle Steinböden in den alten Schulen lärmdämmendes Material auf, und bringen Sie die Turnsaalböden auf den letzten Stand der Dinge, und schon wird es in allen Schulen sehr viel leiser sein! Sie werden dann weniger Lehrerinnen und Lehrer mit Gehörstürzen und sonstigen Komplikationen auf Grund des Lärms haben.

Jetzt kommen wir zu dem sehr spannenden Kapitel: „Was kommt vielleicht?“ – Bei dieser Frage schwingt immer mit, dass es noch Hoffnung gibt, und dort, wo es Hoffnung gibt, kann man ganz besonders um eine Sache kämpfen. Und ich hoffe natürlich, dass andere mitkämpfen werden! Dazu gehört zum Beispiel das Kapitel „Schulsozialarbeit“. Wie Sie wissen, befassen sich bereits etliche Bezirke mit der Idee, Schulsozialarbeit einzuführen. Allein ist das den Bezirken aber nicht möglich. Die Bezirke haben schon jetzt zu wenig Geld, sie brauchen Geld aus dem Zentralbudget, um so etwas wie Schulsozialarbeit auch tatsächlich einführen zu können.

Deswegen bringe ich in der heutigen Sitzung noch einmal einen Antrag ein, der wörtlich mit dem identisch ist, den ich schon einmal eingebracht habe. In diesem Antrag habe ich beschrieben, was Schulsozialarbeit leisten kann, und dieser Antrag beinhaltet auch eine Standortbeschreibung aus einer Schule, wo Schulsozialarbeit als EU-Projekt schon stattgefunden hat. Dieser Antrag ist ganz weich formuliert, und daher hoffe ich sehr, dass ihm alle Parteien zustimmen können. Er lautet ganz einfach: 

„Der Wiener Gemeinderat beschließt, dass an den Wiener Pflichtschulen Schulsozialarbeit eingerichtet wird.“ 

Das ist ganz simpel und banal. In formeller Hinsicht beantragen wir nur die Zuweisung, denn dann können wir noch darüber reden.

Ich persönlich hoffe sehr, dass es im 15. Bezirk demnächst schon Schulsozialarbeit geben wird. Dass diese gebraucht wird, ist klar. Im 15. Bezirk wollen das bereits alle Parteien, weil alle Parteien eingesehen haben, dass es Bedarf für Schulsozialarbeit gibt.

Ich bringe noch einen weiteren Antrag ein, den ich ebenfalls schon einmal eingebracht habe. Er bezieht sich auf die Einrichtung von Schulpsychologie. Ich glaube, auch Schulpsychologen brauchen wir dringend in Wien! – Wenn man sich ein bisschen auskennt und sich umgesehen hat, welche Begleitmaßnahmen es zum Beispiel in Finnland gibt, dann kann man feststellen, dass dort nebst speziellen Lehrerinnen und Lehrern auch Personen mit anderen Berufen zum Einsatz kommen. Das Personal einer Schule in Finnland besteht zu zwei Dritteln aus den klassenführenden und fächerführenden Lehrerinnen und Lehrern, und das ganze restliche Drittel sind Förder‑ und BegleitlehrerInnen aller Art, aber auch PsychologInnen, SchulärztInnen und SchulsozialarbeiterInnen. 

Ich denke, da können wir uns von Finnland sehr wohl etwas abschauen, wenn das auch nicht eins zu eins übertragbar ist. Wir alle wissen, dass das finnische Schulsystem nicht teurer ist als das österreichische. Das ist also offensichtlich machbar. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ganz am Schluss meiner Ausführungen möchte ich noch einmal sagen: Das vorrangige Problem, das wir in Wien haben und das es zu lösen gilt, stellen die 25 Prozent an Kindern dar, die auf uns angewiesen sind, die letztlich die Politik brauchen, dass sie gefördert werden und ihnen Bildung vermittelt wird. Das, was andere Kinder zu Hause völlig selbstverständlich bekommen, müssen wir ihnen verschaffen. 

Diese Kinder brauchen uns, und daher sind wir gefordert, eine bessere Schulpolitik zu machen. Genau das hat übrigens Faymann versprochen: Er hat gesagt: Wir brauchen eine bessere Schulpolitik. Dem ist eigentlich nichts hinzuzufügen! – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Dr Aigner. 

GR Dr Wolfgang Aigner (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Meine Damen und Herren!

Wir brauchen eine bessere Schulpolitik. Heruntergebrochen auf unsere Ebene meine ich, dass wir in erster Linie auch bessere Schulgebäude brauchen, und dafür ist die Gemeinde Wien zuständig. – Wenn ich mir die Kosten des Prater-Vorplatzes ansehe, dann meine ich, dass das Geld, das für den Prater-Vorplatz aufgewendet wurde, bei Schulbau und bei der Schulsanierung besser aufgehoben gewesen wäre. (Beifall bei der ÖVP.)
In Anbetracht von Containerschulen, von herabfallenden Decken, von sanitären Missständen und von ausgehungerten Bezirksbudgets meine ich, dass es wirklich besser gewesen wäre, die Schulen zu sanieren. Das in Angriff zu nehmen und von Prestigebauten abzusehen, wäre ein wesentlich wichtigerer Beitrag für bessere Qualität!

Meine Damen und Herren! Bleiben wir gleich beim Thema Schule. Frau Kollegin Jerusalem hat richtig vermutet, dass wir sehr zufrieden sind, dass das differenzierte, Auswahlfreiheit bietende Schulsystem erhalten bleibt. Das kann auch gar nicht anders sein, das ist auch verfassungsrechtlich so vorgesehen.

Wir haben jetzt in den Bundesländern Modellversuche zur neuen Mittelschule, und wir haben uns auch in Wien diesbezüglich eingebracht. Ich finde, man sollte diese Schulversuche jetzt starten und begleitend evaluieren. Dann wird man sehen, welche Facetten man in das Regelschulwesen überleiten kann und welche finanziellen Rahmenbedingungen notwendig sind. – Ich glaube, auch die neue Wiener Mittelschule ist ein Beitrag zur Vielfalt. 

In diesem Sinne startet jetzt dieser Versuch, und es sind alle angehalten und aufgefordert, dafür Sorge zu tragen, dass innere Differenzierung kein Schlagwort bleibt, sondern tatsächlich umgesetzt wird. Die operative Umsetzung liegt in erster Linie bei der Mehrheit und im Stadtschulrat. Dort haben wir uns eingebracht, und wir sind schon sehr gespannt auf Ergebnisse. Wir haben auch überhaupt kein Problem damit, Dinge, die man von einem neuen Modell lernen kann, auch entsprechend positiv zu beurteilen. – In diesem Sinne auch hier ein Beitrag zur Wahlfreiheit. (Beifall bei der ÖVP.)
Frau Kollegin Jerusalem hat mich auf das Campusmodell angesprochen. Auch wir von der ÖVP haben nichts gegen Campusschulen. Wir möchten nur immer wieder hinweisen und darauf dringen, dass hier nicht einige wenige Prestigeprojekte herausgepickt werden und Geld aufgewendet wird, das dann in anderen Bereichen fehlt. Auch in diesem Bereich muss es eine gewisse Ausgewogenheit geben. Es ist immer gut, wenn Schulen irgendwann saniert werden, aber wir müssen vor allem an die Schüler denken, die heute noch in teilweise renovierungsbedürftigen Schulen sind. 

Zweitens ist es für uns schon problematisch, wenn über die Bauweise letztendlich ein Präjudiz geschaffen wird, welche Schulorganisation stattzufinden hat. Das war auch der Grund, warum wir bis dato diesbezüglich immer sehr restriktiv mit der Zustimmung waren. Ich bin mir sicher, man kann ein Campusmodell auch so konzipieren, dass in diesem alle möglichen Formen von Tagesbetreuung gangbar sind. Und es entspricht vielfach auch den Wünschen der Eltern, dass es nicht ein übergeordnetes Einheitsmodell gibt, sondern dass sehr wohl verschiedene Varianten möglich sind. Ich lasse mir nicht einreden, dass das vom Baulichen her nicht geht! Ich meine, man soll nicht sozusagen über die Hintertür der Bauausschreibung den Schulgesetzgeber präjudizieren! 

Wichtig ist bei einer Campusschule auch, dass man die administrativen Rahmenbedingungen anpasst. Eine so große Schule muss anders administriert werden. Im Pflichtschulbereich gibt es ja gar kein richtiges Sekretariat, und da ist natürlich der Schulerhalter gefordert, diesfalls betrifft das die Gemeinde und das Land Wien.

Ähnliches gilt für die Schulsozialarbeit und die Schulpsychologen. Das ist auch ein alter Kritikpunkt. Es werden dann mehr Lehrer in die Klassen geschickt, wenn der Bund mehr Lehrer über den Finanzausgleich finanziert. Es ist nicht immer nur der Lehrer gefordert, sondern man braucht auch Mediatoren und Psychologen, wenngleich natürlich auch jeder Lehrer mediatorische und psychologische Fähigkeiten haben soll. Das ist jedoch nicht dessen Hauptaufgabe. Diese Schulsozialarbeit wäre Aufgabe der Stadt Wien, und es wäre ganz wesentlich, dass wir aus dem großen Budgettopf, den wir zu beschließen haben, auch Mittel für diesen wichtigen Bereich umleiten.

Ich kann mir durchaus vorstellen, dass es auch in dieser Geschäftsgruppe genug Einsparungspotenzial gibt und dass man Möglichkeiten zum Einsparen auch finden kann, ohne die Qualität der öffentlichen Dienstleistungen in irgendeiner Weise herabzumindern. Wir machen Ihnen eigentlich immer ein paar Einsparungsvorschläge.

Ein Dauerbrenner ist auch das Öffentlichkeitsbudget. Es wird Jahr für Jahr versprochen, dass man mit der Erhöhung, die mit dem nächsten Budget durchgeführt wird, das Auslangen finden wird. Jahr für Jahr muss man aber Millionenbeträge nachschießen. Das hat dazu geführt, dass im letzten Bildungsausschuss sogar eine Zusatzdotation für die Bewerbung des Advents beschlossen werden musste. Dazu möchte ich sagen: Der Advent ist ja kein unvorhersehbares Ereignis, das jetzt ganz überraschend über uns hereinbricht! Im Hinblick darauf muss man schon Kritik daran üben, wie Sie mit dem Budget umgehen. Im Endeffekt ist das Budget ja nicht ein riesiger Topf, in den man nach Belieben hineingreifen kann. Wenn das so wäre, dann müssten wir nicht ein solches Konvolut mit einzelnen Budgetansätzen beschließen!

Es ist schon richtig, dass es im Vollzug immer wieder zu entsprechenden Problemen kommen kann, sodass Umschichtungen notwendig sind. Das dürfte aber nicht derart zur Methode werden, wie das bei Ihren Werbekampagnen der Fall ist! 

Selbst wenn man nicht weiß, für welche Dinge man konkret unvorhergesehen etwas bewerben muss, kann man ja einen Posten für unvorhergesehene Fälle mit ins Budget nehmen, wie man das auch bei jedem Bauauftrag macht. Diesfalls gibt es immer irgendwo einen Restposten, damit ad hoc etwas beschlossen werden kann. Das wird aber Jahr für Jahr nicht gemacht! Würden alle Budgetansätze so rasch steigen wie das PID-Budget, dann könnte man den Bürgerinnen und Bürgern sehr viel mehr Leistungen zukommen lassen! (Beifall bei der ÖVP.)

Ich bringe daher einen Antrag mit meinen KollegInnen aus dem Ausschuss ein, mit dem die Frau Vizebürgermeisterin aufgefordert wird, beim Budgetvollzug dafür Sorge zu tragen, dass der Ansatz beim Presse- und Informationsdienst nicht überschritten wird und ein allfälliger Mehrbedarf durch interne Umschichtungen zu bedecken ist. In formeller Hinsicht beantrage ich die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.) 
Ein weiteres Thema ist auch ein Dauerbrenner, nämlich die Erstellung eines Schulentwicklungsplans, damit man die Notwendigkeit von Sanierungen auch mit den Bezirken abstimmt. Auch dieser ist immer noch ausständig. Auch in diesem Bereich möchte ich einen Antrag einbringen, das sind ein Schulentwicklungsplan auch im Hinblick auf die Frage, wo es Campusmodelle geben soll und wo es Standorte gibt, die den Eltern eine entsprechende Wahlfreiheit bieten. Leider Gottes wurde das von Ihnen noch nicht erledigt! Hoffentlich nützen Sie das konstruktive Klima, das man hier in den letzten Tagen erkennen kann, auch dazu, mit uns gemeinsam einen Schulentwicklungsplan auszuarbeiten! – In formeller Hinsicht verlangen wir ebenfalls die sofortige Abstimmung. (Beifall bei der ÖVP.)
Ich möchte auch noch ein weiteres Thema ansprechen, nämlich den effizienten Einsatz öffentlicher Gelder und eine entsprechende begleitende Kontrolle. Wir haben eine Kontrollamtsprüfung betreffend die Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit beantragt. Auch das ist ein Dauerbrenner.

Meine Damen und Herren! Externes Evaluieren ist heute State of the Art in allen Bereichen. Jeder von uns muss sich in den verschiedensten Bereichen, in denen er tätig ist, von außen evaluieren lassen. Daher verstehe ich nicht, warum das gerade in diesem Bereich ein so großes Problem ist! Ich selbst bin durchaus der Meinung, dass es in diesem Bereich auch sehr viel Gutes gibt, deshalb sollte es doch kein Problem sein, hier eine entsprechende Evaluierung durchzuführen! Man könnte sich aber natürlich auch die Frage stellen, ob man mit Strukturen, die doch schon einige Jährchen beziehungsweise Jahrzehnte auf dem Buckel haben, die Herausforderungen der Zukunft bestreiten kann. Auf Basis einer Evaluation wären also auch die Strukturen zu hinterfragen.

Ich glaube schon, dass es bei einem Budget von weit über 20 Millionen EUR Möglichkeiten geben muss, eventuell doch den einen oder anderen Schulpsychologen zu beschäftigen. Auch das ist wichtig. Daher bringen wir abermals für den Fall, dass die Kontrollamtsprüfung nicht kommt, den Antrag auf umfassende Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit ein. (Beifall bei der ÖVP.)
Meine Damen und Herren! Der Respekt auch vor uns als Budgetgesetzgeber gebietet, dass der Budgetvollzug den Ansätzen entspricht und dass bei Großaufträgen entsprechende Ausschreibungen stattfinden. Ich persönlich verstehe nicht, warum man sich vor Ausschreibungen so fürchtet! Es nimmt doch dem vergebenden Organ auch sehr viel Verantwortung ab, wenn ausgeschrieben wird. Wenn jemand einen Wettbewerb gewinnt, hat man nicht die Verantwortung zu tragen, wenn etwas schief geht, weil man sich dann auf die Ausschreibung berufen kann. Ich verstehe daher nicht, warum das immer wieder nicht geschieht, und ich verstehe auch nicht, warum oft kurzfristig Millionenbeträge freigegeben werden, für die es dann keine entsprechenden Abrechnungen gibt. Es ist unverständlich, warum in diesem Zusammenhang viele Dinge, die man uns vorher versprochen hat, nachher nicht eingehalten werden!

Meine Damen und Herren! Dabei geht es einfach um die Frage, wie man mit dem Budgetgesetzgeber umgeht, und ich meine, diesbezüglich gibt es von Seiten der Mehrheit doch den einen oder anderen Verbesserungsbedarf. Eine Skandalisierung bringt nämlich niemandem etwas, sondern es fällt letztlich nur schlechtes Licht auf uns alle. Daher sollte man sich meines Erachtens, wenn man professionell an die Dinge herangeht, nicht diese Blöße geben! Ich persönlich verstehe oft gar nicht, warum man sich immer wieder in solche Situationen bringt! – Im Hinblick darauf bin ich auch sehr gespannt, was die Kontrollamtsprüfung bezüglich Gebarung bei den Fan-Zonen bringen wird! 

Sie werden Verständnis dafür haben, dass wir auch auf Grund der schlechten Erfahrungen, die wir beim Budgetvollzug hinsichtlich Budgetwahrheit und ‑klarheit gemacht haben, dem Budget nicht zustimmen werden. (Beifall bei der ÖVP.)
Es ist mir jetzt noch ein Antrag übrig geblieben. Gestatten Sie mir, dass ich am Schluss meiner Rede noch einmal an den Anfang komme. Ich bringe hinsichtlich schulische Wahlfreiheit im Volksschulbereich jetzt noch einen Antrag betreffend die Überarbeitung des Campusmodells im Hinblick darauf, dass die Wahlfreiheit der Eltern in Bezug auf die Nachmittagsbetreuung von der Bauweise her gewährleistet ist, ein. – Auch diesbezüglich beantragen wir die sofortige Abstimmung. 

Ich danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Herr GR Vettermann.

GR Heinz Vettermann (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Kolleginnen und Kollegen!

Ich nehme kurz zu den Ausführungen meiner Vorredner Stellung und werde dann auch einige hier angesprochene Themen behandeln.

Kollege Gudenus! Zu Ihrem Vorschlag betreffend Deutsch in der Pause muss ich sagen: Erstens wäre es gegen die Schulautonomie, das zentral zu bestimmen. Zweitens ist das, wie ich meine, nicht im Sinne der Kinder. Es ist allerdings heute schon theoretisch möglich, dass der Schulgemeinschaftsausschuss eine entsprechende Vereinbarung trifft. Für den Fall, dass die Kinder und die Jugendlichen dabei sind, soll es so sein!

Dass Sie Enzenhofer diesbezüglich in besonderer Weise als Vorbild betrachten, stimmt mich deshalb ein bisschen nachdenklich, weil dieser ja in besonderer Weise für kuriose Vorschläge bekannt war! Zuerst wollte er eine Art Strafzahlung für Kondome einführen, dann hat er für ein Küssverbot plädiert, worüber gegenwärtig diskutiert wird. 

Die Schüler der AHS zeigen seitdem öffentlich, dass sie sich ohnedies nicht vom Küssen abhalten lassen, und ich glaube auch, dass es die richtige Antwort ist, dass das die Schülerinnen und Schüler selbst entscheiden sollten. Sie haben da aber anscheinend einen merkwürdigen Weggefährten gefunden, und Ihnen taugt das, weil da insgesamt ein gewisser autoritärer Zug weht! 

Zu Kollegin Jerusalem: Sie haben zur Schulsozialarbeit Anträge eingebracht. Derjenige, der die Brigittenau betrifft, stammt aus dem Jahr 2005. Inzwischen ist die Situation gänzlich anders! Es scheint aber einen gewissen Retro-Chic zu haben, immer wieder etwas einzubringen, das schon Jahre zurückliegt. Das kommt aber den gegenwärtigen Bedürfnissen überhaupt nicht entgegen! Ich verweise nur darauf, dass jetzt nicht nur BegleitlehrerInnen, sondern auch BeratungslehrerInnen, die einer zentralen Stelle und nicht der Direktion unterstellt sind und die eine entsprechende Ausbildung haben, zum Einsatz kommen. Ich glaube, dass dieses Modell ein gutes Wiener Modell ist!

Bei der neuen Mittelschule handelt es sich nicht um einen dritten Schulzweig, sondern um einen Schulversuch. Ich komme dann noch darauf zu sprechen. Es wird natürlich evaluiert, und ich glaube, dass wir damit zeigen, dass eine gemeinsame Schule durchaus leistungsfähig ist.

Unser Modell 1+1 bei der Schuleinschreibung gewährleistet, dass alle, die noch Förderbedarf haben, in den Kindergarten kommen. Damit gönnen wir den Kindern eigentlich noch ein Jahr mehr! Ich glaube, es ist nicht geplant, dass die Klassen dann weitergeführt werden. Dazu gibt es eine klare Aussage des Stadtschulrats: Es wurde gesagt, dass das nicht geplant ist. Dazu habe ich mich auch selbst zu Wort gemeldet, diesbezüglich kann ich Sie beruhigen!

Kollege Aigner vermischt wieder einmal alles und jedes, diesfalls Ausschreibungen mit Schulen und mit dem Prater-Vorplatz. Das sind ja nicht einmal Äpfel und Birnen, denn das ergäbe zumindest einen köstlichen Fruchtsalat, sondern das ist schon eher ein wildes Durcheinander! Dabei kann natürlich nichts herauskommen! Wenn Sie sagen, dass man sich da etwas einsparen und dafür Schulpsychologen zahlen können hätte, dann ist das wirklich so kurios, wie es klingt! Daher gehe ich auch gar nicht weiter darauf ein!

Das Ressort, dessen Budget wir jetzt diskutieren, ist ein für die Menschen in unserer Stadt sehr wichtiges Ressort, denn gerade in einer Krise braucht man eine starke und verlässliche Kraft. Und die Stadt Wien ist selbstverständlich nicht dem Gewinn oder gar der Spekulation verpflichtet, sondern den Wienerinnen und Wienern und der Daseinsvorsorge.

Damit befassen wir uns, etwa bei den Bädern. Wir betrachten das als kommunale Aufgabe und akzeptieren auch den einen oder anderen Abgang. Das tun wir auch beim PID, wo hervorragende kommunikative Leistungen hervorgebracht werden. Und wir tun das beim Bürgerdienst, der auf Seiten der BürgerInnen agiert. Aber auch wenn wir Geld für die Wienerinnen und Wiener ausgeben, versuchen wir, kostenbewusst zu agieren, und wir agieren da auch entsprechend hart.

Ich möchte beim Budget jetzt weniger auf die Zahlen eingehen, denn diese wurden am Montag bereits referiert und sind nachlesbar, sondern erläutern, was wir mit dem Geld tun wollen. – Ich werde dabei schlaglichtartig vorgehen.

Ich beginne beim Sport: Im Rückblick hat man gesehen, dass vieles nicht eingetroffen ist, was vor der EURO prophezeit wurde: Es werde Randale geben, es werde gar nicht so viele Nächtigungen geben, die Organisation werde nicht funktionieren, wir werden in allem und jedem überfordert sein und Wien werde einen großen Schaden davon haben. – Tatsächlich hat es ein Plus an Nächtigungen gegeben, es hat keine Skandale und Randale gegeben, und Wien hat sich gut positioniert.

All das gibt uns Kraft und Zuversicht, um gegen den oppositionellen Kleinmut vorzugehen, und wir können geplante größere Veranstaltungen wie die Shorttrack-WM oder die Handball-EM in den nächsten Jahren jetzt schon entsprechend vorbereiten. 

Das Projekt „ Bewegung findet Stadt" wurde schon angesprochen. Damit wird schon im Kindergarten begonnen, und das wird natürlich in der Schule, insbesondere mit dem Programm „Bewegte Schule“ fortgesetzt. Unsere diesbezüglichen Bemühungen finden Niederschlag im Schulsport, und wir stellen der Jugend Sport‑ und Fun-Hallen zur Verfügung. 

Tatsächlich versuchen wir, mit „Bewegung findet Stadt" die Wienerinnen und Wiener zusätzlich zu motivieren. Und das geschieht nicht nur deshalb, um etwa gegen Diabetes II und ähnliche Krankheiten vorzubeugen, obwohl uns dieser gesundheitliche Aspekt natürlich ein wichtiges Anliegen ist, sondern es sollen dadurch auch Freude und ein besseres Körpergefühl vermittelt werden. 

Bereits voriges Jahr wurde der Mädchen-Fußball diskutiert. Auch in diesem Bereich schaut es für uns weiterhin sehr gut aus. Wir haben 16 Vereine und 20 Mannschaften, davon gehören zwei zur obersten Liga. Es findet regelmäßig ein Mädchen-Fußballtag statt, an dem rund 600 Mädchen teilnehmen. Das einzige Leistungszentrum befindet sich in Wien, in dem 35 Mädchen regelmäßig trainieren, denn auch Sportlerinnen können nur dann eine gute Leistung erbringen, wenn es ein solches Leistungszentrum für sie gibt. Alles andere wäre auf die Dauer nicht geschlechtergerecht.

Ich bringe jetzt einen Einschub in eigener Sache, der aber auch recht gut zum Ressort passt. Im Rahmen der White Ribbon Kampagne geht es heute los mit den 
„16 Tagen gegen Gewalt an Frauen“. Diese Kampagne dient unter anderem auch zum Zeichen dafür, dass das auch für Männer eine wichtige Sache ist. Es findet teilweise, aber nicht hauptsächlich, auch Täterarbeit statt. Dazu ist festzustellen, dass Schlagen und physische sowie psychische Gewalt eigentlich immer ein Zeichen von Schwäche sind. Es sollen andere Verhaltensweisen erlernt werden, aber auch die eigene Persönlichkeit gestärkt werden.

Für diese Arbeit gibt die Finanz direkt Geld her, und die MA 11 kontrolliert das, weil das zugekaufte Täterarbeit ist. Bei der MA 13 wird mit Burschenarbeit versucht, den jungen Leuten in möglichst jungen Jahren den Gedanken der Gewaltlosigkeit nahezubringen.

Wir sind aber vor allem auch ein starkes Bildungsressort. Der Aufgabenbereich beginnt im Kindergarten und führt über die Schule letztlich zur Hochschule, es ist aber auch außerschulische Bildungsarbeit betroffen; das umfasst die MA 10, die MA 56 und die MA 13.

Das Budget beträgt 1,4 Milliarden; davon sind ungefähr 400 000 EUR Lehrergehälter, über eine Milliarde kann aber direkt als echte Bildungsmilliarde für entsprechende Inhalte ausgegeben werden. Es sind aber auch noch andere Ressorts beteiligt. So betreibt etwa auch die MA 11 zum Beispiel mit den „Schulmappen“ Bildungsarbeit im eigentlichen Wortsinn.

Aber man kommt auf diese Zahl bereits bei den Kernabteilungen, und es zeigt sich, dass sich der Bildungsplan und vor allem auch das Modell der Schuleinschreibung bereits bewährt haben. Wir achten dabei nicht nur auf die Sprache, sondern wir schauen uns auch das soziale Verhalten des Kindes und dessen Motorik an, und wenn es Defizite geben sollte, kann im Kindergarten noch nachjustiert werden. Dabei hat sich übrigens gezeigt – das möchte ich insbesondere auch Kollegen Gudenus sagen –, dass 20 Prozent jener Kinder, die sprachlich noch nicht entsprochen haben, keinen Migrationshintergrund hatten. Daher macht es absolut keinen Sinn, die Einschreibungen mit Blick auf einen etwaigen Migrationshintergrund – unter Anführungszeichen – rassistisch vorzunehmen, sondern es soll allen Kindern die Möglichkeit gegeben werden, dass sie Förderung erhalten, wenn ein diesbezüglicher Bedarf besteht. Und das tun wir in Wien.

Zusätzlich haben wir mit dem Eins-zu-eins-Modell auch die Möglichkeit, dass das Kind eine Vorschule besucht. – Ich glaube, dass das für die Kinder gut ist, wenn wir hier eine zusätzliche Möglichkeit bieten. (Zwischenruf bei der FPÖ.)
Es gibt einige Ausbildungsvarianten in diesem Bereich. Das Modell „Change" ist eine fünfsemestrige Ausbildung für MaturantInnen zur KindergartenpädagogIn. Das Modell „Pick up" umfasst eine siebensemestrige Ausbildung und ist für Kolleginnen und Kollegen gedacht, die vielleicht schon im Kindergarten arbeiten, aber keine Matura haben, wobei eine Studienberechtigungsprüfung beinhaltet ist.

Wir bauen, wie ich schon mehrmals gesagt habe, auf einem hohen Niveau aus, etwa betreffend ganztägige Öffnung und kurze Sommerpausen von nicht mehr als 14 Tagen. In Wien weisen wir bereits all jene Parameter auf, die in einer 15a-Vereinbarung vorgegeben sind, und wir bauen natürlich weiter aus. Wir bauen die Einrichtungen für Kinder von null bis sechs Jahren aus, und zwar nicht nur für die Drei‑ bis Sechsjährigen, sondern auch für Kinder im Alter von null bis drei Jahren. In diesem Bereich werden wir um 23 Prozent mehr an Geld ausgeben.

Auch hier wollen wir inhaltlich etwas voranbringen. Es gibt jetzt zum Beispiel das Projekt „Minimath" betreffend die Vermittlung von Mathematik und Naturwissenschaften im Kindergarten. Ferner gibt es Gewaltpräventionsprogramme, die ebenfalls hier ressortieren. 

Man muss natürlich auch dazu sagen, dass wir oft mehr Geld ausgeben, ohne dass es die Eltern merken. Wir haben im Budget ja die viel diskutierte Form der sozialen Staffelung, und wir haben die Schwelle erhöht, damit mehr Menschen in die soziale Staffelung fallen, sodass es auch mehr NullzahlerInnen als zuvor gibt. – Das bedeutet: Wir geben sehr viel Geld aus, ohne dass die Eltern etwas davon merken, um diesen sozialen Ausgleich sicherzustellen und den Standard zu halten.

Ich persönlich bin weiterhin ein Freund des Bildungsjahrs. Dabei ist es wichtig, die Nahtstelle zwischen Schulen und Kindergarten zu entschärfen und eine gute Kooperation zwischen KindergartenpädagogInnen und LehrerInnen herzustellen.

Beim Campusmodell geht es um eine räumliche und inhaltliche Zusammenarbeit zwischen Kindergarten und Schule. Aber es soll teilweise auch außerschulische Jugendarbeit inkludiert sein. Es soll Möglichkeiten für Sportvereine geben, und auch die Öffentlichkeit soll das Gebäude unter Umständen nutzen können. Diese Gebäude sollen eventuell auch außerhalb der Kindergarten– und Schulzeiten zur Verfügung stehen. Es ist damit ein inhaltliches Konzept verbunden. Das Campusmodell eignet sich für Aktivitäten und entsprechende Angebote am Nachmittag. Ich bin überzeugt, dass das zukunftsweisend ist und auch entsprechend umgesetzt werden wird. Daher macht es Sinn, wenn man das von vornherein so baut, dass es diese Möglichkeit gibt. Eine Umorganisierung wäre dann ja trotzdem noch möglich. Man kann den Inhalt vom Baulichen her nie hundertprozentig determinieren, aber die Schaffung von Möglichkeiten zur ganztägigen Betreuung sind jedenfalls in unserem Sinn. 

Das kostet natürlich einiges, aber wir bieten dafür auch wirklich etwas an. Wir stehen dazu, und wir wollen das nicht – wie ich es der ÖVP unterstelle – sozusagen über die Hintertür zu einer Art Tagesheimschule verkommen lassen, sondern wir wollen dieses Campusmodell weiter ausbauen.

Übrigens brauchen Sie sich keine Sorgen zu machen: Ich bin zwar dafür, dass man das Modell massiv und schnell ausbaut, es gibt aber noch genügend andere Schulen, und man kann – wenn man wie Kollege Aigner sehr in Sorge ist – die Kinder auch anderswo in die Schule schicken.

Wir werden mit den neuen Mittelschulen im nächsten Schuljahr starten. Es wurde schon genug evaluiert, und es gibt zahlreiche Versuche, dass dieses Modell durchaus funktionsfähig ist. Wir werden – und ich glaube, das ist sehr wohl ein Fortschritt gegenüber den Bundesländern, die das bisher schon gemacht haben – auch mit AHS-Standorten starten können. Bisher gibt es ja nur einen einzigen echten AHS-Standort in Graz. Bei uns wird es mehrere AHS‑Standorte geben, und ich bin überzeugt, dass dieser Versuch gut funktionieren wird.

Es wird auch möglich sein, dass ganze Volksschulklassen – zumindest theoretisch und wenn es die Eltern wollen – an diesem Versuch teilnehmen. Es wird egal sein, in welches Schultor man hineingeht, ob das früher eine KMS oder eine AHS war. Ich bin dafür, dass wir diesen Versuch machen. Übrigens waren die entsprechenden Abstimmungen – weil das auch angesprochen wurde – absolut gesetzeskonform! Das, worüber in einer Zeitung geschrieben wurde, war eine Probeabstimmung beziehungsweise eine Umfrage, ob eine formale Befragung überhaupt Sinn macht. Ich vermute zumindest, dass es sich hiebei um einen solchen Vorgang gehandelt hat.

In den Berufsschulen wird natürlich ebenfalls investiert. Es wird Lehre mit Matura und auch die Möglichkeit der überbetrieblichen Ausbildung geben, und wir haben auch dafür Sorge getragen, dass die Kinder, die diese Ausbildung wählen, Plätze in der Berufsschule haben. 

Neben der beruflichen Ausbildung geht es auch um Weiterbildung und um außerschulische Bildungsarbeit, die mehr als rein beruflich verwertbare Bildung sein soll. Die Wiener Volksbildung ist jetzt neu aufgestellt als gemeinnützige GesmbH und kann über die Volkshochschulen entsprechende Angebote machen. Dazu gehören aber auch die Büchereien.

Bildung bedeutet in diesem Zusammenhang auch Entwicklung von Interessen und Fähigkeiten im musischen und kreativen Bereich. Das ist ein Teil von Zufriedenheit, der Freude in die Seele bringt. Damit können Angst und die Verheerungen, die der kapitalistische Konkurrenzkampf in den Herzen der Menschen anrichtet, abgemildert werden, und es kann so zu einer positiven Stimmungslage beigetragen werden. 

Es geht aber auch darum, denjenigen, die reines Wissen erwerben wollen, sei es in den Fächern Geschichte, Naturwissenschaft oder auch Mietrecht, eine breite Palette an Möglichkeiten anzubieten. Eine solche gibt es in Wien, und ich bin stolz darauf, dass wir für diese Volksbildung mehr als alle anderen Bundesländer und der Bund ausgeben.

Ich nenne an dieser Stelle die Büchereien mit ihren sehr erfolgreichen inhaltlichen Veranstaltungen. Sie nehmen ihren Bildungsauftrag wahr, und auch die Zahl der Entlehnungen steigt. Das betrachte ich als Bildung in eigentlichen Wortsinn, als einen positiven Aneignungsprozess der Welt!

Selbstverständlich ist gerade in Krisenzeiten auch die berufliche Weiterbildung ein notwendiges Feld. Auf diesem Gebiet gibt es in der Erwachsenenbildung möglichst vielfältige Angebote. Auch an dieser Breite der Bildungsangebote zeigt sich das Gesamtkonzept des Budgets in Wien, nämlich Arbeitslosigkeit möglichst zu vermeiden und der Krise entgegenzusteuern. Das bedeutet in diesem Ressort, dass wir über die Bildung einen entsprechenden Schub geben und unseren Beitrag dazu leisten, dass die Krise nicht so massiv durchschlagen kann und die Menschen nachhaltig davon profitieren.

Ganz zum Schluss möchte ich mich bei jenen, die all das durchführen, nämlich bei den Beamten, bedanken. Sie setzen die ehrgeizigen Ziele, die von der Politik, also von uns, vorgegeben werden, ambitioniert um, und ich wünsche ihnen für die Umsetzung unserer Vorgaben die entsprechende Kraft und gute Nerven! Ich verspreche, dass wir die notwendige politische Unterstützung geben werden, damit dieser erfolgreiche Wiener Weg fortgesetzt werden kann.

Ich möchte mich auch bei unserer VBgmin Grete Laska bedanken. Von ihr weiß ich, dass sie gute Nerven für die Arbeit hat, und zwar trotz des – wie ich jetzt sagen möchte – oppositionellen Furors, den es teilweise gibt und der oft sehr unsachlich ist. Wir unterstützen den Wiener Weg, indem wir jetzt auch das Budget für Bildung beschließen. – Volle Kraft voraus und vielen Dank! (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat nun Herr GR Mag Jung.

GR Mag Wolfgang Jung (Klub der Wiener Freiheitlichen): Herr Vorsitzender! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren!

Eine Debatte über das Ressort der StRin Laska bedeutet eine Debatte über Realitätsverleugnung bis hin zu kostspieligen Fehlentwicklungen. Es geht in diesem Zusammenhang um nicht nachvollziehbare Politik bei der Auswahl von Personen und um seltsame Vorgänge rund um Ausschreibungen. Wir haben es hier mit lockerem Umgang mit öffentlichen Geldern bis hin zur Verschleuderung zu tun.

Beginnen wir mit der Realitätsverleugnung: Den Bereich Schulen kann ich mir jetzt aus Zeitgründen ersparen, dieser wurde ohnehin schon ziemlich deutlich erörtert. – Ein Punkt, auf den ich aber doch hinweisen möchte und muss, weil er so wichtig ist, ist die Frage der Gewalt an Schulen. Es wird heute auch ein entsprechender Antrag, dem wir voll zustimmen werden, eingebracht. Diesbezüglich besteht ein echtes Gefahrenpotenzial für unsere Jugendlichen, dem entschieden entgegengewirkt werden muss, und dafür genügen nicht nur schöne Sonntagsreden, sondern da muss es entsprechende Taten geben!

Ein Wort zu den neuen Mittelschulen, die Sie gerade großartig angepriesen haben: Ich weiß, welche Schule Sie hier meinen! Die Bezirke sind dazu verpflichtet, und es müssen in der Reihung jene genommen werden, die schon gar nichts anderes mehr bekommen, die ganz genau wissen, dass sie bei den Qualitätsmittelschulen und den weiterführenden Schulen nicht ankommen.

Ich komme nun aber zu den anderen Verantwortungsbereichen und bleibe gleich bei der Gewalt: Gewalt nimmt im öffentlichen Leben zu; so nimmt sie etwa auch im Bereich der Jugend insbesondere im Prater ganz massiv zu. Dort werden die bisher vorhandenen einarmigen Banditen bereits durch zweiarmige ersetzt, und wenn gesagt wird, dass die Leute sich teilweise schon fürchten, in den Prater zu gehen, dann ist das keine Erfindung der Freiheitlichen. Sie können das im „Kurier“ und in anderen Medien nachlesen.

Wenn ich jetzt beim Prater bin, darf ich gleich die Gelegenheit nutzen und die SPÖ‑Stadtregierung daran erinnern, dass Sie seit mehr als einem Jahr hinsichtlich des Versprechens säumig sind, eine gesetzliche Regelung herbeizuführen, die den Bürgern und den vielen Zehntausenden von Spielsüchtigen in dieser Stadt Hilfe bringen würde. So wie es jetzt auch im Hinblick auf die neue Koalitionsregierung ausschaut, ist ein Gesetz in Begutachtung, das in erster Linie einzelne Gesellschaften wie etwa Novomatic und so weiter begünstigen wird. – Ich möchte hier nur anmerken, dass das nicht im Interesse der Bürger Wiens sein kann!

Nun noch zum Jubel, den Sie, Frau Stadträtin, so gerne im Zusammenhang mit der Europameisterschaft anstimmen. Nachdem diese vorbei ist, hat der Jubel allerdings ganz beträchtlich nachgelassen! Ich lese da nur eine Schlagzeile: „EURO-Fan-Zone – Gastrochef insolvent." – Das ist eine der nicht ganz so wenigen Insolvenzen, die im Zusammenhang mit Ihrem Ressort immer wieder zur Sprache kommen.

Ein weiterer Punkt, den ich ansprechen möchte, ist die Personenauswahl: Die Auswahl nach parteipolitischen und nach Bekanntheitskriterien wirkt sich sehr negativ aus! Ich lese Ihnen jetzt etwas vor, was nicht unmittelbar Ihr Ressort betrifft, was aber ein Eingeweihter, nämlich Universitätsprofessor Dr Aff, der Vorstand der WiPäd an der WU, in einem Artikel schreibt: „Ein Beispiel für die starke parteipolitische Einflussnahme stellt die Pädagogische Hochschule in Wien dar, wo offensichtlich Professionalität durch einen parteipolitischen Tunnelblick ersetzt wurde.“ Aff spricht sich gegen den „offensichtlich bestehenden Primat der Parteizugehörigkeit als dominierendes Kriterium für oberste Führungsfunktionen“ aus. Und es verhält sich ja nicht nur dort so, sondern leider in allzu vielen Bereichen des öffentlichen Lebens in Wien. Und der Proporz wird sich wahrscheinlich in der nächsten Zeit als Folge der Regierungsbildung noch stärker bemerkbar machen.

Im Zusammenhang mit der Problematik bei der Auswahl von Personen für Leistungsfunktionen rede ich jetzt unter anderem auch von der Stadt Wien Marketing und Praterservice GmbH und so weiter. – Unter Berücksichtigung des jetzt vorliegenden Berichtes muss man sagen, dass von Kompetenz, nötiger Sorgfalt und ordentlicher Kontrolle bei den Verantwortlichen nicht immer das zu finden war, was als Mindesterfordernis für diese verantwortungsvolle Aufgabe hätte gelten müssen. 

Auf die Kritik, die eigentlich geschlossen von Seiten der Opposition am Prestigeprojekt Prater-Vorplatz, bei dem zig Millionen an Mehrkosten entstanden sind, erfolgte, hat der unmittelbar Hauptverantwortliche für dieses Debakel, Mag Wurz, gesagt, als er darauf angesprochen wurde, wie es mit der Kontrolle und den Mehrausgaben ausschaut: „Wenn Sie es naiv finden, dann bin ich halt naiv!“ Er erklärte, dass seine Aufgabe eigentlich damit erfüllt war, dass der Vertrag ohnehin aufgelöst wurde, als er merkte, dass zwei Millionen vertragswidrig – wie er wörtlich gesagt hat – verwendet wurden. – Das ist wirklich eine No-na-Antwort, meine Damen und Herren! Man könnte es dabei erstaunt belassen, wenn nicht so viel Geld den Bach hinunter gegangen wäre.

Wirklich naiv – wenn nicht sogar noch etwas Schlimmeres dahinter steckt! – war allerdings die Vorgangsweise bei der Auswahl des Generalunternehmers für dieses Projekt, und hier beginnt die politische Verantwortung! Dieser war, wie wir schon einige Male gehört haben, ein Lurchforscher und Studienkollege von Bgm Häupl. Ich erinnere in diesem Zusammenhang an das bisher unwidersprochene Zitat, dass Herr Frank „Michl gefragt“ habe, ob er vielleicht etwas für ihn habe. Und offensichtlich hatte er etwas für ihn!

Auch durch intensive Nachfrage war Herrn Mag Wurz allerdings nicht zu entlocken, nach welchen Kriterien die Firma des Herrn Frank, nämlich die Explore 5D, ausgewählt wurde. Allen, die sich nur ein bisschen dafür interessiert haben, war klar, dass er ein Eventmanager war und keineswegs die Voraussetzungen für die Durchführung eines umfangreichen Projektes hatte, und es war allen bekannt, die es wissen wollten, dass seine letzten Projekte alles andere als erfolgreich waren, um nicht schlimmere Ausdrücke zu verwenden. 

Der Originalton des verantwortlichen Herrn Mag Wurz: „Das Risiko war von Anfang an kein ganz so großes.“ – Er hat dieses Risiko betreffend den Totalunternehmer auch nicht getragen, sondern das trägt die Stadt Wien und das tragen wir alle mit den Zahlungen, die uns ins Haus standen und vielleicht noch stehen werden!

Als Begründung führte er dann noch an: „Die anderen Bewerber haben keine so dichte Gestaltung eingebracht.“ – Was immer das auch heißen mag: Das war wirklich obskur! Das war jedoch auf mehrfache Befragung seine Begründung für die Auswahl dieser Firma. Diese „dichte Gestaltung“ hat uns bis jetzt ungefähr 8 Millionen gekostet! 

Damit sind wir bei der Geldverschwendung, die nicht nur beim Prater-Projekt, sondern in diesem Bereich insgesamt Ihre Spezialität ist: Ich meine damit jene Summen, die für die indirekte Parteifinanzierung abwandern. Die Möglichkeit, Werbung für die Tätigkeiten eines Ressortbereichs zu machen, wird insofern – ich sage das Wort ganz bewusst – missbraucht, als man Inseratenkampagnen startet und damit die Zeitungen anfüttert. Offiziell wird das immer als Werbung für die Stadt getarnt; ich habe das schon in der letzten Gemeinderatssitzung als das „System Faymann-Laska“ angesprochen. Kürzlich haben Sie das wiederum bewiesen: Im Ausschuss wurde insgesamt ungefähr 1 Million EUR für Werbung für Bücher und Bibliotheken bewilligt. Dann kam auch prompt die Werbung: Bgm Häupl war groß im Bild zu sehen, und darunter ist klein auch ein bisschen etwas über Bücher gestanden.

Ich gestehe Bgm Häupl durchaus zu, dass er mehr als nur den „Schatz im Silbersee“ gelesen hat! Ich glaube aber, dass auch der niederösterreichische Kollege nicht der große Literaturpapst ist! Insofern fragt man sich: Was hat er damit zu tun? – Es ist eben so, wie ich schon gesagt habe: Die Zeitungen werden auf diese Weise halt ein bisschen angefüttert! 

Ein anderes Thema ist die Vereinsförderung: Es werden wirklich zahllose Vereine gefördert, und es würde den Rahmen bei Weitem sprengen, wenn ich jetzt auf all das eingehen wollte. Deshalb spreche ich jetzt nur zwei Vereine an.

Das Dokumentationszentrum muss trotz widmungswidriger Verwendung von Teilen seiner Mittel nichts zurückzahlen, sondern hat mehr Mittel erhalten. Diese Politik des Augen‑Zudrückens wird natürlich vor allem gegenüber Vereinen betrieben, die sich gegen die FPÖ wenden. Das ist ja nichts Neues! Ich nenne jetzt zum Beispiel nur den Verein Okto: Betreffend diesen Verein wurde von den Rechnungsprüfern kritisiert, dass sehr seltsame Vereinsstrukturen bestanden, dass Beteiligungen bestanden und, und, und. All das geht aber durch! Dieser Verein ist sicherlich der SPÖ nicht feindlich, er hat Programme wie „Kochen nach Parteifarben“, und ich bin sicher, dass da in erster Linie mit Rotkraut gekocht wird und nicht mit Blaubeeren! (Zwischenruf bei der SPÖ.) Die giftige Blausäure überlassen wir Ihnen! Die versprühen Sie ja so gerne, Herr Kollege! 

Außerdem wurden auch ganz unparteiisch Wahlen unter Jugendlichen beziehungsweise fast Kindern durchgeführt, und man kam bei den Probewahlen zu dem glorreichen Ergebnis, dass es 24 Stimmen für die SPÖ und nur 5 für die Freiheitlichen gab. Das Pech war nur, dass nachher die richtigen Wahlen stattfanden und man feststellen musste, dass 44 Prozent der jugendlichen Erstwähler die Freiheitlichen gewählt haben.

Stützen Sie aber ruhig weiter solche Vereine, und lesen Sie die Berichte, die hier vorliegen, mit der üblichen Blauäugigkeit! Ich habe Frau Kollegin Novak, die darüber damals sehr empört war, schon gesagt, dass Ihnen die Fähigkeit zum sinnerfassenden Lesen fehlt. Das wurde dann furchtbar böse ausgelegt. – Heute haben wir von der Frau Stadträtin ganz andere Bemerkungen gehört. Aber es ist halt nicht immer das Gleiche: Die SPÖ darf sich durchaus scharf äußern; wenn die Freiheitlichen etwas kritisieren, ist das aber immer gleich ganz fürchterlich!

Kommen wir jedoch abschließend zur Geldverschwendung und zum Prater-Projekt zurück: Ursprünglich waren 32 Millionen veranschlagt, dann hat das mit der Umplanung 39 Millionen gekostet. Überlegen Sie sich das einmal: Die Kosten für die Umplanungstätigkeit betragen 7 Millionen! Das wären ungefähr 30 Einfamilienhäuser nur für eine Umplanung! Man fragt sich wirklich: Wo ist das Geld geblieben?

Dann kam der zweite Zusatz, wie man es so schön genannt hat, und damit stiegen die Kosten auf 43,5 Millionen, damit man den Ausgleich finanzieren kann. Damit hat man nicht nur den kleinen Subunternehmern geholfen, was gut und notwendig war, sondern man hat sich damit auch lästige Gerichtsverfahren, Einvernahmen und Ähnliches erspart.

Die reinen Baukosten betrugen angeblich bisher nur 28 Millionen. Ich frage mich – und da geht es zum zweiten Mal nach der Auswahl der Person um politische Verantwortung –: Wo blieb die begleitende Kontrolle? Herr Mag Wurz hat uns gesagt, dass das wegen der Komplexität der Abläufe nicht möglich war. – Stellen Sie sich einmal vor, Sie würden, wenn Sie irgendwo eine verantwortliche Führungstätigkeit haben, sagen, dass Sie den Verantwortungsbereich nicht kontrollieren können, weil das zu kompliziert ist. Dann werden Sie nicht lange in dieser Position sitzen! Über Verantwortung hat man von Mag Wurz nichts gehört, aber er weiß sicherlich sehr viel!

Das ist, gelinde gesagt, eine unverständliche Vorgangsweise, und ich meine, man kann sich auch nicht damit abputzen, dass man Zwischengesellschaften gründet und dann sagt: Ich habe damit eigentlich nichts zu tun, und das unterliegt nicht der politischen Kontrolle. Frau Stadträtin! Diese Verantwortung wird Ihnen niemand abnehmen!

Es blieben auch andere Fragen offen, etwa die hier schon einmal angesprochene Frage der seltsamen Zahlungen über Kanada. So heißt es ausdrücklich in dem Bericht, dass auf Grund der Finanzkrise auch mit einer „massiven Verteuerung der Finanzierungskosten beim gegenständlichen Projekt gerechnet werden“ müsse. – Das heißt für die Zukunft, dass uns das noch teurer zu stehen kommen wird!

Ich habe insgesamt drei Mal versucht, mein ganzes Fragerecht auszuschöpfen, um eine Antwort zu bekommen: Ich bekam jedoch keinerlei Antwort, es gab nur Schweigen, so wie in vielen anderen Bereichen auch. Man versucht jetzt von Seiten der Frau Stadträtin, das auszusitzen, und glaubt, damit über die Runden zu kommen. Das wird sich aber als Irrtum erweisen, oder Sie werden der SPÖ massiv schaden, Frau Stadträtin, aber das ist dann Ihre Verantwortung!

Sehr geehrte und vor allem für uns Wienerinnen und Wiener teure Frau Stadträtin! Sie haben es für nötig befunden, einer Bezirkszeitung ein doppelseitiges Interview zu geben, in dem es heißt: „Laska-Rücktritt steht nicht zur Debatte.“ Bezeichnenderweise befindet sich auf einem Viertel der Doppelseite zufällig – wie das Schicksal halt so spielt! – ein Inserat der Wiener Stadtwerke.

Dazu sage ich Ihnen: Wenn eine Stadträtin es notwendig hat, ein solches Interview zu geben, dann hat sie wohl schon gemerkt, dass der eigene Sessel sehr wackelt und dass wahrscheinlich schon im Rahmen der eigenen Partei daran gesägt wird. Das werden Sie sicherlich schon registriert haben! Daher würde Sie uns, unserem Budget und vor allem den Wienern einen großen Gefallen tun, wenn Sie unsere morgige Aufforderung annehmen und zurücktreten, Frau Stadträtin! – Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Zu Wort gelangt nun Frau GRin Smolik. – Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrte Frau Stadträtin! Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zuerst auf den Bereich der Kindertagesheime zu sprechen kommen. – Vorige Woche gab es am Dienstag eine Beilage „Bildung spezial“ zu der Zeitung „Heute“. Als ich darin die Schlagzeile fand „Lernen beginnt schon im Kindergarten“, habe ich mich sehr gefreut, weil ich mir dachte, dass jetzt massiv an die Öffentlichkeit gegangen wird, um den Eltern und den WienerInnen insgesamt nahe zu bringen, wie wichtig die frühe Förderung von Kindern in Kindergärten ist.

Der Artikel liest sich ganz interessant. Es ist darin sehr detailliert beschrieben, welche Vorteile Kinder in Wien von diesem Angebot haben, und es wird auch berichtet, dass mehr Geld in die Betreuung von Kindergartenplätzen investiert wird. – Das begrüßen wir sehr! Und es ist ja auch am Budget abzulesen, dass es hier eine Steigerung gegeben hat. Und auch den Ausbau der Kinderbetreuungsplätze für Kinder unter drei Jahren, der einer mit dem Bund geschlossenen 15a‑Vereinbarung entspricht, finde ich gut!

Ich habe mich dann aber beim Durchlesen dieser Beilage „Bildung spezial“ doch etwas gewundert und mir gedacht: Das ist die Theorie, aber die Praxis wird dann wohl doch ein bisschen anders ausschauen!

Auf Seite 5 dieser Beilage findet sich der Artikel „4 000 Kinder lernen mit Spiel und Spaß“. Dabei geht es um die 4 000 Kinder, bei denen jetzt beim ersten Screening unterschiedliche Defizite festgestellt wurden. Hier ist zu lesen: „Zusätzliches Plus des Förderprogramms: Die Fördergruppen sind klein. Sie bestehen nur aus drei bis fünf Mädchen und Buben. Dadurch können die Kleinen mehr üben und die Pädagogen stärker auf jedes Kind eingehen.“ 

Es wäre schön, wenn es wirklich so wäre! Es wäre schön, wenn wirklich in Kleingruppen so gearbeitet werden könnte und es somit eine entsprechende Förderung in den Kleingruppen gäbe! Tatsache ist aber, dass diese Förderung in sehr vielen Kindertagesheimen und sehr vielen Gruppen in den normalen Alltag integriert wird. Davon, dass das so laufen wird, wird auch in diesem Artikel berichtet. Es kann aber von Kleingruppen keine Rede sein, denn die PädagogInnen sind mit diesem neuen Förderkonzept nach wie vor mehr oder weniger allein, weil es die angekündigten zusätzlichen Personalressourcen nicht überall geben wird. 

Auf Seite 4 findet sich ein Artikel mit dem Titel: „Integration: Mit‑ und voneinander lernen.“ Dabei geht es um Kinder mit Behinderungen, die in den Integrationsgruppen der Kindertagesheime und Kindergärten so gut aufgehoben seien. Ich zitiere: „In einer Integrationsgruppe werden durchschnittlich 4 Kinder mit Behinderung und 16 Kinder ohne Behinderung gemeinsam betreut, und zwar von einer Kindergarten‑ und einer Sonderkindergartenpädagogin sowie zwei Kindergartenassistentinnen.“ 

Das trifft zu. Nur gibt es viel zu wenig Plätze. Frau Stadträtin! Sie wissen ja, dass es immer wieder einen Mangel an Plätzen gibt! Abgesehen davon ist auch die Gruppengröße in Integrationsgruppen, wenn wir sie schon haben, viel zu groß! Eine Gruppe mit 4 Kindern mit Behinderung und 16 Kindern ohne Behinderung ist viel zu groß, auch wenn Sie, wie hier angeführt, die nötige Personalausstattung haben. 

Ich habe mir heuer verkniffen, einen Antrag einzubringen, dass die Gruppengrößen gesenkt werden sollen, denn diese Anträge werden eh immer abgelehnt beziehungsweise es wird mir dann wiederum erklärt, dass da ein anderes pädagogisches Konzept dahinter steht. Außerdem gebe es im Moment ohnedies zu wenig KindergartenpädagogInnen, also könne man jetzt nicht auch noch die Gruppen verkleinern.

Zu den KindergärtnerInnen gibt es auch einen Artikel mit dem Titel „KindergärtnerInnen heiß begehrt.“ In diesem Artikel werden die neuen Ausbildungsmodelle vorgestellt. – Es ist gut, dass es diese Ausbildungsmodelle gibt, das Ganze kommt nur leider viel zu spät. Das habe ich auch schon öfters hier gesagt. Man hätte viel früher darauf reagieren müssen, dass wir einen diesbezüglichen Bedarf haben und mehr PädagogInnen brauchen. Ich bin gespannt, wie viele PädagogInnen jetzt bei diesen Maßnahmen im Endeffekt wirklich dabei bleiben! Sie verpflichten sich zwar, für eine gewisse Zeit als PädagogInnen beziehungsweise AssistentInnen tätig zu sein, ob sie dann aber weiter in diesem Beruf bleiben werden, wird man erst sehen!

Ich habe schon erwähnt, dass das Budget gestiegen ist, und zwar auch das Personalbudget. Das ist positiv zu vermerken. Es fragt sich nur, ob der Grund dafür die steigenden Personalkosten sind oder wirklich mehr PädagogInnen eingestellt werden. Ich bezweifle, dass das Budget wirklich steigt! Wir alle wissen nämlich, dass nach wie vor PädagogInnen gesucht werden. Die verschiedenen Betreiber und Betreiberinnen von Kindertagesheimen und somit auch die Stadt Wien suchen ja bekanntlich per Inserat PädagogInnen. Ich bin neugierig, wann sich die Situation entspannen beziehungsweise es wirklich möglich sein wird, zu kleineren Gruppen zu kommen, weil wir mehr PädagogInnen haben!

Nun noch zum neuen Fördermodell: Das erste Chaos, das wir in diesem Jahr hatten, ist jetzt vorbei, aber das nächste Chaos steht uns vielleicht bevor. Eltern, die sich betreffend dieses neue Fördermodell schon erkundigt haben beziehungsweise sich jetzt im November beim Tag der offenen Türen die Volksschulen angeschaut oder mit den DirektorInnen oder LehrerInnen darüber gesprochen haben, welche Angebote es in der Schule gibt, haben uns rückgemeldet, dass die LehrerInnen beziehungsweise DirektorInnen eher zurückhaltend reagiert haben, wenn sie erfuhren, dass ein Kind erst übernächstes Jahr in die Schule kommt, und gesagt haben, dass es jetzt ohnedies noch nicht so weit sei und man sich jetzt einmal vorrangig um die Kinder kümmere, die nächstes Jahr in die Schule kommen, und dass man in einem Jahr ja weiter reden könne.

Ich glaube, dass das für die Eltern unbefriedigend ist! Wie wir alle wissen, sollte man sich nämlich frühzeitig Gedanken darüber machen, welche Schule zum jeweiligen Kind passt. Ich meine daher, dass eine solche Reaktion und Verhaltensweise der LehrerInnen beziehungsweise DirektorInnen nicht der richtige Zugang ist, wenn wir wollen, dass die Eltern sich intensiver mit der Bildungslaufbahn ihrer Kinder beschäftigen.

Kurz noch zur MA 11 und zu den Dienstposten: Ich weiß, dass jetzt elf Dienstposten nachbesetzt wurden. Das ist eine Aufstockung, und das ist auch gut und wichtig, aber das ist nach wie vor zu wenig. Frau Stadträtin! Sie haben zuletzt in einer Fragestunde gesagt, dass im Budget 2009 hierfür mehr budgetiert werden wird, dass wir aber wieder nicht damit zufrieden sein werden.– Ja, das stimmt! Wir sind nicht zufrieden! Wir sind nämlich nach wie vor weit davon entfernt, die benötigten 36 Dienstposten auch nur annähernd zu erreichen. Im Bereich der Rechtsvertretung tut sich gar nichts. Auch hier besteht nach wie vor ein sehr hoher Personalbedarf. Sogar Kollege Meidlinger hat das mittlerweile festgestellt und sich den Forderungen der Personalvertretungen angeschlossen. Anscheinend dürften Sie sich aber nicht durchsetzen, denn wir brauchen auch im Bereich der Rechtsvertretung wirklich mehr Personal!

Zum PID, der von den Kollegen Aigner und Jung auch schon angesprochen wurde: In diesem Bereich steigen die Ausgaben wirklich Jahr für Jahr! Im letzten Jahr wurden 43,17 Millionen budgetiert, jetzt sind es 46,4 Millionen, und das ist doch um einiges mehr! Und wenn ich dann sehe, dass es im Bereich Direktinformation einen Anstieg von 8,98 Millionen auf 12,69 Millionen gegeben hat, dann frage ich mich schon, ob eine Erhöhung in diesem Ausmaß notwendig ist und ob wir das Geld nicht anderswo dringender bräuchten. 

Schauen wir uns einmal die Inserate an! Ich weiß schon, dass man über Inserate genauso wie über Geschmäcker trefflich streiten kann. Ich glaube allerdings, dass wir mit den Inseraten, die gerade geschaltet werden, wirklich nicht alle Menschen erreichen, die wir vielleicht erreichen wollen. Am Wochenende gab es ein doppelseitiges Inserat in der Zeitung „Österreich“ unter dem Titel „Wien hat das Mehr“. Das ist jetzt offensichtlich der Slogan betreffend große Bildungschancen für dich und mich. Da ist alles quasi vom Studium in Windeln bis zum lebenslangen Lernen Comic-artig mit nur kurzen Anreißern aufgezeichnet, und man weiß letztlich wieder nicht genau, worum es eigentlich geht. Das Ganze ist sehr kurz und knapp gehalten. Das möchte ich erwähnen, wiewohl ich weiß, dass man in einem Inserat nicht alles unterbringen kann.

Zu den Büchereien gibt es ebenfalls ein Inserat, von dem Kollege Jung gemeint hat, dass er darauf nur den Herrn Bürgermeister und ein bisserl Text gesehen hat. Es gibt das Ganze aber auch als Spiel, und da heißt es: „Wien hat das buchstäbliche Mehr.“ Darin werden Spiel und Spaß in 40 Büchereien beworben. Allerdings werden sogar Normalsichtige Schwierigkeiten haben, auf den Spielfeldern den sehr klein geschriebenen Text zu lesen. Und es ist auch kaum nachzuvollziehen, wie das Spiel funktionieren soll und auf welchem Feld wirklich welche Sonderaktion notwendig ist. Man kann jetzt darüber streiten, ob das eine sinnvolle Art und Weise ist, die Büchereien zu bewerben, und es ist fraglich, ob Menschen, die einen bildungsferneren Zugang zum Lesen und zu neuen Medien haben, sich durch ein solches Würfelspiel wirklich angesprochen fühlen. 

Dann hat es noch ein Inserat gegeben, bei dem ich mir wirklich gedacht habe: Jetzt reicht’s aber! Ich meine das Inserat für Bäder. Ich habe es hier, ich kann es Ihnen dann gerne zeigen. Dieses Inserat ist wirklich ein bisschen geschmacklos. Auf einem Bild sitzen mehr oder weniger attraktive Menschen mit mehr oder weniger Bekleidung in der Sauna, und die Sauna wird mit dem Text beworben: „Die Finnen schwören darauf.“ Außerdem gibt es ein Bild mit einem muskulösen Badewaschl am Beckenrand, der eine der so genannten Schwimmnudeln zu einem Herzchen formt, während sich im Becken zwei Damen und ein Herr mit ebensolchen Schwimmnudeln irgendwelchen Gymnastikübungen hingeben. 

Ein weiteres Bild steht unter dem Titel „Schwimm dich fit in elf Wiener Hallenbädern“. – Es ist prinzipiell gut, dass es dieses Angebot gibt, ich bin mir aber nicht sicher, dass sich jemand durch diese Darstellung wirklich dazu motivieren lässt, in ein Bad zu gehen. Ich bin mir nicht sicher, ob ich mich dazu hinreißen lassen würde, in ein Bad zu gehen, nur weil ich mir denke: Der Badewaschl auf dem Bild ist so fesch, mit dem möchte ich jetzt turnen! Und ich möchte auch dahingestellt lassen, ob mich das Bild mit dem Titel „Badevergnügen wie in der Karibik“, auf dem eine Dame und ein Herr am Beckenrand sitzen und die Füße ins Wasser hängen lassen und auf dem auch noch ein dunkelhäutiger Herr mit einer Kurzhaarfrisur abgebildet ist, der offensichtlich aus Afrika oder aus der Karibik stammt, dazu animieren würde, in die Bäder zu gehen und dort dem Freizeitangebot beziehungsweise dem sportlichen Angebot zu frönen. 

Ich möchte nun einen Antrag einbringen. Manche werden sich vielleicht wundern, warum gerade ich als Raucherin diesen einbringe. Es geht dabei nämlich um den NichtraucherInnenschutz in den Gastronomiebetrieben von Sportstätten. 

Wir haben in der letzten Zeit immer wieder Anfragen von Eltern, von LehrerInnen, von Jugendlichen und Kindern bekommen, warum es denn möglich sein kann, dass in Kantinen oder in Gastronomiebetrieben von Sporteinrichtungen, welche die Stadt Wien, die MA 51 betreibt, stark geraucht wird und es keine NichtraucherInnenzonen gibt. Offensichtlich halten sich die Pächter da nicht an die Vorschriften, was Nichtraucher natürlich als Belästigung empfinden.

Ich verstehe, dass man sich, wenn man Sport betrieben hat, nicht unbedingt in eine verrauchte Kantine setzen will. Es ist wirklich nicht im Sinn unserer Politik des Gesundheitsschutzes für Kinder, dass sich ein Lehrer mit seinen Schülern, damit die Kinder zum Beispiel nach dem Eislaufen jausnen können, in eine total verrauchte Kantine setzen muss. 

Ich möchte deswegen einen Beschlussantrag einbringen, dass die Frau amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport sich dafür einsetzen möge, dass in Sportstätten und deren verpachteten Gastronomiebetrieben, Kantinen und Aufenthaltsräumlichkeiten, vor allem jenen, in denen sich Schulklassen, Kinder und Jugendliche aufhalten, der NichtraucherInnenschutz eingehalten wird beziehungsweise NichtraucherInnenzonen eingerichtet werden. – Ich beantrage die Zuweisung dieses Antrags.

Zum Schluss noch zum Gender-Budget. Jetzt komme ich noch einmal auf die MA 10 zu sprechen. Schon seit Jahren ist in diesem Zusammenhang von der Anhebung des Anteils männlicher Betreuungspersonen die Rede. Geplante Maßnahmen sind Öffentlichkeitsarbeit und verstärke Werbung, und das Ziel ist die Steigerung des männlichen Personals. Die Zahlen dahinter sind aber eher sehr gering, es gibt nämlich 99 Prozent weibliche und 1 Prozent männliche NutzerInnen. 

Ich glaube, man muss sich eine andere Werbungsschiene als diese Comics einfallen lassen, wenn man wirklich will, dass Männer diesen Beruf ergreifen! Bei den AssistentInnen sind in den Lehrgängen, die jetzt abgehalten werden, ein paar Männer dabei. Ich glaube aber, dass wir uns verstärkt bemühen müssen, wenn wir wollen, dass mehr Männer als Pädagogen in Kindertagesheimen arbeiten. 

Wenn in den Erläuterungen steht, dass von den 6 429 MitarbeiterInnen nur 59 Männer sind, dann möchte ich sagen: Es ist schön, dass 59 Männer darunter sind! Es wäre aber schön, wenn sie wirklich als Pädagogen arbeiten würden, anstatt letztlich irgendwo in dieser Geschäftsgruppe zu verschwinden. Und selbstverständlich ist die Anzahl von 59 männlichen Personen von 6 429 nicht gerade sehr berauschend! – In den Erläuterungen steht: „Eine Steigerung des Männeranteils wird auch aus pädagogischen Gründen angestrebt.“ Darüber sind wir uns einig! Es fehlen mir aber die wirklichen Taten, um Männer in diesen Beruf zu bringen!

Ich setze dabei sehr auf die Bundesregierung, die vielleicht jetzt doch eine gemeinsame Ausbildung aller Pädagogen auf Hochschulniveau einführen wird. Vielleicht ändert das etwas an der Situation, vielleicht entschließen sich Männer dann doch, diesen Beruf zu erlernen und auszuüben. Jedenfalls würde ich aber hoffen, dass es auch bis dahin mehr als die Werbung gibt, um Männer in diesen Beruf zu bringen. – Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gelangt Frau GRin Mag Anger-Koch.

GRin Mag Ines Anger-Koch (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Sehr geehrte Damen und Herren!

Wirtschaften, Kalkulieren, Rechnen und Fördern: Das sind Schlagworte, die uns in Zukunft beschäftigen werden. Sie legen uns hier allerdings ein Budget vor, das nur aus einem Fortschreiben der Zahlen besteht. Das Wirtschaften mit den Steuergeldern der Wiener und Wienerinnen scheint Ihnen ein Fremdwort zu sein! Ihr Job wäre es, das Geld zu verwalten. Ihre Tätigkeit besteht jedoch in einem Ausgeben ohne Plan, und Ihre Passion scheint die Misswirtschaft zu sein! 

Gestern hat Frau VBgmin Brauner behauptet, den Wienerinnen und Wienern Vertrauen und Sicherheit geben zu wollen. Es stellt sich aber die Frage, wie das bei den hohen Belastungen gelingen soll!

Weiters behauptet Frau Brauner, dass sie Massenkaufkraft und entsprechende Einkommen schaffen will. Gleichzeitig betreibt sie jedoch eine Standortpolitik, die Unternehmen vertreibt. Derzeit gehen uns massenhaft Arbeitsplätze verloren und zwar auch deshalb, weil die Unternehmen extrem unter den Gebührenerhöhungen leiden und sich das Personal einfach nicht mehr leisten können. 

Ein weiteres Faktum ist die Kinderbetreuung. Kollegin Smolik und Kollege Jung haben das schon angesprochen: Diejenigen, die sich die Tarife leisten müssen, können sie sich nicht mehr leisten, und damit ist die Vereinbarkeit zwischen Beruf und Familie nicht mehr gegeben. Die Kindergartentarife sind extrem hoch, und zwar auch für jene, von denen Sie glauben, dass sie es sich leisten können.

Meine sehr geehrten Damen und Herren! Das Geld, das Sie einnehmen, ist das Geld der Steuerzahler. Sie publizieren und erklären und präsentieren uns die ganze Zeit, wie gut Sie alles machen und wie toll alles ist, und lächeln von teuren Hochglanzbroschüren, die natürlich auch der Steuerzahler bezahlt. Frau Kollegin Smolik hat uns das gerade bewiesen. – Dazu sage ich: Danke vielmals!

Sie geben Zahlungen frei und nehmen Investitionen vor, die sich keiner erklären kann, und Sie negieren Aufforderungen, dass Überschreitungen in Millionenhöhe offengelegt und aufgeschlüsselt werden sollen. Das Ersuchen um Erklärung, warum manche Vereine zu wenig, andere aber überdurchschnittlich viele Zuwendungen bekommen, werden einfach abgeschmettert, obwohl oft die Vereine, denen Absagen erteilt werden, genau so viele Leistungen erbringen wie gemeindenahe Vereine.

Die Zahl der Anzeigen der Jugendämter hat sich in den letzten sechs Jahren verdoppelt. Der Grund dafür ist, dass das soziale Umfeld schwieriger wird und Scheidungen und Beziehungskrisen auch die Kinder immer mehr belasten. Die Jugendämter sind derzeit an ihre personellen Grenzen gestoßen und können auch immer weniger Termine für Anbahnungen von Kontakten in den Besuchscafés anbieten. Das hat auch die Volksanwaltschaft in den letzten Berichten immer wieder geschrieben. Es fehlt an Personal und nachhaltigen Angeboten.

Vereine wie der Familienbund haben sich in den letzten Jahren dieser Familien angenommen. Der Familienbund bietet langfristige Besuchsbegleitung mit flexiblen Öffnungszeiten. Dennoch wird die Forderung nach zusätzlichen Subventionen, die der Familienbund immer wieder stellt, von Ihnen abgelehnt. Die Begründung lautet stets: Die Stadt Wien hat selbst eine Vielzahl an hochwertigen Beratungsangeboten, die kostenlos in Anspruch genommen werden können. – Leider reichen allerdings diese Beratungsangebote der Stadt Wien nicht mehr aus. Daher erhebt sich die Frage: Wohin sollen die Menschen gehen? Das ist keine soziale Familienpolitik! 

Das zeigt sich auch in Ihren gnadenlosen Tariferhöhungen. Die aktuellen Strom- und Gaspreiserhöhungen treffen insbesondere die Mehrpersonenhaushalte, und das sind wie immer wieder Familien. 

Der Winter kommt und wir müssen, wie wir in den letzten Tagen gespürt haben, mehr heizen. Wir haben auch in diesem Saal gespürt, dass es huschkalt war. Sie bieten jedoch den Familien keine Alternativen, Möglichkeiten und Konzepte wie zum Beispiel einen vergünstigten Familientarif, den man gerade bei Gas und Strom sehr leicht errechnen und weitergeben könnte.

Uns fehlen in Ihrem Budget Visionen und Schwerpunkte, wie die Steuergelder der Wiener und Wienerinnen effizient eingesetzt werden können. Die Folge davon ist, wie wir heute schon gehört haben, dass die Privatverschuldungen der Familien stetig zunehmen. 

Eigentlich sollte Ihnen bekannt sein, dass Kinder unsere Zukunft sind. Wir hören von Ihrer Fraktion immer wieder, wie wichtig Ihnen das ist. Uns fehlen jedoch gerade in diesem Bereich Maßnahmen und Schwerpunkte. Wir hören von Ihnen immer wieder, dass Wissen und Bildung ein Schutz vor sozialer Ausgrenzung und Armut sind. Daher fordern wir Sie auf: Investieren Sie das Geld für die Zukunft!

In diesem Sinne möchte ich mit meinen Kollegen Dr Wolfgang Aigner und Monika Riha einen Antrag betreffend Aufstockung der personellen Ressourcen für schulbegleitende Maßnahmen einbringen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, die Anzahl der an den Schulstandorten tätigen Schulpsychologen und Jugendsozialarbeiter derart aufzustocken, dass eine bedarfsorientierte Betreuungen an Schulen gewährleistet ist. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Es sind auch keine Mehrausgaben für das Arbeitsmarktbudget vorgesehen. Sie schreiben seit 2007 dieselben Zahlen fort. Ebenso findet sich im Budget kein Ansatz für den von uns immer wieder geforderten Gratis‑Kindergarten. Anstatt das Geld effizient einzusetzen, wird es bei Ihnen verschwendet. So hätte etwa das Geld, das in Investitionen in den Prater geflossen ist, nämlich 60 Millionen EUR, besser in einen Gratis-Kindergarten investiert werden können. 

Im Hinblick darauf möchte ich noch einmal einen Antrag betreffend Einführung eines gebührenfreien Kindergartens einbringen. Wir bringen diesen schon sehr lange ein und werden nicht aufhören, ihn immer wieder einzubringen: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, das vorschulische Bildungs- und Betreuungswesen schrittweise bis spätestens 2010 von der Einrechnung von Gebührenleistungen zu befreien. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)
Wenn wir schon bei der Verschwendung in diesem Ressort sind, kann ich es mir leider nicht verbeißen, auf die 8,8 Millionen EUR hinzuweisen, die für die Fan-Zone Hanappi verschwendet wurden. An vier Spieltagen kamen nur 16 000 Personen. Ein Vergleich dazu: Hätten Sie die Donauinsel als zweite Fan-Zone verwendet – was sie aber abgelehnt haben –, hätte das nur 350 000 EUR ausgemacht. Wir haben von Ihnen auch eine wirtschaftliche Aufstellung bezüglich die Hanappi-Fan-Zone gefordert, bis dato haben wir jedoch noch keine Aufschlüsselung erhalten.

Außerdem wurden auch die Gesamtkosten der Fan-Zone auf dem Ring noch immer nicht offen gelegt. Wie wir jetzt durch Medienberichte erfahren konnten, ist auch der Generalunternehmer für die Gastronomiebetriebe, der am Ring zuständig war, insolvent. Wir haben während der EURO schon darauf hingewiesen, dass die Wirte dort Probleme haben, weil sie vor allem mit zu hohen Mietpreisen zu kämpfen haben. Sie haben jedoch auch das immer negiert. 

Sehr positiv kann die EURO für Sie nicht gewesen sein, denn einige Beteiligte hatten ganz hohe Kosten zu tragen. Der Generalunternehmer, der die Lizenzkosten an und für sich tragen musste, musste mit Besucherausfällen wegen schlechter Rahmenprogramme rechnen, die Preise für eine Konsumation waren relativ hoch, und somit waren die Besucherzahlen in der Fan-Zone sehr gering. Es handelt sich hiebei wieder um ein Unternehmen, das für die Stadt Wien tätig war und in den Konkurs beziehungsweise in die Insolvenz schlitterte.

Sie inszenieren gerne große Sport-Events. Sie berücksichtigen jedoch nicht die infrastrukturellen Bedürfnisse des Sports. Turnsäle, Sportplätze und Sportanlagen sollten in der schulfreien Zeit besser genutzt werden. Es ist ebenfalls ein von uns schon lange gestellter Antrag, dass ein Sportstättenplan erstellt wird.

Ich bringe daher jetzt noch einmal einen Antrag an die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport ein, in dem sie aufgefordert wird, im Zusammenwirken mit den Wiener Sportdachverbänden ein Gesamtkonzept für die Nutzung der Wiener Sportstätten zu erarbeiten und den zuständigen Gremien des Wiener Gemeinderates zur Begutachtung vorzulegen. – In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt. (Beifall bei der ÖVP.)
Wir fordern Sie auf, den Breitensport zu fördern und den Dachverbänden und Vereinen mehr Gelder zukommen zu lassen. Auch in diesem Sinne soll die Kooperation zwischen Vereinen und Schulen gefördert werden, sodass gerade in der Nachmittagsbetreuung ein größeres und besseres Angebot umgesetzt werden kann. Wir wünschen uns, dass Sie ihrer wirtschaftlichen Verantwortung nachkommen und den Wienerinnen und Wienern wirklich die Sicherheit geben können, von der Frau VBgmin Brauner gesprochen hat. Dafür ist sinnvolles Wirtschaften wichtig, Qualität muss vor Quantität kommen, und die Steuergelder müssen dort investiert werden, wo es notwendig ist.

Ich bringe zum Schluss noch einen letzten Antrag betreffend ein Sanierungsprogramm für Wiener Bäder ein: 

„Die amtsführende Stadträtin für Bildung, Jugend, Information und Sport wird aufgefordert, einen finanziellen, organisatorischen und zeitlichen Maßnahmenplan für die architektonische und bauliche Attraktivierung der Wiener städtischen Bäder binnen eines Jahres zu erarbeiten. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ (Beifall bei der ÖVP.)

Danke für Ihre Aufmerksamkeit. (Beifall bei der ÖVP.)
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als Nächste zu Wort gemeldet ist Frau GRin Mag (FH) Wehsely. (Zwischenruf von GR Dipl-Ing Martin Margulies.) 

GRin Mag (FH) Tanja Wehsely (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Ich schöpfe die Kraft aus mir und unserer profunden Arbeit. Bis jetzt war die Debatte nämlich ein bisschen mau. Nun aber gebe ich die Parole aus: Volle Kraft voraus!

Liebe Kolleginnen und Kollegen! Sehr geehrte Frau Stadträtin! Liebe Frau Vizebürgermeisterin! Liebe Frau Vorsitzende! Liebe Gäste auf der Galerie! Liebe Kolleginnen und Kollegen, die der Debatte im Intranet folgen!

Unsere schöne Geschäftsgruppe umfasst alles, was wir an Hilfe, Unterstützung Wohlbefinden und Partizipation zu bieten haben. Es ist dies eine ganz wichtige und tolle Geschäftsgruppe. Ich möchte Ihnen anhand weniger Beispiele das Programm darstellen, das Grete Laska schon vor vielen Jahren unter dem Motto „Vernetzung findet Stadt“ ausgerufen hat. Die Beispiele, die ich Ihnen bringen werde, sind natürlich aus der Geschäftsgruppe selbst und belegen, wie effizient dort in vielen verschiedenen Bereichen zusammengearbeitet wird. Es geht dabei um wichtige Themen, die man ansonsten vielleicht gar nicht unmittelbar mit der jeweiligen Magistratsabteilung verbinden würde.

Ich beginne mit den Wiener Bädern. Wie Sie wissen, sind die Wiener Bäder ein sozialer Arbeitgeber. Das ist uns sehr wichtig und wurde auch schon mehrfach angesprochen. Bei der Budgetrede ging es ja auch viel um sichere und soziale Arbeitsplätze, und diese werden zum Beispiel bei der MA 44 geboten. Viele Kolleginnen und Kollegen haben dort sozusagen bei einem guten Arbeitgeber ein Zuhause gefunden. Die Bäder bieten eine soziale Infrastruktur. In den Bädern können nicht nur wir, sondern auch Menschen, die sich ansonsten nicht so viel leisten können, schwimmen, saunieren und an einer vielfältigen Freizeitgestaltung teilnehmen. Es gibt dort eine soziale Staffelung, und wir haben gute Eintrittspreise für Familien und Kinder.

Wichtig für die soziale Infrastruktur ist auch das fast flächendeckende Angebot betreffend Schulschwimmen. Andere Bundesländer können es sich nicht leisten, ihren Schulen ein solches Angebot zu machen. Schulschwimmen ist für die Kinder aber ganz wichtig!

„Sport findet Stadt“, „Vernetzung findet Stadt“: Die Wiener Bäder nehmen nachhaltige Investitionen vor, was auch für unser Konjunkturpaket ganz wichtig ist, das im Rahmen dieser Budgetdebatte schon oft angesprochen wurde, unter anderem auch von VBgmin Brauner.

Wir haben zudem kluge Energiekonzepte. Die Wiener Bäder sind Energiesparmeister und haben diesbezüglich schon mehrfach Preise eingefahren. – Ich glaube, das ist ein ganz gutes Beispiel für nachhaltiges und vernetztes Arbeiten.

Ich habe die Werbung mit dem korpulenten Badewaschl und irgendjemandem aus der Karibik, welche die MA 53 beziehungsweise der PID jetzt für die Bäder gemacht hat, ehrlich gesagt noch nicht gesehen! Es ist bekanntlich eine Frage des Geschmacks zu beurteilen, ob etwas gute oder schlechte Werbung ist. Ich glaube, das Ganze wird von der MA 53, also vom Presse- und Informationsdienst, hervorragend begleitet.

Ich komme jetzt auch noch zu einer anderen Magistratsabteilung, nämlich der MAG ELF, die zum Beispiel für ihr sehr gutes und heute schon gelobtes Pflegekinderwesen weit über die österreichischen Grenzen hinaus bekannt ist. Ich nehme an, Sie kennen die sehr gute Kampagne unter dem Titel „Bringen Sie das zusammen?“

„Bringen Sie das zusammen?“ Ich glaube, alle kennen es. Ganz toll auch die gesellschaftspolitische Aussage: Lesbische und schwule Pflegeeltern, die wir auch schon gefunden haben, sind genauso gut geeignet und werden genauso gut geschult wie alle anderen potentiellen Pflegeeltern. 

Das ist für die MA 11, für das Amt für Jugend und Familie, sehr gut, das ist für uns sehr gut, und das ist für das Klima der Stadt sehr gut. Das, glaube ich, widerspiegelt die Weltoffenheit, die Akzeptanz, die Toleranz und den Weitblick, den es hier gibt, und darauf sind wir sehr stolz. Und diese Kampagne hat auch die MA 53 gemacht und sie ist wirklich über die Grenzen hinaus bekannt, und wir werden dafür gelobt und darauf angesprochen. (Beifall bei der SPÖ.) 
Ein Kernbereich dieser Geschäftsgruppe ist natürlich, und Heinz Vettermann hat dazu schon gesprochen, Bildung, beginnend vom Kindergarten über die Schule über die Hochschulen natürlich, aber auch der außerschulische Jugendbereich, die offene Jugendarbeit, die sicherlich auch schon eine Bildungsstätte in diesem ganzen Reigen darstellt. 

Ich tue mir da ein bisschen schwer, auch mit der ÖVP, weil einerseits kommst du mit der Evaluierung, und wir evaluieren extern, wir müssen das machen. Oft ist gesprochen worden, eingeladen worden, Anfragen sind beantwortet worden, ihr habt uns sozusagen das Kontrollamt geschickt, es wird alles überprüft. Wunderbare Sache. Wir werden natürlich gestärkt aus dem hervorgehen, werden einen Kontrollamtsbericht haben, der sicher belegen wird, dass dort gut gewirtschaftet, gut gearbeitet wird. Also ich glaube ganz fest, dass das so sein wird. 

Andererseits verlangt eine andere Gruppe oder ohnedies alle, das weiß ich jetzt nicht ganz genau, wie das dann immer ist, die dreijährigen Budgets. Ich verstehe das nicht ganz, wie das alles zusammenpasst, aber es ist ohnedies die Hauptsache, dass ihr es versteht, für uns ist es nicht so wichtig. 

Ja, ich zerbreche mir vor allem, und wir zerbrechen uns vor allem den Kopf darüber, wie wir die Spitzenposition in Europa, die wir in der offenen Kinder- und Jugendarbeit haben, behalten können; wie wir unsere Prinzipien der Partizipation, des Empowerments, der Diversität, der Förderung und der Prävention auch wirklich beibehalten und ausbauen können und weiter Entwicklungsarbeit leisten können, nicht nur für Wien, auch für Österreich und für restliche europäische Hauptstädte. 

Fragen Sie vielleicht auch einmal dort nach, wenn Sie Kontakte haben. Sie werden das sicherlich bestätigt bekommen. Es gibt eine enge Zusammenarbeit mit der Schule, der Jugendarbeit und des Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds genauso wie mit dem AMS Jugendliche, das ist auch mehrfach angesprochen worden. Wir stecken viele Millionen in das überbetriebliche Netz, das nicht mehr Auffangnetz ist, Gott sei Dank, sondern ein überbetriebliches Ausbildungsnetz für Wiener Jugendliche. Wir haben uns dazu bekannt, mit VBgmin Brauner und VBgmin Laska die Qualitätsentwicklung im Landesforum Lehre genau anzuschauen, um diese überbetriebliche Ausbildung, die wir via AMS und Wiener ArbeitnehmerInnen Förderungsfonds gemeinsam finanzieren, weiter zu betreiben und zu steigern. 

Wir haben natürlich auch im Bereich der schwachen Jugendlichen und jungen Menschen etwas anzubieten. Ich habe öfters schon das Projekt „Space! Lab" erwähnt, wo Jugendliche dort abgeholt werden, wo sie sind, wenn sie noch nicht den Weg in überbetriebliche Ausbildung, Lehre, Schule oder sonst was gefunden haben, um dort unterstützt, empowered, zu werden, ihnen Möglichkeiten aufgezeigt werden und sie gleichzeitig eine Beschäftigung haben. Das ist übrigens was ganz Besonderes, was wir uns genau anschauen, um festzustellen, wie viele Jugendliche das brauchen, und das auch weiter entwickeln. 

Also, ich glaube, es ist für viele Sachen was da. Heinz Vettermann hat viel über die Bildung gesprochen und das alles abgedeckt. Ich möchte dazu eigentlich nur noch sagen, wenn es um Bildung, Schule und um Jugendliche in unseren Schulen geht: Herzliche Einladung in Grete Laskas Ganggalerie. Wir haben dort noch immer die Ausstellung von der KMS Grundsteingasse im 16. Bezirk. Sie haben bei dieser Ganggalerie, die wir vor ein paar Wochen eröffnet haben, ihre PartnerInnenschulen da gehabt, aus Ägypten teilweise, aus Bulgarien und fünf weitere Partnerschulen in anderen Wiener Bezirken. Sie haben uns vorgestellt, wie man in der Schule miteinander leben kann, miteinander lernen kann, viel Kultur haben kann, viele Kulturen versammelt haben kann, und wie man gemeinsam agiert. Es war wirklich schön unter dem Schlagwort „Guckst du, kannst du, lernst du!" Ich glaube, wir haben dort viel von den Jugendlichen gelernt, die uns das vorgestellt haben, die gemeinsam und friedlich miteinander leben wollen. 

Und deswegen lassen Sie mich zum Abschluss nur noch ein paar Sachen klarstellen: Wenn wir von den Jugendlichen und Kindern in unserer Stadt reden, dann selektieren wir nicht und segregieren wir nicht, sondern wir sprechen von unseren Wiener Kindern und Jugendlichen. Wir sind Kinderfreunde in Wien, wir sind Jugendfreunde und Jugendfreundinnen in Wien. Wir sind hundertprozentig davon überzeugt, dass Jugendliche Partner und Partnerinnen brauchen und definitiv keine Führer. Das ist nichts, was Jugendliche brauchen. 

Den Wiener Jugendlichen stehen wir zur Seite. Das drückt sich nicht nur in den 30 Millionen EUR für die offene Jugendarbeit aus, sondern in den vielen anderen Maßnahmen der Bildungsmilliarde, und so weiter. Wir wollen sie zum Partizipieren ermuntern und auffordern, und wir stehen in guten und schlechten Zeiten hinter ihnen und akzeptieren jedenfalls, dass Jugendliche in einer besonderen Lebensphase sind mit ihrem Auf und Ab, mit ihren Besonderheiten und wir verurteilen sie nicht grosso modo, gewalttätig zu sein, deviant zu sein, was auch immer. Ich bitte Sie auch wirklich, davon Abstand zu nehmen und Jugendlichen ihre Jugend zuzugestehen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir operieren nicht mit Angstmache, wir operieren nicht mit Verhetzung, wir operieren nicht mit Neid und Missgunst und auch nicht mit Verführung. Und lassen Sie mich Ihnen eines sagen: Sie werden unter uns auch niemanden finden, der in Diskos geht, über 25 ist und Jugendlichen, 14-Jährigen, Unterschriften irgendwohin bis aufs Dekolleté gibt. Das werden Sie nicht erleben. (Beifall bei der SPÖ.) 

Wir stehen dazu, dass wir konstruktiv sind, dass wir Lösungen anbieten. Und wir suggerieren auch keine einfachen Lösungen, wo es keine einfachen Lösungen gibt. Das muss nicht sein. Man kann sinnvoll, gescheit, auf gleicher Augenhöhe mit jungen Menschen reden, man muss ihnen nichts vorgaukeln und man muss sie nicht verführen und ihnen Sachen versprechen, bei denen man sowieso nicht in die Verlegenheit kommt, sie jemals erfüllen zu müssen. So viel ist klar. 

Zum Schluss möchte ich noch einmal ein ganz herzliches Danke an unsere vielen Partnerinnen und Partner in den vielen Vereinen sagen, in den Einrichtungen, in den Magistratsabteilungen der Stadt, ein herzliches Danke an Grete Laska selber, an ihr Büro, an die Unterstützung und an die gemeinsame Arbeit, denn ohne euch alle wäre das nicht möglich. Ein herzliches Danke. (Beifall bei der SPÖ.) 

Den Wiener Jugendlichen möchte ich gerne sagen, wir hören euch zu, wir sind für euch da, wir sichern für euch – komme, was da wolle - eure Teilhabe, denn Wien ist, von uns aus gesehen, auf jeden Fall eure Stadt! In aller Freundschaft! (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr GR Mag Kowarik. Ich erteile es ihm. 

GR Mag Dietbert Kowarik (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Frau Stadträtin! Meine Damen und Herren! 

Nur ganz kurz auf die Kollegin vor mir. Es ist ganz lustig, was Sie da alles von sich geben. Ich weiß nicht, wie alt Kollege Baxant ist, ich glaube, so alt wie ich, also auch schon über 25. Ich habe ihn damals im Wahlkampf in der „Nachtschicht" getroffen, also nur dazu. (GRin Mag (FH) Tanja Wehsely: Sie werden Ihre Unterschrift auf das Dekolleté einer 15-Jährigen geben!) Ja, das werden Sie bei uns auch nicht finden, und wenn Sie sich das einbilden, ist das Ihr Problem. Aber es macht nichts. 

Schauen Sie zuerst einmal bei sich selber nach. Gerade in der „Nachtschicht" war, glaube ich, ich weiß nicht, wie viele Tage hindurch immer SPÖ-Werbung, und ich weiß nicht, aber das ist offensichtlich an Ihnen alles vorbeigegangen. Aber das macht nichts, reden Sie ruhig weiter, es ist bezeichnend für Sie. 

Meine Damen und Herren, eigentlicher Grund meiner Wortmeldung war aber, die Gelegenheit zu nützen, um zwei Anträge einzubringen, die den Bereich Sportvereine und Pflichtschulen betreffen. 

Anstoß zu diesen Anträgen war die 5. Wiener Sportenquete am 27. Oktober dieses Jahres. Jetzt ist ja gerade zufälliger- und erfreulicherweise auch der Veranlasser dieser Sportenquete, Kollege Strobl, hier im Saal. Dort wurde ein Konzept vorgestellt, nämlich eine Kooperation zwischen Schulen und Sportvereinen, die in Nordrhein‑Westfalen sehr gut funktioniert. Ich habe das als Anlass genommen, oder genauer, wir haben dort beim Sportstammtisch eigentlich alle übereinstimmend festgestellt, dass das ein guter Impuls wäre, auch bei uns Überlegungen darüber anzustellen. 

Es ist ja auch bei uns in Wien nichts ganz Neues diese Kooperation zwischen Schulen und Sportvereinen. Also ich darf erinnern, schon in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts haben die örtlichen Turnvereine in den Volksschulen freiwillig und unentgeltlich Turnunterricht geleistet und haben damit ihren wesentlichen Beitrag zur Einführung des Pflichtfaches Turnen geleistet. Es gibt natürlich auch schon heutzutage viele Kooperationen zwischen diversen Schulen und Vereinen, die teilweise auch sehr erfolgreich sind. Das ist anzuerkennen und das muss man auch feststellen, allerdings handelt es sich dabei meistens um Einzelinitiativen, und ein durchgängiges Konzept ist dabei nicht ersichtlich. 

Mir ist das Thema gerade deshalb so wichtig, weil ich glaube, dass die Vereine in diesem Bereich sicher der richtige Ansprechpartner sind und dass es gefährlich wäre, diesen Bereich den kommerziellen Sportanbietern zu überlassen. Das wäre, glaube ich, nicht der richtige Weg, denn da haben die Vereine sicher mehr Kompetenz, auch in pädagogischer Hinsicht. Die Materie ist natürlich nicht einfach und es ist auch ganz klar, dass in Nordrhein‑Westfalen die Strukturen andere sind und die Vorgaben auch andere sind. 

Wir glauben aber, es würde sich trotzdem auszahlen, sich darüber den Kopf zu zerbrechen und werden deshalb einen diesbezüglichen Antrag einbringen, wo es vor allem auch darum geht, die gesetzlichen Vorgaben zu besprechen, die gesetzlichen Klärungen, auch in versicherungsrechtlicher und in haftungsrechtlicher Hinsicht und auch was die fachlichen und pädagogischen Vorgaben sein müssten für eine solche Kooperation. 

Eine zweite Sache, die interessant wäre, ist die Einrichtung einer Koordinierungsstelle, die sowohl den Vereinen als auch den Schulen helfen kann, hier zusammenzukommen beziehungsweise auf die jeweiligen Bedürfnisse einzugehen. Das kann auf Landesebene und zusätzlich natürlich auch auf Bezirksebene stattfinden. 

Der dritte Punkt, der zu bedenken ist, ist natürlich das liebe Geld, die personellen und finanziellen Mittel. Auch darüber muss man sich den Kopf zerbrechen. Ich darf diesen Antrag einbringen und um Zustimmung bitten. (Beifall bei der FPÖ.) 
Der zweite Antrag, nur ganz kurz, ist vor allem auch in Hinsicht auf die vorhandene Bewegungsarmut bei vielen Kindern und Jugendlichen zu sehen und die damit einhergehenden Haltungs- und Gesundheitsschäden und Übergewichtigkeiten bei Kindern und Jugendlichen, die immer erschreckendere Ausmaße annehmen. Einerseits meinen wir, es muss gewährleistet sein, dass der Schulsport den entsprechenden Stellenwert und auch den entsprechenden Umfang in diversen Lehrplänen erhält, und darüber hinaus auch vielleicht täglich mehrmals Bewegungs‑, Spiel‑ und Sportangebote in den Schulen geschaffen werden können, zum Beispiel von Pausensport oder freiwilligen zusätzlichen Sportangeboten, oder eben auch in Kooperation mit den Sportvereinen. 

Interessant wäre in diesem Zusammenhang auch, die Schulen dahin gehend zu unterstützen und es schmackhaft zu machen, wenn man so will und die bewegungsfreudige Schule als Arbeitstitel sozusagen, als Institution einzuführen, wo man auch Prämierungen vornehmen und die Schulen dahin gehend unterstützen kann. 

Ich darf auch diesen Antrag einbringen und bedanke mich für die Aufmerksamkeit. (Beifall bei der FPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächster Redner am Wort ist Herr StR Ellensohn. Nein. Ah, Entschuldigung. Ein bisschen Geduld. Dann ist als Nächste Frau GRin Feldmann am Wort. (Zu GRin Mag Barbara Feldmann, die gerade Schriftführerin ist:) Kann Sie jemand ablösen als Schriftführer? (GR Mag Johann Gudenus, MAIS löst GRin Mag Barbara Feldmann ab.) Frau Jerusalem habe ich erst nachher in der Reihenfolge. (GRin Mag Barbara Feldmann: Es kommt ja noch Herr Ellensohn!) Nein, Kollege Ellensohn verzichtet zugunsten von Frau Jerusalem. Frau Jerusalem kommt nach Ihnen dran, Sie sind am Wort. 

GRin Mag Barbara Feldmann (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Gut. Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrte Frau Vizebürgermeister! Meine Damen und Herren! 

Ich freue mich ganz besonders, einen Antrag einzubringen gemeinsam mit meinen Kollegen Mag Chorherr, Mag Gudenus und Heinz Vettermann betreffend die verstärkte Förderung von Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht, und ich würde es einmal so ausdrücken, es ist ein Schritt in die richtige Richtung. 

Kurz erklärt: Die Schulen freier Trägerschaft stellt in Ergänzung zu öffentlichen Schulen und Schulen konfessioneller Träger einen wichtigen Beitrag für die vielfältige Bildungslandschaft dar, weil nur durch Wahlfreiheit und Vielfalt im Schulwesen die individuellen Persönlichkeiten und individuelle Wissens- und Leistungspotenziale des Einzelnen am Besten zur Entfaltung gebracht werden können. Und daher, als Teil dieser Vielfalt, neben öffentlichen und konfessionellen Schulen, sollen auch Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht verstärkt finanziell gefördert werden. Daher fassen wir folgenden Beschlussantrag: 

„Der Wiener Gemeinderat spricht sich dafür aus, dass Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht verstärkt finanziell gefördert werden sollen, um allen Eltern und SchülerInnen den Zugang zu diesen Schulen, unabhängig von Einkommen, sozialer und/oder kultureller Herkunft zu ermöglichen und ein vielseitiges, nach individuellen Wünschen, Wissens- und Leistungspotenzialen differenziertes Bildungsangebot bereitstellen zu können. 

In formeller Hinsicht wird die sofortige Abstimmung beantragt.“ Vielen Dank. (Beifall bei der ÖVP.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: So, jetzt ist Frau GRin Jerusalem am Wort. Drei Minuten beträgt noch die Redezeit. 

GRin Susanne Jerusalem (Grüner Klub im Rathaus): Aus der Debatte hat sich ergeben, dass ich jetzt der SPÖ doch noch vier kurze Argumente für die Schulsozialarbeit mit auf den Weg geben möchte.

Erstes Argument: Der Bedarf ist seit dem Jahr 2005 gestiegen und nicht gesunken. 

Zweites Argument: Auch im Regierungsübereinkommen wird Schulsozialarbeit als Pilotprojekt beschlossen, die dann auch in die Länder und Gemeinden exportiert werden soll. 

Drittes Argument: Der Bezirksvorsteher des 15. Be-
zirkes, wo wir ja beginnen könnten, ist ebenfalls für die Einführung von Schulsozialarbeit in seinem Bezirk. 

Und viertes Argument: Der zuständige Bezirksschulinspektor, Manfred Pinterits, hat sich ebenfalls auf einer gemeinsamen Veranstaltung eindeutig für die Einführung von Schulsozialarbeit ausgesprochen und ich denke, er kennt das Schulsystem sehr gut von innen und kann das auch beurteilen. Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzende GRin Inge Zankl: Als nächste Rednerin am Wort ist Frau VBgmin Laska. 

VBgmin Grete Laska: Meine Damen und Herren! 

Herzlichen Dank für die Diskussion zu unserer Geschäftsgruppe. Meine beiden Kollegen haben bereits viele Punkte angesprochen, und daher lassen Sie mich ein paar allgemeine Bemerkungen machen, um dann auf einige Punkte noch genauer einzugehen. 

Ganz allgemein möchte ich sagen, dass ich sehr stolz darauf bin, dass im Gesamtbudget der Stadt die Themen, die gerade unsere Geschäftsgruppe betreffen, auch einen sehr starken budgetären Niederschlag finden. Das hat schon Frau VBgmin Brauner in ihrer Eingangsrede gesagt, und sie hat auch bereits die Zahlen genannt. Deswegen möchte ich ihre Worte nicht wiederholen, die ich natürlich hier im Detail betrachtet noch viel stärker wiederfinde. 

Wo sind diese Schwerpunkte? Sie sind einerseits natürlich im gesamten Bereich, der die Überschrift Bildung trägt und da in jenen Aufgabenbereichen, die die Stadt betreffen. Da ist es auf der einen Seite die Infrastruktur, die im Bildungsbereich zur Verfügung zu stellen ist, und das sind nicht nur die Kindergärten und Schulen, sondern auch darüber hinaus andere Einrichtungen im außerschulischen Jugendbereich, aber auch im außerschulischen Bildungsbereich, und so ist es für mich eine ganz besondere Freude, dass im nächsten Jahr nicht nur die Entscheidung - denn die ist bereits gefallen -, sondern die tatsächliche Umsetzung mit einem Projekt gestaltet werden kann, das mich persönlich schon über ziemlich lange Zeit begleitet, nämlich ein Projekt in Simmering mit dem Bildungshaus Simmering, wo auch synergetisch dargestellt und umgesetzt werden kann, was ich ganz besonders gerne möchte, nämlich drei Einrichtungen unter einem Dach zu vereinen, und damit eine Bildungseinrichtung zu haben, die alle Synergien nützt, die aber auch die richtigen Voraussetzungen hat, um im Bereich der Volksbildung, der musikalischen Früherziehung, der musikalischen Bildung und im Bereich der Lesepädagogik, sprich, der Büchereien, am Simmeringer Markt eine neue Einrichtung zu haben, die, wie man in Wien so sagt, alle Stückeln spielen wird. 

Der Bildungsbereich ist ein ganz, ganz wichtiger, und lassen Sie mich auch auf zwei, drei Punkte dieses Bereiches eingehen, weil sie in der Diskussion angesprochen wurden. Zum einen werden wir, und auch das ist ein Schwerpunkt des nächsten Jahres, das erste Campusmodell in Betrieb nehmen. Wir haben im Ausschuss erst vor Kurzem darüber diskutiert, und mir ist dieses Thema aus verschiedenen Gründen so wichtig, dass ich zu einer gesonderten Diskussion im Rahmen des Ausschusses einladen werde, wo man auch inhaltlich genauer definiert und nicht nur infrastrukturell, was da eigentlich inhaltlich pädagogisch drinnen sein soll, und auch drinnen sein wird. 

Da wird natürlich auch sehr genau darüber zu diskutieren sein, wo die inhaltlichen Unterschiede sind, und da werde ich froh darüber sein, wenn dies endlich herauskommt, nämlich auf der einen Seite natürlich die Frage, ist es gut, dass in einem Haus vom Kindergarten, von der Bildungseinrichtung Kindergarten bis zur Bildungseinrichtung Volksschule die Möglichkeit besteht, auch viele Querverbindungen zu nutzen, um Barrieren abzubauen. 

Darüber wird auch zu diskutieren sein, und da gebe ich Ihnen vollkommen recht, Frau GRin Jerusalem, dass wir darüber diskutieren werden, ob denn wirklich bei der Volksschule die Geschichte zu Ende sein soll. Ich sage da aus meiner Sicht natürlich Nein, alles andere wäre ein Bruch der pädagogischen Vorstellungen, die Sie ja kennen. Ganz im Gegenteil, natürlich soll die Fortsetzung in der Sekundarstufe 1, durchaus auch überlegenswert in größeren Verbindungen dann in die Sekundarstufe 2 hinein erfolgen, denn ein wirklich umfassendes Projekt, wo auch die Nahtstellen nicht nur im Vordergrund, sondern im Hintergrund stehen, ist natürlich die Zielsetzung. Der erste Schritt wird jetzt das, was wir am Monte Laa und auch im 2. Bezirk schon beschlossen haben, einmal im Bereich Kindergarten und Volksschule sein. 

Es wird auch darüber zu diskutieren sein, welche zusätzlichen Angebote es in diesem Campusmodell geben soll und in welcher Organisationsform dieses Campusmodell umzusetzen sein wird, natürlich bei einer solchen Größe unter Bedachtnahme auch jener Teile, die Verwaltung und die Organisation in so einem Modell sind. Keine Frage, aber nur noch einmal auch hier deutlich gesagt, diese Diskussion ist eine wichtige, nicht nur, weil damit vielleicht Missverständnisse ausgeräumt werden können, sondern auch klar sein wird, wo die unterschiedlichen Auffassungen sind. 

Dass ich persönlich Modelle in der verschränkten Form als ganztägige Angebote bevorzuge, ist auch nicht wirklich eine neue Erkenntnis. Alle Ländermodelle, auch diejenigen, die heute hier in der Diskussion als gute Beispiele vorangestellt wurden, sind solche Modelle, weil man insgesamt in der Bildungspolitik sich irgendwann einmal entscheiden wird müssen, welche Bildungseinrichtungen dieses Land braucht. Jetzt habe ich, sage ich einmal, eingeschränkte Geduld bei der Erprobung mancher Modelle, vor allem, wenn es Modelle für 10- bis 14-Jährige sind, denn da probieren wir schon sehr lange. Ich habe aber auch genügend Kenntnisse über die Entwicklung in anderen Ländern und weiß, dass der wirkliche Durchbruch erst gelungen ist, nachdem man die Ausbildung verändert hat, und da erkenne ich zumindest auch im Regierungsprogramm Ansätze, die in die richtige Richtung gehen, sowohl für den schulischen Bereich als auch für den Kindergarten-pädagogischen Bereich. Der sozialpädagogische und der sozialarbeiterische Bereich ist hier noch nicht drinnen, aber man soll ja die Hoffnung nicht aufgeben. Erst wenn die Ausbildung verändert wurde, dann ist tatsächlich auch bei den Modellen und Organisationsformen in den anderen Ländern der Durchbruch gelungen. 

Ich bin aber trotzdem der Meinung, dass man das Modell der Wiener Mittelschule jetzt umsetzen soll, noch dazu, wo es in Wien sehr deutliche Zeichen dafür gibt, dass auch AHS-Standorte daran teilnehmen werden, und weil das zumindest schon ein Schritt ist. Dass sich der katholische Familienverband dagegen ausgesprochen hat, hat mich nicht verwundert. Ganz anders sehen es die konfessionellen Schulen, denn sowohl die katholischen als auch die evangelischen Schulen sind sehr bemüht, bei diesen Modellen mitzumachen und hier auch dementsprechend in diesen Versuch mit einzusteigen. 

Nicht ganz verstehe ich gerade im Bildungsbereich die immer wieder signalisierte Ablehnung und vor allem die Ablehnung gegenüber der Verpflichtung für ganztägige Formen, noch dazu, wenn sie von der ÖVP kommt, denn klassischerweise waren es vor allem die konfessionellen Schulen, die seit Jahrzehnten, um nicht zu sagen, noch viel länger, natürlich Ganztagsmodelle angeboten haben, und zwar nicht freiwillig, sondern verpflichtend, und die ganz speziellen, ganz besonderen Privatschulen, auch konfessioneller Art, haben das noch mit einem Internat verbunden. Das heißt, wo hier der Unterschied ist, das können wir dann vielleicht bei dieser Diskussion auch klären, inhaltlich verstehe ich es nicht. Aber es wäre interessant, einmal diese Nahtstelle auch zu diskutieren. 

Ein wichtiger Punkt im Bildungsbereich ist natürlich der Kindergarten-pädagogische Bereich. Hier bin ich sehr zuversichtlich, dass auch durch die Absichtserklärungen im Regierungsprogramm ein wesentlicher, weiterer Schritt in Richtung Ausbau passieren kann, ein wesentlicher Schritt in Richtung der Bildungseinrichtung Kindergarten, ein wesentlicher Schritt auch dahin gehend, wie auch in anderen Bundesländern, wo das noch nicht der Fall ist, dass der Ausbau forciert werden kann und damit auch tatsächlich die Intention des Kindergartens erfüllt werden kann. 

Und dann sei noch ein Irrtum aufgeklärt, aber vielleicht habe ich es vorhin in der Diskussion auch nur falsch verstanden. Frau Kollegin Smolik, Sie haben davon gesprochen, dass Sie mit Interesse verfolgen werden, wie viele von den PädagogInnen und AssistentInnen aus den neuen Ausbildungsschienen dann im Beruf verbleiben werden. Alle, die dort rauskommen, sind PädagogInnen, keine AssistentInnen, wir bilden dort keine AssistentInnen aus, sondern wir bilden AssistentInnen weiter, und daher kommen aus diesen Ausbildungen, aus allen drei Modellen, nur PädagogInnen. Die haben sich auf fünf Jahre verpflichtet und die ersten Rückmeldungen sind so, dass eine enorme Begeisterung für diesen Beruf erkannt werden kann, vielleicht hängt es auch damit zusammen, und gerade deshalb ist es ja so wichtig, über die Ausbildung insgesamt nachzudenken, weil natürlich hier eine Entscheidung nach Erfüllung der Schulpflicht in Form einer berufsbildenden höheren Schule eine sehr verfrühte Entscheidung ist. Und ich meine daher, dass man sehr intensiv darüber nachdenken muss, wie man diese an sich positive Schulform weiterentwickeln kann und trotzdem dann eine Ausbildung, die eine Berufsausbildung ist, im Anschluss an eine Hochschule tatsächlich umsetzen kann. 

Was den ganzen Bereich der Schulsozialarbeit betrifft, sage ich nur einen Satz dazu: Auch da gibt es Anmerkungen im Regierungsprogramm, die in Wirklichkeit aus meiner Sicht in die richtige Richtung gehen. Hier wird gemeinsam mit dem Unterrichtsministerium weiter zu entwickeln sein, wie wir hier gemeinsam vorgehen können. Und zum 15. Bezirk ganz im Speziellen sage ich nur, hier ist ja ganz bewusst das Team Focus bereits am Werken, eine Form der Erfahrung, die im außerschulischen Bereich bereits seit Jahren gut ist, zu überprüfen, inwieweit man sie in die Kooperation zwischen außerschulischen und schulischen Bereich einbringen kann. Ich habe das mit dem 15. Bezirk auch so abgesprochen, dass der 15. Bezirk mit den Ergebnissen dieses Berichtes dann ein Pilotprojekt sein kann, wie man diese Erfahrungen tatsächlich dann in weiterer Folge auch umsetzen kann. 

Ich sage nur gleich dazu, aus meiner Sicht ist hier nicht nur Sozialarbeit gefragt, sondern sehr wohl auch die Schulpsychologie, auch die Erfahrung und die Ausbildung, die auch Lehrerinnen und Lehrer im Bereich von Psychologie und anderen für diese Tätigkeit nötigen Ausbildungselemente haben, die es ja gibt, und darüber hinaus unter Umständen auch die Erfahrung von anderen beruflichen Schwerpunkten, die man dazu braucht. 

Also, ich erwarte mir hier ein breiteres Feld und sehe nicht die Antwort alleine bei den Sozialarbeitern, aber ich würde wohl meinen, wir warten das Ergebnis hier ab, gekoppelt mit dem, was auf Bundesebene beschlossen wurde, und sehen dann weiter. 

Zum Themenbereich Sport: Ich hoffe, ja, der Herr Hofrat ist noch da. Ich würde mir wünschen, dass die innerparteiliche Kommunikation funktioniert. Vielleicht könntest du vom Herrn GR Wolf ein Stückerl rüber rutschen zur Frau Kollegin Koch und ihr berichten, dass es schon seit dem letzten Antrag den, die ÖVP eingebracht hat, im Hinblick auf die Entwicklung des Sportstättenplanes gemeinsam mit den Dachverbänden im Landessportrat eine Beratung gegeben hat und sich daran anschließend eine Arbeitsgruppe gebildet hat, die ihre erste Sitzung schon abgehalten hat, wie ich meine. Und auch da solltest du dein Licht nicht unter den Scheffel stellen und den Kollegen vielleicht mit Anregungen, die hier eingebracht wurden, sagen, wie man an dieses Thema herangehen kann, dass die nächste Sitzung schon terminisiert ist und daher unter Umständen vielleicht dieser Antrag, der hier noch einmal gestellt wird, zwar aus pädagogischer Sicht - der ständigen Wiederholungen wegen - noch einen Sinn macht, ansonsten aber bereits in Umsetzung ist. 

Zum Zweiten: Diesen Antrag, der in Hinblick auf den NichtraucherInnenschutz eingebracht wurde, ich weiß jetzt nicht mehr ganz genau, von wem, o ja doch. Ja, den werde ich mir ganz genau anschauen. 

Bei den Sportstätten gibt es ein Rauchverbot, das ist in allen Hallen ausgehängt. Dort, wo es verpachtete Anlagen sind, gilt dasselbe, was für andere Gastronomiebetriebe auch gilt, hier hat die Regelung ab 1.1.2009 zu greifen. Es wird unterschiedlich sein, je nachdem, in welchem Zustand und in welcher Größe sich die Anlagen befinden. Aber keine Frage, dass das anzuschauen ist. 

Eine Anmerkung zu den beiden Anträgen, die Mag Kowarik im Hinblick auf die Kooperation von Schulen und Sportvereinen und den Schulsport insgesamt eingebracht hat: Da finden wir uns inhaltlich wahrscheinlich über weite Strecken. Das Einzige was ich kurios finde, und das kann ich Ihnen jetzt nicht ersparen, ist, dass genau in jener Bundesregierung, in der die FPÖ drinnen war, gemeinsam mit Frau Unterrichtsministerin Gehrer die Schulstunden für den Turnunterricht gekürzt wurden. Und da frage ich mich doch und meine, zumindest ein bisserl, ja ein bisserl sollte man das doch berücksichtigen. Ich sage ja nicht, dass man nicht gescheiter werden kann, und Sie können jetzt sagen, Sie sitzen in einem anderen Gremium, nämlich im Wiener Gemeinderat, aber ich kann mich nicht erinnern, dass selbst zu dieser Zeit, wo wir heftige Debatten auch in diesem Haus hatten, weil die Kürzung der Unterrichtsstunden erfolgte, und das gerade bei Bewegung und Sport, was ganz besonders schlecht war und von allen kritisiert wurde, dass da so ein riesiger Aufschrei durch Ihre Reihen gegangen wäre. 

Aber noch einmal, jetzt ist es zumindest positiv, dass das hier unterstützt wird, und daher kann man sich das durchaus anschauen. 

Zu einem anderen Bereich, wo ich wesentlich weniger Verständnis für bestimmte Anschuldigungen habe, mache ich deswegen zum Schluss auch ein paar Anmerkungen: Herr Kollege Aigner, Sie haben heute, in einer besonderen Phase der Erkenntnis - sage ich einmal - hier, dem stauenden Publikum, zum besten gegeben, dass wenn sich die Stadt oder auch stadtnahe Firmen endlich entschließen könnten, Ausschreibungen zu machen, das ja den ungeheuren Vorteil hätte, dass man dann nicht mehr verantwortlich wäre, denn dann würden wir - ich weiß nicht, wie Sie es formuliert haben, weil ich habe jetzt nicht genau mitgeschrieben, aber das Protokoll werde ich mir bis morgen, bis zur Beantwortung auch zur Frage für den Herrn Bürgermeister, ausdrucken lassen - sozusagen alle Sorgen los sein. 

Ich verstehe überhaupt nicht, wie Sie sich da herstellen können, so eine Aussage machen können, und ein paar Tage vorher einen ganzen Wulst an Aussendungen rauslassen können im Hinblick auf die Fan-Zone am Ring und die Insolvenz des dortigen Auftragnehmers, denn, lieber Herr Kollege, das war eine europaweite Ausschreibung. Der hatte einen Vertrag mit allen Regeln, die zu einem solchen Vertrag dazu gehören, und nehmen Sie zur Kenntnis, die Stadt Wien Marketing ist in dieser Insolvenz Gläubiger, weil nämlich in dem Vertrag drinnen steht, dass bei einem positiven Ergebnis, und ein solches liegt auf Grund seiner Abrechnungen vor, ein Anteil dieses positiven Ergebnisses an die Stadt Wien Marketing zurückgezahlt werden muss. Und Sie senden aus, dass so wie vieles, an dem ich jetzt ununterbrochen schuld bin, natürlich auch die Insolvenz dieses Gastronomen in der Schuld der Stadt zu suchen ist, und dann stellen Sie sich noch hierher und sagen: „Hätten wir das ausgeschrieben, dann wäre das alles nicht, weil dann wären Sie die Verantwortung ja los.“ 

Nehmen Sie sich selbst überhaupt noch ernst, Herr Kollege, oder ist jede Aussendung für innerparteiliches Standing so wichtig, dass Sie sie unbedingt machen müssen? 

Das gilt übrigens genauso für Sie, Frau Kollegin, weil Sie haben sich gleich angeschlossen und gezeigt, dass Sie nicht einmal ihre eigene Überzeugung ernst nehmen, sondern eine Empfehlung, die Sie hier in den Raum stellen, auch gleich selber dadurch desavouieren, dass Sie es im umgekehrten Fall nicht ernst nehmen, sondern ganz anders darstellen. 

Oder ist es vielmehr Ihre Absicht, einfach nur politisches Kleingeld dadurch zu schlagen, und damit man halt von einer Zeitung auch gehört wird, dass man die Vizebürgermeisterin möglichst anschüttet. Wenn Ihnen das gut tut, dann soll es so sein. Von politischer Korrektheit ist es kilometerweit entfernt. (Beifall bei der SPÖ.) 

Dasselbe gilt und hat sich ja auch bei dieser Wortmeldung wieder gezeigt, für Kollegen Jung von den Freiheitlichen. Wenn Sie hier von Freunderlwirtschaft, Proporz und Politikerversorgung reden, dann haben Sie anscheinend einiges komplett, aber wirklich komplett, verdrängt. In der Geschwindigkeit habe ich die Liste gar nicht ausdrucken lassen können, weil sie so lang ist. (GR Mag Wolfgang Jung: Da möchte ich auch etwas dazu sagen!) Haben Sie komplett vergessen, was in den eben schon vorher angesprochenen Jahren passiert ist, als nämlich die FPÖ in der Regierung gesessen ist? Ich liefere Ihnen dieses Listerl nach. Und ich liefere Ihnen auch nach, wer da aller wo und wie bedacht und versorgt wurde. Und nehmen Sie zur Kenntnis, ja, nehmen Sie zur Kenntnis, (GR Mag Wolfgang Jung: Ich nehme zur Kenntnis, ich weiß wie es hergeht, Frau Stadtrat!) auch wenn Sie weiter darauf bestehen werden, weil wahrscheinlich das mit dem sinnerfassenden Lesen deswegen aus Ihnen rausgekommen ist gegenüber Frau GRin Novak, weil Sie selber ein bisschen ein Problem damit haben, oder kein Problem damit haben und weil sie den Kontrollamtsbericht sinnerfassend gelesen haben und feststellen mussten, dass sich die Vorwürfe, die Sie hier zu erheben versuchen, da drinnen nicht wiederfinden, (GR Mag Wolfgang Jung: Aber, aber!) und weil Sie auch nicht zur Kenntnis nehmen wollen, dass die Vorwürfe in Hinblick auf die Geldverschwendung schon gar nicht stimmen, denn mehr als die 15 Millionen, die dieses Haus für das Projekt beschlossen hat, sind nicht hineingeflossen plus jenen 6,6 Millionen, die wir einstimmig beschlossen haben, um den Ausgleich zu finanzieren. Alles andere ist ein Projekt, das sich wie andere Leasing-Projekte auch wirtschaftlich rechnet. 

Und im Kontrollamtsbericht steht nicht, dass sich das Gesamtprojekt im Hinblick auf den Einsatz der Mittel verteuert. Verteuert hat es sich nicht wegen der Erhöhung der Planungskosten, sondern weil die Umplanung natürlich auch zur Verbauung geführt hat. Und es steht im Kontrollamtsbericht drinnen, dass diese Abweichungen, und die Erweiterungen wirtschaftlich durchaus gerechtfertigt sind und das Projekt insgesamt eines ist, das wirtschaftlich vertretbar ist und der Impuls der Stadt mit den 15 Millionen EUR ein sinnvoller war, weil das Projekt sonst nicht in der Geschwindigkeit hätte umgesetzt werden können. 

Das nimmt man nicht zur Kenntnis, sondern man nimmt kleine Fetzchen heraus, stellt sie in den Raum, um irgendwie argumentieren zu können, dass hier Geld verschwendet wurde. Es wird auch bei der morgigen Diskussion noch einmal darauf hinzuweisen sein. Und ich habe es Ihnen schon ein paar Mal gesagt, dort, wo ich politische Verantwortung tragen darf in dieser Stadt, und ich sage jetzt bewusst, tragen darf, weil es ist eine sehr große und eine sehr ehrenvolle Verantwortung, dort nehme ich sie auch ernst, und ich stehe nicht an, auch zu sagen, wenn mir oder auch Leuten, für die ich in meinem Bereich verantwortlich bin, Fehler passieren, aber ich verwahre mich dagegen, sowohl was die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter betrifft als auch was den Herrn Bürgermeister betrifft, den Sie heute in einer Art und Weise beleidigt haben, über die Sie noch einmal ein bisserl nachdenken sollten. Und auch wenn es mich betrifft, verwahre ich mich gegen Vorwürfe und Anschuldigungen, die nicht der Tatsache entsprechen, nirgendwo belegt und bewiesen sind, sondern einzig und allein aus jenem Grund resultieren, dass es halt offensichtlich politisch für alle Oppositionsparteien opportun ist, wenn man hier eine langjährige Politikerin in Wien dementsprechend anschütten und möglichst schlechtmachen kann. Ich nehme das zur Kenntnis, ich sage Ihnen, der politische Stil, den Sie hier vertreten, ist nicht meiner (Beifall bei der SPÖ.) und es wird Ihnen mit Ihrer Art nicht gelingen, mich so zu provozieren, dass ich meine Contenance verliere, auch - und das sage ich Ihnen ebenfalls - wenn mich dieser politische Stil im Sinne unserer Demokratie wirklich schmerzt und persönlich trifft. Das ist ein Ding, mit dem ich umzugehen habe, und auch Sie haben damit umzugehen, wie Sie den Ton und den Stil und die Art und Weise hier in diesem Hause gestalten. Das ist Ihre Geschichte, ich nehme es zur Kenntnis und bedaure es. (Beifall bei der SPÖ.) 
Was ich nicht bedaure, sehr geehrte Damen und Herren, ist, dass gerade in meinem Bereich, so wie in allen anderen Bereichen dieser Stadt auch, wo Dienstleistung für die Wienerinnen und Wiener das oberste Ziel ist, das wir verfolgen, bei so vielen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in teilweise schwierigen Bereichen, vor allem in jenen Bereichen, die jeden Tag die unmittelbare Herausforderung haben mit Kindern und Jugendlichen, aber auch mit Erwachsenen Probleme zu haben, damit umzugehen und ihnen zu helfen, das Leben zu meistern, das Engagement ein so großes ist. 

Ich bedanke mich bei Ihnen allen, ich bedanke mich noch einmal ganz ausdrücklich auch bei Frau VBgmin Brauner für die Art und Weise, wie sie die budgetäre Schwerpunktsetzung mit uns allen gemeinsam macht und ich hoffe, dass wir alle mit demselben Elan und mit derselben Zielsetzung auch in das Jahr 2009 gehen. Herzlichen Dank. (Beifall bei der SPÖ.) 
Vorsitzende GRin Inge Zankl: Zur Geschäftsgruppe Bildung, Jugend, Information und Sport liegt mir keine Wortmeldung mehr vor. 

Wir kommen nun zur Beratung der Geschäftsgruppe Kultur und Wissenschaft. 

Als erster Redner zum Wort gemeldet ist Herr GR Mag Ebinger. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrte Frau Vorsitzende! Sehr geehrter Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Wir beschäftigen uns jetzt mit dem Budget der MA 7, und lassen Sie mich Ihnen vielleicht ein paar Schwerpunkte, warum wir nicht zustimmen, kurz erzählen. 

Fangen wir einmal mit dem Volkstheater an. Das Volkstheater erhält jährlich 10 Millionen EUR Subvention, davon 6 Millionen EUR von Wien, 4 Millionen EUR vom Bund. Der Rechnungshofbericht hat eine mangelnde Auslastung festgestellt. Es ist irgendwie so ein Prestigeprojekt, das sieht man ja an dem roten Stern. Überhöhte Gagen, mangelnde Auslastung, Pensionsvorsorgen für Geschäftsführer, Überschreitung der konkreten Vorgaben bei der Gewährung von Förderungen ohne weitere Erläuterungen. Das heißt, was hier wirklich fehlt, ist ein Marketingkonzept zur Erhöhung der Auslastung und des Erlöses, also eine Kostenrechnung. 

Wir haben das Volkstheater besichtigt. Ich bin durchaus auch angetan von Herrn Schottenberg als Schauspieler und auch als Mensch, wahrscheinlich tut er auch sein Bestes als Theaterdirektor. Aber es ist einfach so, ein Budget hat einfach irgendwelche Grenzen. Es kann ja nicht so sein, dass gewisse Institutionen immer noch mehr und immer noch mehr kriegen. 1,6 Millionen EUR möchte er trotz sinkender Auslastung, und 6 Millio-
nen EUR für Investitionen. Die Probebühne Am Hundsturm ist auch mit viel Geld renoviert und mittlerweile nach zwei, drei Saisonen geschlossen worden. Damit werden wir uns sicher laufend zu beschäftigen haben. 

Das Ronacher, also die Vereinigten Bühnen, haben mit 37 Millionen EUR einen sehr großen Anteil, den größten Anteil, glaube ich, von diesem Budget und das Ronacher ist allen Oppositionsparteien ständig ein Dorn im Auge. Es ist irgendwie fast eine Provokation, wenn man ein Theater, das vor 10 Jahren saniert wurde, dann sozusagen auf super sanieren muss, eine so genannte Funktionssanierung durchführt mit neuer Bühnentechnik, zweigeschoßigem Dachausbau, mit aufklappbarem Dach, also bei Schönwetter unter freiem Himmel. Sicher alles faszinierend, Kellerausbau, Unterbühne. Man kann aber nicht alle 10 Jahre umbauen. Zuerst waren 34 Millionen EUR geplant, jetzt sind es an die 47 Millio-
nen EUR für die Sanierung. 

Ich habe heute schon in der Gesundheit gesagt, man soll insgesamt im Budget Prioritäten setzen. Sicher, am liebsten wäre es jedem, wenn alles geht, am schönsten wäre es, wenn alles geht. Aber so lange es Gangbetten gibt, so lange es nicht genügend Zimmer für Patienten gibt, so lang Frischoperierte am Gang bei Tageslicht liegen müssen, kann ich mir solche Renovierungen nicht leisten, wenn ich ernsthaft Politik betreibe. 

Beim Ronacher gibt es auch jetzt das Neueste, wo ich dem Herrn Kollegen Wolf nur zustimmen kann. Das hat man jetzt großartig renoviert und das Musical „The Producers“ herausgebracht. Dieser Broadway Hit ist ein Flop gewesen. Und wenn ich der Presseaussendung und dem, was man so hört, glaube, macht das Ronacher jetzt wöchentlich 20 000 EUR Verlust. Der Zuschauerraum ist teilweise gesperrt, um die Zahlen zu schönen. 

Wien ist wirklich faszinierend. Es ist die einzige Weltstadt, wo man ein Musical nicht gewinnträchtig aufführen kann. 

„Wake Up“ kann ich nur sagen, wake up, MA 7. Es gibt auch kein Konzept, was man jetzt mit dem Haus macht, wenn dieses Broadwaymusical ein Flop war. Kollege Woller hat zwar gesagt, das sei gar kein Flop gewesen, es waren ohnedies 70 anstatt 90 Prozent Auslastung und fragwürdige Freikarten, und es wird jetzt erfolgreich in Berlin aufgeführt. Das werden wir sicher dann alles hören. 

Alles schön und gut, trotzdem bleibt die Frage, warum wir zwei Musical-Bühnen haben und jedes Musical unterstützen müssen. Warum ist das so ein Fass ohne Boden, meine Damen und Herren? 

Ein anderes Thema, das immer wieder unsere Aufmerksamkeit in Anspruch nimmt, ist die Theaterreform, die ursprünglich gemacht wurde, um die freien Gruppen effizienter zu gestalten, die sich aber mittlerweile unserer Meinung nach zu einem Bumerang für kleinere und mittlere Bühnen entwickelt haben. Die müssen ein Konzept einreichen, das wird von einer angeblich unabhängigen Jury bewertet. Viele kleine Theater, deren Konzepte hier nicht empfohlen werden, stehen vor dem Ruin. Die können dann noch eine Einzelprojektförderung bekommen, mit der können sie aber auch nur schwer überleben. 

Ein Thema, dessen wir uns auch in Zukunft mehr annehmen werden, sind die Musikschulen. Wien gilt als Musikkulturhauptstadt, Musikhauptstadt auch, und es wird ja vielleicht im Hochmusikbereich viel getan, aber für die Basisbildung unserer Kinder unserer Meinung nach viel zu wenig. Wenn man hier nur vergleicht: In Oberösterreich mit 1,4 Millionen Einwohnern gibt es 67 Musikschulen und 55 000 Schüler die sie besuchen dürfen. In Wien gibt es 1,8 Millionen, 17 Musikschulen und 5 000 Schüler, und an die 1 000, die gerne einen Platz hätten, aber keinen kriegen können. Das heißt, die Forderung nach einem Musikschulgesetz wird sicher auch in Zukunft eine Forderung der FPÖ sein. Wir werden uns vielleicht morgen darüber genauer unterhalten. 

Die Wiener Festwochen: Die Wiener Festwochen sind auch ein Lieblingsthema. Ich glaube, 11 Millio-
nen EUR bekommen sie heute, bei 30-prozentiger Auslastung. Die Nachtrags- und Zusatzsubventionen, die so im Laufe des Jahres eintreffen, werden dann ohne Begründung in Millionenhöhe vergeben. Es wird immer mehr zum Minderheitenprogramm, immer mehr internationale Produktionen, immer weniger Wien-Bezug. Es ist ja an sich auch ein sehr konservatives Budget. Da hat man einmal einen Revolutionär, den Luc Bondy, und den hat man dann gleich die nächsten 10 Jahre, der wird sozusagen von der Stadt Wien beamtet. Da hat man einmal einen Regisseur, nämlich Peter Sellars, den hat man gleich die nächsten 10 Jahre, wie als Beamter, wie als Fixangestellter. 

Luc Bondy haben wir bis 2013, krisensichere Jobs werden hier geschaffen. Und dann, im letzten Kontrollamtsbericht über die letzte Periode ist ja sogar drinnen gestanden, dass bei manchen Vorstellungen bis zu 1 200 EUR pro Besucher subventioniert wird. Das sind ja unvorstellbare Summen, wenn man das zum Beispiel mit den Budgets bei den Bezirksfestwochen vergleicht. 

Und wenn jetzt schon eine Sozialistische Partei in der Bundesregierung sitzt und in Wien an der Macht ist, dann ist es mir schon auch ein Anliegen zu sagen, wir sind eine Kulturstadt, und es liegt doch bei so vielen Dingen im Argen. 

Die Musikschulen hab ich schon erwähnt. 

Gehen wir einmal die Museen durch, zum Beispiel das Kunsthistorische Museum. Jetzt haben wir eine neue Direktorin, die Frau Mag Haag. (GRin Marianne Klicka: Das gehört nicht der Stadt Wien!) Das weiß ich schon, dass das nicht der Stadt gehört. Aber das sind ja immer diese Argumente, das ist auch beim jüdischen Friedhof das Argument, die sind zuständig, nicht wir. Das ist doch das so genannte Florianiprinzip-Argument, wenn wir ... (GR Ernst Woller: Das ist ein Bundesgesetz!) Das weiß ich schon. Wie Sie sich aufregen können. 

Das ist mir ja alles klar, aber es muss euch doch auch ein Anliegen sein, dass die Kulturpolitik in Wien generell gut dasteht, und da ist das einfach eine Schande. (Beifall bei der FPÖ.) 
Wurscht, wer dafür jetzt verantwortlich ist, ich sage ja nicht, dass Herr StR Mailath-Pokorny dafür verantwortlich ist, aber er kann trotzdem - er ist ja kein unbedeutender Mann -, mit dem größten Kulturbudget Österreichs auch auf die Bundesregierung einwirken. Ich verstehe nicht, warum die Kunstkammer mit einer der bedeutendsten Sammlungen solcher Objekte der Welt, bis 2012, also sechs, sieben Jahre, geschlossen sein muss, warum man Spenden sammeln muss, wenn man die größten Kulturschätze hat, wenn man sie nicht einmal renovieren kann. Ich verstehe nicht, warum das Kunsthistorische Museum seit 2004 umgebaut wird und kein Geld da ist, sodass ganze Generationen von Jugendlichen mit diesen Dingen nicht vertraut werden können. 

Das muss einem, wenn man auch hundertmal budgetär nicht dafür zuständig sind, ein Anliegen sein, wenn man ein Wiener Kulturpolitiker ist. 

Aber gehen wir zu den Dingen, wo die SPÖ eindeutig zuständig ist, wo die Stadt Wien zuständig ist. Eines davon ist die Subventionsvergabe. Und da gibt es natürlich eine lange Liste. Es gibt einmal die Stiefkinder, die Musikschulen habe ich schon erwähnt, die Bezirksmuseen, der jüdische Friedhof, ebenfalls ein Stiefkind, das immer hin und her geschoben wird. Die Denkmalpflege mit 1 Million EUR, 47 Millionen EUR das Ronacher und 1 Millionen EUR die Denkmalpflege. Die Bezirksmuseen, die bezirks- und basiskulturellen Aktivitäten mit, wenn ich mich nicht geirrt habe, 787 000 EUR, für alle 23 Bezirke. (GR Dr Herbert Madejski: Lächerlich!) Sie wissen, wenn man da eine Veranstaltung macht mit 1 000 EUR, bekommt man einen dreiseitigen Förderbogen, statt eines fünfseitigen Förderbogens, und der muss ganz exakt ausgeführt sein. Diese Extaktheit brauche ich nicht mehr, wenn ich sozusagen auf Landesebene gefördert werde. 

Und da gibt es ja sehr viele Beispiele. Da gibt es einmal die Förderung der Freunde, Wiener Kulturservice, Stadtfest auch, aber Wiener Kulturfest, Donauinselfest und das 1. Mai-Fest. Das ist ja keine Frage, 1,6 Millio-
nen EUR, das geht ja mit einem Fingerstreich, meistens vor der Abstimmung hier ist das schon ausgegeben oder das Datum vorbei. 

Ronacher haben wir schon gesagt, Adi Hirschal, der war ja damals ein Sprachrohr des Bürgermeisters gegen Schwarz-Blau. Der wird auch immer relativ unkompliziert gefördert, wie man so hört. Das ist ja ein Wandertheater, das kein Geld mehr zum Wandern hat, jetzt steht es nur mehr am Hof. Früher ist es noch herumgewandert und hat auf verschiedenen Plätzen gespielt, das ist jetzt zu teuer, jetzt steht es am Hof. Früher haben sie auch noch an die 900 000 EUR Sponsorengelder gehabt, jetzt haben sie, glaube ich, noch 60 000 EUR. Was gleich geblieben ist, sogar manchmal höher geworden ist, nämlich bis zu über einer halben Million, ist die Subvention der Stadt Wien. Dabei wird hier verweigert, wie man so hört, die Auslastung bekannt zu geben. Die Eigendeckung liegt bei 3 bis 16 Prozent. 

Es ist halt fürs Volk, das muss man ja nicht so aufführen. Wenn man ein Freund ist, dann braucht man das nicht nachweisen, dann wird das einfach gegeben. 

Birdland, Rabenhof, Alte Hütte, ich sage es nur der Vollständigkeit halber, weil sich das ja wie ein roter Faden im wahrsten Sinne des Wortes durchzieht. 

Bei den Wiener Symphonikern hat es jahrelang gedauert, bis man das Einsehen gehabt hat, dass die Sonderpensionen in dieser Form vielleicht doch nicht gehen. 

Das WUK erhält auch ständig Subventionen, trotzdem wurde es von den Betreibern fast bis zur Konkursreife geführt. 

„k2“ auch ein Diktum. Es nennt sich Zeitung, ist aber mehr so ein Folder, wo immer die Kulturankündigungen sind, die man auch sonst überall lesen kann, und wo halt Bilder vom Herrn Lhptm Pröll und vom Herrn Lhptm Häupl drinnen sind, oder von den jeweiligen Stadträten für Kultur. 182 000 EUR, eine Fixsubvention, die man meines Erachtens ersatzlos streichen könnte. 

Dann gibt es natürlich diese politischen Subventionen, IG Kultur, Public Netbase und so, auf die ich nicht weiter eingehen möchte. Da gibt es ja ganz kuriose Dinge. (GR Ernst Woller: Was sind die politischen Subventionen!) Nun ja, sicher, das sind die politischen Subventionen, das sind die Sprachrohre gegen die schwarz-blaue Regierung gewesen. (GR Ernst Woller: Lange vorbei!) Ja, das weiß ich schon, aber das ist es auch wieder nicht, denn wenn man zum Beispiel sozialistische Redner hier hört, ist die schwarz-blaue Regierung noch immer an allem schuld, als ob es die letzte Regierung nicht gegeben hätte. Also, so gesehen ist es offenbar noch im Gedächtnis und noch nicht lange vorbei, also dann machen Sie mir nicht den Vorwurf, dass es bei mir auch nicht vorbei ist. 

Was ganz Liebes, das Theater des Augenblicks, dieses Kompetenzzentrum für internationale Kultur-
verletzung, (Heiterkeit im Saal.) ah, Vernetzung, 500 000 EUR. Danke. (Beifall bei der FPÖ.) 
500 000 EUR Subvention gekriegt mit 44 EUR Eigenleistung. Das muss man mal zusammenbringen. (GR Mag Wolfgang Jung: Das ist Kunst!) Das ist Kunst, da hast du recht. Oder „Mumbling Fish“ mit 120 000 EUR, und das Einzige, was einem vorgelegt wurde, uns zumindest, ist ein handgeschriebener Zettel wo draufsteht: „Wir spielen jetzt ein Gruppenstück.“ 

Nun gut, ich meine, die Kriterien sind mir nicht nachvollziehbar, aber solange es ordentlich kontrolliert wird, soll es uns ja recht sein, weil, wie gesagt, wenn man auf Bezirksebene eine Kulturveranstaltung macht und vom Kulturausschuss 2 000 EUR bekommt, dann muss man das im Detail nachweisen. Es gibt offenbar die Kapazitäten an Beamten, das zu kontrollieren, auf Landesebene ist es mit den Kapazitäten offenbar ganz schlecht bestellt. 

Was man so hört, auch das Interkulttheater, da haben wir, wenn man nur ein Beispiel aus 2006 haben will, die 159 Veranstaltungen gehabt mit 9 253 Besuchern, also ungefähr 70 Prozent Auslastung. Freikarten wie immer und Einnahmen aus Eintrittspreisen von 41 887 EUR. Wenn ich das jetzt durch die 9 000 Besucher dividiere, komme ich auf 4 EUR irgendwas. Super. Diese schöne günstige Darstellung, ich sage, wie gesagt, auch nichts über die Qualität, ich habe das nur erzählt und sage es nur als Beispiel, aber wir müssen das mit 28 EUR pro Besucher fördern, das ist noch gar nicht schlimm. Wie gesagt, die Wiener Festwochen sind ja der Gipfel. 

Theater zum Fürchten, nun, die bekommen, glaube ich, 300 000 EUR Förderung. Sie liefern offenbar noch keine nachvollziehbaren Abrechnungen. Was ich so höre, haben die auch keine unabhängigen Rechnungsprüfer und haben gemeint, wenn sie die hätten, bräuchten sie ein höheres Budget, weil das kostet dann mehr. 

Aber es ist eh wurscht, es ist eh nichts nachdotiert von der MA 7.

Oder der Theaterverein Gumpendorf. Die haben auch 94 Prozent Förderung, 6 Prozent Eigenleistung, eine Auslastung von 42 bis 52 Prozent, davon aber 23 Prozent Freikarten und die Förderung pro Besucher mit 110 EUR. Jedes Mal, wenn man dort hingeht, kann man sich dessen bewusst sein, dass die Allgemeinheit der Wiener Bürgerinnen und Bürger 100 EUR für einen auf den Tisch gelegt hat, weil man in das Theater geht.

„Netzzeit“: Hier schaut es so aus, als ob der Obmann und seine Frau, die Kassierin, sich selbst die Honorarnoten auszahlen. Es sind ja nur 400 000 EUR Förderung pro Jahr. In den letzten zwei Jahren kriegen sie in Wien ungefähr 50 Prozent Freikarten, wenn sie außerhalb Wiens tätig sind, ist alles frei. Es zahlt eh die Stadt Wien, völlig wurscht!

Das kann man beliebig fortsetzen bis hin zum „Club of Vienna“. (GR Ernst Woller: Sie sind so ahnungslos! Rufen Sie einmal den Scheidl an! - GR Dr Herbert Madejski: Der Woller ist ahnungslos!- GR Ernst Woller: Sie sind ahnungslos!) Bis hin zum „Club of Vienna“, Herr Kollege Woller, wo wir das Kontrollamt und die Staatsanwaltschaft eingeschaltet haben. Das ist das Typische. Es gibt genaue Vorschriften bei der Stadt Wien, wie man etwas kontrollieren kann. 

Ich werde Ihnen das jetzt vorlesen, von wegen ahnungslos! Ich lese Ihnen zuerst einmal Ihren Pressedienst vor, wo zum Beispiel die Kollegin Straubinger sagt: „3 600 Förderansuchen. Allein diese Zahl untermauert, dass nicht hinter jeder Förderung gleichsam ein Kontrollor jeden Beleg intensiv dahin gehend überprüfen kann, ob etwa ein Formular richtig datiert ist." - Komischerweise kann man das bei den Bezirksveranstaltungen, aber auf Landesebene geht das nicht mehr!

Aber der Kollege Woller ist noch viel besser, wie wir uns erdreistet haben beim „Club of Vienna“, gegen den wir inhaltlich nichts haben, so wie alle anderen, wir fanden das auch gut. Da sagt er: „Die Stadt hat dafür eigene Kontrollinstanzen, die hervorragend funktionieren." - Was soll das heißen? Zuerst muss einmal die MA 7 kontrollieren. Kontrollinstanzen? Vielleicht das Kontrollamt? Das ist ja eine andere. Das würde für mich bedeuten, Sie gehen davon aus, die MA 7 kontrolliert gar nichts. Wenn die Opposition etwas will, kann sie sich auch an das Kontrollamt wenden. Das kann es ja wohl nicht sein!

Da kann ich Ihnen ganz klar - Webservice, von wegen keine Ahnung - die Richtlinien zur Abrechnung von Förderungen bei Einzelprojektförderungen vorlesen: „Für diese Förderung ist bis zu dem im Verständigungsbrief angegebenen Termin die widmungsgemäße Verwendung anhand einer Endabrechnung mittels einer detaillierten Gesamtausgaben- sowie Gesamteinnahmenaufstellung analog zur eingereichten Kalkulation nachzuweisen. Die Originalbelege sind für Stichproben der Kulturabteilung bereitzuhalten." - Stichproben gibt es wahrscheinlich nur auf dem Papier! – „Nicht nachgewiesene Förderungen sind zurückzuzahlen." Die haben 750 000 EUR, die sie nicht verwendet haben, die nicht zurückgezahlt werden!

Bei Jahresförderungen unterscheiden Sie zwischen bilanzierenden und nicht bilanzierenden. Da gibt es, Herr Kollege Woller, konkrete Förderrichtlinien, da gibt es konkrete Vorschriften. Diese Vorschriften werden nicht von irgendeiner Kontrollinstanz gehandhabt, sondern von der MA 7. Das müssen Sie zur Kenntnis nehmen! Es ist wirklich unfair, wenn Sie sagen, dass sie von allen im Gemeinderat vertretenen Parteien gefördert wurden. Na klar haben wir sie gefördert. Wir sind nicht für die Kontrolle verantwortlich! Das ist die MA 7! Wir sind dafür verantwortlich, nach unserem besten Gewissen zu fördern, was wir für förderungswürdig halten. Da stimmen wir zu oder auch nicht, auch wenn es eine absolute Mehrheit gibt. Und wir sind der Meinung gewesen, dass der „Club of Vienna“ etwas ist, das man fördern muss.

Das heißt aber nicht, dass er nicht kontrolliert werden muss. Wenn dort der Präsident seinem Institut Aufträge gibt, und ich lasse mich jetzt darauf nicht ein, dann ist es die Aufgabe der MA 7 zu sagen: „Halt, Herrschaften! So geht das nicht! Macht das bitte ordentlich!" - Davon gehe ich aus. Ich gehe davon aus, wenn ich einer Förderung zustimme, dass das auf Grund der Richtlinien von den zuständigen Beamten geprüft wird. Wenn Sie die Kapazitäten dazu nicht haben, müssen Sie sagen, Sie können das nicht prüfen oder Sie brauchen mehr Leute.

Dann schreiben Sie noch, und das hat mir auch gefallen: „Selbstverständlich wurden die Bilanzen, mit denen die widmungsgemäße Verwendung der Förderung nachgewiesen wurde, von unabhängigen Rechnungsprüfern ordnungsgemäß geprüft." - Wenn Sie sagen, ich habe keine Ahnung, sage ich Ihnen, was „unabhängige Rechnungsprüfer" heißt. Das war eine nicht näher zu bezeichnende Steuerberatungskanzlei und eine angestellte Kanzlei kann kein unabhängiger Rechnungsprüfer sein. Das ist schlicht und einfach falsch! Die wurden nicht von unabhängigen Rechnungsprüfern geprüft! Das müsste jedem auffallen, der sich das anschaut! Das heißt, der Schluss daraus ist, dass es sich keiner angeschaut hat, und das offenbar über Jahre, weil man schon allein von der Wichtigkeit der Persönlichkeiten her dort davon ausgeht, dass alles in Ordnung ist.

Meine Damen und Herren, wie Sie wissen, stimmen wir natürlich vielen Förderungen zu. Es ist nicht so, dass wir alles ablehnen. Ich habe natürlich jetzt nur die Dinge gesagt, die wir ablehnen. 

Ich will zum Schluss etwas Versöhnliches sagen. Unser lieber Herr Stadtrat ist natürlich aufgefordert, stärker zu kontrollieren. Da werden wir auf jeden Fall draufbleiben. Ich habe ihn neulich im Fernsehen bewundern können, bei „Wir sind Kaiser". In diesem Sinne kann ich nur sagen, er soll sich halt anstrengen! (Allgemeine Heiterkeit.) Nicht nur feiern, ein bisschen arbeiten, nicht nur champagnisieren, sondern auch ein bisschen kontrollieren, lieber Herr Stadtrat! 

Dem Budget können wir leider nicht zustimmen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Frau Mag Ringler. Ich erteile es ihr.

GRin Mag Marie Ringler (Grüner Klub im Rathaus): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren! 
Mein Vorredner hat einige Dinge, glaube ich, tatsächlich verwechselt. Ich korrigiere jetzt nur ein paar Sachen, die für das Protokoll relevant sind.

Das Ronacher hat immer gleich viel Geld gekostet. Der Unterschied zwischen den 32 Millionen EUR, denn tatsächlich waren es nicht 34 Millionen EUR, und den 47 Millionen EUR sind die Kredittilgungszinsen, die draufkommen, also die Finanzierungskosten. Der Umbau hat immer 32 Millionen EUR gekostet. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist doch egal!) Das ist wichtig, es festzuhalten. (StR Johann Herzog: Zahlen müssen wir das! - GR Dr Herbert Madejski: Das schenkt uns ja niemand!) Sie werden mir jetzt nicht unterstellen, dass ich das gut finde. (StR Johann Herzog: Das ist ja nicht wahr! Das ist falsch!) Ich halte es nur für das Protokoll fest, damit jene Menschen, die das vielleicht irgendwann einmal lesen, nicht der irrigen Annahme sein könnten, dass irgendwann einmal irgendjemand über 32 Millionen EUR spricht, es waren immer 47 Millionen EUR. (StR Johann Herzog: Finanzierungsmittel zählen nicht! Die kann man wegrechnen!)

Wie dem auch sei, Tatsache ist, es gibt eine ganze Reihe von offenen Baustellen im Kulturressort, die es in aller Kürze zu beleuchten gilt.

Das Ronacher habe ich schon angesprochen. Tatsächlich ist es bedauerlich, dass offensichtlich die erste Produktion, die im funktionssanierten Ronacher stattfindet, nicht den gewünschten Erfolg hat. Das muss uns allen als Steuerzahlern im Herzen weh tun. Diese 47 Millionen EUR wurden ausgegeben, damit dort Musicals stattfinden können, die dann möglichst erfolgreich sind, Einnahmen einbringen und sich auch rechnen. Das scheint bedauerlicherweise nicht der Fall zu sein.

Jetzt habe ich großes Vertrauen in Thomas Drozda als nun schon nicht mehr ganz so neuen Generaldirektor der Vereinigten Bühnen, aber es wird jedenfalls unsere Aufgabe als Opposition sein, hier sehr genau im nächsten Jahr hinzuschauen. Die Vereinigten Bühnen sind der größte Budgetposten, den wir in diesem Kulturbudget auch im nächsten Jahr vorfinden. Die Transparenz lässt weiterhin zu wünschen übrig. Ich hoffe, dass Thomas Drozda seine Ankündigungen wahrmacht, für mehr Transparenz und Nachvollziehbarkeit im Budget der Vereinigten Bühnen zu sorgen.

Tatsächlich gibt es aber noch ein paar andere offene Punkte und Fragen, denen wir uns widmen und die wir nicht aus den Augen verlieren sollten, zum Beispiel die Kabarettbühnen in dieser Stadt. Wir haben die Kabaretts in den letzten Wochen immer wieder diskutiert. Es gab durchaus auch Anlass zu heftiger Kritik. Der in den Sand gesetzte Umbau des Vindobona war auch ein Umbau, der den Steuerzahler viel Geld gekostet hat.

Die Frage ist aber auch, wie es überhaupt mit diesem Sektor, mit diesem Teilbereich der Kultur weitergehen kann. Sind die Kabaretts, so wie wir sie kennen, noch lebensfähig? Alfred Dorfer hat in einem sehr interessanten Interview in der „Presse" vor einigen Wochen gesagt, vielleicht hätte man in den letzten Jahren mehr ändern müssen, damit es nicht zu der Situation gekommen wäre, in der die Kabaretts jetzt sind. Das betrifft sicherlich einerseits die Nachwuchsförderung, aber andererseits auch die Frage: Ist das klassische Kabarett, wie wir es kennen, heute noch zeitgemäß? Nichtsdestotrotz sind das alles Bühnen, die wichtige Aufgaben in dieser Stadt erfüllen, die wichtig sind für die Menschen, die rundherum leben, die wichtig sind für das Publikum, die wichtig sind für die Kulturschaffenden und daher wird es ganz wichtig sein, im nächsten Jahr dafür sinnvolle Lösungen zu finden. Ich gehöre nicht zu jenen, die der Meinung sind, dass den Kabaretts von vornherein Subventionen, wie etwa den Theatern oder anderen Bühnen, zugestanden werden sollten, aber vielleicht gibt es hier andere kreative Lösungsansätze. Ich glaube, dass es sehr wichtig ist, hier mit den Bühnen in einen Dialog zu treten. Wir bieten uns da auch gern als Ideengeber an, wenn das gewünscht ist.

Ein Bereich, der daran anschließt, ist die Theaterreform, die uns sicherlich in den nächsten Wochen immer wieder begleiten wird. Es gibt, glaube ich, ein paar sehr positive und schöne Beispiele, dass einiges in der Zeit der Theaterreform gut funktioniert hat, nicht nur der große Erfolg von „brut“ im Künstlerhaus und im Konzerthaus oder auch die wirklich großartige künstlerische Qualität, die es dieser Tage im Schauspielhaus zu sehen gibt und für die Andreas Beck auch einen Nestroy-Preis bekommen hat. Ich glaube, dass hier vieles ins Sprießen gekommen ist und dass es darum geht, diese Reform konsequent weiterzuführen und ein Auge darauf zu haben. 

Wir haben immer kritisiert, dass von Seiten des Stadtrats viele politische Entscheidungen neben den Gremien der Theaterreform gemacht wurden. Wir können diese nicht unterstützen und werden diese auch weiterhin nicht unterstützen, aber wir glauben, dass die Entscheidung für unabhängige Jurys und Gremien eine gute und wichtige war und dass sowohl Theaterkuratorien als auch die Theaterjury, die in den nächsten Wochen wohl ihre Ergebnisse für die nächste Konzeptförderungstranche und die nächsten vier Jahre präsentieren wird, hervorragende Arbeit leisten.

Ein offenes Thema, das uns sicherlich auch beschäftigen wird und wo mich der aktuelle Stand sehr interessieren würde, sind die Symphoniker. Sie können sich erinnern, es gab einen sehr kritischen Kontrollamtsbericht zu den Symphonikern. Es gab daraufhin ein Gutachten. Es gab daraufhin eine ganze Menge Zusatzsubventionen an die Symphoniker. Es gab aber auch eine ganze Menge von Auflagen und Erwartungen an die Symphoniker. Mich würde sehr interessieren, was daraus geworden ist, wie sich das weiterentwickelt hat. Ich habe auch einen Stichtag im Kopf: 12. Oktober 2007. Da hätten die Symphoniker ein Konzept abliefern sollen. Das ist jetzt schon mehr als ein Jahr her. Ich weiß nicht genau, was daraus geworden ist. Ich hoffe sehr, dass die notwendigen Reformen durchgeführt wurden, weil sie lebensnotwendig für das Überleben der Symphoniker sind und weil es nicht sein kann, dass die öffentliche Hand dann sofort immer mit großen Summen einspringt, wenn auch die Organisation selbst etwas für die Sanierung ihrer Finanzen tun könnte.

Ein aktuelles Thema, das ich sehr wichtig und spannend finde und wo ich mir Positionen der Kulturpolitik erwarten würde, auch die Position des Stadtrates, ist die Debatte rund um den Karlsplatz, die in den letzten Wochen begonnen hat und immer wieder aufs Neue beginnt. Die Umgestaltung des Karlsplatzes in Kunstort Karlsplatz ist, sagen wir es einmal freundlich, verhallt. Es wurde der Park neu gestaltet, es ist tatsächlich ein bisschen angenehmer, jetzt dort durchzugehen, aber von dem großen Wurf, der diesen völlig zersiedelten Platz zusammenführt, der die Kunstinstitutionen, die dort zahlreich angesiedelt sind, sichtbarer macht, ist eigentlich nichts zu spüren. Es sind ein paar mittlerweile etwas farblose Fahnen aufgehängt und ein Wegweisersystem angebracht worden, das sich mir persönlich nicht direkt erschließt. Jetzt gibt es die Kritik an der Umgestaltung der Passage von Seiten der Kulturschaffenden am Karlsplatz. 

Dazu möchte ich sagen: Ist die einzige Antwort, die wir haben, die Säuberung? Oder geht es da nicht vielmehr auch darum, sozusagen wichtig und wertvoll darüber nachzudenken, wie man vielleicht auf andere Weise mit den tatsächlichen Problemen umgehen könnte, die es mit dem Karlsplatz und der dortigen Drogenszene gibt? Von unserer Seite aus hat es da immer wieder Vorschläge gegeben. Auch meine Kollegin Heidemarie Cammerlander hat hier immer wieder Vorschläge gemacht. Ich glaube, dass es wert wäre, hier auch über Inputs von Seiten der Kultur nachzudenken und darüber hinaus einiges an Gehirnschmalz einzubringen.

Ein Bereich, den ich gerne positiv erwähnen möchte, weil man auch etwas Positives sagen soll, wenn es positiv ist, ist, es gibt im letzten Jahr zwei Initiativen, die ich sehr positiv bewerte und von denen ich hoffe, dass sie fortgeführt werden. 

Das eine ist das Projekt „Cash for Culture", wo 80 000 EUR - meines Erachtens nach viel zu wenig, aber immerhin 80 000 EUR - in Klein- und Kleinstprojekte für Jugendliche, für junge Menschen investiert werden, die damit selbst künstlerisch aktiv werden können. Ich halte das für ein wirklich ausgezeichnetes Projekt und würde meinen, man sollte es ausbauen und vergrößern. 

Positiv war im letzten Jahr sicherlich auch die Erhöhung der Gelder für den Filmfonds. Hier wird der Kollege Marco Schreuder noch im Detail etwas dazu sagen. Das sind Bereiche, wo wir nicht anstehen zu sagen, hier ist etwas doch Wichtiges passiert. Wir hoffen, dass dieser Ausbau der Filmszene, die hier höchst erfolgreich ist und von der wir glauben, dass sie sehr viel zur Kreativität dieser Stadt beizutragen hat, auch fortschreiten wird.

Es gibt allerdings auch eine tiefe klaffende Wunde in diesem Kulturbudget. Ich bin mir sicher, dass auch im nächsten Jahr für all diese Organisationen wieder sehr viel Geld vorgesehen sein wird, nämlich für die parteinahen Vereine, die aus dem Kulturbudget zwischen 2 und 3 Millionen EUR im Jahr bekommen. Ich möchte jetzt ein paar aufzählen, weil sie so deutlich machen, in welcher Schamlosigkeit sich hier alle Parteien, die FPÖ, die ÖVP und die SPÖ, aus dem Kulturbudget bedienen, um damit Vereine zu finanzieren. (GR Dr Herbert Madejski: Sie haben dem Adi Hirschal zugestimmt! Haben Sie das vergessen?) - Ich habe dem Adi Hirschal zugestimmt? (GR Dr Herbert Madejski: Na selbstverständlich! Lassen Sie sich das Protokoll aushändigen!) Da muss ich Sie korrigieren! (GR Dr Herbert Madejski: Sie vielleicht nicht, aber Ihre Kollegen!) Ich kann Ihnen versichern, wir haben nicht zugestimmt!

Aber ich meine gar nicht den Adi Hirschal, wenn ich über parteinahe Vereine spreche. (GR Dr Herbert Madejski: Das weiß ich auch, weil Sie uns jetzt etwas anderes vorwerfen!) Der Herr Hirschal ist wohl parteinah, aber tatsächlich sind in seinem Verein keine Politiker, im Gegensatz zum Cajetan-Felder-Institut, in dem mehrere amtierende Politiker der FPÖ im Vorstand sitzen, welche sich nicht zu gram sind, 30 000 EUR vom Kulturbudget abzuziehen! Das müssen Sie Ihren Wählerinnen und Wählern einmal erklären! Das nenne ich einen parteinahen Verein. (Beifall bei den Grünen. - StR Johann Herzog: Abziehen was geht bei anderen! Das ist überhaupt kein Problem!)
Ein anderer parteinaher Verein, der uns immer ein großer Dorn im Auge ist, ist zum Beispiel das Donauinselfest. Das ist nichts Neues. 

Dieses Jahr sind ein paar Neuankömmlinge hinzugekommen, auf die wir nicht vergessen sollten, nicht nur die von uns hochgeschätzte Scheibmaier GesmbH, an der die SPÖ indirekt beteiligt ist, was ich für eine Chuzpe der Sonderklasse finde, und die Musical fragwürdiger Qualität veranstaltet, sondern es gibt zum Beispiel auch den Verein, der das Donaukanaltreiben dieses Jahr sehr erfolgreich gemacht hat. Es ist durchaus richtig, dort waren viele Menschen und hatten Spaß gehabt. Warum das allerdings ein SPÖ-Verein macht, ist mir völlig schleierhaft! (GR Ernst Woller: Weil wir gescheit und aktiv sind! Wir haben gute Leute!)

Ebenso ist mir schleierhaft, wieso es notwendig ist, dass Landtagsabgeordnete der SPÖ Kulturvereine im 15. Bezirk gründen, zum Beispiel „Kunst am Grund", und um 17 400 EUR dort Kunst machen, statt dass man das Geld nimmt und Vereine, die vor Ort tätig sind, die sich bemühen, die nicht parteinahe sind, damit unterstützt und finanziert! Das müssen Sie mir alles erst einmal erklären! (Beifall bei den Grünen.)

Das ist nicht nachvollziehbar und das ist sehr bedauerlich! Diese ungefähr 3 Millionen EUR, die parteinahe Vereine pro Jahr bekommen, sind immerhin ein erklecklicher Bestandteil des Budgets, der nicht zu vernachlässigen ist. Setzen wir das in Relation zu den Subventionen, die in der Stadt vergeben werden, dann sind die parteinahen Vereine unter den Top Ten jener Institutionen, die in dieser Stadt Geld bekommen. Die Kunsthalle Wien, einer der größten Subventionsnehmer dieser Stadt, bekommt etwa 4,5 Millionen EUR. Alle parteinahen Vereine gemeinsam bekommen 3 Millionen EUR, das Donauinselfest natürlich im Besonderen 1,9 Millionen EUR. Das müssen Sie Ihren Wählerinnen und Wählern erst einmal erklären! (StR Johann Herzog: Wir sind froh, dass Sie die Unterscheidung zwischen Hauptfesten und irgendwelchen Kleinstfesten treffen!) - Entschuldigen Sie bitte, Sie bagatellisieren jetzt die 30 000 EUR fürs Cajetan-Felder-Institut, oder wie? Ich weiß schon, dass Ihnen das unangenehm ist! (StR Johann Herzog: Im Vergleich zu 1,9 Millionen EUR! Das war nur ein Vergleich!) Aber vielleicht hätten Sie diesen Antrag nie stellen sollen! Das wäre eine bessere Lösung gewesen! (StR Johann Herzog: Sie haben genauso Ihre Vereine, die Sie unterstützen! Das ist dasselbe!) Ich kann das nur einer ganz seltsamen Linie der FPÖ zuschreiben, dass Sie diesen Antrag stellen, weil Sie damit jede Glaubwürdigkeit verloren haben, die ÖVP und die SPÖ in dieser Sache zu kritisieren! Ich meine, das muss Ihnen doch klar gewesen sein! Ein schwerer taktischer Fehler, aber nicht mein Problem! (GR Dr Herbert Madejski: Frau Ringler, Sie sind ein Nebenschauplatz! Wir hören schon auf!) 

Reden wir über einen anderen wichtigen Schauplatz in dieser Stadt. Das ist die Aus- und Weiterbildung im Kulturbereich. Mein Vorredner hat das schon angesprochen. Es werden heute auch zwei Anträge eingebracht. Auch wir haben in den letzten Monaten sehr viele Anträge eingebracht und uns in Anfragen sehr intensiv mit dem Thema der Musikschulen beschäftigt. Auch wenn die Musikschulen nicht im Kulturressort ressortieren, sind sie wahrscheinlich doch ein ganz essenzieller Bestandteil von Kulturpolitik in dieser Stadt, weil sie jener Breite an Menschen, die sich für Kultur, für Kunst und für Musik interessieren, überhaupt erst ermöglichen, Publikum und dann selbst Kultur- und Kunstschaffende zu werden. Es gibt viel zu wenig Musikschulplätze in dieser Stadt, das ist bekannt. Wir setzen uns seit vielen Jahren dafür ein, dass dieses Problem gelöst wird, aber wir können leider hier überhaupt kein Interesse von Seiten der SPÖ erkennen, in diesem sehr wichtigen Bereich Schritte zu setzen, Taten zu setzen. 

Seit vielen Jahren etwa soll in Simmering eine neue Musikschule gebaut werden und es ist noch immer nicht so weit. Wir wissen mittlerweile auch aus Statistiken, aus Zahlen, die wir aus schriftlichen Anfragen an die MA 13 haben, dass es in manchen Bezirken tatsächlich so ist, dass nur ein Drittel all jener, die sich um einen Musikschulplatz bewerben, einen bekommen. Das sind schon jene Personen, die diese Hürde, sich zu bewerben, überhaupt genommen haben und sagen, sie wollen, und nicht jene, die hören, es ist eh unmöglich und man kriegt keinen Platz an diesen Schulen oder die vielleicht von wohlmeinenden Musikschullehrern oder Direktoren mit dem Hinweis, dass es wirklich schwierig ist, weggeschickt werden. Damit geht viel Talent verloren, damit geht viel an Breite für diese Stadt verloren. Aber es hat auch konkrete Auswirkungen. Das Musikgymnasium zum Beispiel sagt, dass es immer weniger junge Menschen aufnehmen kann, die das Eingangskriterium für das Musikgymnasium überhaupt erfüllen, nämlich, dass man zwei Instrumente spielt. Es ist schon schwierig genug, einen Platz in einer Musikschule für ein Instrument zu bekommen, geschweige denn für ein zweites und so reich muss man erst einmal sein, dass man sich diesen Privatunterricht leisten kann. Hier gibt es wirklich viel Aufholbedarf. Auch wenn es nicht direkt in der MA 7 ressortiert, glaube ich, dass es ein zentrales Anliegen von uns Kulturpolitikerinnen und Kulturpolitikern sein muss! - Vielen Dank! (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zu einer tatsächlichen Berichtigung hat sich Herr Mag Ebinger gemeldet. Ich erteile ihm das Wort. 

GR Mag Gerald Ebinger (Klub der Wiener Freiheitlichen): Frau Vorsitzende! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Frau Kollegin Ringler hat natürlich völlig recht, wenn sie sagt, wir haben 34 Komma irgendetwas Millionen (GRin Mag Marie Ringler: 32!), aber die 46 Komma irgendetwas resultieren nur daraus, dass das auf Kredit ist. Die Stadt Wien hat das auf Kredit. Eine Renovierung, noch eine Renovierung, unmittelbar danach auf Kredit, wenn ich mich recht erinnere, auf Fremdwährungskredit und wenn sich die Zeiten so entwickeln, wie sie sich entwickeln, wird auch das Ansparprodukt teurer werden, wenn die Zinsen teurer werden, dann ist es noch teurer. Also wir werden sehen. Ich glaube, dass es dann im Endeffekt teurer wird. 

Ich möchte die Gelegenheit noch zu einem Satz nutzen, dass unsere positive Einstellung zur Förderung von Forschung und Wissenschaft herausgestrichen wird. Bei aller Skepsis, die wir gegen die Musical-Kontrolle haben, werden wir dem Antrag der Kollegin Smolik auf Erhöhung des Budgets für die Wissenschaft und Forschung zustimmen. (Beifall bei der FPÖ. - GRin Mag Waltraut Antonov: Das war jetzt wichtig!) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Der nächste Debattenbeitrag kommt von Herrn Dr Wolf. - Bitte schön.

GR Dr Franz Ferdinand Wolf (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Die Klarstellung, die jetzt abgelaufen ist, zeigt, dass in Wien um 32 Millionen EUR gebaut wird und das 47 Millionen EUR kostet. Das ist eine ganz interessante Variante. 

Wir reden zum Kulturbudget 2009, wo 230,6 Millio-
nen EUR zur Verfügung stehen. Die Frau Vizebürgermeisterin hat gesagt, das sei eine ganz tolle Sache, die höchste Summe, die es je gegeben hat, um 13 Millionen EUR mehr als im Voranschlag für heuer, mehr Geld für die Kultur und das Ganze mit Selbstlob angereichert. Nur ist das Ganze eine Luftnummer der Frau Vizebürgermeisterin, weil im Rechnungsabschluss 2007 genauso viele Mittel für Kultur ausgegeben worden sind wie im Voranschlag 2009. Also man muss wie immer ein bisschen genauer hinsehen, um zu sehen, was die Verpackungskünstler hier machen! (Beifall bei der ÖVP.) 

In wesentlichen Bereichen gibt es sogar weniger Geld als im Jahr 2007, das wir nun als Maßstab hernehmen, weil, wie gesagt, damals genauso viel in die Wiener Kultur investiert wurde. Forschung und Wissenschaft: weniger vorgesehen, als 2007 ausgegeben. Altstadterhaltung: weniger Geld zur Verfügung als 2007, zumindest nach dem Voranschlag. Die Förderung bildender Künste zeigt das gleiche Bild. Diese 13 Millionen EUR mehr - ich erspare mir jetzt, Ihnen vorzurechnen, dass das durch die Inflation wahrscheinlich netto sogar weniger ist - sind nicht mehr als eine Luftnummer, wie ich gesagt habe, und außerdem ein Viertel dessen, was die Frau Vizebürgermeisterin für die Gestaltung des Prater-Vorplatzes braucht. Wir haben das zuerst gehört und gesehen, wie wenig erfreut sie ist, wenn man die berechtigte Kritik des Kontrollamts hier wiederholt.

Es zeigen sich aber schwere Strukturprobleme des Budgets, auch das wurde schon angesprochen, es gehen nämlich ungefähr 40 Prozent des Kulturbudgets in die großen Tanker Festwochen, Symphoniker, Vereinigte Bühnen Wien, Volkstheater. Das wurde auch schon von meinem Kollegen gesagt. Hier liegt, auch das wurde gesagt, doch einiges an Problemen. Wenn ich nur die Frage des Konzepts der Symphoniker aufgreife, so kann man vielleicht darauf warten, bis ein neuer Präsident der Symphoniker die Versprechen einlösen wird, hier Konzepte vorzulegen. Man hört die immer dichter werdenden Stimmen, dass der ehemalige Finanzstadtrat Sepp Rieder dieses Amt übernehmen wird. Wenn dem so sein soll, dann gibt es vielleicht mehr oder weniger Geld für die Symphoniker. Wir werden das sehen.

Vom überschaubaren Erfolg im Ronacher, wo die derzeitige Produktion zirka 20 000 EUR Verlust pro Woche produziert, wurde auch schon gesprochen. Es ist unverständlich, dass eine Sparte, die überall auf der Welt Geld bringt, in Wien nicht funktioniert und trotz hoher Subventionen weitere Verluste produziert.

Nächster Punkt, und das ist ein besonders wesentlicher Punkt, wie ich meine, ist die soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler, nicht nur in Österreich, sondern in Wien. Die Studie hat Kulturministerin Claudia Schmied, eine der Mehrheitsfraktion wahrscheinlich nicht unbekannte Dame, gemacht. Darin zeigt sich, wie trist die Situation für Künstlerinnen und Künstler in Wien ist. Es kann also irgendetwas mit der Förderung nicht so ganz funktionieren. Es leben nämlich 44 Prozent der befragten Künstler in Wien und sie beziehen aus künstlerischer Tätigkeit ein Honorar von 500 EUR pro Monat, wenn es Frauen sind, und zirka 800 EUR netto pro Monat, wenn es sich um Männer handelt. Das sind Zahlen, die von einer ganz anderen Seite her ihre dauernden selbstlobenden kulturpolitischen Äußerungen problematisieren. Junge Frauen - jung wird hier definiert bis 35 Jahre - verdienen aus künstlerischer Tätigkeit 3 300 EUR netto pro Jahr und bei jungen Männern - gleichfalls bis 35 - sind es 3 700 EUR pro Jahr. Ich meine, Herr Stadtrat, hier hätten Sie Handlungsbedarf, hier ist etwas zu tun, zumal die Studie nicht von irgendwelchen Klassenfeinden, sondern von einer Parteifreundin gemacht wurde!

Manche in Wien - auch das wurde angesprochen - haben es besser. Das stellt das Kontrollamt im Fall des Vereines Domus fest - auch der wurde schon angesprochen -, wo hohe Gagen gezahlt und Insichgeschäfte gemacht werden. Das Wesentliche ist, dass das alles System hat. Es gibt Förderungen außerhalb der Empfehlungen für die Theaterjury. Es gibt Subventionen, die laut Beschlüssen des Gemeinderats ausgezahlt werden. Dann gibt es Förderungen aus den Rahmenbeträgen, wo die Opposition und auch die eigene Fraktion nicht erfahren, dass noch einmal gefördert wird. Und dann wird von Sponsoren, die ihnen nicht ganz fern stehen, nämlich von Kommunalbetrieben, auch noch einmal gefördert. Selbst das Kontrollamt sagt, dass hier intransparent vorgegangen wird, dass hier, man könnte es auch anders sagen, diejenigen, die darüber entscheiden sollen, nämlich die Gemeinderätinnen und Gemeinderäte, nicht klar und deutlich informiert werden. Das ist keine Transparenz und das ist abzulehnen! 

Es gibt auch keine Kontrolle der Subventionen. Auch das wurde gesagt und dem ist nichts hinzuzufügen. Würde nämlich kontrolliert werden, würde genau nachgesehen werden, was mit den Subventionsmitteln tatsächlich geschieht. Dann wären diese Dinge, die das Kontrollamt immer wieder aufdeckt, nicht möglich! (Beifall bei der ÖVP.)
Nehmen wir ein anderes Beispiel, die „Netzzeit“. Hier finanziert die Gemeinde Wien mit 1,6 Millionen EUR einen Verein in den Jahren 2005 bis 2009, einen Verein, der gesetzwidrige Statuten aus 1984 hat, die bis 2006 nach dem geänderten Vereinsgesetz hätten angepasst werden müssen, was nicht geschehen ist, wo keine Wahl von RechnungsprüferInnen nachweisbar ist, wo Obmann und Kassier - im Übrigen eng familiär verbunden, wie das Kontrollamt sagt; man kann auch sagen, ein Ehepaar - Insichgeschäfte machen, wo 180 000 EUR Pauschalhonorare ohne schriftliche Verträge gezahlt werden, wo Krankenkassenbeiträge nicht bezahlt werden und wo es Doppelverrechnungen im Fall von Koproduktionen gibt, wo der ausländische Koproduzent Honorare zahlt, wo der inländische subventionierte Verein Honorare zahlt, das alles an Personen, die außerdem beim Verein noch angestellt sind. Wenn Sie das alles in Schutz nehmen, meine Damen und Herren von der Mehrheitsfraktion, dann ist Ihnen nicht zu helfen! (Beifall bei der ÖVP.) 

Warum gibt es keine Kontrolle der verwendeten Mittel? Warum legen Sie nicht endlich Wert darauf, dass hier begleitend kontrolliert wird und das Geld, das zur Verfügung gestellt wird - glücklicherweise ist es viel Geld für die Wiener Kultur - tatsächlich denjenigen zukommt, die es brauchen und die Kunstschaffende sind. Ich habe Ihnen über die triste soziale Lage der Künstlerinnen und Künstler und Kunst- und Kulturschaffenden in Wien die entsprechende Studie bereits vorgelegt. 

Es fehlt bei diesem Budget wie immer jegliche Klarheit und jegliche Budgetwahrheit. Wir werden auch beim Budget 2009 damit konfrontiert sein, dass Zahlen beschlossen werden, die sich im Laufe des Jahres als völlig unrichtig herausstellen und es wird wieder die Notwendigkeit der Nachsubventionierung geben. Warum gehen Sie nicht endlich her und schreiben genau jene Zahlen, die diese Institutionen tatsächlich benötigen, in das Budget? Warum versuchen Sie immer, das in Form der Nachsubvention zu machen? Warum haben Sie nicht den Mut zu sagen, so und so viele Millionen brauchen die Wiener Festwochen, so und so viele Millionen braucht das Volkstheater? Warum geht das immer nur schrittweise und nie klar, deutlich und ordentlich? Wir verstehen das nicht! Insgesamt zeigt sich, dass in diesem Budgetentwurf wieder genau das Gleiche gemacht wird wie in den vergangenen Jahren. Es wird phantasielos fortgeschrieben. Es wird zu Nachsubventionierungen kommen. Es wird zu Budgetüberschreitungen kommen, die sie dann später als große kulturpolitische Tat darstellen. Tatsächlich ist es nichts anderes als der Vollzug von Sachzwängen. Sie werden weiterhin mit dem Budget verwalten statt gestalten! Das kann nicht der Anspruch der Wiener Kulturpolitik sein! 

Marie Ringler hat vor wenigen Minuten ein ganz gutes Beispiel herangezogen, nämlich die Kabarettszene, die in ernsten Schwierigkeiten ist und wo es unser aller Anliegen sein müsste, ein Konzept zu entwickeln, Überlegungen anzustellen, wie man diese wesentliche Sparte von künstlerischer Artikulation in Wien unterstützt und fördert. Wir haben vor einigen Wochen einen Antrag gestellt und den Stadtrat aufgefordert, ein Konzept zu erstellen und haben den Versprechungen nicht nur des Stadtrats, sondern auch des Kultursprechers der SPÖ vertraut, dass wir gemeinsam versuchen werden, etwas im Sinne der Kabarettszene, im Sinne eines vernünftigen Konzepts in die Wege zu leiten. Was wir dann bekommen haben, ist ein Bericht, in dem der Herr Stadtrat gesagt hat, Beamte sprechen mit den Leuten, mit den Betroffenen und wenn es so weit ist, werden wir auch etwas erfahren. So verstehen wir Kulturpolitik nicht! So verstehen wir Arbeit für wesentliche Kulturinstitutionen dieser Stadt nicht! 

Ähnlich - ein anderer Fall - ist die Vorgangsweise bei der finanziellen Unterstützung des Vienna International Human Rights Filmfestival, das heuer zum 60. Jahrestag der Deklaration der Menschenrechte stattfinden wird. Wir haben vor wenigen Wochen einen gemeinsamen Antrag eingebracht, dass dieses wesentliche Festival unterstützt werden soll. Wir haben das letztlich einstimmig gemacht und ich bin davon ausgegangen, dass nunmehr ein paar tausend Euro diesem Festival im heurigen Jahr zur Verfügung gestellt werden. Jetzt muss ich feststellen, dass dem nicht so ist, dass man die Veranstalter wieder vertröstet und ihnen gesagt hat, es sei eine gute Sache, die man unterstützen will, es sei aber heuer leider nicht möglich, erst im nächsten Jahr. Es ist wirklich lächerlich und schandbar, dass eine derartig wesentliche Initiative dieser Stadt der Mehrheitsfraktion dieses Hauses nicht einmal 10 000 EUR wert ist!

Ich werden daher mit meinen Kollegen Bernhard Dworak, Monika Riha, Marco Schreuder und Marie Ringler einen Beschluss- und Resolutionsantrag betreffend eine finanzielle Unterstützung des Vienna International Human Rights Filmfestivals 2008 einbringen: 

„Der amtsführende Stadtrat für Kultur und Wissenschaft möge dafür Sorge tragen, dass eine ausreichende Dotierung für das Vienna International Human Rights Filmfestival 2008 ..." - also im heurigen Jahr – „... zur Verfügung gestellt wird."

Des Weiteren bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag zum Thema Musikschulen und Musikschulangebot ein. Ich weiß, dass der Kulturstadtrat dafür nicht zuständig ist, wir meinen aber, dass musikalische Ausbildung und das Zurverfügungstellen von ausreichenden Musikschulplätzen eine wesentliche kulturpolitische Aufgabe im Interesse der Jugend dieser Stadt, im Interesse der Kultur dieser Stadt ist, die sich immer als Welthauptstadt der Kultur feiern lässt. Wir meinen, dass es ein unhaltbarer Zustand ist, dass Kinder, die Musikinstrumente lernen wollen, abgewiesen werden. 

Daher bringe ich einen Beschluss- und Resolutionsantrag mit meinen Kollegen Wolfgang Aigner, Monika Riha und Anger-Koch ein, wonach wir eine flächendeckende Versorgung mit Musikschulen in Wien erreichen wollen.

Letztlich wird es Sie nicht überraschen und verwundern, wenn wir nach den dargelegten Punkten diesem Budgetentwurf unsere Zustimmung nicht erteilen werden! (Beifall bei der ÖVP.)

Vorsitzender GR Günther Reiter: Zum Wort gemeldet ist Herr GR Woller. Ich erteile es ihm.

GR Ernst Woller (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Sehr geehrte Damen und Herren!

Vor wenigen Tagen hätte ich in Vertretung der Frau VBgmin Renate Brauner eine Ausstellung zum Thema Design eröffnen sollen. Es ist das ein uns sehr wichtiges Thema. Es war dies eine Ausstellung aus Tschechien, die heuer schon in Prag, in Bratislava und in Budapest gezeigt worden ist und zum Abschluss in Wien gezeigt hätte werden sollen. Sie merken es schon, diese Ausstellung ist leider nicht bis Wien gekommen. Diese Ausstellung wurde von einer tschechischen Bank finanziert und diese tschechische Bank hat diese Finanzierung kurzfristig einfach gestoppt. Es ist das bedauerlich, aber dies ist nicht das einzige Opfer der Finanzkrise. 

Gerard Mortier wird den Posten als Chef der New York City Opera nicht antreten, weil die Finanzierung des Opernhauses über Nacht von 60 Millionen Dollar auf 36 Millionen Dollar, um 40 Prozent, gekürzt worden ist.

Nun, der Vergleich der Finanzierung durch privates Sponsoring, durch die Wirtschaft, und der Vergleich mit der öffentlichen Finanzierung macht uns sicher. Noch nie war so klar, wie wichtig und bedeutsam öffentliche Kulturfinanzierung ist. Das ist insbesondere für Wien sehr wichtig, weil Wien international einen Spitzenrang einnimmt, was die Kulturfinanzierung der Stadt betrifft. Wir haben ein stetig steigendes Kulturbudget. Es kommen laufend Gäste, Delegationen aus dem Ausland nach Wien, um sich bei uns anzuschauen, wie wir es schaffen, dass wir so starke Impulse in den Bereichen Kultur, Kunst und Wissenschaft setzen. Sie sind immer verwundert über das, was sie in Wien vorfinden. Mich verwundert dann immer, wenn ich hier herinnen bin und mir denke: Wo leben eigentlich die Vertreter der Opposition? In welcher Stadt leben sie? (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: In Wien!) Ihre Sorgen hätten die Kulturpolitiker und Kulturpolitikerinnen in Berlin, in New York, in London gerne, wenn Sie hier so übers Kulturbudget jammern! 

Das Kulturbudget ist wie immer ein Rekordbudget. Es steigt um 13 Millionen EUR, um 6 Prozent, in 3 Jahren eine Steigerung von 195 Millionen EUR auf 230 Millio-
nen EUR, eine Steigerung um 18 Prozent. 

Jetzt versuche ich seit Jahren, dem Herrn Kollegen Wolf zu erklären, was der Unterschied zwischen Rechnungsabschluss und Voranschlag ist. Wenn Sie sich die Zahlen genauer anschauen, würden Sie merken, dass der Rechnungsabschluss immer um 10 bis 15 Prozent höher als der Voranschlag ist, weil es uns immer wieder gelingt, für wichtige Projekte von der Finanzstadträtin zusätzliche Mittel zu bekommen. Das sind keine Überziehungen, keine Nachzahlungen, das ist aktive Kulturpolitik und insbesondere ein Verdienst des Herrn Kulturstadtrats! Daher wird der Rechnungsabschluss 2009 auch wieder um 10 bis 15 Prozent höher sein! Das heißt, es ist real eine Steigerung von 6 Prozent pro Jahr und das ist zweifellos ein großer Erfolg, wenn man Wien mit allen anderen Städten in Europa und in der Welt vergleicht! (Beifall bei der SPÖ.)
Mit diesem Kulturbudget garantieren wir eine großartige vielfältige Kulturlandschaft in dieser Stadt, die Traditionelles und Neues bietet, die große und kleine Institutionen fördert, die Einrichtungen im Zentrum der Stadt, aber auch an der Peripherie fördert, die institutionelle Einrichtungen ebenso wie freie Gruppen fördert, die Junges und Neues, wie „Cash for Culture", fördert. Wir fördern und initiieren Hunger auf Kunst und Kultur. Wir machen eine Reihe von Anstrengungen, dass es immer auch Veranstaltungen bei freiem Eintritt gibt, insbesondere im Wien Museum. 

Wir Sozialdemokraten garantieren aber vor allem eine Offenheit und Freiheit der Kunst. Das ist nicht selbstverständlich, wenn man in Österreich herumschaut. Es wäre in Wien völlig undenkbar, dass die Wiener Landesregierung den ORF massiv angreift, wenn die Berichterstattung einmal ein bisschen kritisch ist, wie das jetzt in Kärnten der Fall war. Es wäre völlig unvorstellbar in Wien, dass ein Künstler sagt, er kann nicht in dieser Stadt auftreten, weil er sich bedroht fühlt, wie das konkret in Kärnten passiert ist. Daher ist es ganz wichtig, nicht nur finanzielle Voraussetzungen, sondern auch ein Klima der Freiheit und der Offenheit in dieser Stadt zu schaffen, dass diese Kunst so gedeihen kann, wie es in Wien passiert! (Beifall bei der SPÖ. - StR Johann Herzog: Das ist keine Einbahnstraße!)
Das wäre auch in Wien anders, wenn die Außenstelle der Olympia in Wien etwas zu sagen hätte, wenn man sich anschaut, was die FPÖ oder das BZÖ - in Wirklichkeit derselbe Sumpf - an kulturellen Leistungen in den letzten Tagen geliefert haben. Barbara Rosenkranz glaubt, sie muss ein Buch schreiben gegen den, wie sie sagt, angeblichen „Gender-Wahnsinn". Welche Bücher Frau Rosenkranz schreibt, kann uns eigentlich wurscht sein, nur dass bei der Präsentation des Buches Kritiker dieses Buches von rechten Recken hinausgeprügelt werden, ist einfach unerhört! Das passiert bei Veranstaltungen, für die die FPÖ die Verantwortung hat! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn der FPÖ-Abgeordnete Lutz Weinzinger bei der Feierstunde für Walter Nowotny sagt, die nationalsozialistische Diktatur sei offensichtlich wirtschaftlich erfolgreicher gewesen als die Systeme vorher, dann ist das in Wirklichkeit dasselbe wie die „ordentliche Beschäftigungspolitik", für die Jörg Haider einmal zurücktreten hat müssen!

Wenn die FPÖ immer gegen das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes stimmt, dann muss man auch wissen, warum, nämlich weil zum Beispiel das Dokumentationsarchiv des österreichischen Widerstandes derzeit eine Klage gegen den ehemaligen FPÖ-Abgeordneten Karlheinz Klement wegen des Verdachts der Verhetzung eingereicht hat. Der Grund ist, dass man auf der Homepage des FPÖ-Aktivisten Klement wirklich Ungeheuerlichkeiten findet. Was dort steht, muss ich jetzt tatsächlich vorlesen. Er vergleicht das im Zusammenhang mit dem Haider-Begräbnis.

Ich zitiere jetzt die Homepage von Karlheinz Klement: „Beim Ableben führender Juden würde sich echte Trauer in überschaubaren Grenzen halten." Weiters schreibt er auf der Homepage: „Ein Staatsbegräbnis würde man Juden schon bereiten. Die Juden müssten sich nur dazu entschließen können, möglichst zeitnah und alle auf einen Schlag gleichzeitig von dieser Welt zu scheiden." - Das sind Ungeheuerlichkeiten, was FPÖ-Abgeordnete (StR Johann Herzog: Das ist ja keiner!) in der Öffentlichkeit von sich geben! Daher ist es völlig berechtigt, dass das Dokumentationsarchiv gefördert wird. Jeder Euro, der für das Dokumentationsarchiv eingesetzt wird, ist ein richtig eingesetzter Euro und trägt zur politischen Hygiene in unserem Land bei! (Beifall bei SPÖ, GRÜNEN und von GRin Monika Riha.)
Die Steigerung des Kulturbudgets um 6 Prozent geht durch alle Sparten. Es gibt einen einzigen Ansatz, wo der Ansatz etwas geringer geworden ist, das ist der Theateransatz, und zwar deshalb, weil die Vereinigten Bühnen Wien nächstes Jahr 2,7 Millionen EUR weniger bekommen werden als im vergangenen Jahr. Das nur zur Aussage, dass Sie immer sagen, die Großen kriegen immer mehr, die Kleinen immer weniger. Genau das Gegenteil ist der Fall! Ich habe schon versucht, das in Zwischenrufen klarzumachen, weil Sie offensichtlich primär keine Ahnung haben!

Zum Vorwurf der mangelnden Subventionskontrolle, die gebetsmühlenartig von der ÖVP und auch der FPÖ immer kommt: Das ist natürlich auch eine selektive Wahrnehmung der Kontrollamtsberichte. Ich weiß, Sie lesen gern Kontrollamtsberichte. Wieso zitieren Sie immer nur das, was Ihnen passt? 

Das Kontrollamt hat zum Beispiel im letzten Bericht festgestellt, dass die MA 7 höchste Transparenz, höchste Effizienz und höchste Qualitätssicherung hat. Alles, was von der MA 7 in den letzten Jahren umgesetzt worden ist, wurde dezidiert gelobt. Alles, was eingereicht wird, wird natürlich exakt geprüft. Und alles wird natürlich penibelst abgerechnet und kontrolliert. Der Kontrollamtsbericht hat zuletzt genau das Gegenteil von dem festgestellt, was Sie heute hier gesagt haben und das einfach falsch ist! 

Es stimmt auch nicht, dass alles Parteienfinanzierung ist, wenn irgendein sozialdemokratischer Funktionär oder irgendein Mitglied irgendeine kulturpolitische Aktion in dieser Stadt unterstützt. Ich meine, hoffentlich gibt es kein Berufsverbot oder Kunstverbot für sozialdemokratische Bezirksräte. Es wird das Projekt geprüft. Wenn das Projekt gut ist, wird es gefördert. Überhaupt wird es nicht auf Grund von irgendeinem Zufall, sondern auf Grund von Beschlüssen des Wiener Gemeinderats gefördert. Ich weiß nicht, was das Problem ist! Auch „Kunst am Grund" ist natürlich keine SPÖ-Aktion. Dass ein sozialdemokratischer Gemeinderat eine Künstlerinitiative in seinem Bezirk unterstützt, dafür werden wir in Wirklichkeit gewählt. Ich weiß nicht, wie es bei euch ist, aber bei uns ist es so, dass man sich um den Bezirk kümmert, wo man kandidiert, wo man seine Bevölkerung vertritt! Wenn der Gemeinderat ein Projekt unterstützt, das nachweislich gut ist, dann ist es völlig klar, dass diese Initiative von der Stadt Wien Geld bekommt! (Beifall bei der SPÖ.)
Wie gesagt, die Vereinigten Bühnen Wien bekommen nächstes Jahr um 2,7 Millionen EUR weniger. Sie machen damit erfolgreiche Arbeit. Das Konzept für das Theater an der Wien ist voll aufgegangen. „The Rake's Progress" wurde vor wenigen Tagen von der Kritik als das Opernereignis des Jahres hochgejubelt. Das Musical „Rebecca", das jetzt seit knapp zwei Jahren mit 93 Prozent Auslastung über die gesamte Spielzeit mit knapp 500 000 Besucherinnen und Besuchern läuft, wird ab 2010 an den Broadway übersiedeln. Das ist ein großer Exporterfolg der Vereinigten Bühnen Wien. 

Wenn Sie zu „The Producers" sagen, das sei ein Flop, hätte ich gern, dass alle anderen Theater solche Flops produzieren würden, wie das die Vereinigten Bühnen Wien konkret im Ronacher machen. Die Kritiken waren ziemlich fulminant. (GR Ing Mag Bernhard Dworak: Das reicht jetzt aber!) Ich lese Sie Ihnen jetzt nicht vor, ich kann Sie Ihnen alle geben. Es gab uneingeschränktes Lob und Begeisterung über diese Produktion. Dass diese Produktion nach exakt fünf Monaten 73 Prozent Auslastung hat, dann ist das, wenn ich es mit anderen Theatern wie dem Burgtheater vergleiche, von dem gestern in der Zeitung gestanden ist, es hat 72 Prozent, nur deshalb für die Vereinigten Bühnen Wien ein Faktum, dass man sich fragt, wieso man nicht über 90 Prozent hat, weil man bei allen Produktionen in den letzten Jahren immer über 90 Prozent Auslastung gehabt hat. Das war eigentlich der Grund, warum man jetzt nachdenkt, wie man hier vorgeht. Das ist tatsächlich ein verantwortungsvolles Vorgehen des Managements, dass man sich überlegt, wie es weitergeht. Es ist nichts entschieden. 

Es gibt eine Anfrage eines renommierten Theaters aus Berlin, das „The Producers“ übernehmen will und es ist in Wirklichkeit ein Kompliment, dass immer mehr ausländische Musical-Häuser, Theaterhäuser nach Wien kommen und unsere Produktionen abkaufen wollen. In den letzten Jahren sind Musicals von den Vereinigten Bühnen Wien von 12,5 Millionen Menschen auf der Welt, in allen Ländern der Welt, gesehen worden. Wir sind einer der großen internationalen Player im Bereich des Musicals und Sie reden das immer tot! Dass sie jetzt wieder gegen das Musical reden, ist wirklich nicht überraschend! Sie waren immer gegen Musicals! Sie waren immer gegen die Vereinigten Bühnen Wien! Sie waren auch immer gegen die Sanierung des Ronacher! Daher hätte es mich fast verwundert, wenn Sie jetzt nicht wieder losheulen würden! Aber im Großen und Ganzen ist es nicht so entscheidend. Die Vereinigten Bühnen Wien sind in allen drei Häusern auf einem guten Weg. Dass das Ronacher vielleicht ein bisschen länger zur Positionierung braucht, wenn man ein völlig neues Genre vom Musical schaffen will, ist durchaus verständlich.

Ich komme nun zu anderen Theaterbereichen. Das Volkstheater wird immer wieder erwähnt. Der Herr Kollege Ebinger, der jetzt natürlich nicht mehr da ist oder zumindest nicht zuhört, liest so gern Kontrollamtsberichte. Es wäre vielleicht wirklich gescheit, wenn der Kollege Ebinger auch einmal ins Volkstheater gehen würde. Er würde dort großartige Aufführungen in einem vollen Haus sehen. Der Kollege Ebinger könnte zum Beispiel erleben, dass in den letzten vier Tagen das Volkstheater fast ausverkauft war und das Volkstheater derzeit um 12 Prozent mehr Auslastung als im Kontrollamtsbericht, den er so gern liest und immer wieder zitiert, hat. Das ist natürlich alles fast unglaublich! Die ÖVP und die FPÖ schauen sich nichts an, kennen sich nicht aus und dann redet man da! Ich sage nicht, wie, weil sonst bekomme ich wieder einen Ordnungsruf!

Das Schauspielhaus ist jetzt ein Jahr geöffnet, zeigt ein großartiges Programm und wird seinem Namen in hervorragender Art und Weise gerecht. Es zeigt wieder Schauspiel, Sprechtheater, bringt nur Uraufführungen, Autorentheater, hat ein tolles Ensemble, gewinnt zu Recht den Nestroy-Preis, drei Nominierungen, einen Nestroy-Preis gewonnen für Andreas Beck - kann man nur gratulieren - und wird in der renommierten Fachzeitschrift „Theater Heute" das drittbeste Theater im deutschsprachigen Raum. Und da reden Sie von Flop und Pleite? Sie sollten offensichtlich, wenn Sie schon nicht ins Theater gehen, zumindest Zeitung lesen! Ich habe Ihnen das schon einmal gesagt, das kostet nicht so viel, kann man im Klub kaufen, kann man auch abschreiben. Unter uns gesagt, es wäre zumindest gut, wenn Sie die Fachzeitschriften, die Fachseiten der jeweiligen Medien lesen!

Das Koproduktionshaus „brut“ hat sehr erfolgreich gestartet. Wir haben damit jetzt ein Koproduktionshaus mit internationaler Bedeutung und es ist dort primär sehr junges Publikum. Das ist alles sehr positiv!

Es stimmt auch nicht, dass die Theaterreform nichts fürs Off-Theater gebracht hat. Das kann man wieder nur sagen, wenn man vielleicht gar nicht weiß, was Off-Theater ist oder es zumindest noch nie gesehen hat. Es ist so, dass für das Off-Theater 24 Millionen EUR aufgewendet werden und dass durch die Theaterreform viel mehr freie Gruppen als jemals zuvor eine langfristige vierjährige Konzeptförderung bekommen haben. Diese haben jetzt viel bessere Voraussetzungen, um zu arbeiten. 

Das gilt insbesondere auch für die Gruppe „Netzzeit“. Weil Sie diese freie Gruppe heute alle drei angesprochen haben, muss ich Ihnen sagen, dass das schon schädigend ist, was Sie als FPÖ- und ÖVP-Abgeordnete hier machen, noch nie eine Produktion gesehen zu haben, noch nie dort gewesen zu sein (GRin Veronika Matiasek: Wie können Sie das behaupten? Schleichen Sie uns etwa nach?) und dann Kontrollamtsberichte so in die Öffentlichkeit zu spielen, dass das, was dann in der Zeitung steht, auch noch falsch ist! (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: So ein Blödsinn! Das ist nicht zu ertragen!) Das ist Rufschädigung und dafür ist unter anderem der Vorsitzende des Kontrollausschusses, Günter Kenesei, verantwortlich! (GR Günter Kenesei: Was reden Sie da daher?) Sie sollten sich das einmal anschauen! Es stimmt einfach nicht, was in den Zeitungen stand!

Sie verstehen auch das Prinzip nicht! Die Gruppe „Netzzeit“ macht innovatives Musiktheater im Bereich internationaler Kooperationen, mit Berlin, mit Luzern, mit München, ist höchst erfolgreich und bekommt dafür 400 000 EUR im Jahr. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Dort kann doch niemand etwas! Er versteht es nicht!) Das sollten vielleicht sogar Sie verstehen, dass Opernproduktionen viel teurer als normale Sprechtheaterproduktionen sind, es ist völlig klar, dass man um 400 000 EUR im Jahr nicht mehrere internationale Opernproduktionen machen kann. Das ist nur möglich, weil die Gruppe „Netzzeit“ es schafft, renommierteste internationale Koproduktionspartner zu finden, zum Beispiel die Münchner Biennale. Diese wird Ihnen wahrscheinlich jetzt nichts sagen. Tut mir leid, müssen Sie sich ausbilden, Bildung ist immer gut, sollten Sie sich vielleicht einmal erkundigen! (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Dort verrechnen sie doppelt! Das ist der springende Punkt!) Peter Ruzicka ist ja nicht niemand auf der Welt. Er engagiert die Gruppe „Netzzeit“ in Koproduktion für die Produktion „La philosophie dans le labyrinthe". (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Lesen Sie den Kontrollamtsbericht!) Die Gruppe „Netzzeit“ hat dafür vor wenigen Tagen vom internationalen Theaterinstitut in Berlin den New Music Theatre Award in der Kategorie Oper bekommen. Das ist - für Sie, weil Sie sich wieder nicht auskennen - so etwas wie der Oscar für zeitgenössische Oper. Die gewinnen das. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Lieber Herr Kollege Woller, bildungsmäßig nehme ich es mit Ihnen locker auf!) - Es ist eine billige Nachhilfestudie, Herr Kollege Wolf, Sie brauchen nur zuzuhören! (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Ich nehme es bildungsmäßig locker mit Ihnen auf!) - 80 Prozent der Produktionskosten zahlt München. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Es geht doch nur um Verträge! Sie verstehen es nicht!) - Ich verstehe es schon! Ich werde Ihnen die Telefonnummer geben, damit Sie sich das erklären lassen! Mir ist es auch nicht in den Schoß gefallen. Ich schaue mir das jetzt seit 20 Jahren an, daher verstehe ich das System. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Es geht darum, dass es keine Verträge gibt!)

80 Prozent der Produktionskosten zahlt die Münchner Biennale und nur die Wiener Aufführungskosten zahlen wir. Daher ist es natürlich auch so, wenn die Münchner eh fast alles für die Produktion zahlen, dass wir dann dort klarerweise keine Eintritte bekommen. (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Sie haben es nach 20 Jahren noch immer nicht begriffen!) Wir zahlen nur das, dass die Produktion, die mit München, mit Berlin oder mit Luzern koproduziert wird, in Wien auch aufgeführt wird. Leider ist das alles sehr kompliziert, zu kompliziert für Sie, aber man kann ja irgendwie hoffen, dass es irgendwann besser wird!

Musik-Kernkompetenz: Wir fördern hier alles, Großes, Kleines, Zeitgenössisches, Traditionelles, das Klangforum, das Vienna Art Orchestra, die wichtigen Wettbewerbe wie Belvedere-Wettbewerb und Kreisler-Wettbewerb, Jazz-Aktivitäten vom Jazzfest bis zu „Porgy and Bess" und der IG Jazz, außerdem alternativere Musik-Festivals wie „Voice Mania" und „wean hean". 

Die Wiener Symphoniker sind ein höchst verlässliches Opernorchester. Die Wiener Symphoniker waren das Orchester, das den großen Erfolg unter Nikolaus Harnoncourt mit „Rake's Progress" im Theater an der Wien vor wenigen Tagen hatte. Sie sind ein großartiger Botschafter der Musikstadt Wien, hatten dieses Jahr eine erfolgreiche Tournee in Spanien und werden nächstes Jahr im Rahmen der Asientournee auch erstmals nach China kommen. Sie sind das Orchester der Bregenzer Festspiele, das es heuer immerhin geschafft hat, mit fünf Minuten „Tosca"-Musik im „James Bond" vorzukommen. Sie planen für nächstes Jahr unter anderem auch ein Faschingskonzert im Haydn-Jahr zum Thema „Haydn und die Frauen".

Wir fördern nicht nur Theater/Musik, wir fördern auch Film, Wissenschaft und bildende Kunst. Kollegin Straubinger wird dazu noch Näheres ausführen.

Wir fördern auch Bezirkskultur. Es gibt hier sehr interessante neue Entwicklungen. Es wird nächstes Jahr neue Bezirksfestwochen geben, im Juni 2009 ein Festival der Bezirke. 

Wir fördern interkulturelle Projekte. (In Richtung FPÖ:) Das wird Ihnen wieder nicht gefallen, aber es ist trotzdem notwendig.

Wir fördern auch freie Kulturprojekte. Weil Sie glauben, dass das eine Parteiorganisation ist: Das ist natürlich keine Parteiorganisation! Die IG Kultur Wien ist der Dachverband der freien Kulturinstitutionen dieser Stadt. Diese haben jetzt einen Innovationspreis ausgeschrieben, den hat die Stadt Wien gestiftet und finanziert, das haben wir hier beschlossen. Da wurden 73 Initiativen eingereicht, 31 davon mit internationaler Vernetzung. Das ist eine sehr lebendige Szene, aber Sie tun hier so, als ob das irgendwelche Parteifunktionäre wären. Das wäre an und für sich auch noch kein Schimpfwort, aber in Wirklichkeit ist es von Ihnen natürlich diskreditierend gemeint.

Die Kulturstadt Wien ist nicht nur auf die MA 7 stolz, sondern auch auf die anderen Abteilungen, die in unsere Geschäftsgruppe gehören. Das sollte sich vielleicht Herr Kollege Ebinger auch einmal anschauen. Wir diskutieren hier nicht nur die MA 7, sondern auch die MA 8, die MA 9 und alle anderen Kulturinitiativen.

Ich muss abschließend wirklich ein Hohes Lied auf das Wiener Stadtarchiv und auf die Wiener Stadtbibliothek singen. Das macht nämlich nie jemand, aber sie verdienen das in besonderem Maße.

Ich habe vor Kurzem eine Ausstellung des Wiener Stadtarchivs im Gasometer D eröffnet - da könntet ihr auch einmal hinfahren, mit der U3 ist es ganz einfach -, eine Ausstellung „Wien im Mittelalter". Zu sehen ist da ein sensationelles Dokument, das älteste Schriftstück im Besitz der Stadt Wien: 800 Jahre alt, heuer genau 800 Jahre alt geworden!

Dort zeigt eine Ausstellung, wie die Stadt Wien im Mittelalter funktioniert hat. Sehr dankenswert ist, dass das nach Geschäftsgruppen dargestellt wird, sodass man das auch verfolgen kann: Wie hat damals Kultur funktioniert, Wohnen funktioniert, Bildung und Umwelt beispielsweise? Das finde ich einen wirklich sehr interessanten Ansatz. Parallel dazu gab es eine internationale Tagung mit 14 Ländervertretern aus vielen europäischen Ländern.

Das Archiv hat es geschafft, auch im Internet präsent und jetzt wesentlich leichter zugänglich zu sein. Man muss nicht hinfahren. Es ist schon besser, man fährt hin, weil man die Ausstellung dort besser sehen kann, aber wenn man ein Dokument, einen Archivbestand sehen will, dann findet man es jetzt auch im Internet. Durch das Wiener Archivinformationssystem - das ist jetzt auch online - gibt es eine Möglichkeit der international gestützten Recherche.

Genau dasselbe gilt natürlich auch für die Wienbibliothek im Rathaus; so heißt das jetzt. Die haben sich sehr gut neu aufgestellt, sie haben tolle Erfolge, nicht nur durch die Übersiedlung in den Tiefspeicher, durch die digitale Erfassung der Bestände und durch die Möglichkeit, sie nach dem Relaunch der Homepage im Internet zu finden. Wir erweitern auch weiterhin laufend unsere Bestände. Morgen werden wir den Ankauf des Teilnachlasses von Adolf Loos beschließen, das ist eine sehr bedeutende Investition in das Kulturgut der Stadt Wien.

Insgesamt zeigen die Abteilungen MA 8 und MA 9 großartige Ausstellungen. In diesem Jahr war das beispielsweise „Die Eleganz des runden Leders" über den Wiener Fußball von 1920 bis 1965.

Die Wienbibliothek zeigt auf der Stiege 6 - das ist nicht weit weg, nur hundert Meter, das sollte man sich unbedingt anschauen - gerade die Ausstellung „Stadt und Frauen". Ich gebe zu, ich habe sie mir heute angeschaut, ich war eine Stunde drüben, weil sie so gut ist. Das würde ich fast jedem empfehlen. Das kann man sich auch außerhalb einer Gemeinderatssitzung anschauen. Es ist eine tolle Ausstellung über „eine andere Topographie" der Stadt, über die Spuren von Frauen in unserer Stadt. Da sind großartige Zeitdokumente und Originalhandschriften zu finden, und es ist nicht nur die Ausstellung sehenswert, sondern es gibt auch ein wunderbares Dokument, eine wunderbare Publikation dazu.

Das heißt, insgesamt schafft es die Wienbibliothek, schafft es das Stadtarchiv mit diesen Publikationen, mit diesen wissenschaftlichen Tagungen und mit diesen Ausstellungen, zusätzliche Besucherinnen und Besucher, Benützerinnen und Benützer dieser beiden wichtigen Einrichtungen anzusprechen. (Beifall bei der SPÖ.) 

Ich möchte allen Abteilungen danken, die zum Erfolg dieses Kulturjahres beigetragen haben, der MA 8, der MA 9 und natürlich der MA 7, der Kulturabteilung. Ich danke den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dieser Abteilungen, den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des Büros des Stadtrates. 

Ich danke auch allen darüber hinaus gehenden Hunderten und Tausenden kulturellen Institutionen in dieser Stadt wie dem Wien Museum, den vielen Bezirkskulturinitiativen und interkulturellen Initiativen. 

Ich danke aber insbesondere den Künstlerinnen und Künstlern in dieser Stadt und allen Kreativen, die durch ihre künstlerische und kreative Arbeit den Erfolg der Kulturstadt Wien ausmachen. 

Wir schaffen dafür die politischen und die finanziellen Rahmenvoraussetzungen. Daher ersuche ich um Zustimmung zum Kulturbudget. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr StR Herzog hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

StR Johann Herzog: Meine sehr geehrten Damen und Herren! Herr Vorsitzender!

Es ist mir wirklich ein Anliegen, die unqualifizierten Äußerungen des Herrn Woller in aller Deutlichkeit zurückzuweisen. Ich würde auch sagen, das Anschütten, das wir hier erlebt haben, ist eigentlich in den ganzen zwei Tagen der Debatte, die wir erlebt haben, bisher nicht erfolgt, und ich würde mir sehr wünschen, dass dieser Stil jetzt nicht neuerlich Einzug hier bei uns fände. Es ist eine unqualifizierte Herumschimpferei und sonst gar nichts. Ich würde meinen, so eingefrorene Posthorntöne früherer Zeiten - und Herr Woller ist offensichtlich ein Repräsentant dieser Zeiten - sind etwas, was hoffentlich keine Zukunft haben wird. (GR Ernst Woller: Das ist keine Berichtigung!)
Es ist auch überhaupt keine Frage, dass da, offensichtlich von Herrn Woller initiiert, ganze Legionen von Spionen irgendwo herumgeistern, die sozusagen unserem Tagesablauf nachspionieren. Denn sonst könnte er nicht zu Behauptungen darüber kommen, was wir machen oder nicht machen, was wir besuchen oder nicht besuchen. Aber er ist informiert, er weiß es - er weiß ja immer alles und jedes!

Ich möchte auch feststellen, was Herrn Klement betrifft, dass er nicht Mitglied unserer Partei ist. Ich kenne seine Homepage nicht, ich habe sie nie gelesen, möchte aber in aller Deutlichkeit feststellen: Wenn diese Inhalte, die Sie nennen, stimmen, bin ich froh, dass er nicht Mitglied unserer Partei ist, gar keine Frage. (Beifall bei der FPÖ. - GR Ernst Woller: Er war Abgeordneter!)
Ja, ich bin froh, dass er nicht mehr dabei ist. Ich kenne das nicht, aber wenn das der Fall ist, wie gesagt, bin ich froh, dass er kein Freiheitlicher mehr ist, sondern andere politische Heimaten gefunden hat. 

Ich möchte aber in aller Deutlichkeit die Bemerkungen hinsichtlich des Herrn Woller in Bezug auf die FPÖ als „Sumpf" zurückweisen. Ich würde den Herrn Vorsitzenden ersuchen, zu überprüfen, ob hier ein Ordnungsruf fällig ist. 

Was die Störungen, die angeblichen Störungen bei der Buchpräsentation der Frau Rosenkranz betrifft, darf ich klar feststellen: Es wurden - ich habe mich jetzt genau erkundigt, ich war selbst nicht dabei - zwei Leute aus dem Saal gewiesen. Ein ganz normaler Vorgang, von rechten Recken und Prügeleien keine Rede!

Jawohl, ich unterstelle Ihnen, dass es eine Rufschädigung ist, was Sie hier betreiben, eine wirklich ausgesprochen bösartige Unterstellung, der wir mit aller Deutlichkeit widersprechen! (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Ich werde mir sicher das Protokoll kommen lassen und es dann beurteilen.

Zum Wort gemeldet ist Herr GR Schreuder. Ich erteile es ihm.

GR Marco Schreuder (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrter Herr Stadtrat!

Zu den letzten Äußerungen nur noch eine kleine Anmerkung: Als Herr Kollege Klement Homosexualität als eine „Kultur des Todes" bezeichnet hat, war das für die FPÖ kein Anlass, ein Parteiausschlussverfahren zu machen. Offensichtlich haben Sie mit diesem Gedankengut doch nicht solche Probleme, wie Sie das hier äußern.

Und wenn ich daran denke, dass es sich bei den - sagen wir es einmal so - unfein entfernten Menschen, die aus der Veranstaltung der Frau Rosenkranz entfernt worden sind (StR Johann Herzog: „Entfernt"? Zwei Personen ...!), um Aktivistinnen der Rosa-Lila-Villa gehandelt hat, dann wissen wir auch, welche Geisteshaltung dahinter steht. (StR Johann Herzog: Wenn sie sich nicht benehmen ...!) 

Mehr will ich gar nicht dazu sagen, weil wir in einer Kulturdebatte sind. (StR Johann Herzog: Ich hoffe!) Ich habe nur 15 Minuten, und mir ist das jetzt wichtiger. Ich möchte nur doch noch ein paar Worte an Herrn Kollegen Woller richten.

Herr Kollege! Wir wissen alle, dass es in dieser Stadt hervorragende, tolle Kultur gibt, und ganz viele von uns besuchen diese Veranstaltungen auch. Es ist nicht immer, oder es ist nicht unbedingt, eine Leistung der Sozialdemokratie, dass es so viel kreatives Potenzial und so viele Künstler und Künstlerinnen in dieser Stadt gibt. Das liegt an dieser Stadt, für die wir hier alle - alle hundert, das traue ich mich zu sagen - arbeiten. Wir unterscheiden uns nur in den Konzepten und in den Ideen. 

Wenn jetzt aber bei einer Kulturdebatte jeder eine „Best of"-Liste darüber macht, was wir in dem Jahr gesehen haben und was wir super gefunden haben, dann wird das eine fade Kulturdebatte. Seien wir uns ehrlich. Es gibt immer Dinge, die man besser machen kann, es gibt immer Dinge, die man kritisieren kann, es gibt immer Punkte, die man anders sehen kann. Das ist kein Schlechtreden, das bedeutet nicht, dass wir die Kulturstadt Wien nicht als Kulturstadt erkennen. Das bedeutet ausschließlich, dass wir in vielen Punkten diskutieren wollen und anderer Meinung sind oder eine andere Politik wollen. Das heißt nicht - Sie haben nicht uns gemeint, das habe ich ohnehin gemerkt -, dass man die Kulturstadt nicht sieht. Das möchte ich hier irgendwie gesagt haben; ich glaube einfach, dass das nicht stimmt.

Ich beginne einmal mit etwas sehr Positivem an diesem Budget, es ist mir wirklich sehr wichtig, das zu sagen. Zum Glück hat ein österreichischer Film den Oscar gewonnen. Wäre es nicht so gewesen, hätten wir vermutlich wieder Anträge stellen müssen. Aber dieser Oscar war doch endlich ein Impuls, den wir alle schon lange wollten, dafür, dass es jetzt mehr Geld für die Filmförderung gibt und mehr Geld für die Kinoförderung geben wird. Das begrüßen wir außerordentlich.

Nichtsdestoweniger gibt es auch in diesem Bereich noch so genannte Problemkinder beziehungsweise nicht geleistete Unterstützungen. Deswegen unterstützen wir auch den Antrag, haben wir gemeinsam mit der ÖVP den Antrag gestellt, dass das International Human Rights Filmfestival schon heuer Geld bekommen soll, zumal sich am 10. Dezember die Verabschiedung der Menschenrechte vor den Vereinten Nationen zum 60. Mal jährt. Warum das Festival erst am 61. Geburtstag starten soll, verstehe ich nicht. Außerdem geht es hier wirklich um Peanuts, seien wir uns ehrlich.

Die anderen Problemkinder, über die wir morgen noch diskutieren werden - deswegen werde ich daran jetzt nur kurz anstreifen -, bleiben das Gartenbaukino und das Stadtkino. Lassen wir das für morgen, aber auch hier, glaube ich, braucht es dringend neue Konzepte.

Ich möchte eigentlich den Fokus oder den Hauptfokus dessen, was mein Beitrag in einer Kulturdebatte sein soll, darauf legen, dass ich eine wirklich große Schwierigkeit in dieser Stadt in der Kulturpolitik erkenne, und nicht nur in der Kulturpolitik. Das ist dann der Fall, wenn mehrere Ressorts zusammenarbeiten müssen, dann, wenn eine kulturpolitische Notwendigkeit da ist, aber die gesamte Stadtregierung gemeinsam Projekte entwickeln sollte. 

Meine Kollegin Marie Ringler hat bereits die Musikschulen angesprochen. Es ist eine kulturpolitische Frage: Ist Wien eine Musikstadt, ja oder nein? Derzeit verliert sie diesen Ruf, und zwar dramatisch! Wenn junge Menschen kein Instrument erlernen können, haben wir ein Problem - das muss man so sagen -, und wenn man das nicht löst, dann kann man sich nicht mehr Musikstadt nennen. Das ist eine kulturpolitische Aufgabe und muss gemeinsam mit anderen Ressorts gelöst werden.

Das zweite Problem - das haben wir hier schon sehr oft diskutiert - sind die Plakatierungen von Kulturinstitutionen im öffentlichen Raum. Die Abhängigkeit von einem einzigen, SP-nahen Unternehmen ist wirklich nicht mehr zu ertragen. Hier braucht es nicht nur eine kulturpolitische, sondern hier braucht es eine städtische Initiative, wobei ich mir vom Kulturstadtrat, aber auch von der gesamten Regierung ein Konzept wünsche, damit es einen fairen Zugang für mehrere Anbieter und Anbieterinnen, aber auch für die Kulturinstitutionen gibt, wo und von wem sie plakatieren lassen.

Herr Kollege Woller hat seine Rede völlig zu Recht mit der Frage der privaten Finanzierung von Kultur begonnen. Das sehen auch wir genau so. Allerdings sehen wir auch die Gefahr, dass derzeit sich in Wien befindende Kulturinstitutionen möglicherweise demnächst Sponsorinnen und Sponsoren verlieren werden. Es ist noch gar nicht so lange her, da ist das dem Vienna Art Orchestra passiert. 

Wir wissen jetzt noch nicht, wie sich die Wirtschaftskrise en detail auswirken wird. Wir können nur mutmaßen, wir können nur vorbauen, wir können das Schlimmste verhindern. Das tun ohnehin viele in allen Bereichen, aber das gilt insbesondere auch für die Kultur. Wenn Sponsoren und Sponsorinnen verloren gehen, dann gibt es ein Problem, dann muss die öffentliche Hand doch als sehr sicherer Anbieter oder sicherer Finanzierer von Kultur von sich aus eine Rolle spielen. 

Das gilt aber auch für Publikumseinnahmen. Wir wissen nicht, wo in Zukunft gespart werden wird, aber eines ist auch möglich: dass weniger Touristinnen und Touristen ins Land oder in die Stadt kommen. Das bedeutet für viele Kulturbetriebe doch Erhebliches, nämlich weniger Einnahmen durchs Publikum. Hoffen wir, dass es nicht passiert! Aber auch da sollte man in einem Budget Vorbeugemaßnahmen ergreifen, um solche - hoffentlich nicht eintretenden - Fälle bewerkstelligen zu können, da es hier Ausfälle von wesentlichen Playern in der Kultur Wiens geben kann.

Damit wären wir im Übrigen schon beim nächsten Thema. Was oft vergessen wird, ist, dass der Kulturausschuss unter anderem für den Tourismus zuständig ist. Es gibt derzeit - das hat zumindest die Schönbrunn Kultur- und BetriebsGesmbH gesagt - sehr starke Einbrüche bei den BesucherInnenzahlen im Schloss Schönbrunn. Worauf das zurückzuführen ist, darüber kann man unterschiedlicher Meinung sein. Kommen jetzt schon weniger TouristInnen in die Stadt, um die Kulturbetriebe zu besuchen? (GRin Nurten Yilmaz: Oder haben sie ...?) Oder hat Schönbrunn vielleicht auch Eigenfehler gemacht? Das ist auch eine Diskussion, die man führen sollte und kann. 

Was ich allerdings nicht gut fand - das sage ich auch hier an dieser Stelle -, war der plötzlich ausgebrochene Kulturkampf, als ob es jetzt die Frage wäre: Sollten wir die Stadt Wien nur noch mit der traditionellen, historischen Kultur oder mit einer modernen Kultur bewerben? Ich glaube, Wien ist beides, Wien soll beides haben, und Wien soll auch beides zeigen.

Aber der Tourismus ist auch für die Kulturbetriebe Wiens eine sehr, sehr wichtige Sache. Gerade für Museen, für die Staatsoper, für Musik spielt das eine ganz entscheidende Rolle. Wir sollten daher tatsächlich lieber darüber Debatten führen anstelle dieses Klein-Kleins, das wir oft in der Kulturpolitik pflegen. Denn das sind wirklich die großen Herausforderungen für die Zukunft unserer Kulturbetriebe in Wien. 

Es ist durchaus möglich, dass Wien-Tourismus, die Finanzstadträtin, die ja auch Präsidentin des Tourismusverbandes ist, und der Herr Kulturstadtrat hier gemeinsam Pakete schnüren. Das wäre zum Beispiel etwas, was ich mir erwarten würde in einer Budgetwoche in Zeiten einer möglichen Wirtschaftskrise. Aber es wird immer noch so getan, als ob alles so wäre, wie es noch vor einem Jahr war. Hier fürchte ich, dass wir uns in die eigene Tasche lügen, so ist es derzeit nicht.

Wir wissen, wie gesagt, noch nicht, welche Auswirkungen dies auf den Tourismus haben wird. Wir wissen es nicht, weil es noch nie in der Zeit einer Wirtschaftkrise so viel Tourismus gegeben hat. Das heißt, dies mit 1929 zu vergleichen, ist gar nicht möglich. Wir wissen zum Beispiel nicht, ob viele Europäer und Europäerinnen, die Fernreisen machen wollten, diese Fernreisen einsparen und ohnehin hier Urlaub machen. Das alles wissen wir nicht, weil es das noch nie gegeben hat. Aber wir sollten gerüstet sein, es ist auch hier Dramatisches möglich.

Bevor ich zum Abschluss komme, habe ich noch ein bisschen Zeit. Herr Kollege Wolf - jetzt hätte ich fast Woller gesagt -, Herr Kollege Wolf hat schon ... (GR Dr Franz Ferdinand Wolf: Bitte nicht!) Das war wirklich ein Freud'scher!

Herr Kollege Wolf hat in seinem Debattenbeitrag schon die Studie zur sozialen Lage der Künstlerinnen und Künstler in Österreich und vor allem in Wien erwähnt. Tatsächlich ist fast die Hälfte der Kunstschaffenden Österreichs hier in dieser Stadt. Das ist für diese Stadt eine besondere Herausforderung, und sie hat deswegen auch eine besondere Verantwortung!

Die Zahlen haben Sie schon genannt: durchschnittlich 500 EUR verdienen kunstschaffende Frauen und 800 EUR kunstschaffende Männer. Abgesehen davon, dass natürlich auch diese Lücke zu schließen wäre, ist es noch immer auch für Männer zu wenig. Das ist das große Problem. Auch in diesen wirtschaftlich schwierigen Zeiten ist die Tatsache, dass gerade in Kulturbetrieben so viele Menschen im Prekariat leben, eine der größten Fragen, die wir kulturpolitisch beantworten müssen. 

Auch hier besteht wieder einmal dieses Problem, dass ein Kulturstadtrat allein das natürlich nicht lösen kann. Das wäre wieder ein klassisches Beispiel dafür, dass mehrere Ressorts sich zusammensetzen und gemeinsam ein Paket entwickeln müssten. Ich habe manchmal den Eindruck, dass das in dieser Stadt nicht passiert. Es ist eine Sozialaufgabe, es ist eine Finanzaufgabe, es ist eine kulturelle Aufgabe - das sind schon drei Ressorts -, und es gäbe auch noch den Bürgermeister.

Es geht übrigens - seien wir uns ehrlich - nicht nur um die Kunstschaffenden. Gerade in den Kulturbetrieben, in den kleineren und mittleren Kulturbetrieben, die wir mit kleineren Sümmchen subventionieren - auch morgen werden wir noch eine Möglichkeit haben, darüber zu diskutieren -, wird noch immer sehr oft davon ausgegangen, dass dort ehrenamtlich oder um ganz wenig Geld zu arbeiten wäre. Da geht es nicht um die Kunstschaffenden, sondern es geht um den Techniker, es geht um den Vorführer, es geht um Ticketabreißer und -abreißerin, es geht um all die Frauen und Männer, die in diesem Kulturbetrieb arbeiten. Schlussendlich ist die Kultur auch eine große Arbeitgeberin. 

Eines noch: Jetzt ist Kollege Woller leider gegangen; ich fand seine Ausführungen, in denen er von der Homepage des Herrn Klement zitiert hat, richtig, er hat recht. Wenn wir aber von der Verantwortung reden, die wir der jüdischen Vergangenheit, der jüdischen Kultur und der jüdischen Geschichte gegenüber haben, kann ich nicht umhin, hier das schlampige Umgehen mit diesem historischen Erbe zu erwähnen. 

Ich muss auch einmahnen, dass es immer noch jüdische Friedhöfe in Wien gibt, die verfallen. Ich sage jetzt, seit ich hier Gemeinderat geworden bin, kämpfe ich dafür, und ich renne wirklich an eine Wand von Desinteresse, von „Der Bund soll das zahlen", und es wird kein geeigneter Schritt gesetzt. Die Einzige ist Umweltstadträtin Sima, die zumindest in einer einmaligen Aktion Bäume saniert und Wege gesichert hat. Mittlerweile schaut es aber auf dem Friedhof - ich war vor Kurzem dort - fast wieder so aus wie zuvor, weil nicht nachgepflegt wird. 

Auch hier ist eine gemeinsame Anstrengung mehrerer Ressorts notwendig. Da muss Sima dafür sorgen, das Stadtgartenamt, da haben wir den Altstadterhaltungsfonds, da haben wir die Finanzstadträtin, hier müsste es auch eine gemeinsame Anstrengung mehrerer Ressorts geben. Ich verstehe nicht, warum das in dieser Stadt so schwierig ist. Redet man nicht miteinander? Ich weiß es nicht.

Deswegen zum Schluss meine Forderung: Wir debattieren hier immer so ressortmäßig. Denken wir auch diese Geschichten, die wir in unseren Ausschüssen besprechen, in einem größeren Rahmen! Es gibt Aufgaben in dieser Stadt, die dringend zu lösen sind und die von mehreren oder sogar allen Ressorts zu bewerkstelligen wären. - Herzlichen Dank. (Beifall bei den GRÜNEN.) 

Vorsitzender GR Günther Reiter: Herr Ing Mag Dworak hat sich gemeldet. Ich bitte ihn zum Rednerpult.

GR Ing Mag Bernhard Dworak (ÖVP-Klub der Bundeshauptstadt Wien): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Ich möchte zuerst auf die Äußerungen des Kollegen Woller eingehen. Ich finde, es ist unerhört und wirklich ungezogen, die ÖVP als Kulturbanausen darzustellen und hinzustellen. Dass wir als Kulturschaffende beziehungsweise als Kulturinteressierte jede Menge Theater- und sonstige Kulturveranstaltungen besuchen, ist selbstverständlich. Es gehört sich einfach nicht, die Opposition in dieser Art zu beleidigen. Ich möchte das wirklich in dieser Art hier sagen, es ist ungeheuerlich! (Beifall bei der ÖVP und von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der FPÖ.) 

Ich möchte auf zwei Dinge, die er gesagt hat, eingehen, erstens einmal auf die „Producers". Wenn man Ränge sozusagen abdeckt, damit man weniger Sitzplätze hat, und dann nur eine Auslastung von gerade über 70 Prozent hat, dann bedeutet das, dass das Stück in Wien nicht angenommen worden ist. Wer das Stück gesehen hat, kann sich das durchaus vorstellen. Die Ablösung der Verträge mit Mel Brooks - das wissen wir alle - wird nicht einfach sein, das wird die Vereinigten Bühnen noch einmal viel Geld kosten. Darum glauben wir, dass das leider Gottes ein großer Flop sein wird. Offenbar liegt von Berlin nur eine Anfrage und gar kein Vertrag vor. Dass dieses eingekaufte Musical die Vereinigten Bühnen wöchentlich 20 000 EUR kostet, ist für uns wirklich nicht in Ordnung. 

Der zweite Punkt, den er genannt hat: Dass die Vereinigten Bühnen nächstes Jahr offensichtlich 2,7 Millio-
nen EUR weniger bekommen werden, freut uns. Denn Sie wissen alle, laut Kontrollamtsbericht - offenbar kann Herr Kollege Woller den oder die Kontrollamtsberichte nicht optimal lesen, und bei „Netzzeit“ dürfte es sehr ähnlich sein, da kennt er die Verträge auch nicht - gab es nämlich gefälschte eingereichte Bilanzen, unterschiedliche Varianten, und genau diese 2,7 Millionen sind in diesen Bilanzen aufgetaucht. Ein Kontrollamtsbericht hat also einen Sinn, meine Damen und Herren, und wir freuen uns, dass er offenbar gewirkt hat! (Beifall bei der ÖVP.) 

Aber ich komme zu den 230 Millionen EUR, die für das nächste Budget vorgesehen sind. Gut, 5 Prozent mehr, das hört sich wunderbar an. Mein Kollege Franz Ferdinand Wolf hat es schon gesagt: 230 Millionen wurden auch beim Rechnungsabschluss 2007 ausgegeben. Für uns bedeutet das eine Stagnation. Auch im Sinne einer vorsichtigen Budgetierung finde ich es etwas zu hoch, dass man die Einnahmen beim Wiener Tourismus mit 14 Millionen ansetzt. Aber kommen wir zu den einzelnen Bereichen. 

Bei den Museen wird wieder mehr Geld unter dem Titel „Weitere Rate für den Peschka-Nachlass" und für die Eingliederung der Archäologiemitarbeiter in das Wien Museum zur Verfügung gestellt. Für mich sind aber noch viele Fragen offen, beispielsweise jene nach dem neuen Depot oder der neuen Aufstellung der Schausammlung. Dies wird deutlich mehr Geld kosten, als wir derzeit budgetiert haben, und das findet keinen Niederschlag im Budget. 

Oder zum Thema Bezirksmuseen: Wir haben gehört, dass zwar die Bezirke aus anderen Töpfen mehr Geld bekommen werden. Aber die Bezirksmuseen werden weiter wie Stiefkinder behandelt. Die Ansätze sind über viele Jahre nicht erhöht worden, und ein so genannter Bezirksmuseentag im Jahr ist offensichtlich zu wenig. 

Zum Thema Künstlerhaus gibt es zwar die Zusage, dass man sich mit einem Drittel der Kosten beteiligen wird, es gibt aber keinen Budgetansatz. Als vorsichtiger Kaufmann sollte man das durchaus vorsehen. 

Zum Thema Altstadterhaltung: Wir werden im nächsten Jahr die Spinnerin am Kreuz renovieren, und das finde ich sehr positiv. Allerdings ist uns das Gesamtbudget der Altstadterhaltung zu wenig. Viele Projekte, die bereits eine Förderungszusage haben, warten nämlich darauf, dass endlich etwas geschieht. 

Zum Thema Filmwirtschaft: Endlich wird die Vienna Film Commission auf den Weg gebracht. Das ist gut, es ist für die Filmschaffenden eine deutliche Erleichterung, den Drehort Wien zu ermöglichen und für Erleichterungen in der Organisation zu sorgen. Im Gegensatz zu anderen Ländern sollten sie sich auch als Organisation mit der Mehrwertsteuerrückvergütung auseinandersetzen. Es ist derzeit meines Wissens ungeklärt, wie es hier weitergehen soll. 

Jetzt bekommt zwar die Filmwirtschaft mehr Geld, was im Hinblick auf den Oscar-Gewinn von Stefan Ruzowitzkys „Die Fälscher" positiv ist, aber ich glaube, diese zusätzlichen Mittel von mehr als 4 Millionen EUR werden in Anbetracht des ORF-Desasters nur ein Tropfen auf den sprichwörtlichen heißen Stein sein. Denn zu gleicher Zeit wird der ORF aus Sparsamkeitsgründen seine Fernsehfilmförderung um 20 Millionen kürzen. Bekanntlich haben wir jetzt schon beim Filmfonds Wien drei Viertel der Förderungssumme - bis jetzt 8 Millionen, nächstes Jahr 10 Millionen - für Fernsehfilme aufgewendet. Wenn man dann die 20 Millionen sieht, wird es leider Gottes nicht mehr Geld für die Filmwirtschaft sein. Dass man in Zukunft mehr österreichische Filme bei uns wird sehen können, bezweifle ich in dieser Situation. Ich denke aber, dass es andere Länder gibt, die durchaus mehr aus ihrer Filmwirtschaft machen. Hier ist als Beispiel Ungarn zu nennen. 

Die Themen Gartenbaukino beziehungsweise Stadtkino sind von den aktuellen Kontrollamtsberichten her noch gut im Gedächtnis, und zwar besonders deshalb, weil es sich hier um die Vermischung der Tätigkeiten der Geschäftsführer der Viennale handelt, da diese ja gleichzeitig die Besitzer des Gartenbaukinos und des Stadtkinos sind. Ich möchte auch aufzeigen, dass die Förderung für diese beiden Kinos mehr als 710 000 EUR beträgt und im Gegensatz dazu die privaten Kinos nur 400 000 EUR bekommen. Die Zukunft des Gartenbaukinos ist für mich offen, da, bei Tage betrachtet, dieses Kino durchaus sehr sanierungsbedürftig ist. Die Rettung dieses stadteigenen KIBA-Kinos dürfte noch Probleme für das Gartenbaukino mit sich bringen beziehungsweise für die Wiener Kinolandschaft ein finanzielles Nachspiel haben.

Zum Thema Palais Kabelwerk: Ich finde es durchaus spannend, dass laut einer OTS-Meldung vom Sonntag beziehungsweise laut der gestrigen Rede der Frau Vizebürgermeisterin ein Teil der zusätzlichen 13 Millio-
nen EUR im Bereich Kultur für das Projekt Kulturzentrum Kabelwerk verwendet wird. Die Frage, die sich mir stellt, ist - es sind offenbar schon wieder zu wenige Mittel vorgesehen, denn wir haben vorige Woche 390 000 EUR für einen Baufehler investiert -: Gibt es hier neue Mittel oder Forderungen nach weiteren Zuschüssen? 

Nun zu einem Projekt der SPÖ, der Herr Stadtrat hat es schon kurz angeschnitten, und es ist auch ein Lieblingsprojekt der Frau Kollegin Ringler: „Cash for Culture". Dieses Projekt wurde in Schweden eingestellt, und derzeit wird in Holland geprüft, ob es eingestellt wird. Es ist nicht ganz so, wie es ausschaut. 80 000 EUR haben wir dafür vorgesehen, 60 000 EUR werden ausgeschüttet. Aber allein 11 000 EUR braucht das Wiener Volksbildungswerk für die Verwaltung! Das ist ein relativ hoher Teil, und die Meldungen darüber, wer diese Bezieher oder die zu Fördernden sind, kommen ausschließlich von der Gebietsbetreuung. Dort gibt es keine Rahmenbedingungen dafür, unter welchem Titel die Förderung erfolgt. Die Gebietsbetreuung sagt, der oder die bekommt etwas, und aus! Daher finde ich, es ist schade um so ein Projekt. (GR Marco Schreuder: Was ist Ihr Vorschlag? Das würde mich interessieren!) 

Man muss hier durchaus neue Förderungsrichtlinien aufstellen. Das müsste der Herr Stadtrat machen. Dann kann man sich überlegen, ob dieses Projekt weiter gefördert werden soll. 

Zu den Bezirksfestwochen: Kurz ist von Herrn Woller angesprochen worden, dass die Bezirksfestwochen mehr Geld bekommen. Aber bis jetzt haben die Bezirksfestwochen vom Volksbildungswerk rund 545 000 EUR bekommen. Wir wissen, es gibt jetzt einen neuen Landtagspräsidenten, der auch Präsident des Volksbildungswerks ist, und er möchte das auf neue Beine stellen. Doch wenn man 23 Bezirken je 10 000 EUR – sprich, 5 000 für die Werbung für diese Veranstaltung und 5 000 für die Aufführung, sprich, für die Bühne - innerhalb der Zeit vom 1. Juni bis zum 23. Juni vorschreibt, wird jeden Tag irgendwo anders eine Veranstaltung abgehalten werden. Die Bezirke haben das bis jetzt aber ganz anders gemacht. Sie haben das nämlich für bestimmte Veranstaltungen bekommen, und es wurde ihnen nicht aufs Auge gedrückt, dass sie jetzt plötzlich einen Tag Bezirksbühne machen sollen. Ich glaube daher, hier liegt noch vieles im Argen. Da muss man sich wirklich überlegen, ob dieses Projekt so, wie es jetzt angedacht ist, das Optimum ist. 

Meine Damen und Herren! Wo Sie hinschauen, gibt es negative Kontrollamtsberichte, und wenn man bedenkt, dass beim Prater-Vorplatz rund 60 Millionen EUR in den Sand gesetzt werden, könnte man mit diesem Geld wirklich auch vieles im Kulturbereich machen. Aber wo immer der versprochene Impuls für die Kultur bleibt, mit dem Budget von 230 Millionen EUR beziehungsweise für den Rechnungsabschluss aus dem Jahr 2007 können wir von der ÖVP keinen zusätzlichen Impuls für die Kultur erkennen. Wir werden daher auch dem Budget nicht zustimmen. (Beifall bei der ÖVP.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Das Wort hat Frau GRin Mag Straubinger. - Bitte.

GRin Mag Sybille Straubinger (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren!

Sie dürfen sich ja nicht wundern, wenn wir versuchen, hier in dieser Budgetdebatte auch darzustellen, was sich Positives in dieser Stadt tut, was sich hier auf kulturellem und wissenschaftlichem Sektor entwickelt. (GR Marco Schreuder: Das „Best of" ...!) Denn wenn man Ihnen zuhört, dann ist das sozusagen eine einzige Problemliste, und das hat schon etwas mit selektiver Wahrnehmung zu tun. 

Vielleicht um nur auf ein paar angesprochene Punkte auch einzugehen: Wenn die ÖVP, aber auch der Genosse, der Herr GR Schreuder davon spricht (GR Marco Schreuder, mit Heiterkeit: Der „Genosse" Schreuder?), dass die Musikschulen zu wenig sind und es sozusagen keine Plätze gibt, dann muss man schon dazusagen - das wissen auch all jene KollegInnen, die im Ausschuss Bildung, Jugend, Information und Sport sind -, dass ja nicht nur die Musikschulen Plätze anbieten, um Musikinstrumente zu lernen. Es gibt diverseste andere Träger, und ein ganz großer davon sind die Volkshochschulen, die diese Kurse anbieten. Da gibt es eine enge Zusammenarbeit mit dem Ressort Laska, und da gibt es auch Konzepte, dass man sich jetzt darauf konzentriert, dass an den Musikschulen die Kinder und an den Volkshochschulen primär die Erwachsenen lernen sollen. 

Ein weiterer Punkt, der angesprochen wurde, betrifft das lange Warten auf eine Musikschule in Simmering. Da hätte man auch vorher der Frau Vizebürgermeisterin zuhören können, denn sie hat sich sehr darüber gefreut und auch explizit erwähnt, dass es mit Mai 2009 den Spatenstich für das Bildungszentrum Simmering geben wird, wo neben der Bücherei und der Volkshochschule auch eine Musikschule hineinkommen wird, und zwar mit einem Budget von 16 Millionen EUR, das wir jetzt auch beschließen. Ich glaube, das ist keine Kleinigkeit. 

Man muss auch darstellen, was sich in diesem Budget tut, und da sieht man sehr, sehr viel Positives. Ich kann mich an eine meiner ersten Gemeinderatssitzungen erinnern, da ging es um das Budget 2005, zu dem ich auch sprechen durfte. Ich habe damals gesagt - daran kann ich mich erinnern -, dass ich mich sehr darüber gefreut habe, dazu zu sprechen, weil es eine Erhöhung gab, weil damals das Budget von 174 Millionen EUR im Jahr 2004 auf 198 Millionen EUR angestiegen war und es somit ein Plus von 11 Prozent gegeben hatte. Das ist mittlerweile schon ein alter Hut, weil das Kulturbudget jedes Jahr steigt. 

Das Wissenschaftsbudget erhöhte sich von 206 Millionen im Jahr 2007 auf 217 Millionen. Der aktuelle Voranschlag liegt bei 230 Millionen EUR. Das ist wieder einmal eine hohe Steigerung, diesmal von 6 Prozent. (Beifall von Gemeinderätinnen und Gemeinderäten der SPÖ. - GR Marco Schreuder: Tosender Applaus!) 230 Millionen, das ist ein Wert - wie auch der Herr Kollege von der ÖVP gesagt hat -, den wir letztes Jahr im Rechnungsabschluss hatten. Wir wissen erfahrungsgemäß - und ich wiederhole jetzt, was auch Kollege Woller schon gesagt hat -, dass der Abschluss immer höher als der Voranschlag ist und dass man nicht Äpfel mit Birnen vergleichen kann, sondern sich eigentlich darüber freuen sollte, dass dieser Rechnungsabschluss immer höher ist. Das freut ja an sich alle Kulturpolitiker - mit Ausnahme der Volkspartei. 

Aber es geht nicht nur um die Höhe des Budgets, es geht natürlich auch darum, was inhaltlich damit passiert. Es ist ein Budget, das zum einen den Ruf und die Bedeutung der Kulturstadt Wien sichert, das sich aber auch weiterentwickelt, eines, das Traditionen absichert, die wir haben, aber gleichzeitig auch offen ist für Neues. Es ist eines, das Stärken stärkt, die wir haben - zum Beispiel auch im Theaterbereich -, das es aber auch ermöglicht, neue Stärkefelder zu entwickeln. Es ist ein Budget, das Vielfalt bietet, gleichzeitig aber auch Schwerpunkte setzt. 

Es ist nicht möglich, alle Bereiche, die dieses Kulturbudget umfasst - einige sind ja schon genannt worden -, die die Kulturstadt Wien ausmachen, die die Kulturpolitik ausmachen, jetzt zu erwähnen. Aber es ist uns sehr bewusst, dass jeder einzelne Bereich einen großen Anteil daran hat. Nicht nur die Kulturschaffenden, auch die Verwaltung, alle, die hier beteiligt sind, haben ihren Anteil an dieser Kulturstadt Wien. Danke auch dafür! (Beifall bei der SPÖ.)
Wenn Herr Kollege Dworak keine Impulse sehen kann, dann ist - was ja kurz schon erwähnt worden ist, immer sehr kurz ist das von der Opposition zu hören - das Wiener Filmpaket, glaube ich, ein sehr kräftiger Impuls. Das ist ein Beispiel für ein neues Stärkefeld, das wir in der Stadt haben, und sicher auch ein Schwerpunkt für die nächsten zwei Jahre, mit 4,25 Millionen EUR mehr für den österreichischen Film, und zwar auf allen Ebenen. 

Das heißt, es gibt eine eigenständige Fernsehfilmförderung - eine eigene Einrichtung beim Filmfonds Wien wird das sein - mit eigenen Richtlinien und eigenem Budget. Es gibt eine Erhöhung des Budgets des Filmfonds Wien um 2 Millionen EUR, das kommt den österreichischen Filmproduktionen zugute, die in der Vergangenheit schon sehr große Erfolge gefeiert haben. Es gibt eine Erhöhung der Filmförderung der Kulturabteilung, die für Experimentalfilme, Dokumentationen und Kurzfilme zuständig ist. Auch die Wiener Kinoförderung - Wien ist eine der ganz wenigen Städte, in denen es so etwas überhaupt gibt - wird um 100 000 EUR erhöht.

In dem Zusammenhang vielleicht auch kurz erwähnt sei die Fortführung und Weiterführung des Stadtkinos, die jetzt geregelt ist. Dieses hat mit Claus Philipp einen neuen Leiter, ist jetzt auch im Budget der Stadt Wien und bekommt mehr Geld. Dort wird sicher auch ein Konzept verwirklicht werden, das über die Filmvorführungen allein hinausgeht. 

Auch noch ein Wort zum Antrag „Human Rights Filmfestival": Da gab es Gespräche, das haben wir schon gesagt. Es gibt auch eine schriftliche Beantwortung - seien Sie also nicht so ungeduldig -, die im nächsten Gemeinderatsausschuss behandelt wird und in der auch drinsteht, dass man sich darauf geeignet hat, dass es für das nächste Jahr, und zwar schon im Jänner, eine Förderung geben wird und auch das Filmfestival heuer stattfindet. Es wird ja auch irgendwie eröffnet. (GR Marco Schreuder: Warum nicht auch heuer finanzieren?) Ja, nächstes Jahr finanzieren wir es. Sie waren aber einfach auch zu spät dran. (GR Marco Schreuder: Es ist nie zu spät für Menschenrechte!) Es findet ja statt, und es gibt auch eine Förderung im nächsten Jahr. (GR Marco Schreuder: Es ist dreimal abgelehnt ...!)
Last but not least ist auch die Vienna Film Commission zu erwähnen, für die wir ja morgen im Gemeinderat den wesentlichen Schritt machen und auch beschließen, dass sie im Jänner ihren Betrieb aufnehmen wird. Das heißt, es gibt gute Voraussetzungen und gute Impulse, um an diese Erfolge anzuschließen. 

Eine neue Stärke, die sich entwickelt hat und die hier immer ein bisschen unterbelichtet bleibt, ist die bildende Kunst, in der sich sehr viel getan hat. Es ist in der letzten Woche die Vienna Art Week als Vernetzungsplattform zu Ende gegangen. Es findet die ViennaFair immer im Frühjahr statt, mittlerweile schon zum fünften Mal, mit über tausend KünstlerInnen und 16 000 Besuchern. Es hat „departure“ auf der Vienna Art Week seinen Call für den Kunstmarkt vorgestellt, eine Wirtschaftsförderung, die aber natürlich auch den Kunststandort Wien fördert. 

Dass sich das in den letzten Jahren so gut entwickeln konnte, das kommt auch nicht von irgendwo, das braucht ja einen Boden, auf dem es sich entwickeln kann. Das sind die Institutionen der Stadt Wien, das sind natürlich auch die Bundesmuseen, aber das sind vor allem auch die Institutionen der Stadt Wien wie zum Beispiel die Kunsthalle, in der es spannende Ausstellungen gibt, beispielsweise Edward Hopper. Das gilt natürlich auch für KÖR Kunst im öffentlichen Raum, die wirklich gut funktioniert, die spannende Projekte hat, die Kunst für alle Menschen leicht und einfach zugänglich macht. Das sind auch Dinge wie zum Beispiel der Monat der Fotografie, der Bildankauf, der für die Stadt Wien direkt durch die MA 7 stattfindet, oder das Museum auf Abruf. Es gibt also eine ganze Reihe von Bereichen, die für die bildende Kunst in den letzten Jahren ganz deutlich gemacht haben, dass sich da sehr viel tut, dass sich da sehr viel entwickelt hat.

Eines, was auch dazugehört und nur sehr kurz erwähnt worden ist - nämlich immer im Zusammenhang damit, dass es vielleicht mehr an Finanzierung braucht -, ist das Wien Museum, das 2009 übrigens sein 50-jähriges Jubiläum am Standort Karlsplatz feiert, mit vielen interessanten Ausstellungen. Eine davon kann man vielleicht in einem Gedenkjahr auch ans Herz legen, nämlich die Ausstellung mit dem Titel „Kampf um die Stadt - Politik, Kunst und Alltag um 1930". 

Das Jüdische Museum möchte ich bei der Gelegenheit auch erwähnen. Denn es hat vor wenigen Tagen sein 15-jähriges Bestehen gefeiert und hat einen ganz wesentlichen, wichtigen Teil des österreichischen kulturellen Erbes, den es verwaltet, aufarbeitet und einer breiten Öffentlichkeit zugänglich macht. 

Impulse werden auch im Wissenschaftsbereich gesetzt, ganz deutliche Impulse sogar. Wenn ich anfangs gesagt habe, dass das Kulturbudget zum einen Stärken stärkt, aber auch Vielfalt ermöglicht, dann gilt das auch ganz besonders für das Wissenschaftsbudget der Stadt. Ich sage ganz bewusst „der Stadt", denn Wissenschaft ist sozusagen nicht nur MA 7-Wissenschaft, sondern Wissenschaft geht weit darüber hinaus, und auch das Budget geht weit darüber hinaus. 

Frau VBgmin Brauner hat es auch in den einleitenden Worten zum Budget erwähnt: Es gibt 80 Millio-
nen EUR, die die Stadt im Jahr 2009 in Wissenschaft und Forschung investiert. Das beantwortet, glaube ich, als unsere Stellungnahme auch den Antrag der GRÜNEN, der eine Erhöhung des Wissenschaftsbudgets zum Inhalt hat. Das heißt, es gibt sehr viel Geld für Wissenschaft und Forschung. Noch dazu ist Wissenschaft - das muss man auch immer wieder dazusagen, auch wenn wir das sehr gerne tun und als unsere Verantwortung sehen - an sich nicht ureigenste Aufgabe der Stadt, sondern eine Bundeszuständigkeit. 

Es kann sich nicht nur das Gesamtbudget sehen lassen, sondern durchaus auch das Wissenschaftsbudget der MA 7. Ein Vergleich zum Voranschlag 2008 kommt für 2009 zu einer Erhöhung um 27,7 Prozent! Ich meine, das ist ja nicht nichts, sondern es ist fast ein Drittel, das hier mehr zur Verfügung steht, und zwar auch dafür zur Verfügung steht, einerseits die Vielfalt zu sichern und zum anderen Impulse zu setzen. 

Einer dieser Impulse - so heißt es hier sogar - ist das Impulsprogramm für die Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften, das als eine erste Umsetzung der FTI-Strategie beschlossen worden ist und für das jährlich 1,5 Millionen EUR zur Verfügung stehen. Es wird Mitte Dezember die Förderungsentscheidungen für diesen ersten Call geben, der das Thema „Arts and Sciences" hatte. Was da an Projekten herauskommen wird, weiß man noch nicht. Aber man weiß jetzt schon, dass es ein Erfolg ist, denn es sind 51 Projekte eingereicht worden und 35 davon noch im Rennen. Das zeigt schon, dass dieses neue Thema, das auch durchaus sehr experimentell ist, sehr gut angenommen worden ist. Das zeigt auch, dass wir da sozusagen den richtigen Riecher und die Nase am Puls der Zeit hatten, denn man weiß, dass der Wissenschaftsfonds des Bundes, der FWF, im kommenden Jahr eine ähnliche Ausschreibung zum Thema Kunst und Wissenschaft startet. 

Es gehören dazu auch Stiftungsprofessuren, daher vielleicht auch noch ein, zwei Sätze zum Antrag der GRÜNEN zum Thema Stiftungsprofessuren. Es ist momentan im Rahmen des Impulsprogramms keine Stiftungsprofessur geplant. Aber Sie wissen auch, dass das Ganze abgewickelt wird über den WWTF, der einen internationalen Beirat hat. Ich glaube nicht, dass es notwendig ist, hier neue Arbeitskreise und Arbeitsgruppen zu installieren.

Es gibt neben diesen Stiftungsprofessuren, die wir für sinnvoll und notwendig halten, auch viele, unzählige kleine Projektförderungen. Es gibt Ausschüttungen und Förderungen über die verschiedenen Fonds der Stadt, und - das soll natürlich nicht unerwähnt bleiben - ganz entscheidend sind auch viele Vermittlungsinitiativen. Denn nur dann, wenn wir auch die Bevölkerung auf diesem Weg mitnehmen, dass wir eine Wissensstadt sind, sein wollen und das auch in Zukunft ausbauen wollen, kann das funktionieren. Ich habe auch wirklich den Eindruck, das funktioniert jetzt nicht mehr nur im Ausland, sondern zunehmend auch im Inland. Es ist ja oft nicht das Einfachste, dass man die eigenen Leute überzeugt, wenn man im Ausland schon als Wissenschaftsstadt anerkannt ist. 

Da sei vielleicht nur ein Highlight erwähnt als eine Empfehlung für die Wiener Vorlesungen, die im nächsten Jahr natürlich wieder geplant sind. Es wird - ich glaube, das ist in Planung und auch schon ziemlich fix - eine Wiener Vorlesung von Jürgen Habermas zum Thema „Verhältnis Privatheit und Öffentlichkeit nach dem Bankenkrach" geben. Ich glaube, das ist auch ein Thema, das durchaus am Puls der Zeit ist und das sicher wieder sehr viele Menschen anziehen wird, ähnlich wie zum Beispiel die Vorlesung mit Jean Ziegler, zu der rund 2 500 Menschen in den Festsaal gekommen sind.

Es gäbe noch viele Bereiche, die man jetzt erwähnen könnte, in denen sich viel getan hat, weil eben Vielfalt ein Motto der Kulturpolitik in Wien ist. Literatur zum Beispiel: gerade eben „Eine Stadt. Ein Buch.", und auch die Aktion „Cash for Culture" ist wiederum durchgeführt worden, was ebenfalls erwähnt worden ist. Das funktioniert wirklich sensationell gut, da hat es in diesen zehn Monaten schon 39 Projekte gegeben, die eingereicht worden sind, und zwar großartige Projekte. Da gibt es natürlich Einführungskosten, wenn man ein neues Projekt startet, es gibt aber gleichzeitig dafür eine begleitende Evaluierung, und es ist dies eine wirkliche Bereicherung für die Stadt. 

Es gibt neue, aber auch schon ältere Kulturinitiativen in der Stadt. Es gäbe noch Mode und Design, aber auch auf Grund der fortgeschrittenen Stunde werde ich da nicht mehr alles im Detail erwähnen, sondern vielleicht nur noch einen Satz zum Abschluss sagen. 

Die Stärke einer Stadt wie Wien liegt in ihrer Vielfalt, aber auch darin, dass man mit dieser Vielfalt Möglichkeiten schafft, dass aus dieser Vielfalt neue Stärkefelder und neue Schwerpunkte entstehen können. Man hat in der Vergangenheit gesehen, dass das funktioniert, und ich finde und bin überzeugt davon, dass sich das auch mit dem Budget 2009 fortsetzen wird. Es wird funktionieren! - Danke. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Nächste Rednerin ist Frau GRin Smolik. - Bitte.

GRin Claudia Smolik (Grüner Klub im Rathaus): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Herr Stadtrat! Meine Damen und Herren! 

Ja, es stimmt, was Kollegin Straubinger gemeint hat: Dass in dieser Stadt für Forschung mehr Geld ausgegeben wird, auch wenn das das ureigenste Aufgabenfeld einer Bundesregierung wäre. Aber es ist in diesem Budgetansatz, nämlich dem Ansatz 2891, seit Jahren zu sehen - und das wurde ja auch schon von einem Vorredner angeführt -, dass dann beim Rechnungsabschluss immer mehr Geld ausgegeben wird. Auch hier ist das meistens der Fall. Wir glauben einfach, dass man hier von vornherein mehr budgetieren könnte, genau für diese vielfältigen Förderungen, die über diese Budgetpost ausgeschüttet werden können, und nicht eben viel Geld über das andere Budget, das ja meistens über die Finanz ausgeschüttet wird, sondern dass es genau hier, in diesem kleinteiligen Bereich, ebenfalls mehr Budget braucht.

Ich bringe deswegen wieder den Antrag ein, auch wenn die SPÖ dem nicht zustimmt, weil ich trotzdem glaube, dass man hier auch ein Zeichen setzen könnte, dass man zumindest 1 Promille des Budgets in diesem Bereich, auf dieser Budgetpost ausgeben beziehungsweise budgetieren könnte, wenn man ohnehin weiß, dass es hier einen größeren Bedarf gibt. Ich möchte deswegen folgenden Beschlussantrag einbringen:

„Bei der Erstellung des Budgetvoranschlags 2009 wird der Budgetansatz 2891, Förderung von Forschung und Wissenschaft, der MA 7 BA 3 auf mindestens 1 Promille des Gesamtbudgets angehoben.

Ich beantrage die sofortige Abstimmung.“ 

Zu den Stiftungsprofessuren, die Kollegin Straubinger schon angesprochen hat, und der FTI-Strategie, die auch die Frau Vizebürgermeisterin in ihrer Budgetrede angesprochen hat: Ja, es gab dann den „Wien denkt Zukunft"-Prozess, ja, es gibt jetzt die FTI-Strategie. Ich habe schon öfters gesagt, es hat sehr lange gedauert, bis es hier zu einer Strategie gekommen ist, und ich bin froh, dass es diese Strategie gibt. In dieser Strategie ist auch die Rede von Stiftungsprofessuren. Wenn man sich die Definition ansieht, wie hier die Stiftungsprofessur definiert wurde, so ist jetzt in der FTI-Strategie zu lesen: Mit diesem Instrument werden herausragende WissenschafterInnen aus dem Ausland für eine bestimmte Zeit nach Wien geholt und in Folge dauerhaft etabliert. Das Instrument sieht die Finanzierung einer herausragenden Person plus einer kleineren Forschungsgruppe für einen Zeitraum von mindestens drei bis maximal fünf Jahren vor, und diese Personen sind in ein qualitativ herausragendes Arbeitsumfeld in Wien einzubetten.

Das macht Sinn, wenn man es in die FTI-Strategie einbetten würde. Es macht auch Sinn, dass der WWTF über die Stiftungsprofessuren versucht, gezielt punktuell auch ausgezeichnete WissenschafterInnen zu holen, die dann sehr wohl in Wien bleiben. Was wir in den letzten Sitzungen beobachten mussten oder was auch beschlossen wurde, ist, dass Stiftungsprofessuren hier aus heiterem Himmel von einzelnen Instituten plötzlich beantragt wurden, die weder mit der FTI-Strategie zusammenhängen - zumindest vordergründig nicht zusammenhängen, weil auch in den Anträgen nicht mit der FTI-Strategie argumentiert wurde - noch über die Schiene des WWTF finanziert werden, sondern die einfach eine Stiftungsprofessur eingerichtet bekommen, weil sie offensichtlich Zugang zu Kontakten in dieser Stadt haben, die andere Institute anscheinend nicht haben und auch nicht ausnützen. Das weiß ich nicht, weil ja die Anträge auf Stiftungsprofessuren nicht bei mir hereinkommen. 

Man fragt sich dann schon: Wie kann es sein, dass hier zwei Institute zu diesen zwei Stiftungsprofessuren, die ja beschlossen wurden, in Summe 600 000 EUR bekommen haben, ohne auch nur im Ansatz den Anforderungen der Definition der Stiftungsprofessur der FTI-Strategie zu entsprechen beziehungsweise den Anforderungen, die auch der WWTF an Stiftungsprofessuren hat? Denn bei der zweiten Stiftungsprofessur, die beschlossen wurde, der Roland-Rainer-Stiftungsprofessur, ist keine Rede von dauerhaft, sondern jedes Semester soll jemand anderer kommen, und der soll dann aufarbeiten, und es ist keine Rede davon, dass es sich hier um eine herausragende Persönlichkeit der Wissenschaft handeln soll. Es ist auch keine Rede davon, dass eine kleinere Arbeitsgruppe folgen soll. Das war ganz klar nicht im Sinne dieser Definition.

Was wir wollen, ist, dass wir uns in dieser Stadt auf eine gemeinsame Definition von Stiftungsprofessuren einigen: Was soll das können? Wer soll das bekommen? Dann kann man darüber reden: Wer braucht das? Macht es Sinn, dass das die Stadt finanziert, oder ist nicht eigentlich der Bund - wie Kollegin Straubinger ja auch schon ausgeführt hat - dafür zuständig, dass die Universitäten nicht zur Stadt kommen und sagen müssen, wir brauchen eine Professur, gebt uns bitte das Geld, weil wir hier keine Möglichkeiten haben?

Deswegen die Arbeitsgruppe; deswegen unser Antrag, dass wir eine Arbeitsgruppe Stiftungsprofessuren mit interdisziplinären ExpertInnen und WissenschafterInnen sowie VertreterInnen aller im Gemeinderat vertretenen Parteien einrichten. Die Aufgabe dieser Arbeitsgruppe soll es sein, Kriterien zur Vergabe von Stiftungsprofessuren für das Impulsprogramm Geistes-, Sozial- und Kulturwissenschaften im Rahmen der Wiener Strategie für Forschung, Technologie und Innovation zu erstellen. Die Arbeitsgruppe soll bis spätestens Ende März 2009 einberufen werden. - Hier beantrage ich die sofortige Abstimmung dieses Antrags. 

Ich weiß nicht, was das Problem dabei ist, hier die im Gemeinderat vertretenen Parteien oder auch die in der Stadt ansässigen ExpertInnen einzubinden. Denn was jetzt passiert, ist, dass sich manche Institute fragen: Was muss ich tun, zu wem muss ich in dieser Stadt gehen, um zu einer Stiftungsprofessur zu kommen? Über den normalen Weg, über die Calls, die es ja gibt, über den WWTF geht es offensichtlich nicht - denn da gibt es die Jurys und, und, und -, sondern es gibt noch einen zweiten Weg, und dieser zweite Weg steht nicht allen Instituten zur Verfügung, sondern der bleibt offensichtlich nur manchen Instituten beziehungsweise manchen Professoren offen und anderen nicht. 

Ich habe schon einmal erwähnt, dass die Art, wie hier damit umgegangen wird, uns immer wieder zu Verwunderung veranlasst beziehungsweise uns die Frage stellen lässt: Wo geht man in dieser Stadt hin, um Gelder für das Wissenschaftsbudget beziehungsweise für sein Institut, für sein Forschungsvorhaben zu bekommen? Offensichtlich nicht zum zuständigen Stadtrat! Denn sonst würden ja hier mehr Gelder budgetiert werden beziehungsweise könnten wir darüber reden, wie wir gemeinsam damit umgehen und was Sinn macht. Macht es wirklich Sinn, semesterweise wechselnde Gastprofessuren als Stiftungsprofessuren zu bezeichnen, oder geht es da um andere Dinge?

Ich möchte auch anlässlich dieser Geschäftsgruppe noch kurz zum Gender-Budget sprechen. Ich habe mir die Wiener Vorlesungen genauer angesehen. Ich halte diese Einrichtung für eine sehr, sehr gelungene, man sieht das ja auch an den BesucherInnenzahlen. Ich glaube, dass das eine sehr notwendige Form von Wissensvermittlung für Bürgerinnen und Bürger dieser Stadt ist.

Was ich nach wie vor für verbesserungswürdig halte - und ich glaube, dass es auch Bestrebungen gibt, hier Verbesserungen zu machen -, ist, den Anteil der Frauen zu heben. Denn nach wie vor sind die weiblichen Vortragenden in der Minderheit, und auch bei den Publikationsförderungen ist der Frauenanteil mit 40 Prozent zu 60 Prozent nach wie vor in der Minderheit.

Ich glaube, dass wir hier verstärkt schauen sollten, bei den Wiener Vorlesungen weibliche Vortragende zu bekommen. Es gibt gute Wissenschafterinnen in dieser Stadt, aber auch in Österreich, die man einladen könnte und die sicher gern bereit sind, im Rahmen der Wiener Vorlesung ihre Vorträge zu halten und sich auch den Diskussionen zu stellen. Ich glaube, dass man mit ein bisschen mehr Engagement noch mehr Frauen dazu bringen könnte und damit in der Statistik beziehungsweise im Gender-Budget zumindest zu einer 50-zu-50-Aufteilung kommen könnte. 

Das Gleiche gilt beim Frauenanteil in der Publikationsförderung, und hier schließt sich der Kreis: Würden wir das Budget bei der Wissenschaftsförderung erhöhen, könnten wir auch mehr Publikationen fördern, und dann würden auch mehr Frauen in den Genuss einer Publikationsförderung kommen.

Ich hoffe, dass sich beim Rechnungsabschluss in diesem Bereich einiges getan haben wird, und wünsche uns noch ein schönes Abstimmen. - Danke. (Beifall bei den GRÜNEN.)
Vorsitzender GR Günther Reiter: Eine Wortmeldung von einem Gemeinderat oder einer Gemeinderätin liegt mir nicht mehr vor. Am Wort ist Herr Amtsf StR Dr Mailath-Pokorny. - Bitte.

Amtsf StR Dr Andreas Mailath-Pokorny: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Eine solche Budgetdebatte sollte und könnte ja zumindest einmal im Jahr auch Gelegenheit sein, die Kulturpolitik ein bisschen grundsätzlicher zu diskutieren.

Bei der einen oder anderen Wortmeldung hatte ich den Eindruck, dass das der verlängerte Kontrollausschuss war. Was nicht gesagt wurde, war, dass in Wahrheit im letzten Kontrollausschuss das Gegenteil von dem, was über viele Monate und Jahre in eben diesem Kontrollausschuss behauptet wurde, nämlich dass das Kontrollwesen der MA 7 besonders schlecht sei, bewiesen wurde.

Lassen Sie mich in aller Kürze noch einmal das größere Bild zeichnen und entwerfen. Wir debattieren das Kulturbudget, und da gibt es eine einzige Zahl, die in den Vordergrund gestellt gehört: Es hat einmal mehr eine Steigerung dieses Kulturbudgets gegeben, für kommendes Jahr liegt diese in der Höhe von über 6 Prozent. Insgesamt ist in den vergangenen sieben Jahren das Kulturbudget um über 43 Prozent gestiegen. Ich glaube, das verdient in aller Bescheidenheit eine Erwähnung. Ich kenne nicht viele Kommunen, nicht viele Städte in Europa – in Österreich schon gar nicht –, denen das gelungen ist. Und das – auch darauf wurde hingewiesen – in einer Zeit, in der allenthalben zu Recht von der großen Krise die Rede ist, von der großen Krise, was die Weltfinanzmärkte, was die Finanzierungen allgemein anlangt. Es brechen die privaten Finanzierungen weg. Das ist in der Tat bedauerlich. 

Es gibt auch einige Bereiche und Länder, wo die öffentliche Kulturfinanzierung gekürzt wird. Ich war erst vor ein paar Tagen in der italienischen Hauptstadt. Dort beginnen mittlerweile Streiks auch von Kulturschaffenden, weil die öffentliche Hand ihre Förderungen reduziert.

Was tun wir? Wir tun das genaue Gegenteil. Wir erhöhen die Kulturförderungen. Und warum tun wir das? Wir tun das, weil wir zutiefst davon überzeugt sind, dass eine ausreichend öffentlich dotierte Kultur und auch Wissenschaft – ich zähle auch die Wissenschaft zur Kultur im weitesten Sinne – für die Lebensqualität der Stadt besonders wichtig ist. Sie alle kennen die Studien, wo darauf hingewiesen wird, wie wichtig es letztendlich nicht nur für die Menschen in dieser Stadt, sondern auch für die vielen Gäste ist, dass es ein ausreichendes, ein großzügiges, ein interessantes, ein spannendes Kulturangebot und Wissenschaftsangebot gibt, das auch angenommen wird.

Wir tun das, weil das auch ein einzigartiger Punkt für die Stadt im internationalen Wettbewerb ist. Die Stadt unterscheidet sich letztendlich durch ihre vielfältige Kultur und Wissenschaft von anderen Städten, und nicht zuletzt auch deshalb, weil – wie zahlreiche Untersuchungen bewiesen haben – jeder in Kultur und Forschung und Wissenschaft investierte Euro mehrfach in diese Stadt zurückkommt. Wir glauben daher, es ist notwendig, dass wir diesen Weg einschlagen und eingeschlagen haben.

Wir Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten glauben, dass Kunst und Kultur zweierlei brauchen: Das eine ist Freiheit, und das andere sind die materiellen Grundlagen. Wir stehen – und dieses Budget ist ein weiterer Beleg dafür – für ein offenes Klima. Wir stehen für Kritikfähigkeit, wir stehen für Offenheit, wir stehen für Neugierde, wir stehen für Innovation und – auch das muss einmal gesagt sein – wir eröffnen den Künstlerinnen und Künstlern, den Kulturschaffenden, den Wissenschaftern und den Forschern die Möglichkeit, auch zu scheitern. Auch das gehört zu einer guten Kulturpolitik, letztendlich den langen Atem anzubieten und selbst zu haben, weil menschliche Entwicklung grundsätzlich auch immer damit verbunden ist, dass man neue Wege einschreiten und begehen kann, dass man dabei auch scheitern kann und dass man aus diesem Fehler lernt und dass man etwas besser macht. Daher bin ich zutiefst überzeugt, dass das auch zur Freiheit der Kunst und der Wissenschaft und der Forschung gehört, dass man den darin Tätigen diese Möglichkeit und diesen langen Atem gibt.

Die materiellen Grundlagen brauchen selbstverständlich eine ausreichende Dotierung. Gerade was das Kultur- und das Wissenschaftsbudget anbelangt, können Sie an den vorliegenden Zahlen schlicht und einfach in jedem einzelnen Bereich nachlesen, dass es diese ausreichende Dotierung gibt, verbunden mit einer wunderbaren Ausweitung des kulturellen Angebotes und des wissenschaftlichen Angebotes.

Ein Beispiel von vielen – es wurde schon erwähnt, aber ich sage es noch einmal, weil es eine bewusste politische Entscheidung war – ist die Neugestaltung, Erweiterung und Ausweitung der Filmförderung. Das ist nicht nur eine Erhöhung der Mittel – das wäre für sich genommen schon bemerkenswert –, sondern es ist ein ganzes Paket, das wir geschnürt haben, um einen ganz wichtigen Bereich, den audiovisuellen Bereich der Stadt zu unterstützen, zu fördern und den Erfolg, den er in den letzten Jahren hatte, noch auszuweiten.

Mit der Erweiterung der Filmförderung geht auch die neue Einführung eines Fernsehfilmfonds und die Unterstützung der Kinos einher. Ich sage das deshalb, weil ein Großteil der Fraktionen in diesem Haus diese Unterstützung der Kinos nicht wollte. Wir sind der Meinung, dass ein Gesamtfilmpaket und eine Gesamtsicht der Dinge des Films eine politische Entscheidung beinhaltet, eine Entscheidung für die Vielfalt der Kinos und dafür, dass wir Kinos in einer Situation, wo sie am privaten Markt vielleicht nicht so bestehen könnten, öffentlich unterstützen und in einigen Fällen in Wahrheit sogar kommunalisieren. – All das, meine Damen und Herren, ist ein typisches und ein gutes Beispiel für diese Form der Kulturpolitik.

Ich möchte die Gelegenheit nützen, mich selbstverständlich und in großer Überzeugung bei all den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern meines Ressorts zu bedanken, bei den verschiedenen Magistratsabteilungen: Sie alle haben hervorragend gearbeitet, auch in der Erstellung des Budgets. Ich glaube, es ist ein sehr, sehr gutes Budget. Ich möchte mich bei der Frau Finanzstadträtin bedanken für die wirklich hervorragende Zusammenarbeit und das große Verständnis und auch das Bekenntnis von ihrer Seite und der Seite der Finanzverwaltung, dass Kultur und Wissenschaft für diese Stadt ganz besonders wichtig ist, was natürlich in gleicher Weise auch für den Herrn Bürgermeister gilt.

Meine Damen und Herren! Ich glaube, dass die vorliegenden Zahlen, wenn Sie sie noch einmal sehr genau studieren wollten, sie mit Sicherheit dazu veranlassen werden, einer weiteren Steigerung des Kulturbudgets der Stadt für das Jahr 2009 zuzustimmen. In dieser sicheren Gewissheit bitte ich um diese Zustimmung. – Danke sehr. (Beifall bei der SPÖ.) 

Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich erkläre die Debatte zum Voranschlagsentwurf für das Jahr 2009 und zum Gebührenprüfungsantrag, Postnummern 1 und 2, für geschlossen. Die Berichterstatterin, Frau VBgmin Mag Brauner, hat das Schlusswort.

Berichterstatterin VBgmin Mag Renate Brauner: Sehr geehrte Damen und Herren! 

Ich widerstehe der Versuchung, zu den vielen Ausführungen Stellung zu nehmen, wiewohl es eine spannende Diskussion war. Applaus ist von allen Seiten erlaubt. Ich möchte mich darauf reduzieren, im Sinne der Stadtverfassung darauf hinzuweisen, dass gemäß § 86 der Verfassung der Bundshauptstadt Wien der Voranschlag 2009 in der Zeit von 12. November bis 19. November 2008 zur öffentlichen Einsicht aufgelegen ist, dass vom Recht der Einsichtnahme ein Gemeindemitglied Gebrauch gemacht hat und eine Stellungnahme abgegeben hat.

Ich stelle daher den Antrag, diese Stellungnahme zum Voranschlag dem zuständigen Geschäftsbereich zur Erledigung zuzuweisen. 

Darüber hinaus verweise ich auf meinen schon einleitend formulierten Antrag und meine Bitte um Zustimmung zu dem Voranschlag 2009. Ich stelle hiermit den formellen Antrag um Zustimmung zu den Anträgen auf den Seiten XIX bis XXI und – das ist das Besondere heute – zum Ergänzungsantrag zum Voranschlag 2009. 

Ich danke Ihnen für die spannende, wenn auch kontroversielle, aber niveauvolle Diskussion und bitte um Zustimmung. (Beifall bei der SPÖ.)
Vorsitzender GR Dr Wolfgang Ulm: Ich unterbreche die Sitzung zur Beratung der Anträge in den Klubs für zehn Minuten.

(Die Sitzung wird um 20.11 Uhr unterbrochen und um 20.27 Uhr wieder aufgenommen.)

Vorsitzender GR Godwin Schuster: Meine sehr geehrten Damen und Herren! 

Wir nehmen die unterbrochene Sitzung wieder auf und kommen zur Abstimmung über die Postnummer 1 der Tagesordnung, das ist der Entwurf des Voranschlags der Bundeshauptstadt Wien für das Jahr 2009. (Zwischenruf von GR Dr Herbert Madejski.)

Ein Beitrag zur Geschäftsordnung? Dr Madejski, ich habe den Abstimmungsvorgang schon eingeleitet. (Rufe bei der SPÖ: Nicht während der Abstimmung!) Wir müssen das nachher machen. Es tut mir leid. (GR Mag Wolfgang Jung: Das geht ja nicht, wenn es den Antrag betrifft!) – Das ist ein Ding der Unmöglichkeit, lieber Kollege! 

Wir haben morgen wieder Gemeinderatssitzung. Ich bin im Abstimmungsvorgang und ich bitte, das zu respektieren. Es kann während des Abstimmungsvorgangs nicht zu einer Wortmeldung kommen, daher setze ich den Abstimmungsvorgang fort. (GR Dr Herbert Madejski: Zur Geschäftsordnung jederzeit! – Rufe bei der SPÖ: Nein!) – Während des Abstimmungsvorgangs nicht! (GR Prof Harry Kopietz: Nur bei der FPÖ! – GR Dr Herbert Madejski: Dann wird es aber lange! Das sage ich dir jetzt schon!) 

Es liegt mir zur Postnummer 1 ein Abänderungsantrag vor, der von den GRÜNEN eingebracht wurde. Inhaltlich ist er bekannt. Wer diesem Abänderungsantrag die Zustimmung gibt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von der ÖVP und den GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. 

Ich bitte nun jene Damen und Herren des Gemeinderats, die dem auf den Seiten XIX bis XXI des Voranschlagsentwurfs abgedruckten Antrag einschließlich der vom Stadtsenat vorgelegten Änderung im Sinne des Antrags der Frau Vizebürgermeister zustimmen wollen, die Hand zu erheben. – Das ist von der SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Wir kommen nun zu den zu Postnummer 1 eingebrachten Beschluss- und Resolutionsanträgen. Ich gehe in der Reihenfolge vor, wie sie zur Postnummer 1 eingelangt sind. 

Der 1. Antrag ist ein Antrag der GRÜNEN und betrifft ein frauenspezifisches Maßnahmenpaket gegen die Wirtschaftskrise. Hier wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration verlangt. - Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 2. Antrag, ein Antrag der GRÜNEN, betrifft Frauenförderung im Magistrat. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 3. Antrag, eingebracht von der ÖVP, betrifft Aufhebung des Wiener Valorisierungsgesetzes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 5. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Budgetvoranschlag für ein Konjunkturpaket für Wien. Es wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 6. Antrag ist ein Antrag der ÖVP und betrifft ein Maßnahmenpaket gegen zunehmende Verwahrlosung von Geschäftsstraßen. Es wird eine Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 7. Antrag, ein Antrag der ÖVP, betrifft die Schaffung einer Stadtwache. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 8. Antrag, ein Antrag der ÖVP, betrifft die vorzeitige Versetzung in den Ruhestand von Wiener BeamtInnen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 9. Antrag, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Kapitalismus in der Krise. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 10. Antrag, ein Antrag der GRÜNEN, betrifft das Bankenrettungspaket. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 11. Antrag, ein Antrag der ÖVP, betrifft umfangreiches Wiener Konjunkturpaket. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 12. Antrag, ein Antrag der SPÖ, betrifft Sicherstellung von Postdienstleistungen. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Der 13. Antrag, ein Antrag der FPÖ, betrifft Vorlage von Quartalsberichten. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der 14. Antrag, eingebracht von der SPÖ, betrifft Lehrlingsausbildung. Es wird die Zuweisung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 15, eingebracht von der FPÖ, betrifft Freifahrt für Lehrlinge. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichen Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 16, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Verlängerung der S45 Wiener Vorortelinie vom Handelskai bis zum Praterkai. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und so angenommen. 

Der Antrag Nummer 17, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft neuen ÖBB-Fahrplan. Es wird die Zuweisung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig und daher auch so angenommen. 

Der Antrag Nummer 18, eingebracht von der ÖVP, betrifft Zukunft der österreichischen Postdienstleistungen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 19, eingebracht von der FPÖ, betrifft Ausweitung des Parkpickerls. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 20, eingebracht von der FPÖ, betrifft verbilligten Führerschein für Lehrlinge und Schüler. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von FPÖ und den GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit. (GR Heinz Hufnagl, in Richtung GRÜNE: Mehr Autofahrer braucht das Land!) 

Der Antrag Nummer 21, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Umgang mit dem Baukulturerbe der Moderne in Wien. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig angenommen. 

Der Antrag Nummer 22, ein Antrag der ÖVP, betrifft die Erhaltung und Revitalisierung der alten Ortskerne. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 23, ein Antrag der ÖVP, betrifft die Bedarfs- und Standorterhebung für eine Mehrzweckhalle. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen. 

Antrag Nummer 24, ein Antrag der ÖVP, betrifft Anrainerparken in gewerblichen Garagen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 25, eingebracht von der ÖVP, betrifft Sicherheit für Radfahrer. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 26, eingebracht von der ÖVP, betrifft raschere Anschaffung von Niederflurstraßenbahnen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 27, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einführung eines Logistiksystems für Paketzustellungen. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Stadtentwicklung und Verkehr wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 28, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Beförderungsbänder statt „Automatic People Mover" – Klammer: Cable Liner - als neue Verbindung vom Hauptbahnhof zur U-Bahn-Station. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen. 

Der Antrag Nummer 29, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Schaffung qualifizierter Arbeitsplätze für Frauen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 30, eingebracht von der ÖVP, betrifft Förderung von Frauen in Führungspositionen. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle damit die Einstimmigkeit fest. 

Der Antrag Nummer 31, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erarbeitung eines Aktionsprogramms zur Bekämpfung von häuslicher Gewalt in Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 32, eingebracht von der ÖVP, betrifft Verein Frauen beraten Frauen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 33, eingebracht von SPÖ und GRÜNEN, betrifft die Zwangsheirat. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 34, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Aufstockung des Budgets für integrationspolitische Maßnahmen und Projekte im Budgetvoranschlag für 2009 um mindestens das Doppelte. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die Mehrheit.

Der Antrag Nummer 35, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erarbeitung eines Integrationskonzepts. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 36, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Nahversorgung und Geschäftsstraßenbelebung. Es wird die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen und Wirtschaft verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 37, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Dienstleistungsangebot auf den Wiener Märkten. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Integration wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 38, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft drohende Schließung von Wiener Postämtern. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 39, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Förderung für die Begrünung von Dächern und Innenhöfen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 40, eingebracht von der FPÖ, betrifft Solarleuchten. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 41, eingebracht von der FPÖ, betrifft die Vermittlung von Umwelt und Naturschutz im Rahmen des Integrationsprogramms. Hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von der FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 42, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Weihnachtsbeleuchtung. Hier wird die Zuweisung an den zuständigen Ausschuss verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig beschlossen.

Der Antrag Nummer 43, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft persistente Stoffe im Wiener Abwasser. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 44, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Renaturierung Liesingbach. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 45, eingebracht von der ÖVP, betrifft Erhöhung der Grünhofförderaktion. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 46, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Wiener Tierschutzbericht und ist ein Zuweisungsantrag an die Geschäftsgruppen Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal sowie Umwelt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und ist einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 47, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Kirrung zur Trophäenjagd. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 48, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Weiterentwicklung des Gender Budgeting der Stadt Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 49, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Zweckbindung der Überschüsse aus den Ent- und Versorgungsbetrieben des Ressorts für Umweltschutzmaßnahmen im eigenen Bereich. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 50, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Position des Wiener Gemeinderates zum Einsatz gentechnisch veränderter Organismen in der Landwirtschaft. Hier wird auch die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von FPÖ, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 51, eingebracht von den der FPÖ, betrifft günstige Jungwiener-Wohnung. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Wohnen wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag wird von ÖVP, FPÖ und SPÖ unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 52, eingebracht von der SPÖ, betrifft die Ermöglichung des Bezugs von Wohnbeihilfen der Gemeinde Wien für bisher davon ausgeschlossenen Personenkreisen. Die Zuweisung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 53, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Förderung des Einbaus von Alarmanlagen in Wohnungen, Einfamilienhäuser und Kleingartenhäuser. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 54, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Aufstockung der Förderungen für einbruchshemmende Eingangstüren und die Ausweitung auf einbruchshemmende Fenster. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 55, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Maßnahmen zur Sicherstellung kostengünstigen Wohnraums. Hier wird die Zuweisung an die zuständigen Geschäftsgruppen für Stadtentwicklung und Verkehr sowie Wohnen verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig angenommen.

Der Antrag Nummer 56, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Sanierung des Studentenheims Haus Döbling. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 58, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Ausweitung Mieterschutz. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 59, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft nachvollziehbare Mietzinsobergrenzen und Befristungen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird vom Antragsteller unterstützt und hat damit nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 60, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Maklerprovisionen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 61, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Spirale Indexanpassung von Wohnungsmieten und Inflation. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 65, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Umsetzung einer gleichwertigen, flächendeckenden abgestuften Versorgung im Palliativ- und Hospizbereich. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Dieser Antrag ist einstimmig so angenommen worden.

Der Antrag Nummer 66, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Umsetzung eines stationären Hospizes in Wien. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Einstimmigkeit kann ich hier feststellen.

Der Antrag Nummer 67, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Verein Hemayat. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppen Integration, Frauenfragen, KonsumentInnenschutz und Personal sowie Gesundheit wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, SPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 68, eingebracht von SPÖ, ÖVP, betrifft die Verlängerung der U6 zum Krankhaus Nord. Es ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem zustimmt, dem bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 69, eingebracht von der ÖVP, betrifft zeitgerechte Information und Besprechung der Budgets des Fonds Soziales Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 70, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Entwicklung eines Kriterienkatalogs für einheitliche Qualitätsstandards an Jugendämtern unter besonderer Berücksichtigung substituierter und suchtkranker Mütter. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 71, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Konjunkturpaket für sozialökonomische Betriebe. Auch hier wird die sofortige Abstimmung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 72, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Implementierung einer Assistenzkonferenz zur besseren Einschätzung des tatsächlichen Assistenzbedarfs bei Bezug der Pflegegeldergänzungsleistung. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Gesundheit wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Die Zuweisung dieses Antrags ist einstimmig beschlossen worden. 

Der Antrag Nummer 73, eingebracht von der ÖVP, betrifft eine jährliche Informationsveranstaltung mit betroffenen ExpertInnen zum Thema Barrierefreiheit in Wien im Wiener Rathaus. Hier wird die Zuweisung an die amtsführenden Stadträte der Geschäftsgruppen Stadtentwicklung und Verkehr sowie Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier wird die Einstimmigkeit festgestellt.

Der Antrag Nummer 74, eingebracht von ÖVP und GRÜNEN, betrifft die Bereitstellung eines Bezirkssonderbudgets zum barrierefreien Umbau der Amtsgebäude. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppe Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 75, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft den Etappenplan für öffentliche Gebäude im Sinne des Bundesbehindertengleichstellungsgesetzes. Die Zuweisung an die Geschäftsgruppen Finanzen, Wirtschaftspolitik und Wiener Stadtwerke sowie Wohnen wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 76, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft „easy to read" und ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 77, eingebracht von der FPÖ, betrifft Pausensprache. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von der FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 78, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft die Einrichtung von Schulsozialarbeit an den Wiener Pflichtschulen und ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Auch hier stelle ich die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 79, eingebracht von den GRÜNEN betrifft Schulpsychologie. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 80, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Budgetüberschreitung der MA 53. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 81, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Erstellung eines Schulentwicklungsplans für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 82, eingebracht von der ÖVP, betrifft die umfassende Evaluation der außerschulischen Wiener Jugendarbeit. Die Zuweisung an die zuständige Geschäftsgruppe wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 83, eingebracht von der ÖVP, betrifft schulische Wahlfreiheit im Volksschulbereich. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP und FPÖ unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 84, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft NichtraucherInnenschutz. Die Zuweisung an die zuständige Geschäftsgruppe wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier wird die Einstimmigkeit festgestellt.

Der Antrag Nummer 85, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Aufstockung der personellen Ressourcen für schulbegleitende Maßnahmen. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 86, eingebracht von der ÖVP, betrifft die Einführung eines gebührenfreien Kindergartens. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 87, eingebracht von der ÖVP, betrifft Sportstättenplan für Wien. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 88, eingebracht von der ÖVP, betrifft Sanierungsprogramm der Wiener Bäder. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit. 

Der Antrag Nummer 89, eingebracht von der FPÖ, betrifft verstärkte Kooperation zwischen den Wiener Sportvereinen und den Wiener Pflichtschulen. Die Zuweisung an die zuständige Geschäftsgruppe wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist somit einstimmig angenommen worden.

Der Antrag Nummer 90, eingebracht von der FPÖ, betrifft Bewegungsfreudige Schulen. Die Zuweisung an die zuständige Geschäftsgruppe wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich stelle die Einstimmigkeit fest.

Der Antrag Nummer 91, eingebracht von allen Parteien dieses Hauses, betrifft die verstärkte Förderung vom Privatschulen mit Öffentlichkeitsrecht. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Ich danke für die Einstimmigkeit.

Der Antrag Nummer 92, eingebracht von ÖVP und GRÜNEN, betrifft finanzielle Unterstützung des Vereins Vienna International Human Rights Filmfestival 2008. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 93, eingebracht von der ÖVP, betrifft den Ausbau des Musikschulangebotes. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 94, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Erhöhung des Budgets zur Förderung von Forschung und Wissenschaft, Ansatz 2891, Budgetvoranschlag für 2009. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Der Antrag Nummer 95, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Stiftungsprofessuren. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Abstimmung über die Postnummer 2 der Tagesordnung. Sie betrifft die Überprüfung von Gebühren und tarifmäßigen Entgelten durch den Gemeinderat. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 2 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. – Das wird von SPÖ, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat damit die ausreichende Mehrheit.

Es gelangt nunmehr die Postnummer 3 der Tagesordnung zur Verhandlung. Sie betrifft die Feststellung der Wertgrenzen für das Jahr 2009. Zu Wort ist niemand gemeldet. Ich komme daher zur Abstimmung. 

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die dem Antrag, nämlich der Postnummer 3, zustimmen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das ist einstimmig so angenommen worden.

Wir kommen nun zur Postnummer 4 der Tagesordnung. Sie betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung Wiener Krankenanstaltenverbund für das Jahr 2009. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde schon bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Gesundheit und Soziales durchgeführt.

Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung. Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 4 ihre Zustimmung geben wollen, die Hand zu erheben. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die Mehrheit. (Zwischenrufe bei der SPÖ.) – Ich habe die Teile der FPÖ leider wirklicht nicht gesehen und bitte um Entschuldigung! (Allgemeine Heiterkeit.)
Wir kommen nun zum Antrag mit der Nummer 63, der zur Postnummer 4 eingebracht und von den GRÜNEN beantragt wurde. Er betrifft PatientInnensicherheit im Zusammenhang mit unerwünschten Ereignissen und vermeidbaren unerwünschten Ereignissen. Es ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Diesen haben ÖVP, FPÖ, SPÖ und GRÜNE unterstützt, er ist damit einstimmig angenommen. 

Der Antrag Nummer 64, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Sicherheit von PatientInnen in den psychiatrischen Abteilungen des Otto-Wagner-Spitals. Es ist ein Zuweisungsantrag. Wer diesem Antrag zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖVP, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nunmehr zu Postnummer 5 der Tagesordnung. Sie betrifft den Wirtschaftsplan der Unternehmung Stadt Wien – Wiener Wohnen für das Jahr 2009. Die Debatte über diesen Tagesordnungspunkt wurde bei der Behandlung der Geschäftsgruppe Wohnen, Wohnbau und Stadterneuerung durchgeführt. Wir kommen daher nur mehr zur Abstimmung.

Ich bitte jene Damen und Herren des Gemeinderates, die der Postnummer 5 ihre Zustimmung geben wollen, um ein Zeichen mit der Hand. – Das wird von der SPÖ unterstützt und hat damit die notwendige Mehrheit.

Zur Postnummer 5 gibt es zwei Beschluss- und Resolutionsanträge.

Der erste Antrag mit der Nummer 57 wurde von den GRÜNEN eingebracht und betrifft barrierefreie Gemeindewohnungen. Es wird die Zuweisung verlangt. Wer dieser Zuweisung zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Hier wird die Einstimmigkeit festgestellt.

Der Antrag Nummer 62, eingebracht von den GRÜNEN, betrifft Moratorium indexgebundener Mietzinsanpassungen im Gemeindebau 2009. Die sofortige Abstimmung wird verlangt. Wer diesem zustimmt, den bitte ich um ein Zeichen mit der Hand. – Er wird von ÖPV, FPÖ und GRÜNEN unterstützt und hat nicht die ausreichende Mehrheit.

Wir kommen nun zur Wortmeldung zur Geschäftsordnung. – Bitte, Herr GR Dr Madejski.

GR Dr Herbert Madejski (Klub der Wiener Freiheitlichen): Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! 

Es dauert ganz kurz. Normalerweise bin ich nicht einer, der aufhält, aber es ist mir etwas aufgefallen und sauer aufgestoßen. 

Es geht um den Antrag Nummer 68. Der Antrag Nummer 68 wurde, so wurde mir versichert, von der ÖVP alleine eingebracht. Sie haben relativ rasch und sehr gut kombiniert, Frau Kollegin Korosec und Herr Kollege Gerstl, dass in der gestrigen Diskussion bereits die Frau Vizebürgermeister und der Herr Stadtrat für Planung und Verkehr angekündigt haben, dass die 
U-Bahn zum neuen Spital verlängert wird, und zwar in Favoriten. (VBgmin Mag Renate Brauner: Wie bitte?) Das haben Sie echt gut erkannt, daher wundert es mich, dass sich der Herr Kenesei so aufregt. Ich rede ja gar nicht über unsere Angelegenheit. (Rufe bei SPÖ und FPÖ: Floridsdorf!) – Er ist gar nicht da? Das ist mir auch recht! Er hat sich vorher aufgeregt, er wollte unbedingt heim. (Ruf bei den GRÜNEN: Das ist egal!) – Nein, das ist nicht egal. 

Es sollte die Ideenfindung bei uns im Haus so stattfinden: Wenn jemand oder eine Fraktion oder ein Abgeordneter einen Antrag einbringt und eine Idee hat und ein anderer fragt, ob man draufgehen will – das ist der übliche Vorgang in diesem Haus, so war es bisher immer –, dann hat man gesagt, man geht drauf oder man geht nicht drauf.

Und mein Unverständnis ist Folgendes: Bei Punkt 68 gibt es einen ganz normalen Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP, der GRe Korosec, Gerstl und Aichinger. Während Frau Kollegin Korosec hier eine Rede gehalten hat und den Antrag eingebracht hat, sind dann urplötzlich die Frau Kollegin Stubenvoll, der Herr Kollege Spitzer und der Herr Kollege Reiter handschriftlich da draufgegangen – das ist rein handschriftlich, da steht dann interessanterweise noch: SPÖ-GemeinderätInnen. Ich weiß schon, es muss formal nicht so sein, aber es haben dann sechs Leute eingebracht, in Wirklichkeit haben aber nur vier unterschrieben. Von den vier Leuten hat einer überhaupt nichts zu tun mit dem Antrag. 

So kann das wirklich nicht sein, meine sehr geehrten Damen und Herren! Dann machen wir es das nächste Mal auch so. Wenn die SPÖ einen Antrag einbringt und fragt, geht da jemand drauf, dann sagt man: Da stelle ich mich dazu und schreibe das dazu. – Ich wollte nur sagen, so kann es in Zukunft nicht sein! Entweder eine Fraktion bringt ein und die anderen sind dabei ... 

Und dann schickt noch der Bezirksvorsteher aus dem 21. Bezirk heute am Abend eine Pressemeldung aus, die SPÖ und er haben es geschafft, dass die U-Bahn verlängert wird. – Das ist ja wirklich unglaublich! 

Es tut mir leid, dass ich nicht draufgestanden bin! Uns haben Sie nicht gefragt, denn unsere Idee wäre es auch gewesen.

Ich rede jetzt gar nicht in unserer Angelegenheit. Ich rede hier für die Geschäftsordnung, dass eine solche Vorgangsweise nicht diskutabel ist, meine Damen und Herren! Ich glaube, vor allem die Opposition müsste hier zustimmen. Das kann nicht sein, dass da irgendeiner hingeht und mit der Hand unterschreibt und sagt: Jetzt stehe ich da drauf.

Und jetzt kommt das Beste: Herr Vorsitzender, auf allen Anträgen – ich habe das genau kontrolliert –, die gemeinsam gestellt werden, stehen immer zuerst jene Personen und jene Abgeordneten jener Partei drauf, die den Antrag eingebracht hat, und dann stehen all diejenigen drauf, die sich dazugeschrieben haben.

Herr Vorsitzender, ich bitte um Entschuldigung wegen der Bitte um diese Zeit, aber lesen Sie bitte, was da steht bei Antrag Nummer 68. Da steht nämlich plötzlich: Das ist der Antrag der SPÖ/ÖVP! – Ich rede nicht für Sie! Ist Ihnen das nicht aufgefallen, Herr Kollege Gerstl, Frau Kollegin Korosec? Seid ihr schon so schwach? Das ist ja unglaublich! Da muss ich mich herstellen und euch sagen, worum es in der Geschäftsordnung geht?

Meine Damen und Herren! Das ist es. Das ist kein SPÖ-Antrag, es ist kein ÖVP-Antrag, von mir aus ist es ein ÖVP/SPÖ-Antrag. Es mag sein, dass er formal richtig war, die Vorgangsweise ist indiskutabel. Wir werden uns in Zukunft diesen Antrag aufheben, denn wir haben ihn ohne SPÖ bekommen. – Danke. (Beifall bei der FPÖ.)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Kollege Reiter hat sich zu einer tatsächlichen Berichtigung gemeldet. Ich erteile ihm das Wort.

GR Günther Reiter (Sozialdemokratische Fraktion des Wiener Landtages und Gemeinderates): Liebe Gemeinderäte!

Ich verstehe nicht, warum sich die Freiheitlichen so aufregen! (GR Dr Herbert Madejski: Weil ich auch gerne draufgegangen wäre!) Ich meine, das ist gelebter Parlamentarismus. (Ironische Heiterkeit bei der FPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Das kann es nicht sein!) Wir haben kurzfristig in Absprache mit beiden Klubobmännern zu dem Ergebnis gefunden, dass die beiden Parteien diesen Antrag einbringen. – Das war der erste Punkt. (GR Dr Herbert Madejski: Du hättest ihn ja neu schreiben können!)

Den zweiten Punkt sage ich als Vorsitzender des Gemeinderates. Kollege Madejski, bitte zuzuhören! Kollege Madejski, nicht so aufgeregt sein!

Ich habe darauf hingewiesen und Frau Kollegin Korosec, was unhöflich ist, unterbrochen und habe fürs Plenum wirklich erkennbar gesagt, dass das ein gemeinsamer Antrag der ÖVP und der SPÖ ist. (GR Dr Herbert Madejski: Das ist nie gefallen, das Wort!) So war es. Das ist im Protokoll nachzulesen. Außerdem stehen die ÖVP-Gemeinderäte als Erstes und dann stehen die SPÖ-Gemeinderäte. (GR Mag Wolfgang Jung, auf GR Christian Oxonitsch weisend, der mit GR Dr Wolfgang Ulm spricht: Wir verstehen Sie leider nicht, Ihr Klubobmann spricht!)

Ich möchte euch noch einmal sagen: In Abstimmung mit beiden Klubobmännern Tschirf und Oxonitsch ist das so geschehen. Als Vorsitzender habe ich das auch so im Protokoll vermerkt. Ich bitte das so zur Kenntnis zu nehmen. Es ist so, wie ich es gesagt habe, und es ist gelebter Parlamentarismus, dass sich kurzfristig eine Partei dazu findet. – Danke schön. (Beifall bei der SPÖ. – GR Dr Herbert Madejski: Ich habe das anders gehört von den Kollegen!)
Vorsitzender GR Godwin Schuster: Noch einmal, mir liegt ein Antrag vor, auf dem steht: Beschluss- und Resolutionsantrag der ÖVP-Gemeinderätinnen und Gemeinderäte Ingrid Korosec, Mag Wolfgang Gerstl und Dr Fritz Aichinger. Mit Sternchen ist dann ein Zusatz hier eingefügt: SPÖ-Gemeinderätinnen und SPÖ-Gemeinderäte, eingebracht in der Sitzung des Gemeinderates der Stadt Wien und so weiter. – Das ist hier so vermerkt. Es müsste auch jedem einzelnen Klub eine Kopie dieses Antra-

ges zugegangen sein. Es ist so vorgemerkt. Dann steht noch weiter: Günther Reiter, Erika Stubenvoll, Gerhard Spitzer, in Klammer: SPÖ. (GR Dr Herbert Madejski: Aber nicht unterschrieben! Und wieso ist das SPÖ/ÖVP und nicht ÖVP/SPÖ? – Rufe bei der SPÖ: Geh' bitte!)
Ich habe gesagt, wer die Antragsteller sind, und habe nicht gereiht, wer der erste oder der zweite Antragsteller ist. – Das zum Ersten.

Zum Zweiten: Ich war in der Sitzung hier anwesend, als Kollege Reiter den Vorsitz geführt hat, und ich kann vollinhaltlich das unterstützen und unterstreichen, was er hier gesagt hat. Es ist in der Tat im Einvernehmen mit der ÖVP so passiert. (GR Mag Wolfgang Jung: „Passiert" ist das richtige Wort!) Das ist nicht Widerrechtliches. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass hier mit keinem Punkt die Geschäftsordnung irgendwo verletzt worden wäre. – Das möchte ich nur anmerken. Ich hoffe, dass damit zumindest für mich das ausgeräumt ist.

Damit ist die Tagesordnung der öffentlichen Sitzung erledigt.

Ich erkläre die 39. Sitzung des Gemeinderates für geschlossen. 

(Schluss der Sitzung um 21.12 Uhr)
